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�

�(Beginn um 9.01 Uhr.)

Präsident Johann Hatzl: Ich darf die Damen und Herren des Wiener Landtags recht herzlich willkommen heißen.

Die 3. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordnete! Gestatten Sie mir, bevor wir zur Fragestunde kommen, zum Beginn der heutigen Landtagssitzung eines festlichen Ereignisses zu gedenken, das kürzlich in einem uns sehr nahe stehenden und verbundenen Bundesland in würdiger Form gefeiert wurde. Ich meine damit die 80�jährige Zugehörigkeit des Bundeslandes Burgenland zu Österreich. Wie wir alle wissen, wurde das ehemalige Deutsch-Westungarn 1921 ein Teil der Republik Österreich.

Mit dem Friedensvertrag von Saint Germain vom 10.9.1919 wurden Österreich die westlichen Teile der ungarischen Komitate zugesprochen und im so genannten Venediger Protokoll des Jahres 1921 verpflichtete sich Ungarn zur Abtretung des Burgenlandes. Im Gegenzug stimmte Österreich einer Volksabstimmung in Ödenburg und acht benachbarten Landgemeinden zu. Es soll nicht verschwiegen werden, dass im November 1921 das damalige österreichische Bundesheer auf Grund der Verträge im Burgenland eingezogen war und den Anschluss offiziell vollzog.

Bei der ersten Landtagswahl im Burgenland im Jahr 1922 wurden die Sozialdemokraten mit 13 Mandaten die stärkste Partei vor den Christlich-Sozialen mit 10, der Bauernpartei mit 6 und den Großdeutschen mit 4 Mandaten. Man muss offen gestehen, dass viele Österreicher - im Burgenland im Besonderen, aber auch im übrigen Österreich - in der Ersten Republik wenig Zukunft sahen und auswanderten beziehungsweise ihr Glück in den größeren Städten und besonders in Wien suchten.

Es kam noch ärger: Während der faschistischen Epoche wurde das Burgenland aufgelöst. Ein Teil kam zu Niederdonau, der andere zum Reichsgau Steiermark. Vom Burgenland als einem eigenen Teil existierte, so wie auch von Österreich, nichts mehr auf der Landkarte.

Mit der Zweiten Republik wurde das Bundesland Burgenland wiedererrichtet. Nach der Besatzungszeit und den wirtschaftlich schwierigen Jahren als Grenz-Bundesland gelang es vor allem in den letzten Jahrzehnten, einen gigantischen sozialen, kulturellen und bildungspolitischen, aber auch wirtschaftlichen Aufschwung in Gang zu setzen. Heute ist das Burgenland eine gute Heimat für seine Mitbürgerinnen und Mitbürger. Nicht wenige Wienerinnen und Wiener, die ihre Wurzeln im Burgenland haben, sind stolz auf diese persönliche Vergangenheit oder auf die Heimat ihrer Großeltern und Eltern.

Das Burgenland ist wie wahrscheinlich kein anderes Bundesland, aber sehr im Wettbewerb mit Wien von einer ethnischen und konfessionellen Vielfalt geprägt. Kroaten, Ungarn, Slowenen, Roma, Juden, Katholiken, Protestanten haben zum Beispiel gemeinsam mit Nichtgläubigen oder Deutschsprachigen zu einem Miteinander in Toleranz geführt, aber auch ihre Opfer gebracht. Ich denke hier ganz besonders an die Volksgruppe der Roma.

Als Wiener sind wir stolz darauf - in der Vergangenheit wie auch heute -, viele frühere Burgenländer als Wienerinnen und Wiener, als überzeugte Wienerinnen und Wiener in unserer Stadt zu wissen und für andere eine berufliche Heimat zu sein. Wir freuen uns auch, dass viele Wienerinnen und Wiener diese Nähe nutzen, um die Erholungslandschaft des Burgenlandes mit einem Zweitwohnsitz - hier hoffen wir natürlich, dass das nur ein Zweitwohnsitz ist - in Anspruch zu nehmen und die Freizeit für die Schönheiten und die Produkte der Natur zu nützen.

Wir freuen uns ganz besonders darüber, dass es viele wichtige und große Themen gibt, die wir in der Ostregion Österreichs gemeinsam mit den Burgenländern ansprechen, entwickeln und lösen können.

So möchte ich namens des Wiener Landtags den Burgenländern zu dieser Erfolgsgeschichte gratulieren, ihnen aber auch für diese starke Zuneigung und Freundschaft zur Bundeshauptstadt Wien danken. Es ist in der Tat so: Je größer der Erfolg des Burgenlandes ist, desto besser ist auch die Entwicklung für uns selbst. Daher namens des Wiener Landtags: Alles Gute zu diesem Geburtstag den Burgenländerinnen und Burgenländern! (Allgemeiner Beifall.)

Meine Damen und Herren! Damit kommen wir zur eigentlichen Sitzung. Damit es kein Missverständnis gibt, möchte ich feststellen, dass diese Einleitung natürlich nicht auf Kosten der Zeit für die Fragestunde gegangen ist. Allerdings spielt ja die Zeit jetzt weniger eine Rolle, weil klargestellt ist, wie viele Fragen zwingend aufgerufen werden müssen. 

Ich darf Sie informieren, dass die Abgen Waltraud Cecile Cordon, Mag Helmut Kowarik, Mag Alexander Neuhuber und Heike Zheden für diese Sitzung entschuldigt sind, und bitte, das zur Kenntnis zu nehmen.

Wir gelangen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (PrZ 0007/LM/01-KSP) wurde von Herrn Abg Karlheinz Hora gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Österreich ist Mitglied der Europäischen Union und hat die beiden EU-Naturschutzrichtlinien (Vogelschutzrichtlinie und die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie), in denen die Schaffung eines europaweiten ökologischen Netzwerks "Natura 2000" vorgesehen ist, umzusetzen. Was ist der aktuelle Stand der Umsetzung dieser Richtlinien in Wien?

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!

Zum aktuellen Stand der Umsetzung der Vogelschutzrichtlinie und der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie in Wien möchte ich Ihnen Folgendes mitteilen.

Wichtiges Ziel dieser EU-Richtlinien ist die Schaffung eines europaweiten ökologischen Netzwerks von besonderen Schutzgebieten mit dem Namen "Natura 2000". Mit diesem Netzwerk soll europaweit die Artenvielfalt gesichert werden. Zur Schaffung dieses Netzwerks haben die Mitgliedstaaten gewissen Gebiete, in denen für die Europäische Union besonders wichtige Arten oder Lebensräume vorkommen, an die Europäische Kommission zu nennen. Diese Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung wird auf Grundlage dieser Kriterien erstellt. Nach Vorliegen dieser Liste - ich gehe davon aus, dass diese Liste innerhalb der nächsten zwei Jahre fertig gestellt sein wird - haben die Mitgliedstaaten diese Gebiete unter einen besonderen Schutz zu stellen und entsprechende Erhaltungsmaßnahmen zu treffen.

Wien hat bereits 1998 auf der Grundlage zweier Beschlüsse der Wiener Landesregierung folgende vier Gebiete an die Europäische Kommission gemeldet: den Wiener Teil des Nationalparks Donauauen, das Naturschutzgebiet Lainzer Tiergarten, das Landschaftsschutzgebiet Liesing und das Landschaftsschutzgebiet Bisamberg. Auf Grund der unbestrittenen Bedeutung dieser Gebiete für den Naturschutz sind diese Gebiete bereits seit längerem nach dem Wiener Naturschutzgesetz geschützt.

In Wien sind die Verpflichtungen dieser EU-Richtlinien im Wiener Naturschutzgesetz, im Wiener Jagdgesetz und im Wiener Fischereigesetz umzusetzen. Im Wiener Naturschutzgesetz ist vorgesehen, dass nach Vorliegen der Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung jene Gebiete, die Teil des "Natura 2000"-Netzwerks sein sollen, zu Europaschutzgebieten zu erklären sind. Weiters - das ist für Bewilligungsverfahren besonders wichtig - ist für bestimmte Vorhaben eine Bewilligungspflicht durch die Naturschutzbehörde und die Erlassung von Managementplänen zum Erhalt und zur Pflege dieser Gebiete vorzusehen.

Das Wiener Naturschutzgesetz, das erst kürzlich novelliert wurde, zählte bereits im Jahr 1998 zu den wenigen Naturschutzgesetzen, die sich um eine möglichst frühzeitige und umfassende Umsetzung dieser EU-Richtlinien bemühten. Wie wir schon letztes Mal bei der Novellierung des Naturschutzgesetzes gehört haben, hat die Europäische Kommission im Juli 2000 gegen Österreich ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet, weil ihrer Ansicht nach eine wortwörtliche Übernahme dieser EU-Richtlinien durchzuführen ist. Dies wurde mit der Novelle des Wiener Naturschutzgesetzes durchgeführt. Im Wesentlichen wurden damit die Präzisierungen getroffen, die nach der EU-Richtlinie gefordert worden waren.

Diese Novelle des Wiener Naturschutzgesetzes wurde vom Wiener Landtag bereits am 28. Juni 2001 beschlossen und wird im Oktober 2001 in Kraft treten. Dieses Naturschutzgesetz erhielt höchstes Lob von allen Naturschutzorganisationen und damit wurden die FFH-Richtlinie und die Vogelschutzrichtlinie erfolgreich umgesetzt.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ein wichtiger Punkt im Naturschutz - und wenn man so will, auch im Menschenschutz - ist natürlich die Frage der grenznahen Atomkraftwerke. Wir haben im Juni einen Antrag gestellt, der die Installierung eines Anti-Atomschutzbeauftragten in Wien beinhaltet. Jetzt sind einige Monate ins Land gezogen und es gibt darüber noch immer keine Entscheidung der Wiener Stadtregierung.

Ich hätte gerne gewusst: Wann, wie und warum ist das nicht passiert?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Abg Maresch!

Der Atombeauftragte wird - so hat es Herr Lhptm Dr Michael Häupl angewiesen - in der Wiener Umweltanwaltschaft eingerichtet werden. Die Vorarbeiten laufen derzeit.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn Abg Klucsarits gestellt.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Wien ist auch eine sehr große Agrargemeinde, was ja nicht allgemein bekannt ist. Da hätte ich Sie gerne gefragt: Welchen Stellenwert messen Sie den landwirtschaftlichen Flächen im Rahmen der Grünraumerhaltung zu?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben am Montag - es war mir dies eine besondere Freude - im Rahmen einer Enquete "Landwirtschaft in Wien" die Bedeutung der Landwirtschaft in Wien besonders hervorgehoben. Die Landwirtschaft in Wien hat große Bedeutung, und mir ist es ein besonderes Anliegen, dass die Gärtner, Gemüsegärtner, Weingärtner erhalten bleiben. 50 Prozent der Fläche von Wien sind Grünfläche.

Als ein wesentliches Problem sehen wir die biologische Landwirtschaft für den Bereich Wien an. Da geht die Stadt Wien einen eigenen Weg. Wir werden von den stadteigenen Flächen 75 Prozent auf biologische Landwirtschaft umstellen, weil, wie wir gesehen haben, 80 Prozent der Leute biologische Nahrungsmittel kaufen würden, aber nur 20 Prozent sie auch tatsächlich kaufen, weil das Angebot noch nicht groß genug ist. Daher setze ich jetzt große Anstrengungen daran, dass verstärkt biologische Lebensmittel in den Handel kommen werden.

Selbstverständlich gibt es auch, wie wir gesehen haben, für die Wiener Gärtner die Situation, dass sehr viel über LGV vertrieben wird. Das heißt, nur 15 Prozent der Produkte werden direkt in Wien angeboten, sehr viele gehen über Großhandelsketten und kommen dann über Niederösterreich wieder zurück nach Wien, was natürlich zusätzliche Emissionen durch Kraftfahrzeuge verursacht. Dem müssen wir entgegentreten und eine Direktvermarktung forcieren.

Zusammenfassend möchte ich feststellen, dass mir die Landwirtschaft in Wien sehr am Herzen liegt, insbesondere auch die biologische Landwirtschaft. Aber selbstverständlich muss den Gegebenheiten Rechnung getragen werden, sodass die Flächen, die wir in Wien haben, maximal zu bewirtschaften sind. Das bedeutet selbstverständlich auch eine integrierte Produktion im Bereich der Glashäuser. Das ist mir ein besonderes Anliegen, deshalb haben wir im Bio-Bereich großzügige Förderungen zur Verfügung gestellt.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die dritte Zusatzfrage wird von Frau Abg Mag Schmalenberg gestellt.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In den EU-Naturschutzrichtlinien wurde der Wienerwald als "Natura 2000"-Gebiet ausgewiesen. Sie haben soeben gesagt, dass die Mitgliedstaaten aufgefordert sind, diese Gebiete unter besonderen Schutz zu stellen. Die Wiener Freiheitlichen haben am 23. Mai dieses Jahres einen Antrag eingebracht, den Wienerwald im Sinne der EU-Richtlinie "Natura 2000" zum Nationalpark zu erklären. Dieser Antrag wurde leider noch nicht in Behandlung genommen. Es ist auch kein Zwischenbericht erfolgt, wie das der Geschäftsordnung entspräche.

Meine Frage an Sie: Wann werden Sie diesen Antrag in Behandlung nehmen und wie werden Sie in behandeln?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Zum Nationalpark Wienerwald ist Folgendes mitzuteilen. Wir sind derzeit in Bearbeitung dieser Thematik. Sie kennen unsere Absicht, wir prüfen derzeit, inwieweit der Biosphärenpark Wienerwald durchzuführen ist und welche Implikationen das für den Raum Wien und für die Stadt Wien hat. Diese Arbeiten werden derzeit im Rahmen der PGO durchgeführt.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die letzte Zusatzfrage stellt Herr Abg Hora.

Abg Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadtrat!

Ich bin Ihnen dankbar für die Auskunft, die Sie gegeben haben: dass die Stadt Wien die Umsetzung dieser EU-Richtlinien bereits so weit vorangetrieben hat, dass sie Gebiete genannt hat und jetzt nur noch von der EU die entsprechende weitere Vorgangsweise erwartet.

Eine Frage habe ich noch: Wie wird weiterhin sichergestellt, dass die von Ihnen genannten Gebiete in dieser Form erhalten bleiben?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Die Sicherstellung des günstigen Erhaltungszustands dieser Gebiete ist ein besonderes Anliegen und wird sichergestellt durch die Durchführung von Managementplänen. Mit der Nominierung dieser Gebiete trat das so genannte Verschlechterungsverbot der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie in Kraft, wonach der Status quo dieser Gebiete bis zu einer Unterschutzstellung als Europaschutzgebiet - das ist bis dato nicht erfolgt - nicht verschlechtert werden darf. Diesem Verschlechterungsverbot wird im Rahmen naturschutzrechtlicher Bewilligungsverfahren Rechnung getragen.

Der nächste wesentliche Schritt zur Sicherstellung des günstigen Erhaltungszustands der Schutzgüter besteht in der gebietsweisen Erarbeitung von Managementplänen, in denen die nötigen Erhaltungsmaßnahmen festgelegt werden. Bei der Erarbeitung dieser Managementpläne ist die umfassende Einbindung aller Betroffenen sowie die fachliche Abstimmung mit Niederösterreich vorgesehen. Mit der Ausarbeitung entsprechender Managementpläne wird noch im Laufe dieses Jahres begonnen werden.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Beantwortung.

Wir kommen zur 2. Anfrage (PrZ 0009/LM/01-KGR). Sie wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Die Bundesregierung hat im Zuge der Einsparungen im Bildungsbereich den jährlichen Pauschalbetrag von 10 000 ATS gestrichen, den Pflichtschullehrerinnen und Pflichtschullehrer für freiwillig erbrachte Leistungen (z.B.: Schulsparen, Buchklub, Spendensammlungen, Wettbewerbe u.v.m.) erhalten hatten. Die Vorarlberger SPÖ hat Lhptm Sausgruber (ÖVP) aufgefordert, das Land möge für diesen Einkommensverlust einspringen. Werden Sie sich als Wiener Landeshauptmann dafür einsetzen, dass dieser Vorschlag Ihrer Vorarlberger Parteikolleginnen und Parteikollegen in Wien umgesetzt wird?

Ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Es wäre bis zu einem gewissen Grad verlockend, jetzt darauf einzugehen, was der Unterschied zwischen einer relativ kleinen Oppositionspartei in Vorarlberg und einer regierenden, sohin auch für die Einhaltung internationaler und nationaler Verträge verantwortlichen Partei wie hier in Wien ist. Aber ich möchte das hintanstellen.

Sie wissen sehr viel besser als ich, dass man im Zuge der Diskussionen und letztendlich der Beschlussfassungen der Umwandlung des Gesamtsystems hin zu Jahres-Zeitmodellen, hin zu einer so genannten Jahresnorm, die Detailabgeltung von bestimmten Zusatzleistungen de facto abgeschafft hat und dass diesem Modell in einer Abstimmung unter den Lehrern selbst eine mehrheitliche Zustimmung gegeben wurde. Ich sehe daher schon aus diesem Grund keine Möglichkeit, hier zu zusätzlichen Finanzierungen über das hinaus, was die Stadt Wien etwa bei Abgeltungen - außertourlichen Abgeltungen der MA 56 - heute schon leistet, zu gelangen.

Zum Zweiten möchte ich Ihnen einmal mehr sagen, dass wir dort helfen, wo die Hilfe unerlässlich ist - bei Streichungen durch den Bund, bei Einsparungen durch den Bund -, dass wir aber in Wien sicherlich nicht in der Lage sind, bei Einhaltung internationaler Verträge, sprich Maastricht-Vertrag, und bei Einhaltung nationaler Verträge, sprich Stabilitätspakt, die gesamten finanziellen Ausfälle des Bundes mit dem Wiener Budget wettzumachen. Dazu sage ich ganz ehrlich, wenn wir eine verantwortungsvolle Budgetpolitik machen, können wir diese Leistungen in der Form mit Sicherheit nicht erbringen.

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage stellt Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Unter dem Strich müssen wir feststellen, dass Maastricht in Kombination mit dem Stabilitätspakt gerade bei den PflichtschullehrerInnen zur Folge hatte, dass diese jetzt teilweise um 30 000 S weniger im Jahr verdienen - das sind 2 500 S im Monat - und auf Grund der Einsparungen noch dazu sehr viel mehr Arbeit leisten müssen. Wie eine Direktorin so schön gesagt hat, verläuft da eine Gratwanderung zwischen Idealismus und beinahe schon Idiotie. Weder streiken sie, noch machen sie einen Boykott, sondern sie machen einfach alles, weil sie es für die Kinder machen wollen.

Jetzt wird auch evaluiert, welche Auswirkungen das alles auf die Qualität der Wiener Schulen hat. Daher meine Frage: Sollte bei dieser Evaluation herauskommen, dass wirklich enorme Einbußen in der Qualität entstanden sind - werden Sie dann vielleicht bereit sein, noch einmal darüber nachzudenken und zu überdenken, ob nicht auch die Stadt Wien gewillt ist, in irgendeiner Form Maßnahmen zu setzen, um die Qualität zu erhalten?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Selbstverständlich soll man immer wieder evaluieren. Aber das werden auch andere tun müssen, das werden beispielsweise auch Lehrer für sich tun müssen. Ich möchte hier gar nicht als Elternteil darüber sprechen, was sich jetzt zum Teil in Schulen abspielt, auch vor dem Hintergrund dessen, was als so genannter Lehrerboykott in diese aktuelle Diskussion eingegangen ist. Ich glaube, es ist unsere Aufgabe, hier die Gesamtsicht zu haben, sowohl was den Unterricht durch die Lehrer und die Unterrichtsvoraussetzungen für die Lehrer betrifft, als auch die Situation der Eltern und vor allem die Situation der Kinder zu berücksichtigen. Den Eindruck, dass diese Gesamtsicht tatsächlich gewährleistet ist - das sage ich ganz offen -, habe ich zurzeit nur höchst eingeschränkt. 

Natürlich bin ich bereit, immer wieder zu evaluieren und auch darüber zu reden, welche Maßnahmen wir hier noch setzen können, um das Ärgste abzuwenden. Das gilt insbesondere für Wien, denn kein anderes Bundesland ist bereit, auch nur darüber nachzudenken.

Ein bisschen möchte ich gerade Sie auch darauf hinweisen, dass die Frage der Währungsstabilität und die Frage von internationalen Verträgen auf der anderen Seite zweifelsfrei auch Vorteile hat, und eben Nachteile in der derzeitigen Interpretation durch die österreichische Bundesregierung, darüber sind wir uns wahrscheinlich entsprechend einig. Ein bisschen sollte man auch darüber nachdenken - das ist wahrscheinlich unsere Aufgabe in dieser Aufgabenteilung von Opposition und Stadtregierung -, wie man dies einigermaßen im Lot halten kann.

Ich habe überschlagsmäßig nachgerechnet, wie hoch die Forderungen der GRÜNEN seit der letzten Wahl waren, die hier aufgestellt wurden im Hinblick darauf, was Wien an finanziellen Notwendigkeiten, die der Bund auf der anderen Seite einspart, zu übernehmen hätte. Es entspricht einem Geldwert von ungefähr 3 Milliarden S, was hier an Forderungen aufgestellt wurde. Da sage ich ganz offen, ich bitte Sie, zu verstehen, dass wir dies nicht leisten können. Bei allem guten Willen und bei allen Überlegungen können wir lediglich das leisten, dass wir die schlimmsten Dinge, die hier passieren, entsprechend hintanhalten.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Walter Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

In der Fragestellung geht es darum, dass freiwillig erbrachte Leistungen von Pflichtschullehrern besonders abgegolten werden sollen. Nun habe ich bei Recherchen zur Freude vielleicht aller feststellen können, dass überhaupt nicht daran gedacht ist, in dem Belohnungstopf, der bisher allen Bundesländern für die Pflichtschullehrer zur Verfügung gestellt wird, in irgendeiner Form einzusparen. Da wird weiter ausgezahlt. Ich kann auch sagen, Niederösterreich zum Beispiel zahlt an einzelne Lehrer, Oberösterreich zahlt ein Weihnachtsgeld für die Lehrer, Vorarlberg zahlt zum Beispiel für die Schulbuchaktion. Mittlerweile ist aber festzustellen, dass in Wien seit drei Jahren nicht aus diesem Belohnungstopf ausgezahlt wird.

Ich möchte Sie daher fragen: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass diese Belohnungen, die teilweise auch in der Fragestellung angeführt sind, wieder zur Auszahlung gelangen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich weiß nicht, woher Sie die Information haben, dass hier Gelder zurückbehalten werden. Die Einzige, die hier tatsächlich weiterzahlt, ist die Stadt Wien. Die 1,2 Millionen S, die etwa für Lehrer ausgezahlt werden, die den so genannten Warenkorb betreuen, werden Ihnen sicherlich nicht entgangen sein. Daher kann ich hier ohne weiteres sagen, selbstverständlich wird die Stadt Wien dieses Geld in ihren Auszahlungen nicht einsparen, das ist gar keine Frage.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn Abg Ing RUDOLPH gestellt.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Die Behauptung, die hier als Basis für diese Anfrage genommen wird, ist - ich darf das jetzt etwas schärfer als Kollege Strobl formulieren - schlicht und einfach falsch. Was hier steht, stimmt einfach nicht. Daher tue ich mir schwer, mit dieser Frage weiterzumachen. Auf der Ebene des Bundes ist es ja so, dass die allgemein bildenden höheren Schulen und die berufsbildenden höheren Schulen seit einiger Zeit über so etwas wie wirtschaftliche Autonomie verfügen. Das heißt, die Schulen dürfen eigenständig Geld verdienen.

Ich frage Sie daher, Herr Landeshauptmann: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es den Schulen etwa auch im Bereich der Pflichtschulen ermöglicht wird - wenn sie es wollen, das kann natürlich kein Zwang sein -, selbständig wirtschaftlich tätig zu werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich würde es bevorzugen, wenn wir hier zu einheitlichen Regelungen kämen, sodass nicht jede Schule gerade in einer so wichtigen Frage wie der Teilautonomie - ich nenne es jetzt einmal so - für sich allein und gesondert von den anderen handeln könnte. Aber grundsätzlich sind solche Überlegungen nicht nur für Universitäten oder Bundesmuseen angebracht, sondern auch für Schulen. Dann kann ich mir durchaus eine einheitliche Vorgangsweise vorstellen, das sollte man sich überlegen. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die letzte Zusatzfrage stellt Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sie wissen sicherlich, dass im Pflichtschulbereich so viel weggespart wird, und zwar wirklich auf dem Rücken der Kinder - vor allem auch diese unverbindlichen Übungen, in denen alles drinsteckt, was den Kindern wirklich Spaß macht. Dazu gehören auch Freizeitangebote, die großen Spaß machen. Nun haben bereits etliche Volksschulen den Beschluss gefasst, dass das nicht gestrichen wird, sondern der Elternverein dafür zahlt.

Jetzt wissen wir alle, dass es Schulen gibt, die von Kinder besucht werden, die Eltern mit gutem finanziellem Hintergrund haben, und andere Schulen, die sehr viel ärmer sind. Das heißt, es läuft darauf hinaus: Die reichen Schulen werden sich wie bisher alles leisten, weil es die Eltern zahlen, und in den armen Schulen werden die Kinder das nicht haben, weil es sich die Eltern nicht leisten können. Damit haben wir eine schleichende Teilprivatisierung zu vermerken und sind damit konfrontiert, dass die Schere auseinander geht. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das im Interesse und im Sinn der Sozialdemokratie ist. 

Sie sind ein sozialdemokratischer Landeshauptmann und da würde mich interessieren: Was sagen Sie zu dieser Entwicklung und was werden Sie tun, um dem etwas entgegenzusetzen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe in der Tat davon gehört, dass überall dort, wo jene Dinge gestrichen werden, die, wie Sie sagen, "Spaß machen" - es ist in der Tat keine Frage, dass beispielsweise Schikurse Spaß machen -, über Elternvereine und Privatfinanzierungen ein Substitut geboten werden soll. Allerdings habe ich das nirgendwo bei Pflichtschulen gehört, sehr wohl aber bei Mittelschulen. Die Realität in unserer Stadt ist zweifelsfrei die, dass all jene Erscheinungen, die Sie hier beschrieben haben und die in Mittelschulen leider stattfinden, in Pflichtschulen - zumindest nach mir vorliegenden Informationen - bisher ganz anders aussehen, sodass man dort alle jene pädagogisch wertvollen Dinge, die tatsächlich auch Spaß machen, entsprechend beibehält und sich andere Formen der politischen Artikulation aussucht.

Da denke ich daran, dass wir in der Vergangenheit sinnvollerweise nicht zuletzt die so genannten Schulgemeinschaftsausschüsse geschaffen haben, die meiner Ansicht nach ein Diskussionsforum und möglicherweise auch einen Regulator dafür darstellen. Denn dort, in dieser Gemeinschaft von Lehrern, Eltern und Schülern, wird sich auch herausstellen, ob die Maßnahmen, die hier gesetzt wurden, tatsächlich den Wünschen aller freien Schulpartner entsprechen, oder ob das nicht eine etwas einseitige Angelegenheit ist.

Deswegen denke ich, dass dies mit Sicherheit - wie auch die Zustimmung zu dem Jahresarbeitszeitmodell, zu der Jahresnorm - dieser demokratischen Einrichtung der Schulgemeinschaftsausschüsse überlassen werden kann, im Hinblick auf die Normierung und die Diskussion, die demokratische Diskussion und das Ausdiskutieren dieser Problematik, die zweifelsfrei vorhanden ist.

Präsident Johann Hatzl: Damit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (PrZ 0012/LM/01-KVP). Sie wurde von Herrn Abg Walter Strobl gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet: Werden Sie sich dafür einsetzen, die entsprechenden Bestimmungen über die Qualitätskriterien für Kindertagesheime zu erweitern und zu verbessern?

Ich ersuche um die Beantwortung.

LhptmSt Grete Laska: Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Ich werde mich nicht dafür einsetzen, ich tue es schon. 

Präsident Johann Hatzl: Die erste Zusatzfrage stellt Herr Abg Walter Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Diese knappe Antwort ist natürlich sehr erfreulich, wenngleich vielleicht nicht ganz nachvollziehbar. 

Ich darf daher in der Frage nachfassen. Es gab einen Arbeitskreis, der sich mit Qualitätskriterien für Kindergärten befasste und vor ungefähr zwei Jahren eingeschlafen ist. Seitdem ist nichts mehr passiert.

Ich darf daher sehr konkret fragen: Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Gruppengrößen, die derzeit bei 28 Kindern liegen, gesenkt werden? Werden Sie sich dafür einsetzen, dass zwei Fachkräfte zur Verfügung stehen?

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, es gibt eine Frage und diese haben Sie bereits gestellt. (Abg Walter Strobl: Die Frage darf ich daher zusammenfassen ...!) - Frau Stadträtin, bitte.

LhptmSt Grete Laska: Da ich die weiteren Fragestellungen, die insofern zusammenzufassen sind, als sie alle in einem neuen, novellierten Kindertagesheimgesetz ihren Niederschlag finden müssten, aus dem Arbeitskreis kenne, und da die Fragestellungen natürlich auch die Grundlage dessen sind, dass man vergleicht, was das derzeitige Gesetz beinhaltet, wo es nicht mehr zeitgemäß ist und wo es zeitgemäßen und auch derzeit schon in der Realität stattfindenden Maßnahmen entsprechen muss, sind das natürlich all die Fragen, die in einer eingehenden weiteren Vorbereitung im Hinblick auf die Novellierung des Kindertagesheimgesetzes zu diskutieren und letztendlich umzusetzen sein werden. (Abg DDr Bernhard Görg steht bei Abg Walter Strobl und bespricht sich mit ihm.)

Ich hoffe, dass deine Aufmerksamkeit jetzt nicht so abgelenkt ist, dass du meinen Ausführungen nicht lauschen kannst. Das wäre nämlich schade, wir befinden uns hier auf derselben Linie. (Abg Gerhard Pfeiffer: Schade, dass Sie die Antwort schon wissen, ohne die Frage gehört zu haben!) Wir wissen, worum es geht. Es wird dementsprechend auch die Umsetzung erfolgen. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Ich unterbreche die Beantwortung der 3. Anfrage.

Herr Abg Dr Tschirf hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet. - Ich bitte ihn, das Wort zu ergreifen.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident!

Die Vorgangsweise, die wir jetzt erlebt haben, ist ungeheuerlich: dass ein Abgeordneter daran gehindert wird, seine Frage zu formulieren und hier vorzubringen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ich verlange daher, dass wieder der Zustand eintreten sollte, der hier vorgesehen ist und immer geübt wurde, nämlich dass ein Abgeordneter auch fragen kann. Wir verlangen, dass dem Abg Strobl jetzt die Möglichkeit eingeräumt wird, die Frage nochmals so zu stellen, dass er sie tatsächlich stellen kann. Wenn das nicht möglich ist, verlange ich eine Sitzungsunterbrechung. (Beifall bei der ÖVP und bei den GRÜNEN sowie des Abg Kurth-Bodo Blind.) 

Präsident Johann Hatzl: Der Unterbrechung wird von meiner Seite aus stattgegeben.

Eine Frage, die gestellt war, kann nicht in einer weiteren Frage nachvollzogen werden. Da Herr Dr Tschirf meines Wissens für Geschäftsordnung und Verfassung beruflich gut ausgebildet ist, wundere ich mich ein bisschen über seine Bemerkungen.

Die Sitzung ist unterbrochen.

(Die Sitzung wird um 9.33 Uhr unterbrochen und um 9.46 Uhr wieder aufgenommen.)

Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren! Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf.

In der Präsidiale ist festgestellt worden, dass die Geschäftsordnung eingehalten wurde.

Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Sie wird von Herrn Abg Strache gestellt. - Bitte.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich werde mich natürlich streng an die Geschäftsordnung halten. Der Herr Landtagspräsident hat heute schon eindrucksvoll bewiesen, dass er ein strenger Wächter der Geschäftsordnung ist, sodass ich mich penibel daran halten werde.

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sie wissen, dass es gerade im Arbeitnehmerbereich immer wieder Mütter gibt, die Geschäftszeiten haben, die nicht mit den Öffnungszeiten der Kindertagesheime kompatibel sind. Hier die klare und deutliche Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Kindertagesheimzeiten so ausgeweitet werden, dass letztlich auch alle Arbeitnehmerinnen, die Mütter sind, etwas davon haben und profitieren können?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Der Hinweis ist richtig. Wir haben in Wien bereits darauf reagieren können, weil in den letzten Jahren, allerdings noch unter einer anderen Bundesregierung, die Kindergartenmilliarde ausgeschüttet wurde, die dazu beigetragen hat, dass allein in Wien Betriebskindergärten in zweistelliger Zahl eingerichtet werden konnten. Auch die Betriebe sind sich ihrer sozialen Verantwortung dafür bewusst geworden, dass es für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wichtig ist, angepasst an ihre Arbeitszeiten auch Unterbringungsmöglichkeiten für ihre Kinder zu haben.

Eine Vielzahl von Betriebs-Kindertagesheimen beweist, dass das eine sehr gute Methode ist. Es waren die investiven Mittel seitens des Bundes da, es waren die investiven Mittel seitens der Stadt da, und so konnte ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung gemacht werden. Wien hat da schon eine lange Tradition, vor 25 Jahren gab es in einer großen Versicherung den ersten Betriebskindergarten. Die Spitals-Kindertagesheime haben andere Öffnungszeiten, die den Arbeitszeiten ihrer Bediensteten angepasst sind, und so haben hier viele Betriebe nachgezogen.

Wir sind bemüht, in Einzelfällen - und auch dieses Modell hat sich bewährt - Frauen in einem gemischten System von Kindertagesheimen und Tagesmutterbetreuung zu unterstützen; da geht es darum, vor allem Alleinerzieherinnen zu unterstützen. Selbstverständlich ist es das Ergebnis der Untersuchung, die wir derzeit bei den Anmeldungen laufen haben, nämlich genau zu hinterfragen, welche Betriebszeiten vonnöten sind, die dann auch in das Regelwesen einfließen werden.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Frau Abg Sommer-Smolik. - Bitte.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Es ist erfreulich zu hören, dass das Kindertagesheimgesetz novelliert wird. Das ist eine Forderung von uns, die schon sehr lange besteht.

Ich möchte jetzt fragen: Inwieweit werden die Erfahrungen mit der Kindergarten-Einschätzskala in der Novellierung des Kindertagesheimgesetzes berücksichtigt werden?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmSt Grete Laska: Ich habe das Wort nicht verstanden. Welche Skala?

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Die Kindergarten-Einschätzskala.

LhptmSt Grete Laska: Die Kindergarten-Einschätzskala? 

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Ja, kurz KES, das ist die Abkürzung. 

LhptmSt Grete Laska: Was immer das ist. (Abg Walter Strobl: Das ist ein Fachausdruck! - Lhptm Dr Michael Häupl - in Richtung Abg Walter Strobl -: Hör auf, den hast du dein Leben lang noch nicht gehört!)

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Gut, danke. Es wird also nicht Berücksichtigung finden?

LhptmSt Grete Laska: Wenn das ein Fachausdruck ist, ist dieser mir nicht bekannt. Auch Landeshauptmann-Stellvertreterinnen sind nicht allwissend. Dann werden das die Fachleute, die diesen Fachausdruck sicherlich kennen (Abg Claudia Sommer-Smolik: Ja!), bei der Novellierung des Kindertagesheimgesetzes natürlich berücksichtigen. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr Abg Strobl.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

Ich darf die Frage insofern formulieren, als ich Sie fragen möchte: Inwieweit sind Sie bereit, sich dafür einzusetzen, einen Kriterienkatalog, der mehrere Punkte umfassen muss - unter anderem die Gruppengröße, die Anzahl der Fachkräfte, die Frage der Fortbildungsnotwendigkeit und die Freistellung für Kindergartenleiterinnen -, in die Diskussion einzubeziehen und damit genaue Richtlinien für ein Qualitätskriterium bekannt zu geben?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmSt Grete Laska: Herr Landtagsabgeordneter!

Wie Sie wissen, teilt sich die gesetzliche Regelung der Wiener Kindertagesheime, auch schon das jetzige Kindertagesheimgesetz, in ein Gesetz und in eine Verordnung. Auch bei der Novellierung wird das, was im Gesetz verankert wird oder werden muss, in den Gesetzestext einfließen, und das, was über eine Verordnung zu regeln sein wird, in die Verordnung einzufließen haben. Dementsprechend werden die Punkte, die Sie genannt haben - und sicherlich auch die Frage der Integration im Kindertagesheim und vieles andere mehr -, zu berücksichtigen sein und letztlich, wie gesagt, im Gesetz oder in der Verordnung die entsprechende Berücksichtigung finden. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Damit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 4. Anfrage (PrZ 0030/LM/01-KFP). Sie wurde von Herrn Abg Michael Kreißl gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Welche Vorkehrungen wurden Ihrerseits bislang unternommen, um die Wiener Bevölkerung in Katastrophenfällen wirkungsvoll zu schützen?

Ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Die Maßnahmen der Stadt Wien, die den Schutz der Wiener Bevölkerung in Katastrophenfällen betreffen, umfassen Vorsorgen für den Katastrophenschutz und den Katastropheneinsatz selbst. Wie im Wiener Katastrophenhilfegesetz vorgeschrieben, verfügt die Stadt Wien über einen umfangreichen Katastrophenschutzplan als Generalkonzept und einzelne Katastropheneinsatzpläne für verschiedene Bedrohungsfälle.

Diese ausführlichen, laufend aktualisierten Unterlagen dienen als Leitfaden für die Arbeit des Krisenmanagements. Das ist die moderne Bezeichnung des im Gesetz angeführten Beirats für den Katastropheneinsatz. Im Katastrophenfall erfolgt auf der Ebene dieses Krisenmanagements die Beurteilung der Lage und die Veranlassung aller Maßnahmen, die zum Schutz der Bevölkerung der Stadt Wien im konkreten Fall zu treffen sind.

Die Stadt Wien hat eine der bestausgebildeten und �ausgerüsteten Berufsfeuerwehren der Welt, die auf Grund ihrer Organisation und ihrer Strukturen in der Lage ist, rasch und effizient mit auftretenden Gefahren umzugehen. Sie konnte so bereits mehrmals Ereignisse mit möglicherweise katastrophalen Auswirkungen im Ansatz verhindern.

Ebenso vorbildlich ist das Wiener Rettungswesen. Die Wiener Berufsrettung verfügt unter anderem über einen eigenen Katastrophenzug und eine der modernsten Einsatzzentralen Europas.

Darüber hinaus ist das System der Hilfe in Wien zwischen den verantwortlichen städtischen Dienststellen und den Dienststellen des Bundes, insbesondere der Polizei und dem Bundesheer, sowie mit den zahlreichen freiwilligen Einsatzorganisationen gut vernetzt. Es besteht zwischen all diesen Organisationen nicht nur eine ausgezeichnete Gesprächsbasis, sondern auch Einvernehmen und eine Festlegung über die Struktur und Führung eines im Katastrophenfall erforderlichen Gesamteinsatzes. Die Effektivität und das Funktionieren dieser Strukturen werden mit den unterschiedlichen Szenarien auf den verschiedensten Ebenen selbstverständlich auch in Übungen erprobt, um im Anlassfall ein möglichst reibungsloses Zusammenarbeiten der verschiedenen Kräfte zu ermöglichen.

Ein wesentlicher Punkt für den Schutz der Bevölkerung im Katastrophenfall ist auch die Möglichkeit der rechtzeitigen Warnung, Alarmierung und Information. Hier hat die Stadt Wien in den letzten Jahren ein flächendeckendes akustisches Warn- und Alarmsystem errichtet, das alljährlich - so auch am nächsten Samstag - auf seine Funktion überprüft wird.

Ich halte daher zusammenfassend fest, dass von der Stadt Wien alle Anstrengungen unternommen wurden und werden, um die Bürgerinnen und Bürger der Stadt in Katastrophenfällen wirkungsvoll zu schützen und um rasch und effizient zu helfen. 

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr Abg Kreißl.

Abg Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Wien hat dem Vernehmen nach die wenigsten Schutzräume aller Landeshauptstädte. Es fehlt ebenso an Schutzanzügen beziehungsweise Gasmasken für die Bevölkerung. Daher meine konkrete Frage: Für wie viele Menschen wären in Wien im Ernstfall Schutzräume, Gasmasken und Schutzanzüge vorhanden, beziehungsweise wo werden diese gelagert?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

Diese Diskussion führe ich nicht zuletzt auch mit Vertretern Ihrer Partei ungefähr seit 15 Jahren und diese Diskussion läuft immer darauf hinaus, dass zwei Konzeptionen gegeneinander stehen, das Schutzraumkonzept und das Konzept des Schutzes zu Hause.

In allen großen Städten - einschließlich Städten, die unter aktueller Kriegsbedrohung stehen, wie etwa in Israel - geht man vom Konzept des Schutzes zu Hause aus. Hier versuchen wir, mit Hilfe vor allem des Zivilschutzes, mit Hilfe der Aufklärung, natürlich auch mit Hilfe von Aktivitäten wie etwa dem Tag der Wiener Polizei oder den Veranstaltungen des österreichischen Bundesheeres am 26. Oktober, und selbstverständlich auch mit unseren Aktivitäten des so genannten K-Kreises, also in Zusammenarbeit zwischen den Blaulichtorganisationen und den freiwilligen Hilfsorganisationen, Aufklärung zu machen. Hier versuchen wir in besonderem Ausmaß, die Menschen zu animieren, für den Schutz auch selbst Vorsorge zu treffen.

Ich weiß, dass auch Schwächen damit verbunden sind, betreffend etwa die Frage, was mit Kindern, die auf dem Schulweg sind - sei es in die Schule, sei es aber auch auf dem Weg zurück -, in einem Katastrophenfall passiert. Aber dasselbe würde auch für den Fall gelten, dass Schutzräume errichtet werden. Auch da muss man sich zu diesen Schutzräumen hinbegeben.

Summa summarum sind sich die Experten - ich bin keiner - hier einig, dass das Konzept des Schutzes zu Hause dem Konzept des Schutzraums, das als veraltet angesehen wird, weit überlegen ist. Daher hat sich die Stadt vor geraumer Zeit im Einvernehmen mit den Experten entschieden, dieses eine Konzept zu verfolgen. 

Präsident Johann Hatzl: Die zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Ellensohn. 

Abg David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Frau StR Kossina hat uns heute erklärt, dass Sie für den Anti-Atombeauftragten der Stadt Wien zuständig sind. Die GRÜNEN würde es interessieren, wann wir mit einem Anti-Atombeauftragten rechnen dürfen, wie es ihn in Oberösterreich schon länger gibt. - Das ist noch nicht eine dreigeteilte Frage, sondern nur das, was uns interessieren würde; die Frage folgt dann am Ende. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Uns würde interessieren, ob wir mit einer Bestellung rechnen dürfen, mit einer Ausschreibung rechnen dürfen, und welche Aufgabenbereiche exakt diese Person übernehmen würde. Die Frage lautet: Wie weit sind die Vorarbeiten gediehen - da Frau Kossina die Frage von Herrn Abg Rüdiger Maresch nicht ausreichend beantwortet hat? (Ruf bei der FPÖ: Das sind viele Fragen!)

Präsident Johann Hatzl: Der Herr Landeshauptmann hat die Aufgabe, die letzte, die eigentliche Frage zu beantworten. - Bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Nachdem die Diskussion über einen Zeitraum hinweg verlaufen ist, der auch mir bei weitem zu lange ist, habe ich Anfang dieser Woche die Umweltanwaltschaft um die Übernahme der Aufgaben der Wahrnehmung dieses Atomschutz-beauftragten gebeten. Gleichzeitig habe ich darum gebeten, einen Mann, der seit geraumer Zeit in dieser Sache tätig ist, nämlich Herrn Dipl Ing Kromp, mit der fachlichen Beratung zu betrauen.

Dies alles betrachten Sie bitte als provisorisch. Angesichts der sich zuspitzenden Diskussion um die Frage Temelín - aber ich füge hinzu, natürlich auch um all die Folgefragen, die es da noch geben wird; das ist bei weitem nicht das einzige, und ich würde hinzufügen, nicht einmal das größte Problem, sondern es gibt leider noch größere Probleme, wie sich etwa zeigt, wenn ich an slowakische Kernkraftwerke denke �, kommt es darauf an, dass wir hier vorbereitet sind und sodann die administrativen Abwicklungen mit jenem Zeitablauf, der offensichtlich dafür notwendig ist, erfolgen können. Vorläufig haben wir jedenfalls Maßnahmen getroffen, damit wir auch handeln können. 

Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn Abg Klucsarits gestellt.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Temelín wurde heute schon mehrmals angesprochen. Wir alle fühlen uns durch dieses Kraftwerk verunsichert. Meine Frage bezieht sich darauf, dass es in der letzten Koalitionsregierung eine Aktion gab, wie man auch bei einem Atomunfall überleben kann. Ich meine diese Klebebänder, mit denen man einen Raum luftdicht abschließt, sodass man drei, vier, fünf Tage überleben kann. Diese Aktion wurde von der Wiener Bevölkerung sehr gut angenommen. Das weiß ich, weil ich daran mitgearbeitet habe - die Wiener Feuerwehr mit den Wiener Rauchfangkehrern.

Ist an eine Fortsetzung dieser Aktion gedacht?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, Herr Landtagsabgeordneter! Denn ich habe natürlich unter vielen anderen Dingen im Gefolge dieser entsetzlichen Ereignisse vom 11. September auch den Zivilschutzverband gebeten, darüber nachzudenken und zu koordinieren, dass wir bei Aktivitäten, die vom Zivilschutzverband gemeinsam mit den Helfern Wiens und selbstverständlich auch mit den entsprechenden Berufsgruppen - das halte ich für sehr wichtig - organisiert und koordiniert wurden, zu einer entsprechenden Fortsetzung kommen.

Wir beide wissen, wie auch viele andere Damen und Herren, die sich hier im Haus mit diesen Fragen beschäftigen, wie unendlich schwierig es insbesondere in so genannten guten Zeiten ist, Menschen auch schon in den einfachsten Dingen dazu zu bringen, Vorsorge zu treffen, zum Beispiel hinreichende Mineralwasservorsorge oder Vorsorge bei Nahrungsmitteln zu treffen - geschweige denn erst bei technischen Einrichtungen, die man in Wohnungen anbringen muss. Aber ich hoffe doch sehr, dass zumindest so entsetzliche Ereignisse wie diese, die wir dort zur Kenntnis nehmen mussten, auch ein bisschen aufrüttelnd wirken.

In einer Nachbereitung und Evaluierung der letzten Kampagne, von der du gesprochen hast, konnten wir das Interesse am Zivilschutz immerhin auf 2 Prozent steigern. Das ist kein schlechter Erfolg, wenn ich mir ansehe, was für ein Interesse es vorher dafür gegeben hat. Ich denke, dass momentan ein besonderes Ausmaß an Aufmerksamkeit vorhanden ist und dass man daher Überlegungen, die es in dem Bereich seit geraumer Zeit gibt - auch im Sinne von umsetzungsorientierten Best-Practice-Modellen -, neu beleben soll und wird. 

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage stellt Herr Abg Kreißl.

Abg Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Bei der ersten Zusatzfrage sind Sie mir noch die Zahlen bezüglich Schutzanzüge beziehungsweise Gasmasken schuldig geblieben.

Im Zuge der Diskussion dieser Fragestellungen sind wir nun auch auf die Schüler beziehungsweise auf die Wiener Schulen zu sprechen gekommen, wobei festzuhalten ist, dass die Klebebänder sicher nicht der Weisheit letzter Schluss sind beziehungsweise dass den Kleinsten in den Pflichtschulen sicherlich nicht zugemutet werden kann, dass sie plötzlich nach Hause entlassen werden, wenn das allgemeine Chaos ausbricht.

Es ist so, dass diese Schulen weder über Schutzräume noch über eine Bevorratung verfügen und Übungspläne in den Schulen de facto nicht vorhanden sind.

Daher die Frage an Sie: Werden Sie angesichts der Ereignisse der letzten Wochen wenigstens danach trachten, dass die Sicherheitsvorkehrungen in den Wiener Schulen - angefangen von Fensterreparaturen bis hin zur Bevorratung und zu geeigneten Plänen für den Ernstfall - verbessert werden? Können Sie einen diesbezüglichen Zeithorizont nennen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal bitte ich um Entschuldigung dafür, dass ich Ihnen die Zahlen für Schutzanzüge und Gasmasken nicht aus dem Stegreif liefern konnte. (Heiterkeit bei Abgeordneten der SPÖ. - Amtsf StR Mag Renate Brauner - auf den Gebärdendolmetscher weisend -: Da lacht sogar der Dolmetscher!) Ich merke mir zwar relativ viel, aber das entzieht sich meinem aktuellen Datenzugriff in meinem Gehirn. Ich werde Ihnen diese Zahlen, sobald mir dies nur irgendwie möglich ist, nachliefern.

Was die andere Frage betrifft, so würde ich das differenziert betrachten, denn Übungspläne für Katastrophenfälle existieren beispielsweise in den Schulen sehr wohl. Zweifelsfrei ist beziehungsweise war dies aber auch Anlass zu einer entsprechenden Überprüfung, ob diese erstens auch präsent sind und zweitens natürlich auch funktionieren, also umgesetzt werden und werden können. - Bedauerlicherweise haben wir es in unserer Stadt immer wieder mit so genannten "Realübungen" zu tun, weil irgendwelche Witzbolde glauben, sie können sich den Schularbeiten dadurch entziehen, dass sie einen Bombenalarm ankündigen, was aber eine Gelegenheit dafür darstellt, dass diese Übungspläne auch "erprobt" werden können, wenn man so sagen will - nicht zur Freude der Polizei und nicht zur Freude der Eltern und sicherlich auch nicht zur Freude der Lehrer; vielleicht zur Freude der Kinder. Das kann ich selbst nur sehr partikulär beurteilen. - Hier warte ich noch den Bericht darüber ab, wie man dies auch im Hinblick auf die Umsetzung beurteilen kann. 

Die Frage der Bevorratung ist eine differenzierte: In den Schulen selbst gibt es keine Bevorratung, sehr wohl aber in den Kinderbetreuungseinrichtungen, in den Horten und ähnlichen Einrichtungen. Ob dies in hinreichendem Ausmaß der Fall ist, ist gleichfalls Gegenstand einer entsprechenden Überprüfung.

Ich möchte hier zentral vermitteln und sagen: Ich gehe zwar nicht davon aus, dass alles so perfekt ist, wie wir uns das wünschen, aber erstens einmal sind in diesem Bereich sehr wohl Maßnahmen getroffen worden, und zweitens sind wir soeben im Begriff, diese, gerade was die Schulen betrifft, auch entsprechend zu überprüfen, um festzustellen, ob sie jenen Grad an Effizienz aufweisen, den wir uns wünschen.

Präsident Johann Hatzl: Die 5. Anfrage (PrZ 0011/LM/01-KVP) wurde von Frau Abg Ingrid Korosec gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Was werden Sie unternehmen, um die im Tätigkeitsbericht des UVS Wien geäußerten Missstände hinsichtlich der Arbeitsbedingungen abzuschaffen?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Zu der Frage betreffend die Missstände innerhalb des UVS möchte ich anmerken, dass in dem Bericht der Vollversammlung eine Reihe von Kritikpunkten angeführt wurden, von denen manche sehr klar und präzise dargestellt, andere nicht ganz so gut nachvollziehbar sind. Das haben wir bei der Debatte im Ausschuss ja auch feststellen können. Im Großen und Ganzen würde ich die im Bericht festgehaltene Kritik an vier Punkten festmachen. 

Diese sind: die Frage des Personalstands im Allgemeinen, die Anzahl der Verjährungen und der Rückstände - was natürlich in einem direkten Zusammenhang steht - und die Frage der EDV-Ausstattung.

Zum Personalstand ist zu sagen, dass das ja keine neue Debatte ist, dass wir schon bisher immer wieder darüber diskutiert haben, ob es sozusagen eine "Zumutbarkeitsgrenze" gibt. Da schwirren Zahlen durch die Luft, wie etwa im Zusammenhang mit der Behauptung, dass es nicht zumutbar wäre, mehr als 200 Akten pro Mitglied zu erledigen. Das ist eine Zahl, die meiner Ansicht nach in dieser Form nicht akzeptiert werden kann; das ist auch die Meinung, die die Präsidentin geäußert hat. Jedenfalls ist es aber natürlich wichtig, Rahmenbedingungen zu schaffen, damit die Mitglieder des UVS anständig arbeiten können. Wir haben das Problem, dass natürlich auch immer wieder Damen und Herren - überwiegend Damen, bei den Herren arbeiten wir noch daran, dass sie es auch tun - in Karenz gehen und das im UVS natürlich dann dazu führt, dass manchmal Leute nicht da sind. 

Natürlich ist die Personaldiskussion eine Diskussion, die seit langer Zeit geführt wird und die auch sehr wichtig ist. Man muss sie aber schon auch im Zusammenhang damit sehen - und das ist auch den Zahlen des Berichts zu entnehmen -, dass der Neuanfall von Akten, die Zahl der neu eingehenden Akten zurückgeht, und zwar kontinuierlich seit Jahren, obwohl vor einigen Jahren ein neues Zählsystem eingeführt wurde, bei dem die Annexzahlen, die zuvor als ein Akt gerechnet wurden, jetzt als zwei, manchmal sogar als mehrere Eingänge gerechnet werden. Trotzdem gehen die Zahlen zurück und ich denke, das muss man schon auch mit berücksichtigen.

Nichtsdestotrotz herrscht im Moment sicherlich, was den Arbeitsanfall betrifft, eine angespannte Situation. Deshalb sind auch, wie ich im Ausschuss angekündigt habe - und mittlerweile ist das auch schon in Durchführung -, zwei Dienstposten für Mitglieder des UVS ausgeschrieben, die so schnell wie möglich nachbesetzt werden sollen.

Was die Zahl der Verjährungen und der Rückstände betrifft, so bin ich, auch nach der Diskussion im Ausschuss, der Ansicht, dass man das nicht so sehr als generelles Problem sehen kann, weil sich bei genauerer Betrachtung zeigt, dass es, obwohl es um die gleiche inhaltliche Materie geht, bei den einzelnen Mitgliedern sehr unterschiedliche Rückstände gibt. Hier spielen also offensichtlich auch strukturelle Fragen mit, denn sonst ließe es sich nicht erklären, dass manche Mitglieder de facto keine Verjährungen und sehr geringe Rückstände haben, bei anderen dies dagegen ganz anders aussieht, obwohl grundsätzlich dieselbe Arbeitsbelastung gegeben ist. Ich glaube daher, dass man hier versuchen muss, auch strukturell Maßnahmen zu setzen.

Ein sehr ernster Kritikpunkt ist jener betreffend die nicht funktionierende - oder nicht ausreichend funktionierende - EDV. Dieses Problem stellt natürlich eine Belastung dar und betrifft einen jener Bereiche, die zu den von mir angesprochenen Rahmenbedingungen für die Arbeit zählen, für deren Verbesserung ich der Frau Präsidentin auch meine 100�prozentige Unterstützung zugesichert habe. Ich kann aber hier nur mit ihr gemeinsam Druck machen. Ich weiß auch, dass unsere Damen und Herren der ADV sehr bemüht sind, die Probleme, die es gibt - da ist nichts wegzudiskutieren - zu beseitigen. Wie ich von der Frau Präsidentin höre, ist ein Teil des EDV-Systems mittlerweile "repariert", sage ich jetzt als Laie; bei anderen Teilen wird noch daran gearbeitet. Ich kann Ihnen aber versichern, dass ich das auch als ein großes Problem sehe und dass man gemeinsam mit allen anderen Beteiligten - auch der Herr Magistratsdirektor ist hier sehr dahinter - versucht, die EDV-Unterstützung so schnell und so gut wie möglich zu machen, weil es natürlich für die Arbeit unzumutbar ist, wenn diese Voraussetzungen nicht hinreichend gegeben sind.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abgeordnete, bitte.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadtrat! 

Herzlichen Dank für die Information. Ich komme noch einmal auf die Verjährungen zurück - es sind doch Hunderte Fälle pro Jahr. Da es hier ja auch um die Rechtssicherheit für den Bürger geht, ist nicht wirklich einzusehen, dass es einerseits Causen gibt, die erledigt werden, und andererseits Fälle, die nicht erledigt werden. Sie haben angemerkt, dass das teilweise auch mit den Mitgliedern des Senats zusammenhängt. - Dies war eine Feststellung Ihrerseits, dass also unterschiedlich gearbeitet wird.

Meine Frage an Sie in diesem Zusammenhang ist aber: Was werden Sie unternehmen, damit es in Zukunft zu keinen Verjährungen mehr kommt?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Was ich tun kann, ist, zu versuchen, gute Rahmenbedingungen zu schaffen. Das tun wir einerseits, indem wir versuchen, die EDV-Ausstattung zu verbessern. Das haben wir andererseits auch schon getan, insofern als wir - ich darf darauf aufmerksam machen - 70 zusätzliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im UVS - ich glaube, die Zahl korrekt in Erinnerung zu haben - über die judizierenden Mitglieder hinaus haben, die zur Unterstützung da sind. Wir unterscheiden uns damit qualitativ intensivst von den UVS in anderen Bundesländern, in denen diese Unterstützung in sehr viel geringerem Maße gegeben ist. Wir bemühen uns jetzt durch die Neubesetzung der beiden Dienstposten auch, die "Problematik" - unter Anführungszeichen - der Karenzen in den Griff zu bekommen.

Ansonsten, sehr verehrte Frau Abgeordnete, habe ich in keiner Weise eingegriffen beziehungsweise möchte ich nicht und kann ich auch nicht eingreifen, da, wie Sie ja wissen, das entscheidende Element des UVS die absolute Unabhängigkeit ist. Es ist auf Grund der letzten Novelle, die wir ja noch gemeinsam erarbeitet haben, so, dass bis hin zu den Beförderungen der Mitglieder des UVS alles automatisch seinen Lauf nimmt, also nicht einmal hier unter Umständen indirekt Einfluss genommen werden könnte und ich das natürlich auch nicht möchte und es für eine solche Einflussnahme auch keine gesetzliche Basis gibt. 

Mein Einfluss reduziert sich also ausschließlich darauf, Rahmenbedingungen für die Arbeit zu schaffen. Alles andere - von der Geschäftseinteilung bis hin zu den inhaltlichen Fragen - liegt absolut im Bereich der Autonomie der Mitglieder des UVS. 

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr GÜNTHER. - Bitte.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Der Tätigkeitsbericht stellt fest, dass bei der Verfahrensführung in der ersten Instanz durchaus auch Mängel bestehen, dass zwar in manchen Bereichen ganz ausgezeichnete erstinstanzliche Entscheidungen getroffen werden, in anderen Bereichen das aber leider nicht der Fall ist. Nun handelt es sich bei den Dienststellen der Stadt Wien allerdings um weisungsgebundene Beamte und nicht um unabhängige Richter wie im UVS. 

Meine Frage lautet daher: Was werden Sie unternehmen, um die Qualität der erstinstanzlichen Entscheidungen im Bereich des Magistrats zu heben?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Wenn ich die Geschichte der Berichte des UVS richtig in Erinnerung habe, so ist festzustellen, dass gerade in diesem Bericht darauf verwiesen wird, dass, obwohl es natürlich nach wie vor Mängel gibt - wo Menschen arbeiten, können Fehler passieren -, diese Mängel aber zurückgegangen sind, und die Kritik des UVS in diesem Bericht eigentlich milder ist, als die Kritik in den Vorjahren. Nichtsdestotrotz ist es natürlich unser aller Ziel beziehungsweise Wunsch, dass möglichst zu 100 Prozent mängelfrei gearbeitet wird. Auch wenn man weiß, dass das nicht erreichbar ist, muss das unser Ziel sein, denn es geht hier um das Schicksal von Menschen und um Anliegen der Menschen. 

Ich denke aber, die Verbesserung der Qualität der Arbeit - das ist ein Thema, das natürlich weit über die Fragen des UVS hinausgeht; es ist dies nur ein Punkt, bei dem sozusagen der Finger auf eventuelle, ich möchte aber doch sagen, kleine Wunden gelegt wird - ist ein permanenter Prozess, eine permanente Entwicklung. Er geht einher mit permanenter Schulung, Information und der Schaffung qualitativer Rahmenbedingungen, wobei ich glaube, dass gerade der Magistrat eine Einrichtung ist, die diesbezüglich sehr dahinter ist und sich sehr bemüht. 

Insgesamt gesehen, wenn wir den Magistrat als große Einheit sehen und uns dann ansehen, was es hier an Kritikpunkten gibt, glaube ich aber doch, dass man, so wie wir generell dem UVS ein gutes Zeugnis für seine Arbeit ausstellen können, nachdem wir diesen Bericht hier diskutierten und das nächste Mal im Detail diskutieren werden, genauso sagen kann, dass insgesamt auch der UVS dem Magistrat ein gutes Zeugnis ausstellt.

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abg Dr Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie werden sicher mit uns darin übereinstimmen, dass der UVS ein hoch sensibles Gremium ist, das nicht nur für Beschwerden von Bürgern und Bürgerinnen im Zusammenhang mit Menschenrechten und Polizei zuständig ist, sondern auch für die Überprüfung unserer eigenen Fehler. Ich denke also, dieses Gremium sollte gut ausgestattet sein. 

Meine Frage lautet daher: Halten Sie es angesichts der Rückstände von über 9 000 Fällen für eine politisch verantwortungsvolle Vorgangsweise, die Schätzung, betreffend die Anzahl zusätzlich erforderlicher Planposten und auch den Appell der UVS-Mitglieder selbst, die Planposten von derzeit 51 auf 70 zu erhöhen, einfach zu ignorieren?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Ich denke, dass ich schon in Teilen meiner vorherigen Stellungnahme und in meiner Beantwortung der generellen Frage darauf eingegangen bin, dass man die Arbeitsbelastung des UVS so sehen muss, wie sie ist. Es ist die Zahl der eingehenden Akten kontinuierlich zurückgegangen, und ich denke, dass man, wenn man Arbeitsbelastungen diskutiert, schon bei allen mit gleichem Maß messen soll. Ich bin sonst eher selten damit konfrontiert, dass man, wenn es in irgendeinem Bereich des Magistrats Rückstände gibt - es könnte sich ja auch um ganz andere Fälle handeln, um weniger hochwertige Tätigkeiten, sondern eher einfachere Tätigkeiten -, dann nicht sagt, überprüfen wir die Rahmenbedingungen und schauen wir, was wir hier besser machen können, sondern automatisch sagt, wir brauchen jetzt um, wie in diesem Fall, 20 Leute mehr, und die müssen jetzt sofort aufgenommen werden. Ich glaube nicht, dass das die richtige Antwort ist, sondern dass wir uns vielmehr ansehen müssen, was wir tun können, um die Situation insgesamt zu verbessern - ich glaube, das Hauptproblem ist hier die Frage der ADV -, und dass wir dann versuchen müssen, das Problem zu lösen, das auftritt, wenn Menschen in Karenz gegangen sind. 

Wir haben das schon im Ausschuss diskutiert, dass wir hier nicht so, wie dies üblicherweise bei uns im Haus der Fall ist, die Möglichkeit haben, mit Karenzvertretungen zu arbeiten, weil wir eine lebenslange Bestellung haben. Wir müssen hier also versuchen, einen vernünftigen Weg zu gehen, und ich glaube, dass wir diesen mit der Nachbesetzung der beiden Dienststellen, die schon ausgeschrieben sind, jetzt auch gefunden haben. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Korosec, bitte.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es liegt ein Entwurf der Bundesregierung für ein Verwaltungsreformgesetz vor, das mit 1.7.2002 in Kraft treten soll. In diesem Zusammenhang wird es auch neue Aufgaben für den UVS geben. Ich sehe das eigentlich als einen Zwischenschritt, und meine Frage an Sie lautet: Ist es Ihr rechtspolitisches Ziel, dass die Mitglieder des UVS eventuell einmal in den Landesgerichtshof überführt werden sollen?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StR Mag Renate Brauner: Ich denke, dass wir mit dem UVS eine sehr kluge Lösungsform gefunden haben, mit der wir einerseits Rechtssicherheit in Wien schaffen können und andererseits den speziellen Gegebenheiten einer Kommune gerecht werden. Nichts ist jeweils die letzt gültige Möglichkeit und man kann nie aufhören, weiter darüber nachzudenken, was es sonst noch für Verbesserungsmöglichkeiten gibt, aber ich glaube, dass man, was den momentanen Stand der Dinge betrifft, sagen kann, dass die Lösung, die wir mit dem UVS gefunden haben, eine sehr kluge und im Moment auch die passende ist. Alle anderen Überlegungen müssen wir natürlich auch im Hinblick auf die finanzielle Machbarkeit stellen. 

Ich denke in diesem Zusammenhang gerade auch an die von Ihnen angesprochene Verwaltungsreform - wobei ich mit dem Begriff "Reform" nicht ganz einverstanden bin, denn "Verwaltungsreform" würde für mich Vereinfachung für den Bürger, aber auch für die Verwaltung selbst bedeuten, der vorliegende Entwurf aber macht ein bisschen den Eindruck, als ob es zu keinen Vereinfachungen und zu keinen Abkürzungen kommen würde, sondern sehr viele Dinge jetzt einfach nur dem Land und dann im nächsten Schritt dem UVS "übergestülpt" werden sollen. Das allein aber ist in meinen Augen eigentlich noch kein wirklich bedeutender Reformschritt. Das ist nur eine Verlagerung von Aufgaben, aber keine Reformierung - aber das ist eine andere Debatte.

Jedenfalls haben Sie Recht damit, dass, wenn die Grundprinzipien dieser Verwaltungsreform - bleiben wir jetzt einmal als "Arbeitstitel" bei dieser Bezeichnung - umgesetzt werden, dies Auswirkungen auf den UVS haben wird. Ich sehe diese aber weniger im organisatorisch-inhaltlichen Bereich als vielmehr in der Frage der Anzahl. Dann wird jedenfalls der Arbeitsaufwand so steigen, dass wir mit der bestehenden Anzahl an Kollegen und Kolleginnen dort nicht auskommen werden und dann muss sicher über eine Aufstockung - und zwar in entsprechend hohem Maße, das ist ja auch ein Teil der finanziellen Auswirkungen - diskutiert werden.

Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die 6. Anfrage (PrZ 0026/LM/01-KFP) wurde von Herrn Abg Ing Herbert RUDOLPH an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gestellt: Der Wiener Landeshauptmann erklärte, verpflichtende Deutschkurse und die Unterweisung über das Leben in Österreich zählt zu den humanen, pädagogisch sinnvollen und politisch vernünftigen schulischen Integrationsmaßnahmen. Ist dies für Sie handlungsleitendes Motiv Ihrer Ressortführung?

Ich bitte um Beantwortung.

LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Sie leiten Ihre Fragestellung mit einer Feststellung über eine Äußerung des Herrn Landeshauptmanns ein - es handelt sich dabei, glaube ich, nicht um ein Zitat, denn so ist es nicht formuliert -, die ich sozusagen mit Vorsicht zur Kenntnis nehme. Es ist dies Ihre Interpretation; ich kenne diese Feststellung in dieser Art nicht. 

Was ich aber sehr wohl kenne, sind die Maßnahmen zur Integration und damit sozusagen die Vorgaben für die Wiener Stadtpolitik. Zu diesen Vorgaben, diesem grundsätzlichen Bekenntnis zu allen integrativen Maßnahmen - sei es im schulischen Bereich, sei es im gesellschaftlichen Bereich, also in all den Bereichen, die die Stadt beziehungsweise das Leben in der Stadt insgesamt umfasst -, gibt es natürlich auch die dementsprechenden Umsetzungsformen. Die schulischen Umsetzungsformen sollten Ihnen eigentlich aus Ihrer vorherigen Funktion bekannt sein. Wir haben gute Erfahrungen mit diesem Wiener Weg der Integration gemacht. 

Damit befinde ich mich, so wie in allen anderen Bereichen, natürlich in Übereinstimmung mit unseren gemeinsamen politischen Zielsetzungen, und das ist auch der Weg, zu dem wir im März 2001 eine deutliche Zustimmung der Wienerinnen und Wiener bekommen haben.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Ing RUDOLPH, bitte.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich glaube, wir sollten uns hier gegenseitig durchaus Hilfe leisten. Ich helfe Ihnen, indem ich Ihnen sage, woher ich diese Aussage habe: Sie ist der Rathauskorrespondenz entnommen und war Bestandteil der Regierungserklärung des Jahres 1996; das lässt sich auch im Protokoll nachlesen. Ich glaube, dass es gerade in diesen Tagen gut ist, daran zu erinnern, weil das, was der Herr Landeshauptmann hier bislang unwidersprochen zum Ausdruck gebracht hat, ja auch Bestandteil des Integrationsvertrags ist, der zurzeit auf Bundesebene verhandelt wird. - Das zum einen.

Zum anderen wurden Sie in den Zeitungen dahingehend zitiert, dass Sie nunmehr die Absicht haben, in mehreren Schulen Türkisch-Deutsch im bilingualen Unterricht anzubieten. - Ich frage Sie diesbezüglich, weil das bislang nur in den Zeitungen abgehandelt wurde und ich glaube, dass Sie die Gelegenheit haben sollen, das auch hier vor dem hohen Haus zu erklären. - Ich frage Sie: Ist dies Ihrem Verständnis nach ein Beitrag - im Sinne der seinerzeitigen Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns - zu einer friedlichen, sinnvollen Integration?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmSt Grete Laska: Die Vorgangsweise, den Unterricht bilingual zu führen, ist nicht etwas, was pädagogisch einer neuen Erkenntnis entspricht, sondern ist Praxis in den Wiener Schulen. 

Es gibt derzeit ein Sprachenangebot für den bilingualen Unterricht, und ich denke, dass es sehr wohl notwendig ist, darüber nachzudenken, wie man das pädagogische Angebot in den Wiener Schulen auch sprachlich erweitern kann. Ich hoffe, dass wir uns darüber einig sind, dass grundsätzlich das Erlernen von mehreren Sprachen im frühkindlichen Alter von Vorteil für die Bildungsressourcen der Zukunft eines Kindes ist. Falls wir diesbezüglich nicht einer Meinung sind, empfehle ich Ihnen dazu vorliegende Studien, die beweisen, dass jemand, der eine Sprache und eine zweite Sprache sehr gut und sehr früh erlernt hat, in der Lage ist, auch andere Sprachen im Laufe seines Lebens schneller und einfacher zu erlernen. Die Wirtschaft verlangt danach, aber nicht nur die Wirtschaft, sondern letztendlich auch die sich ständig verändernde Welt, auch die Umgebung Österreichs. Die Erweiterung der Europäischen Union und viele andere Parameter mehr machen das meiner Ansicht nach zu einer Grundvoraussetzung.

Es ist richtig, dass ich in einem Zeitungsinterview gesagt habe, dass ich mir wünsche, dass diese sprachlichen Angebote im Bereich der bilingualen oder multilingualen Formen auch auf Sprachen von in Wien lebenden Menschen mit einer anderen Muttersprache erweitert werden. Das ist nicht nur Türkisch. Das war dem Journalisten wahrscheinlich sozusagen am leichtesten verständlich und blieb ihm dadurch am besten im Gedächtnis haften, und daher hat er es sozusagen herausgehoben; andere Motive möchte ich hier nicht unterstellen. 

Ich habe aber sehr wohl dazugesagt, dass es hier ein vielfältiges Sprachenangebot geben kann - immer auf der Grundlage der gesetzlichen Voraussetzungen und der anerkannten Sprachen, die hier zum Tragen kommen können. 

Ich halte das nicht nur für eine Erweiterung des Bildungsangebots auf der einen Seite, sondern auf der anderen Seite - und das gilt für jedwede Art dieser Sprachen, die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache hier in Wien als Muttersprache haben - sehr wohl auch für eine integrative Maßnahme, vor allem im Hinblick darauf, dass das Erlernen der deutschen Sprache leichter wird, wenn die Muttersprache auch beherrscht wird.

Sehr wohl - und das ist sozusagen der wichtigste Punkt, denn ich höre ja schon die nächste Zusatzfrage! - ist das Prinzip der Freiwilligkeit gegeben und sehr wohl ist das, was dann als Reflexhandlung von Ihrer Seite - die sich dann auch in Presseaussendungen dokumentiert - folgt, nämlich den Wienerinnen und Wienern einreden zu wollen, dass ihre Kinder jetzt Türkisch lernen müssen, der falsche Reflex. Das wissen Sie, aber das ist Ihre politische Handlungsmaxime. Das regt uns in der Zwischenzeit auch nicht mehr auf und die Menschen glauben es Ihnen auch nicht mehr. 

Selbst Frau Bildungsministerin Gehrer hat in ihrer Aussendung, weil sie eben aus der Schule kommt, weil sie weiß, welche pädagogischen Schwerpunkte zu setzen sind, und weil sie weiß, wie die Praxis ausschaut, diesem Modell sehr wohl zumindest zugebilligt, dass es einer Nachdenkphase bedarf, und diese auch goutiert.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Jerusalem, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Für mich ist es eine große Beruhigung, dass Sie sich mittlerweile nicht mehr über die Vorgangsweise der FPÖ aufregen. Ich gebe zu, dass ich mich immer noch darüber aufrege.

Ich möchte für die GRÜNEN eindeutig festhalten: Bilingualer Unterricht ist etwas sehr, sehr Gutes und etwas, was schon bislang zum Erfolg geführt hat und auch Teil der Begabungsförderung ist. 

Auf die genaue Frage des Herrn Abgeordneten zurückkommend, möchte ich sagen, dass zwar nicht verpflichtende, aber immerhin doch auf freiwilliger Basis erfolgende Maßnahmen, die human, pädagogisch sinnvoll und politisch vernünftig sind und zur Integration führen, durchaus gut sind.

Meine Frage an Sie: Werden Sie sich vielleicht darum kümmern, dass - zwar nicht verpflichtend, aber immerhin doch - auch für österreichische Mitbürger derartige Maßnahmen zum Beispiel an Volkshochschulen gesetzt werden?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin, bitte.

LhptmSt Grete Laska: Wenn Sie damit meinen, dass es auch österreichische Staatsbürger gibt, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, dann darf ich darauf hinweisen, dass die Ergebnisse der Volkshochschulkurse gerade in diesen Bereichen, vor allem dort, wo es auch um Weiterbildung, um Weiterqualifikation geht - zum Beispiel um die Erreichung der Berufsreifeprüfung zur Ermöglichung eines Studiums -, zeigen, dass diese Angebote auch sehr gut genützt werden. 

Ich möchte aber sehr wohl auch auf die Integrationsmaßnahmen im schulischen Bereich, die wir jetzt schon setzen, verweisen, zum Beispiel dass es ab der Volksschuleinschreibung bis zum tatsächlichen Schuleintritt 100 Vorlaufgruppen gibt, die sowohl für Wiener Kinder als auch für Kinder, die eine andere Muttersprache haben, den Einstieg erleichtern sollen, ebenso wie darauf, dass es der starke Ausbau der Kinderbetreuungsplätze ermöglicht, auch Kinder, deren Eltern nicht beide berufstätig sind, in Kindertagesheime aufzunehmen, weil es hier um die soziale Integration und auch um die sprachliche Kompetenz geht - wieder unabhängig davon, ob es Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache oder Kinder mit deutscher Muttersprache sind, weil wir da und dort Mängel feststellen. Das ist bisher das Prinzip der Wiener Integrationspolitik gewesen und wird es auch in Zukunft sein. Auch die Dokumentation all jener Maßnahmen, die im Bereich der Sprachoffensive, die von Frau StR Brauner über den Integrationsfonds eingeleitet wurde, erfolgt sind, zählt zu den Dokumenten dessen, was wir tun.

Es wird all das nicht genügen, um politische Wortmeldungen, die von anderen Seiten kommen, zu verhindern, aber so ist es nun einmal.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Walter Strobl, bitte.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin!

Eine derzeit laufende Studie des Ludwig Boltzmann-Instituts ebenso wie einige bereits aus den Jahren zuvor stammende Studien belegen ganz deutlich, dass der frühzeitige Erwerb einer zweiten Sprache besonders günstig verläuft und daher die Integration beschleunigt. 

Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Umsetzung dieser Idee einer vor- beziehungsweise frühzeitigen sprachlichen Integration in Wien bereits im letzten Kindergartenjahr erfolgen soll?

Präsident Johann Hatzl: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte.

LhptmSt Grete Laska: Natürlich, das tun wir ja auch schon! Es gibt auch schon in Kindertagesheimen das Angebot zum Erlernen anderer Sprachen. Es gibt dabei eine Kooperation mit so genannten Native Speakers, die den Kindern helfen sollen, in spielerischer Art und Weise die zweite Sprache zu erlernen. Es gibt natürlich auch in den Kindertagesheimen Mehrsprachigkeit und auch eine Erleichterung der Integration für jene Kinder, die nichtdeutscher Muttersprache sind, insofern als auch beim Personal in der Zwischenzeit durch die langjährige Entwicklung die Möglichkeit besteht, dass Wienerinnen und Wiener, die hier leben und zweisprachig aufgewachsen sind, ihre Kenntnisse auch nach ihrer Ausbildung in Kindergartenpädagogik umsetzen können. 

Ich halte das für ein durchgängiges Unterrichts- und Bildungsprinzip und wir werden diesem Prinzip überall dort, wo es möglich ist, auch Folge leisten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die letzte Zusatzfrage stellt Herr Abg Ing RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Ab wann werden Sie, wenn es nach Ihrem Willen geht, den türkisch-deutschen bilingualen Unterricht in Wien realisieren?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte.

LhptmSt Grete Laska: Es wird über die Frage der Erweiterung des Sprachangebots an Wiener bilingualen oder auch multilingualen Schulen zurzeit in einer Arbeitsgruppe des Stadtschulrats beraten. Man wird die Bedingungen und die Möglichkeiten prüfen. 

Mein Wunsch - der gleichzeitig als Anregung, dies auch schnell zu verwirklichen, betrachtet werden möge - wäre es, mit diesem vermehrten Angebot, das sich - noch einmal - auf viele Sprachen erstreckt, bereits mit dem Beginn des nächsten Schuljahres an ein oder zwei Standorten beginnen zu können.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Frau Abg Susanne Jerusalem hat die Abhaltung einer Aktuellen Stunde (PrZ 4/AL/01) zum Thema "Das Volksbegehren Sozialstaat Österreich und seine Bedeutung für Wien" verlangt.

Das Verlangen wurde gemäß Geschäftsordnung von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet.

Ich bitte die Erstunterzeichnerin, Frau Abg Jerusalem, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich anmerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Stellen Sie sich vor, Sie kommen verletzt zu einem Spital und das Tor ist zu und es hängt dort ein Schild mit der Aufschrift: "Um das Tor zu öffnen, ziehen Sie bitte Ihre Visa-Karte in Pfeilrichtung durch." - Mit diesem Beispiel hat eine der InitiatorInnen des Volksbegehrens skizziert, was in der Zukunft abgewehrt werden soll.

Gestern fand die Pressekonferenz der InitiatorInnen und UnterstützerInnen dieses Volksbegehrens statt. Ich möchte etwas von den Ideen und Vorstellungen dieses Volksbegehrens hier hereintragen, weil ich glaube, dass dies Fragen sind, die uns eindeutig alle angehen.

Wie Sie wissen, ist es bei jedem Gesetz üblich, dass man prüft, ob das Gesetz wirtschaftlich umsetzbar ist, wie es mit der Ökonomie ausschaut. Nach dem Willen der InitiatorInnen des Volksbegehrens soll in Zukunft auch bei jedem Gesetz geprüft werden: Ist es sozial verträglich? - Das soll dieses Gesetz leisten. Es soll in die Verfassung eine neue Klausel hineinkommen und es soll sichergestellt werden, dass der Staat seiner Verantwortung in Bezug auf soziale Sicherheit nachkommt.

Damit auch alle wirklich gut informiert sind, habe ich für alle solche Broschüren mitgebracht (Die Rednerin hält eine Informationsbroschüre in die Höhe.), und ich möchte Ihnen die Klausel, um die es hier geht, im Folgenden zur Kenntnis bringen.

Dem Artikel 1 der Österreichischen Bundesverfassung: "Österreich ist eine demokratische Republik. Ihr Recht geht vom Volk aus. ", soll folgender zweiter Absatz hinzugefügt werden - ich bitte Sie, sehr genau zuzuhören, denn darum geht es dann in der Folge -:

"Österreich ist ein Sozialstaat. Gesetzgebung und Vollziehung berücksichtigen die soziale Sicherheit und Chancengleichheit der in Österreich lebenden Menschen als eigenständige Ziele. 

Vor Beschluss eines Gesetzes wird geprüft, wie sich dieses auf die soziale Lage der Betroffenen, die Gleichstellung von Frauen und Männern und den gesellschaftlichen Zusammenhalt auswirkt (Sozialverträglichkeitsprüfung). 

Die Absicherung im Fall von Krankheit, Unfall, Behinderung, Alter, Arbeitslosigkeit und Armut erfolgt solidarisch durch öffentlich-rechtliche soziale Sicherungssysteme. Die Finanzierung der Staatsausgaben orientiert sich am Grundsatz, dass die in Österreich lebenden Menschen einen ihrer wirtschaftlichen und sozialen Lage angemessenen Beitrag leisten." 

Das soll in die Verfassung hineinkommen, und das soll sichern, dass der Sozialstaat Österreich weiter existiert und ausgebaut werden kann.

Wie Sie dieser Klausel entnehmen können - und es ist die konkreteste im gesamten EU-Raum -, geht uns das alle an, denn jeder kann krank werden, jeder kann alt werden, jeder kann behindert werden, jeder kann arbeitslos werden. Das heißt, dieser Sozialstaat ist im Interesse faktisch aller - auszunehmen sind nur die, die vom Kapital leben und ihr Kapital vielleicht ohnehin längst in irgendwelche Stiftungen gerettet haben.

Die InitiatorInnen und UnterstützerInnen haben gestern eindringlich auf die Frage hingewiesen: Wo ist der Feind dieses Sozialstaates? Wer ist der Feind des Sozialstaates? - Der Feind des Sozialstaates ist die neoliberale Entwicklung, ist eine neoliberale Politik. Wir alle kennen mittlerweile in- und auswendig die Markenzeichen neoliberaler Politik. Wir kennen sie alle und hören sie immer wieder: weniger Staat, mehr Markt, mehr Eigenvorsorge, und von "sozialer Treffsicherheit" ist die Rede. Wir kennen auch den Stehsatz neoliberaler Politik, der da lautet: Wir können uns den Sozialstaat nicht leisten. 

Ich möchte hier für die GRÜNEN festhalten: Das stimmt nicht! Wir können und wir müssen uns den Sozialstaat leisten! (Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abg Johann Driemer.) 

Ich möchte nur in einem Einschubsatz darauf hinweisen, dass sich das in den Köpfen der Menschen mittlerweile festgefressen hat, dieses "Wir können uns das nicht mehr leisten". Es wird aber nicht richtiger, wenn man es oft sagt.

Auch die ganze Debatte um das Nulldefizit hätte man sich sparen können, hätte Österreich rechtzeitig eine Politik gefahren wie einige der skandinavischen Länder, würde Kapital besteuert, würde man dafür sorgen, dass jene, die es sich leisten können, ihren Beitrag zur Allgemeinheit und zum allgemeinen Wohlstand auch tatsächlich leisten. Würde Kapital in Österreich so besteuert, wie zum Beispiel in Finnland oder auch nur im Schnitt der OECD-Länder, wir hätten gar keine Nulldefizit-Debatte, weil wir gar kein Defizit hätten.

Was tut der Neoliberalismus in Österreich, in Wien? - Er tut das, was er überall auf der Welt tut: Er greift zuallererst immer das Gesundheitssystem und das Bildungssystem an. Der Sozialstaat ruht sozusagen derzeit auf vier Säulen und diese vier Säulen werden permanent untergraben und angegriffen. Das sind die Säulen der Unfallversicherung und der Krankenversicherung, der Arbeitslosenversicherung, der Altersvorsorge und eines öffentlichen Bildungssystems. Diese Säulen werden so lange untergraben, bis sie wackelig werden und dann vielleicht überhaupt fallen.

In diesem Zusammenhang stellt sich eine wichtige Frage: Es geht bei uns ja nicht nur um die Erhaltung des Sozialstaates so, wie er jetzt ist, denn so genügt er uns schon nicht mehr und bietet er nicht mehr die soziale Absicherung, die wir benötigen. Was ist mit all den neuen Problemen, die aufgetaucht sind? Was ist mit den Problemen der Zuwanderung? Was ist mit den Problemen der MigrantInnen? Mit den Problemen jener, die eine atypische Beschäftigung haben und die von dem, was sie mit ihrer Arbeit verdienen, jetzt schon nicht mehr leben können? Was ist mit all diesen neuen Problemen? Was ist mit einer bedarfsorientierten Grundsicherung? 

Wir wissen alle: Der alte Sozialstaat reicht nicht mehr. Wir brauchen einen neuen, der diese neuen Probleme ebenfalls löst! Das heißt, wir müssen den Sozialstaat erneuern und investieren in einen Sozialstaat neu. Das ist auch die Meinung der GRÜNEN.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich weiß schon, wie wahnsinnig antiquiert das klingt, wenn man von Sozialstaat und von Solidarität spricht. Das ist aber alles andere als antiquiert, denn das ist der soziale Kitt, den wir auch hier in Wien so dringend brauchen. Ich möchte Sie heute nachdrücklich darauf hinweisen, dass es auch um den Zusammenhalt der Gesellschaft und auch um den sozialen Frieden in unserer Stadt Wien geht, und dafür müssen wir kämpfen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dieses Volksbegehren hat eine große Breite. Seine InitiatorInnen und UnterstützerInnen bilden ja keine "rot-grüne Ecke", sondern das Volksbegehren hat gesellschaftlich eine ganz große Breite: von der Christgewerkschafterin und der Katholischen Frauenbewegung über Gewerkschaftsorganisationen, über Einzelpersonen wie Dr Vogt, Dr Schulmeister, Frau Dohnal, Herrn Sallmutter oder Dr Ernst Berger. Das hat eine riesige Breite, eine ähnliche Breite wie dieser Gemeinderat! 

Was ich mir wünsche, ist, dass eine überwiegende Mehrheit der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte in diesem Haus das Volksbegehren auch tatsächlich unterstützen. Ich hätte gerne, dass Wien das Volksbegehren unterstützt, und zwar auch mit Ressourcen. Dieses Volksbegehren sollte von Wien aus tatsächlich auch beworben werden, denn die Leute müssen wissen, dass es das gibt. Die Leute müssen wissen: Das geht uns alle an! Es geht um die soziale Zukunft von Österreich! 

So schaut eine Unterstützungserklärung aus (Die Rednerin hält eine zu einem Plakat vergrößerte Unterstützungserklärung in die Höhe.) und ich möchte Sie alle einladen, diese Unterstützungserklärung zu unterschreiben. Es geht schon los! Schon jetzt kann jeder und jede auf sein Magistratisches Bezirksamt gehen und unterschreiben. Wer jetzt unterschreibt, der zählt dann auch schon für das Volksbegehren. Tun wir alles, damit dieses Volksbegehren ein Erfolg wird! Ich bitte Sie darum! (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Ein Allerletztes: Ich mache auch den Vorschlag, dass wir in der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien ebenfalls eine Sozialverträglichkeitserklärung unterbringen. Da können wir dasselbe tun wie in der österreichischen Verfassung. Ich schlage das vor. Ich wollte nicht vorpreschen und schon etwas vorlegen, weil ich glaube, das bedarf der gemeinsamen Arbeit der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte. Da sollten wir uns auf etwas einigen.

Jetzt wünsche ich dem Volksbegehren großen Erfolg und uns eine lebendige und positive Debatte, denn die hat Wien verdient! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Korosec zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin Jerusalem! Die ÖVP trifft sich mit Ihnen, mit dem Volksbegehren durchaus in der Zielsetzung, denn auch wir wollen, dass der Sozialstaat abgesichert ist. Hier treffen wir uns also auf alle Fälle. (Abg Godwin Schuster: Ihr macht aber etwas anderes!)

Wir als Christdemokraten haben ein Ganzjahresbekenntnis zum Sozialstaat, zur Solidarität. Aber - und da kommt jetzt das "Aber", das, was Sie als neoliberal ansehen - wir sind zutiefst davon überzeugt: Wer heute Reformen verweigert, provoziert die Krise des Sozialstaates. Daher steht die ÖVP für einen Umbau (Abg Godwin Schuster: Damit wird nur Abbau betrieben!) - nicht für einen Abbau, aber für einen Umbau - des Sozialstaates. (Abg Heinz Hufnagl: Frau Kollegin, wenn wir statt eineinhalb ... nur mehr ein Jahr haben, ist das ein Umbau oder ein Abbau?) 

Nun, es wird immer Einzelfälle geben, bei denen man sagen kann, das ist ungerecht. Man muss aber die Gesamtlinie sehen und die Gesamtlinie ist eine sehr soziale Linie (Abg Kurt Wagner: Beim Krankengeld gibt es keine Diskussion!), weil sie dazu führt, dass wir nicht Schulden machen, denn das Schlechteste für die Sozialpolitik ist eine Schuldenpolitik, und eine solche akzeptieren wir nicht! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Kurt Wagner: Die Besteuerung von Unfallrenten ... !) Ich bin gerne bereit, in einem "Privatissimum" dann darauf einzugehen, aber ich habe für meinen Redebeitrag nur fünf Minuten zur Verfügung.

Im Übrigen, Herr Kollege, findet das österreichische Sozialmodell ja weltweit Beachtung! Es ist ja nicht so, dass wir Hinterbänkler sind, sondern wir sind ja führend! (Abg Godwin Schuster: Das ist das bisherige System!) Aber die Finanzierung, bitte schön, die muss man natürlich schon sicherstellen. Dabei geht es um intelligente Programme und auch um intelligentes Sparen - diesbezüglich stimme ich durchaus auch mit Ihnen überein -, denn Schulden sind die Feinde der Arbeitsplätze und die Feinde des Sozialsystems. Daher ist eine gute Wirtschaftspolitik wirklich der beste Garant auch für eine gute Sozialpolitik. (Beifall bei der ÖVP.)

Unser internationales Ranking ist ja, wie wir wissen, durchaus auch gut. Aber eines muss man auch sagen, und es sei hier auch sehr klar zum Ausdruck gebracht: Wir sind zum Beispiel Weltmeister bei den Frühpensionen! Wenn man 20 Jahre zurückblickt, so stellt man Folgendes fest: Heute ist im Vergleich zu vor 20 Jahren die Ausbildung um drei Jahre länger, wir arbeiten um sechs Jahre weniger lang und wir leben - Gott sei Dank - um zehn Jahre länger. - Dem ist, glaube ich, nichts hinzuzufügen. Dass hier gewisse Umbauten notwendig sind, das müsste jeder verstehen, der es verstehen will. Manche wollen es allerdings nicht verstehen. 

Diese Bundesregierung hat sich zum Nulldefizit bekannt - auch eines jener Dinge, die Sie als "neoliberal" bezeichnen. Aber es werden Zukunftsinvestitionen getätigt. Sie haben die Bildung angesprochen, Frau Kollegin Jerusalem: Bitte, so viel wurde noch nie für Bildung eingesetzt wie gerade von dieser Bundesregierung! 7 Milliarden S! Und - wie Sie auch ganz genau wissen - für Forschung und Entwicklung ebenfalls 7 Milliarden S! Auch das gab es bisher noch nicht. Das sind Zukunftsinvestitionen, die notwendig sind und die wir auch gerne unterstützen. 

Ich komme nun auf Wien zu sprechen. In Wien sehe ich zwei Möglichkeiten: Einerseits wird Verunsicherungspolitik betrieben und andererseits schiebt man, wenn man will, alles auf den Bund. Ich möchte jetzt nicht im Speziellen darauf eingehen, weil die Zeit dafür nicht ausreicht, aber bei der Gesundheitspolitik brauche ich nur den Brief von Pittermann an Rieder zu erwähnen; und was bei Einsparungen bei den Kindergärten angeführt wird ... (Abg Franz Ekkamp: Die Ambulanzgebühr hat schon der Bund eingeführt!) Bitte, ich will nicht auf das Thema Ambulanzgebühr eingehen, denn im Zusammenhang damit habe ich mich gestern schon so geärgert. Darüber können wir auch in einem Privatissimum reden. Da können wir gerne darüber reden! Da ist sehr viel dazu zu sagen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiters wird "Essen auf Rädern" in Frage gestellt. Es wird also Verunsicherung betrieben, die Bürger werden systematisch verunsichert. 

Meine Damen und Herren! Wir alle wissen ganz genau, dass die wirtschaftliche Entwicklung nicht nur auf Fakten und Daten basiert, sondern dass Emotion, Stimmung in diesem Bereich eine ganz wesentliche Rolle spielt. Ich habe da einen Leitartikel mitgebracht, den Andreas Unterberger am 26. September geschrieben hat, und zwar darüber, wie man eine Krise herbeiredet. (Abg Godwin Schuster: Dazu haben wir jetzt keine Zeit!) Ich lese nur den letzten Satz vor: 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Frau Abgeordnete, die Zeit ist bereits abgelaufen.

Abg Ingrid Korosec (fortsetzend): "Oder wird hier von manchen ein zynisches politisches Spiel gespielt? Denn je öfter ... "

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Bitte nur den Satz zu Ende zu bringen! (Abg Franz Ekkamp: Für wen schreibt der?)

Abg Ingrid Korosec (fortsetzend): Bitte sehr. Ich zitiere also den Satz zu Ende. (Abg Franz Ekkamp: Wer bezahlt die Zeitung? - Abg Godwin Schuster: Wer bezahlt die Zeitung?) - Wenn man bei solch einem wichtigen Thema die Redezeit von fünf Minuten nicht einmal ein bisschen überziehen darf! - Aber bitte, Sie haben Recht: Es gibt eine Geschäftsordnung.

Die Österreichische Volkspartei steht zu diesem Sozialstaat und für Reformen - ich würde sagen, nach dem Motto: Willst du die Zukunft meistern, bereite die Gegenwart vor! (Beifall bei der ÖVP.)  

Präsidentin Erika Stubenvoll: Meine Damen und Herren Abgeordneten! Ich darf noch eine Entschuldigung nachtragen: Herr Abg Harry Kopietz ist ebenfalls für den heutigen Tag entschuldigt. 

Als nächster Redner ist Herr Präsident Römer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Johann Römer: Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich habe heute wieder etwas gelernt, und zwar aus den Ausführungen der Antragsbegründerin, Frau Abg Jerusalem. Sie hat im Zusammenhang mit diesem Volksbegehren, wo ja allen, die aktiv sind, Neoliberalismus unterstellt wird, davon gesprochen, dass viele Probleme nicht angegangen worden sind. Ich kann daher jetzt davon ausgehen, dass die Regierungen der letzten 20 Jahre, die Probleme nicht lösen konnten, wie zum Beispiel Werkverträge, neue Dienstverhältnisse und so weiter, Neoliberalismus betrieben haben. (Zwischenruf des Abg Franz Ekkamp.)

Aber nun zum Thema. Bevor man sich mit den Auswirkungen dieses Volksbegehrens auf Wien beschäftigt, muss man sich das Volksbegehren an und für sich anschauen. 

Ich stelle den Satz voraus: Soziale Sicherheit ist einer der wichtigsten Grundpfeiler einer Demokratie. - Dieser Satz ist nicht von mir, den kann man immer wieder lesen. Ich glaube, dass dieser Satz und viele andere Gründe Anlass dafür sind, dass eine Übereinstimmung, ein Konsens aller politisch Tätigen über die Notwendigkeit besteht, soziale Sicherheit jedem Menschen gewährleisten zu können. Die Gesellschaft ist verpflichtet, für die Fährnisse des Lebens des Einzelnen Vorsorge zu treffen. 

Aber wenn ich mir dann den Text dieses Volksbegehrens und die entsprechenden Unterlagen anschaue, dann ist mir ein bisschen mulmig, denn darin heißt es etwa: "... schaltet die Selbstverwaltung weitgehend aus" - das kann niemand behaupten, dass das der Fall ist! - oder "propagiert Eigenvorsorge": Nun, was ist schlecht daran, wenn ich beispielsweise sage, die Pensionen haben eine Erwerbseinkommensersatzrate von zirka 60 Prozent und der, der es sich leisten kann, soll vielleicht auch selbst ein bisschen etwas sparen? - Oder: Da wird angeprangert, dass Kinderbetreuung zu Gunsten privater Marktlösungen vernachlässigt wird. Das stimmt doch überhaupt nicht! In Wirklichkeit wissen wir alle, dass Kleinkindergruppen oder Privatkindergärten für den Steuerzahler billiger arbeiten, als die öffentlichen Wiener Kindergärten. (Abg Kurt Wagner: Sie sind qualitativ aber schlechter, das sagen Sie nicht dazu!) Ich will damit nicht sagen, dass wir sie nicht brauchen - das will ich überhaupt nicht sagen -, aber prinzipiell muss man sagen, es ist ganz gut, wenn es verschiedene Dinge gibt. (Abg Kurt Wagner: Statt Versicherungspflicht Pflichtversicherung - davon haben Sie sich auch schon verabschiedet!) 

Wenn man aber die erste Pressemeldung weiter liest, dann kommt man nämlich darauf, was wirklich dahinter steckt. Da geht es nämlich darum, dass man sagt, man zerstört Strukturen und so weiter. Ich kann es nur kurz machen, weil nicht so viel Zeit ist, aber da steht: Der Auslöser dieser Initiative ist der Abbau der Strukturen. Als Beispiel wird die Frage der Vertreter im Hauptverband der Sozialversicherungen genannt. - Jetzt wissen wir also endlich, worum es geht: Da geht es um Posten und um Macht (Abg Kurt Wagner: Das müssen Sie aber Ihrem Sozialminister sagen, dass es um Posten geht! Euch geht es ja nicht um Posten!), um Posten für jene - und es ist ja interessant, wer da in dieser konzentrierten Personengruppe mitspielt! -, die jahrzehntelang unter fast gänzlicher Ausschaltung der anderen allein für die zwei Sozialpartner-Parteien glaubhaft machen wollten, dass die Sozialversicherung ihr Eigentum ist! (Abg Kurt Wagner: Mit "Ausschalten" hat ... die besten Erfahrungen!) Sie haben nämlich prinzipiell so delegiert, dass so wenig fremde Kontrolle wie möglich hineingekommen ist. Sie haben zu spät delegiert, sodass die letzten Wahlen der entsendenden Institutionen nicht mehr berücksichtigt werden konnten. Sie haben in Wirklichkeit gegen alle demokratischen Grundsätze delegiert. Sie haben in den Hauptversammlungen und jetzt Generalversammlungen delegiert, wie Sie wollten, ohne zu beachten, wie die Wahlen in den Institutionen ausgegangen sind! (Abg Kurt Wagner: Da müssen Sie die letzten Arbeiterkammer-Wahlen verschlafen haben, Herr Kollege Römer!)

Daraufhin hat die Regierung eben gesagt: Ab jetzt muss das demokratischer erfolgen! Und das ist auch geschehen. (Abg Kurt Wagner: ... da sind Sie so erfolgreich gewesen!) - Herr Kollege Wagner! Jahrelang haben die Sozialdemokraten die Mandate der anderen Fraktionen besetzt, in den Vorständen, überall, damit ja keine Kontrolle stattfinden kann! Das ist es in Wirklichkeit! (Beifall bei der FPÖ.)  

Herr Kollege Wagner, Sie sind ja diesbezüglich prädestiniert, denn Sie sind, wie ich annehme, ja auch daran beteiligt! 

Nun hat die Regierung gesagt, das muss demokratisch erfolgen, und das ist auch so geschehen. - Als Beispiel, wie das vor sich geht, dient etwa die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter. Diese unterliegt ja nicht der Arbeiterkammer, sondern da wurde von der Gewerkschaft delegiert. Dort wurde nicht nach demokratischen Grundsätzen delegiert (Abg Kurt Wagner: Sie intervenieren ja auch nicht wegen Posten, Herr Römer!), sondern da hat man am 1. Jänner genauso wie vorher wieder die Entsendungen durchgeführt, denn "wir sind wir". Diese Mentalität ist leider Gottes hier verbreitet. (Abg Kurt Wagner: Sie gehen ja auch nicht zum ÖGB-Präsidenten und intervenieren für einen Freund!) Dass Sie sich so aufregen, Herr Kollege Wagner, das liegt wahrscheinlich daran, dass Sie sich ertappt fühlen - aber das macht überhaupt nichts. (Heiterkeit bei der SPÖ und Beifall bei der FPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme zum Schluss: Hier wird eine Sozialverträglichkeitsprüfung gefordert. - Egal, ob man das in die Verfassung setzt oder nicht: Ich glaube, die Sozialverträglichkeitsprüfung kommt von allein!

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Präsident Römer! Bitte zum Ende zu kommen!

Abg Johann Römer (fortsetzend): Ich bin gleich fertig. - Die Sozialverträglichkeitsprüfung kommt von allein, denn der Wähler entscheidet ja auf Grund dessen, was geschehen ist, ob er die Parteien wieder wählt oder nicht. (Abg Kurt Wagner: Bei der Arbeiterkammer-Wahl! Die Arbeitnehmer haben ohnehin schon bei der Arbeiterkammer-Wahl entschieden! Schauen Sie auf die Ergebnisse der Betriebsratswahlen, dann ...!) Das ist das beste Regulativ. Es braucht daher nicht unbedingt festgeschrieben zu sein, sondern das ist durch Jahrzehnte hindurch Praxis gewesen und darauf können wir uns berufen. (Beifall bei der FPÖ.)  

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Malyar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ja, wirklich: Die Wählerinnen und Wähler entscheiden und sie haben sich in Wien am 25. März dieses Jahres eindeutig - so eindeutig, wie es schon lange nicht mehr der Fall war - für einen Weg entschieden, und zwar für den sozialdemokratischen Weg! Wir sind froh darüber, dass wir mit dem Auftrag der Wählerinnen und Wähler diesen Weg erfolgreich weiter beschreiten können. (Beifall bei der SPÖ.)  

Österreich ist ein Sozialstaat - ich sage in Klammern dazu: noch ein Sozialstaat. Wir haben Gott sei Dank im Laufe von 30 Jahren unter sozialdemokratischen Bundeskanzlern einen Vorsprung erlangt, der uns in der Welt einen sehr guten Ruf für unsere Sozialpolitik eingetragen hat. Leider ist es aber so, dass einen, wenn man dann einmal stehen bleibt, der Strom zurücktreibt und dieser Vorsprung langsam, Schritt für Schritt, von Tag zu Tag kürzer wird. Diesbezüglich schwant mir schon Schreckliches. 

Dass das Sozialstaat-Volksbegehren jetzt zu diesem Zeitpunkt eingeleitet werden und stattfinden soll, ist für mich kein Zufall, denn ich glaube nicht an Zufälle. Es ist der Aufschrei von Proponentinnen und Proponenten, die sich im Namen vieler, vieler Sprachloser - im wahrsten Sinne des Wortes -, von Leuten, die sich sonst nicht wehren können, als deren SprecherInnen jetzt in die Öffentlichkeit gestellt haben, und dies zu Recht. 

Warum denn? - Sie sind die Sprecher von den vielen Unfallrenten-BezieherInnen, denen ungerechtfertigterweise die Unfallrente besteuert wurde. Sie setzen sich ein für die Kranken, die seit der Übernahme durch die blau-schwarze Bundesregierung für ihre Ambulanzbesuche und für ihre Krankheiten Geld auf den Tisch legen müssen. Sie setzen sich ein für Frauen, die dank der blau-schwarzen Regierung jetzt in die Frauenfalle Kindergeld hineintappen müssen, wodurch es auch zu einer Verschlechterung der Situation von berufstätigen Frauen kommt, weil diese jetzt das Karenzgeld, das sie bis jetzt erhalten haben, verlieren. Dadurch wird es also für eine große Gruppe von Gott sei Dank selbständigen Frauen, gerade hier in Wien, zu einer deutlichen Verschlechterung kommen. Ganz abgesehen davon, dass - ich weiß nicht, ob Sie das Gesetz schon genau gelesen haben - die Anrechnung von vier Jahren pro Kind für die Pension fällt. Diese Verschlechterung für jede Frau ab dem 1.1.2002 müssen Sie den vielen Frauen und Familien erst klarmachen! 

Sie haben weiters eine drastische Verschlechterung beim Bezug der Notstandshilfe herbeigeführt, und Sie haben die Arbeitnehmer wesentlich schlechter gestellt, indem die Steuern und Abgaben erhöht wurden. Alle Menschen sind betroffen von der Reduzierung der Leistungen des Sozialstaates, zum Beispiel durch die höheren Preise für Autobahnvignetten oder dadurch, dass die Gebühren für die Ausstellung eines Reisepasses - abgesehen davon, dass ich dazu auf Grund der neuen Regelung auch noch die Unterschrift von meinem "Ex" brauche - wesentlich in die Höhe gegangen sind. 

Aber Sie bauen ja nicht nur diesen Sozialstaat um, sondern Sie wollen den ganzen Staat umbauen, wie es schon in den Schriften des Parteichefs steht und seit Jahren nachzulesen ist. Sie zerschlagen die Arbeiterkammer, Sie wollen den Gewerkschaftsbund zerschlagen, und Sie wollen - das sieht man jetzt - auch die Selbstverwaltung zerschlagen. Dafür ist Ihnen jedes Mittel recht. Davor werden wir die Leute warnen, das werden wir aufzeigen. Diese Politik ist verabscheuungswürdig. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Gerhard Pfeiffer: Wir haben ja keine Parteiveranstaltung da!)

Auf die jüngsten Vorschläge des Parteichefs aus Kärnten - die haben das Fass sicherlich zum Überlaufen gebracht und dazu geführt, dass sich jetzt eine Gruppe formiert und gesagt hat, so soll es nicht weitergehen - und auf die unappetitlichen Geschichten zur Asylpolitik möchte ich überhaupt nicht eingehen, aber sie sind ein Puzzlestein, sie sind jener Tropfen, der das Fass jetzt wirklich zum Überlaufen gebracht hat.

Zum Sachlichen. Ich finde die Sozialverträglichkeitsprüfung ganz ausgezeichnet. Ich halte auch den Textvorschlag für gut, wenn auch nicht für ausreichend. Ich werde es den Verantwortlichen gerne auch mailen - was ja möglich ist -, denn ich meine, man soll den Text in der Weise ergänzen, dass man auch Auswirkungen auf künftige Generationen, nämlich auf die Kinder und die Jugendlichen, in diesen Text einbringt. 

Welche Bedeutung hat das für Wien? - Ich habe schon eingeleitet - und das ist mein Schlusssatz -: Wir beschreiten weiter den sozialdemokratischen Weg, denn wer sich die einzelnen Punkte des Volksbegehrens anschaut, wird sehen, dass schon vieles davon in unsere Politik Eingang gefunden hat, und diese erfolgreiche Politik für Frauen, für Kinder und andere Gruppen setzen wir natürlich gerne fort. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Sozialabbau ist keine Erfindung von blau-schwarz, Sozialabbau gab es schon im letzten Jahrzehnt kontinuierlich, aber die Qualität dieses Sozialabbaus ist insofern neu, als sie gepaart ist mit einer autoritären Politik, mit einer undemokratischen Politik, mit einer unmenschlichen Politik. Die Politik, für die Riess-Passer und Schüssel, Westenthaler und Khol, oftmals unterstützt von ihren Landesverbänden, stehen, ist in einem Wort zusammenfassen: Widerlich! Sie ist widerlich und geht auf Kosten der sozial schwächsten Menschen in unserer Bevölkerung. Ich hoffe und ich erwarte, dass wir uns im Wiener Landtag und auch in den kommenden Sitzungen des Wiener Gemeinderats gemeinsam Mittel und Wege überlegen, wie wir als Land Wien und als Gemeinde Wien aufzeigen können, dass es auch anders geht und dass wir alle Mittel und Wege einsetzen, das Volksbegehren "Sozialstaat Österreich" zu unterstützen. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Gerhard Pfeiffer: Streichung der Kindergartenausbauten - das sind Ihre Sozialleistungen!) 

Ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Wenn Sie über Sozialleistungen reden ... (Neuerlicher Zwischenruf des Abg Gerhard Pfeiffer.) Dann seien Sie einfach ruhig! Es interessiert ohnehin niemanden, was Sie jetzt sagen. So ist es einfach. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.) Melden Sie sich zu Wort und reden Sie von hier heraußen. Aber es ist vollkommen klar, dass ÖVP und FPÖ bei der Sozialpolitik einfach nichts mehr zu reden haben. Sie haben abgewirtschaftet. Sie stellen einen buchhalterischen Saldobegriff, den Begriff des Nulldefizits, in den Mittelpunkt. 

Ich aber sage Ihnen ganz deutlich: Nulldefizit heißt Sozialdefizit! Als Wiener GRÜNE werden wir daher alles daransetzen, diese asoziale Politik, die Sie in den vergangenen Jahren betrieben haben, schnellstmöglich wieder abzuwählen .

Ich rufe von dieser Stelle aus alle auf: Unterschreiben auch Sie das Volksbegehren "Sozialstaat Österreich", damit Österreich eine gemeinsame und solidarische Zukunft hat und nicht eine Zukunft der Ausgrenzung! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Kollege Margulies, Sie haben ja hier eine Belangsendung gebracht. Ehrlich gesagt, ich bin dafür, dass man sie aufzeichnet und möglichst oft im ORF abspielt. Ich bin sogar bereit, dass wir seitens der Volkspartei einen Beitrag dazu leisten, damit man das möglichst oft sieht. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Dipl Ing Martin Margulies: Bravo! Das machen wir!)

Zum Sozialstaat mit deklamatorischer Wirkung, wie ihn das Volksbegehren will, glaube ich, das ist nicht sehr sinnvoll, denn da müsste man ja echt einklagbare Rechte hineinschreiben. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Es geht um die Diskussion!) Was Sie wollen, ist in Wirklichkeit, festzuschreiben, dass Sozialleistungen nie verändert werden dürfen, auch im Level nie verändert werden dürfen, was heißt, dass sie nie reformiert werden dürfen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das steht nicht drinnen!)

Frau Kollegin Korosec hat Ihnen sehr klar gesagt, dass es zum Beispiel in der Pensionsfrage eine Tatsache ist, dass wir länger leben mit allen arithmetischen Konsequenzen, sodass, wenn man die Grundrechnungsarten beherrscht, klar ist, dass wir entweder mehr Beiträge zahlen müssen oder dass wir länger arbeiten müssen. 

Manchmal sind die Dinge sehr einfach: Auf Dauer kann man nur so viel ausgeben wie man einnimmt. Und in Richtung der Sozialdemokraten: Auch Ihr Bundeskanzler Kreisky hat das irgendwann einmal erkennen müssen und hat das Mallorca-Paket schnüren müssen, das übrigens das größte Sozialabbaupaket der gesamten Zweiten Republik war. (Beifall bei der ÖVP.) Nach diesem Mallorca-Paket ist ja auch der Glanz von Bruno Kreisky sehr schnell verglüht, aber die Schulden zahlen wir heute noch. Das wissen Sie genau. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wir zahlen die Schulden des Wirtschaftsministers!)

Zu den GRÜNEN komme ich auch gleich. Sie brauchen gar nicht in die Vergangenheit zu gehen. Wenn Sie ein wirklich gutes Beispiel für Sozialabbau wollen, und zwar bei den Ärmsten der Armen, brauchen Sie nur in die Bundesrepublik Deutschland zu gehen und zu schauen, was dort die rot-grüne Regierung macht. Ich kann hier meine fünf Minuten nicht dazu nützen, Ihnen das vorzulesen. Insofern würde ich Ihnen empfehlen, einmal auf grünen Landesversammlungen zu sagen, was eine Bundesregierung dort tut, wo die GRÜNEN die Macht haben. Da sieht man nämlich, was sie tun. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dipl Ing Martin Margulies: Machen Sie uns doch nicht für die deutschen Grünen verantwortlich!) 

Welche Staaten haben denn den besten Sozialstaat? - Ich werde es Ihnen sagen: Luxemburg, Schweiz, Japan, Norwegen, Dänemark, Singapur, USA, Island, Österreich. Sind das jene Staaten, die die eloquenteste Formulierung in der Verfassung haben? - Nein, es sind die neun reichsten Staaten der Welt. Und ich werde es Ihnen sagen: Für einen funktionierenden Sozialstaat gibt es keine bessere Garantie als ein hohes Bruttosozialprodukt und eine funktionierende Wirtschaft. Das ist das, was Sie nicht akzeptieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Marktwirtschaft, Wettbewerb und ein Staat, der seine notwendigen Aufgaben erfüllt, sind einfach die besten Garanten dafür. Wir Christdemokraten nennen das - Ludwig Erhard hat diesen Begriff geprägt - soziale Marktwirtschaft. Das ist ein Erfolgsrezept, das sich überall auf der Welt durchgesetzt hat, auch wenn Sie das nicht anerkennen wollen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Und wie ist das in Mexiko?) Auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen: In Mexiko geht es den Menschen noch immer besser, als es ihnen in Kuba geht, in Südkorea geht es ihnen noch immer besser, als in Nordkorea (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das ist aber gewagt, diese Aussage!), und die Vereinigten Staaten haben sich halt wirtschaftlich gegenüber der Sowjetunion durchgesetzt. Das müssen Sie halt zur Kenntnis nehmen, auch wenn Sie es nicht wahrhaben wollen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das stimmt doch nicht?)

Es gibt kein einziges Beispiel in der Geschichte, dass ein Land dadurch reich und wohlhabend wurde, dass es von einem anderen freiwillig beschenkt wurde, und es gibt auch kein einziges Beispiel dafür, dass ein Sozialstaat durch die Umverteilung von Reich zu Arm zustande kam, das einzige Ergebnis dessen war immer nur die Gleichverteilung der Armut. Und das wollen wir nicht. 

Daher: Wenn wir etwas in die Verfassung schreiben, dann schreiben wir die soziale Marktwirtschaft oder noch besser die ökosoziale Marktwirtschaft hinein, denn die bürgt wirklich für den Sozialstaat. (Beifall bei der ÖVP.)

Ein Extremismus einerseits in Richtung des Manchester-Liberalismus, wodurch der soziale Frieden gefährdet ist, oder andererseits in Richtung des totalen Wohlfahrtsstaates, wie das in Schweden in den Siebziger- und Achtzigerjahren der Fall war, scheitert an der Finanzierbarkeit. Schweden liegt übrigens, was Reichtum, was Sozialprodukt betrifft, in allen Statistiken mittlerweile hinter Österreich. Wir Österreicher können daher stolz sein auf die Politik, die in den letzten Jahren gemacht wurde, weil das der vernünftigste Weg ist und weil wir nach wie vor das neunt reichste Land der Welt sind. Wir werden schauen, dass das auch in Zukunft so bleibt.

Die Aufgabe der Politik ist es nicht, Ängsten ängstlich nachzugeben, sondern den Menschen Mut zu machen, auch mit einer veränderten Welt und mit neuen Möglichkeiten entsprechend umzugehen. Arbeitsplätze lassen sich langfristig nicht durch Beschlüsse, Deklarationen oder Gesetze sichern, sondern durch gesunde Betriebe. Pensionen lassen sich langfristig nur durch Beitragszahler finanzieren und auch nicht durch politische Garantien. So schaut es nämlich aus! Das würde auch der berühmte Professor sagen, nicht Ihr Van der Bellen, sondern der Ostbahn, aber den schätzen Sie ja auch besonders. - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Josefa Tomsik: Jetzt sollten wir ihn fragen, ob er das auch glaubt, was er gesagt hat!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau StR Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StR Karin Landauer: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte auf meine Vorredner nicht sehr eingehen, ich möchte nur kurz zur Frau Abg Malyar sagen: Wenn Sie es auch tausendmal sagen, es ist einfach falsch. Das Kinderbetreuungsgeld ist pensionsbegründend! Mehr will ich Ihren Ausführungen eigentlich nicht hinzufügen. (Abg Martina Malyar: Die vier Jahre Anrechnung fallen weg!)

30 Jahre sozialdemokratisch geführte Regierungen haben es verabsäumt, den Sozialstaat Österreich abzusichern, geschweige denn auszubauen, und mit Wut möchten wir daran erinnern, dass viele unsoziale Maßnahmen bereits bei der vergangenen Regierung auf der Tagesordnung standen, zum Beispiel: Verschlechterung bei den Arbeitslosen, bei Pensionen, bei Karenzgeld. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Aber das macht Ihre Politik nicht besser!) 

"Unsere Kritik perlt an Ihnen ab wie Regentropfen auf der Regenjacke." - Dieser Satz, den ich Ihnen soeben vorgelesen habe, ist nicht von uns, er ist von Ihrem Schattenkoalitionspartner Schani Margulies, nachzulesen im "KIV"-Magazin Nummer 13 aus dem Jahre 2001. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Mein Vater ist Ihr Schattenkoalitionspartner? Ich bin empört!) 

"Rot-schwarz wurde, je länger an der Macht, völlig unsensibel gegenüber jenen, die durch lange Zeit oder auf Dauer in Not gerieten, Hilfe benötigten und zu wenig fanden." - Diese Aussage ist wiederum nicht von uns Freiheitlichen, sondern von Werner Vogt, Mitbegründer der Arbeitsgruppe "Kritische Mediziner", Mitarbeiter des "Falters" und Mitinitiator des Volksbegehrens "Österreich ist ein Sozialstaat". Nachzulesen im "Falter" vom 4.10.2001. 

"Unter Kenntnis solcher Vereinbarungen hätte ich das Amt der Stadträtin nicht angenommen." - In einem Brief an VBgm Sepp Rieder rechnet die sozialistische Gesundheitsstadträtin Elisabeth Pittermann mit dem Sparkurs des Landes Wien ab. Die peinliche Beantwortung der dringlichen Anfrage ist uns sicherlich noch allen in Erinnerung. 

Sie, meine Damen und Herren, der absoluten Mehrheit in Wien, könnten ein Zeichen setzen, wie ernst Ihnen der Sozialstaat ist. Seit neun Jahren können Familien und Alleinerzieher monatlich 700 S bis 2 100 S Familienzuschuss beziehen. Unter Berücksichtigung der Inflationsrate der vergangenen Jahre müsste ab kommendem Jahr auch eine Erhöhung dieser Sätze vorgenommen werden, und zwar auf Beträge zwischen 894 S bis 2 752 S. Da das Kinderbetreuungsgeld zum Einkommen dazugerechnet werden wird, würde es, wenn die Regelung unverändert bleibt, kaum mehr zu Auszahlungen kommen. Aber der Wiener Familienzuschuss darf nicht aufgehoben werden, sondern er muss angehoben und weiterentwickelt werden. 

Durch das Kinderbetreuungsgeld gibt es jetzt eine gewisse Basissicherung. Der Familienzuschuss muss reformiert werden, es müssen neue, höhere Einkommensobergrenzen errechnet werden, die jährlich valorisiert werden sollen. Die Bezugsdauer muss bis zum 6. Lebensjahr ausgeweitet werden. Diese Forderung des Katholischen Familienverbands und der betroffenen Familien können Sie, meine Damen und Herren der absoluten Mehrheit, in Wien umsetzen und damit zeigen, dass Ihnen der Sozialstaat wirklich am Herzen liegt und nicht nur in Sonntagsreden vorkommt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Novak-Schild zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Barbara Novak-Schild (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es freut mich, zu Beginn der Kollegin Jerusalem einen Wunsch erfüllen zu dürfen: Die Wiener Sozialdemokratinnen werden dieses Sozialstaat-Volksbegehren unterstützen, also nicht nur unterschreiben, sondern auch mit Initiativen unterstützen. Ich glaube, das wird Sie sehr freuen, wenigstens einen Teil der hier Anwesenden als Unterstützerinnen im Hintergrund zu haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Unter Vorschiebung von angeblich wirtschaftlichen Zwängen und unter der Verfolgung eines Nulldefizits betreibt die Bundesregierung hier seit zwei Jahren eine Offensive zur Schwächung des Sozialstaates. Mit eindeutigen Angriffen auf die Sozialversicherung und einer in Wahrheit weit gehenden Ausschaltung der Selbstverwaltung wird Demontage von ganz essenziellen Säulen unseres Sozialstaates betrieben.

Und wenn hier die Rede war von ach so demokratischen Delegierungen von neuen Gremien, dann hat uns die Regierung ja vor einigen Tagen bewiesen, was sie mit demokratischen Wahlen meint. Wir alle konnten beim ORF-Publikumsrat mitbestimmen, aber das war alles andere als demokratisch. 

Mit einer quasi Salamitaktik wurden sehr viele Verschlechterungen und Maßnahmen gesetzt, angefangen von der Einführung der Ambulanzgebühren über die Unfallrentenbesteuerung, die das Unsozialste war, was man sich denken konnte, bis zu drastischen Erhöhungen von Gebühren, die die ganze Bevölkerung belasten. Außerdem ist auch die Steuerquote so hoch wie noch nie, aber im Gegensatz dazu wird der Spitzensteuersatz überhaupt nicht angetastet, da bleibt alles gleich. 

So klafft die soziale Schere immer weiter auseinander, und dass das tiefe Einschnitte in die Gesellschaft mit sich bringt, dürfte jedem klar sein. Der Erfolg dieses Landes war immer auf einer Solidargesellschaft aufgebaut und die kommt uns jetzt abhanden. Angesichts der Entsolidarisierung verstehe ich die InitiatorInnen, dass sie Sorge habe und dass sie sich mit viel Engagement einsetzen und ein SozialstaatVolksbegehren initiiert haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber auch das öffentliche Bildungswesen sieht nicht sehr schönen Zeiten entgegen. Das war in diesem Sommer hautnah mitzuerleben. Nur durch den Einsatz unserer VBgm Grete Laska wurden diese Bundesregierung und Bundesminister Bartenstein davon überzeugt, dass es notwenig ist, die Finanzierung des Auffangnetzes für Lehrstellensuchende wieder aufzunehmen und ein Jahr weiterzuführen. (Beifall bei der SPÖ.) Das war ein großer Einsatz. Jetzt ist es für ein Jahr gesichert. Wie es in einem Jahr aussehen wird, werden wir sehen. Ich erwarte wieder harte Verhandlungen, denn es dürfte nicht wirklich im Interesse der Bundesregierung gelegen sein, für die Jugendlichen eine Chance offen zu halten. Ich hoffe.

Was im Bildungssystem oder im Bildungsbereich aber noch viel drastischer ist, ist die Einführung der Studiengebühren. Wir haben jetzt einen sozialen Numerus Clausus, wir haben eine Selektion in der Bevölkerung zwischen jenen, die sich das leisten können, und jenen, die sich das nicht leisten können. Es wurden viele Löcher in das soziale Netz geschnitten, die es jetzt wieder zuzunähen gilt. Die Wiener haben noch Nadel und Faden. Schauen wir, wie Nadel und Faden noch reichen. Irgendwann wird auch uns beides ausgehen. Aber ich hoffe, dass dann das Sozialstaat-Volksbegehren sein Ziel erreicht hat und die Bundesregierung wieder ihre soziale Verantwortung wahrnimmt und wir es nicht notwendig haben, ständig Nadel und Faden einzusetzen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet. 

Ich hoffe, das rote Licht ist auch wieder abzuschalten. Es dürfte sich zum Dauerbrenner entwickeln. Vielleicht kann man das irgendwie korrigieren. 

Von den Abgen Dr Helmut GÜNTHER und Dr Herbert Madejski wurde eine Anfrage an den Herrn Landeshauptmann betreffend Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der dringlichen Anfrage unterbrochen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 2 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 2 Anträge eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Abgen Johann Römer, Ing Herbert Rudolph und Heinz Christian Strache haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage, betreffend Entwurf eines Wiener Seniorengesetzes, eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zu.

Die Abgen Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch, Mag Heidrun Schmalenberg, Dr Johannes Hahn und Dr Siegrid Pilz haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage, betreffend Änderung des Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetzes, eingebracht. Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Gesundheits- und Spitalswesen zu.

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 1, 13, 15, 19, 14, 20, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 16, 17, 18, 8, 9, 10, 11, 12, 21 und 22 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Postnummer 1 (PrZ 522/01-MDBLTG) betrifft die Wahl eines Ersatzmitglieds des Landessportrats. 

Frau Abg Martina Malyar ist als Ersatzmitglied aus diesem Gremium ausgeschieden. 

Bevor wir diese Wahl vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 28 Abs. 4 der Geschäftsordnung für den Wiener Landtag sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Landtag nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehene Wahl durch Heben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Landtags, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Mein Vorschlag ist einstimmig angenommen.

Abg Martina Malyar ist als Ersatzmitglied aus dem Landessportrat ausgeschieden. Der entsprechende Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates lautet auf Frau Abg Sonja Kato. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist mehrstimmig angenommen.

Die Postnummer 13 (PrZ 477/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Museen der Stadt Wien als Anstalt öffentlichen Rechts eingerichtet und deren Organisation, Betrieb und Erhaltung geregelt werden (Wiener Museumsgesetz). 

Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Mag Dr Mailath-Pokorny. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Es liegt ein Entwurf eines Gesetzes vor, mit dem die Museen der Stadt Wien als Anstalt öffentlichen Rechts eingerichtet und deren Organisation, Betrieb und Erhaltung geregelt werden. 

Mit diesem Gesetz erfolgt eine Ausgliederung der Museen der Stadt Wien aus dem Organisationsbereich des Magistrats der Stadt Wien und die Überführung in eine wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts. Für die Museen der Stadt Wien sollen mit diesem Gesetz Rahmenbedingungen geschaffen werden, die der Museumsleitung und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die größtmögliche Flexibilität einräumen, um die Aktivitäten der Museen in künstlerischer und wirtschaftlicher Hinsicht optimal zu gestalten.

Ich ersuche Sie daher um Annahme des vorliegenden Gesetzesentwurfs.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Ringler. Ich erteile es ihr. 

Abg Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Schon in den Siebzigerjahren, also doch gute 30 Jahre vor dem Jahr 2001, hat ein sehr bekannter Museumsexperte, Duncan Cameron, eine Unterscheidung in zwei verschiedene Arten von Museen getroffen, den Tempel und das Forum. Er bezieht sich da natürlich auch auf die griechischen Wurzeln des Wortes "Museum", aber ich glaube, dass es eine ziemlich wichtige Unterscheidung ist, die auch viel darüber aussagt, welche Funktionen ein Museum in unserer Gesellschaft haben kann und soll. 

Wir glauben, das Forum ist die richtigere Art des Museums, eines Museums, in dem Konfrontation, konstruktive Konfrontation möglich ist, in dem Dialog möglich ist, in dem Auseinandersetzung und Debatte stattfindet, und nicht der Tempel, der die herrschenden kulturellen Symbole reproduziert und damit natürlich auch ein Stück weit zu einem Ort der Macht wird.

Es wird auch vom "Blick der Herrschenden" gesprochen. Im 19. Jahrhundert waren die Museen genau das: der Blick der Herrschenden auf die Kolonien, auf das Exotische, auf das "Andere", auf das "Fremde", das wir nicht kennen. 

Von einem Historischen Museum, von den Museen der Stadt Wien glauben wir, dass sie das nicht sein sollen. Sie sind es auch jetzt schon nicht, aber wir glauben, dass es notwendig ist, hier noch viel mehr daran zu arbeiten, dass diese Museen sich in die Richtung des Forums entwickeln. Denn das Museum als Ort kultureller Repräsentation basiert natürlich auch auf Vorannahmen, auf Stereotypen, auf Vorannahmen, die wir manchmal teilen und ganz oft nicht, vor allem dann nicht, wenn es nicht unsere eigene Kultur ist, die da repräsentiert wird.

Wenn wir daran denken, dass es in dieser Stadt viele, viele Menschen gibt - wenn ich die Zahl richtig im Kopf habe, sind es an die 300 000 MigrantInnen mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft -, die nicht unsere wienerische Kultur von vornherein teilen, dann glaube ich, dass es umso wichtiger ist, dass wir genau diese Gruppen einbeziehen in diesen Ort der Auseinandersetzung und des Dialogs.

Denken Sie an junge Menschen. Es ist nicht ganz zufällig, dass führende Kuratoren ihren Studenten empfehlen "TV-Media" und "Bravo" zu lesen. Warum? - Deshalb, weil diese Medien die Lebenswelten junger Menschen widerspiegeln und weil es wichtig ist, diese zu verstehen. Es ist wichtig zu verstehen, für welches Publikum wir ein Museum und eine Ausstellung erbauen, und es ist wichtig, diese Menschen einzubeziehen. Modellhaft und sicher vorbildhaft macht das das gerade eröffnete Kindermuseum, indem es die Kinder einbezieht in den Prozess des Verstehens. Aber wir wollen, dass auch das Historische Museum der Stadt Wien, dass die Museen der Stadt Wien diesen Dialog noch stärker forcieren. 

Oder denken Sie an TouristInnen. TouristInnen tragen einen ziemlich großen Anteil zu unserem Reichtum bei. Tourismus ist eine wichtige Industrie und es ist auch wichtig, diese näher an das Historische Museum zu bringen. Das Historische Museum sollte ja schlussendlich der erste Anlaufpunkt für Menschen sein, die wissen wollen, was Wien ist, was Wien war und was Wien sein wird. 

Diese Zielgruppen, die ich genannt haben - SeniorInnen, Jugendliche, MigrantInnen, TouristInnen -, müssten also noch stärker einbezogen werden. Es freut uns, dass unsere diesbezüglichen Anregungen auch tatsächlich im Gesetz und in der Verordnung zur Ausgliederung des Museums ihren Platz gefunden haben. Wir halten das für ganz wichtig.

Wenn dieses Museum also ein Forum ist, dann ist es ein Ort der Auseinandersetzung und dann muss diese Beziehung mit den Menschen in der Stadt forciert werden, dann müssen Alltagskultur und Rezeptionsverhalten, Aufmerksamkeitsspannen einbezogen werden in die kuratorische Arbeit. Das Museum muss sich öffnen gegenüber "anderen" - unter Anführungszeichen - Kulturen, gegenüber Subkulturen, gegenüber Randthemen, und es muss das Ganze auch noch in die Stadt hineintragen durch stadtteilbezogene Arbeit, durch Arbeit im öffentlichen Raum, durch die Nutzung der Stadt. 

Auch hier freuen wir uns, dass sich unsere Anregungen tatsächlich auch im Gesetz und in der Verordnung widerspiegeln. 

Es muss möglich sein, Ausstellungen zu entwickeln, die Widersprüche zeigen, die nicht zudecken, was nicht sein darf oder nicht sein soll, die uns anregen, darüber nachzudenken, warum das eine so erscheint und dann doch anders ist, und damit Einblicke in eine komplexe Welt geben und anregen, darüber nachzudenken.

Es geht also heute um einen Auftrag, den wir vergeben, um einen Auftrag, das Museum reorganisiert in die Zukunft zu tragen, ins 21. Jahrhundert, es "fit" zu machen, wenn Sie so wollen, für das 21. Jahrhundert.

Wir stehen, wie Sie wissen, Ausgliederungen sehr, sehr skeptisch gegenüber, und es gibt durchaus auch divergierende Ansichten in unserer Fraktion dazu, nicht zuletzt deshalb, weil es zu einer Abgabe politischer Verantwortung führen kann, weil damit oft Kontrollrechte verloren gehen, weil damit ausgegliederte Unternehmen am Ende oft noch intransparenter sind als zuvor und weil sie wichtige Dienstleistungen, die sie für die Menschen in der Stadt erbringen sollen, nicht so gut erbringen wie zuvor.

Auch für uns gibt es sehr problematische Entwicklungen bei dieser Ausgliederung des Museums zu bemerken. Die Frage der Verantwortung und der Kontrolle ist zu stellen. Es gibt ein Kuratorium, aber werden darin nur SPÖ-Mitglieder sitzen? (Ruf bei der SPÖ: Nein!) Ich höre ein Nein und freue mich. 

Das Kuratorium wird für einiges Sorge zu tragen haben, und wir hoffen, dass das auf einer breiten Basis passiert und nicht zu einer weiteren Verfilzung führt. Das Kuratorium wird Sorge dafür tragen müssen, dass das Museum kein Bank-Austria-Museum der Stadt Wien wird. Es wird dafür Sorge tragen müssen, dass Menschen, die das Museum besuchen wollen, nicht 140 S Eintritt zahlen müssen. Es wird dafür Sorge tragen müssen, dass die Budgets nicht gekürzt werden. Und nicht zuletzt wird es dafür Sorge tragen müssen, dass sich das Museum in genau diese Richtung entwickeln kann, die ich vorhin skizziert habe: in die Zukunft.

Ein anderes Problem, das wir mit dieser Ausgliederung haben, ist die Personalfrage. Es wundert uns, dass die Sozialdemokratie, die sich die Gleichbehandlung der Geschlechter oft auf die Fahnen schreibt, unserem Antrag nicht stattgeben wird, dass auch in diesem Museum ganz explizit das Wiener Gleichbehandlungsgesetz zu gelten hat. (Amtsf StR Mag Renate Brauner: Das gilt jetzt schon!) Das verwundert uns. (Amtsf StR Mag Renate Brauner: Es gilt!) Sie wissen aber, dass es da auf Bundesebene große Rechtsunsicherheit gibt, und wir wünschen natürlich, dass die Menschen, die in diesem Museum arbeiten, die bestmögliche Absicherung bekommen. (Amtsf StR Mag Renate Brauner: Sie sind abgesichert!) Aber dazu wird Ihnen meine Kollegin später noch mehr erzählen. Wir glauben also, dass es hier durchaus auch Probleme gibt. 

In diesem Gesetz wird ein angemessenes Entgelt für die Vermietung der Immobilien der Stadt Wien angesprochen. Dieses angemessene Entgelt ist aber nicht klar definiert und wir erwarten uns, dass das Finanzübereinkommen, in dem dieses angemessene Entgelt festgehalten wird, auch einer transparenten Verhandlung unter Einbindung der Opposition zugeführt wird.

Wir hoffen, dass die Folgekosten, die durch Ausgliederungen fast immer entstehen und die wir jetzt vielleicht noch gar nicht abschätzen können, nicht zu einer faktischen Kürzung des Budgets des Museums führen werden.

Was wir aber positiv vermerken wollen - und wir freuen uns, dass hier auch Positionen von unserer Seite eingearbeitet worden sind -, ist, dass es korrekte Ausschreibungsmodalitäten für die Leitungsfunktionen gibt, dass es durch die Ausgliederung tatsächlich erweiterte Kontrollrechte für die Opposition gibt - ich hoffe, Sie sind sich dessen bewusst - und dass die Reorganisation größere Spielräume geben wird für das, was so wichtig ist zu verändern, neue Zielgruppen anzusprechen, neue Vermittlungsformen zu finden, neue Medien einzubeziehen und sich der Stadt zu öffnen.

Diese und nur diese positiven Entwicklungen sehen wir als Teil des Auftrags, den ich heute mit meiner Zustimmung zu diesem Gesetz gebe. Wir sind bereit, in einen Dialog darüber einzutreten, was dieses Museum können soll, wie es sich verändern soll, weil uns Teilhabe und Diskussion nicht nur ein schönes Wort im Munde sind, sondern weil wir es ernst nehmen.

Deshalb bringen wir heute auch einen Resolutionsantrag zur Abhaltung einer Enquete im nächsten Jahr ein, in der genau diese Fragen von Expertinnen und Experten weiter diskutiert werden sollen.

In diesem Sinne möge der Landtag über folgenden Antrag abstimmen:

"Der Kulturstadtrat möge in Zusammenarbeit mit den Museen der Stadt Wien bis Juli 2003 eine Enquete zum Thema 'Aufgaben und Ziele städtischer Museen im 21. Jahrhundert' veranstalten, an der neben MuseumsexpertInnen auch ZeithistorikerInnen, AusstellungskuratorInnen und KulturwissenschaftlerInnen (auch zu Alltagskultur) teilnehmen sollen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Wir glauben also, dass der Dialog, die Diskussion, die Auseinandersetzung mit dem, was in dieser Stadt passiert, ganz zentrale Leitlinien sein müssen für das, was mit diesem Museum passieren wird. Wir wollen, dass diese Neuordnung in der Wiener Museumslandschaft das Veränderungspotenzial positiv freisetzt, und wir hoffen, dass sich kein gläserner Sarg über das Museum senkt, denn Sie wissen, es gibt wenige Prinzen, die die Schönen wach küssen.

In diesem Sinne wünsche ich auch den Angestellten und Herrn Dior Düriegl viel Erfolg und möchte mich für die langjährige Arbeit noch einmal bedanken. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr StR Dr Marboe zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Frau Präsidentin! Herr Kulturstadtrat! Meine Damen und Herren!

Es ist ein guter Tag für Wien, es ist ein guter Tag für die Kultur in Wien, es ist ein guter Tag für die Museen in Wien, weil ich glaube, dass mit der Ausgliederung etwas längst Fälliges, etwas sehr Vernünftiges geschieht. Ich freue mich natürlich - das sage ich auch gerne -, einen großen Teil Ihrer Aussagen, Frau Ringler, teilen zu können, was die Funktion der Museen betrifft, was die Budgetsicherheit betrifft. Ich freue mich auch, dass Sie ein bisserl zum Paulus geworden sind, denn ich glaube, Sie haben ursprünglich die Absicht gehabt, dagegen zu stimmen, und ich glaube, Sie haben auch im Bund dagegen gestimmt. Diese Emanzipation soll uns freuen, weil sie wirklich den Nachweis erbringt, dass man mit Überzeugungsarbeit und mit guten Argumenten auch solche zu einer Entscheidung bringen kann, die ursprünglich, wie ich weiß, diesem Gesetzesentwurf äußerst skeptisch - Sie haben das selbst gesagt - gegenübergestanden sind. 

Wenn ich sage, es ist ein guter Tag für Wien, es ist ein guter Tag für die Kultur in Wien, dann bietet es sich an, gleich einmal denen zu danken, die es uns durch ihre unglaublich intensive Vorarbeit ermöglicht haben, hier stehen und sagen zu können: Lasst uns ein solches Gesetz beschließen!

Das ist gleich einmal Dior Düriegl, der mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern - zum Inhaltlichen komme ich dann noch - in dieser schwierigen Phase der Vorbereitung wirklich gute Arbeit geleistet hat, das ist sozusagen auch die ganze MA 10, die hier mitgewirkt hat, das ist aber auch - und mich freut das besonders, weil hier zwei Abteilungen sehr gut zusammengearbeitet haben - Dr Denscher und Dr Windisch, dem ich besonders gratulieren will, weil ich weiß, was das für ein steiniger Weg ist, zuerst zum Gemeinderatbeschluss zu kommen und dann zum Gesetzestext, das ist aber auch die MD-VO, der ich besonders danken möchte, und zwar dem Magistratsdirektor-Stellvertreter, aber auch dem Magistratsdirektor selbst, der mich in den schwierigen Phasen der Gesetzeswerdung oft auch sehr persönlich beraten hat, vor allem was die Rechtsform der Auslagerung betrifft.

Meine Damen und Herren! Wie Sie schon hören, werden wir diesem Gesetz zustimmen, natürlich nicht zuletzt deshalb, weil es ja de facto im gesamten Wortlaut noch aus der früheren Koalitionszeit stammt - mit einigen Änderungen, die mir leider nicht gut gefallen und auf die ich auch noch Bezug nehmen werde -, und es ist ja auch der Gemeinderatsbeschluss, der für mich aus einer Reihe von Gründen ebenfalls wichtig ist, noch in der Koalitionszeit gefasst worden. 

Bei Ausgliederungen fragt man sich meistens gleich: Gliedert man aus, weil es bisher nicht funktioniert hat, oder gliedert man aus einer Position der Stärke aus, aus einem starken Fundament heraus, weil es gut funktioniert und weil man den Eindruck hat, durch eine Ausgliederung könnte es noch besser funktionieren als im kameralistischen System. Das sind Überlegungen, die natürlich eine Partei wie die meine in erster Linie anstellt. Und hier, meine Damen und Herren, können wir mit voller Überzeugung sagen - mit voller Überzeugung! -, dass wir die Ausgliederung der Wiener Museen aus einer Position der Stärke, einer Position des Erfolgs heraus wahrnehmen können.

Ich möchte deshalb auch Herrn Dior Düriegl dafür danken, dass wir das tun können. Er hat in den letzten 15 Jahren die Verantwortung für insgesamt 172 Ausstellungen getragen. Viele von Ihnen werden die meisten davon gesehen oder noch in Erinnerung haben. Er hat es mit seinem großen Mitarbeiterteam zustande gebracht, dass jedes Jahr weit mehr als eine halbe Million Menschen dieses Museum besuchen, meine Damen und Herren. Er hat mit seinem ausgezeichneten Team die internationale Zusammenarbeit weit über Europa hinaus erstreckt: nach Japan, nach Amerika, nach Russland, nach Kanada und in viele andere Länder. 

Ich glaube, es ist mehr als geziemend, dir und deinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern heute von hier aus dafür sehr herzlich zu danken. (Beifall bei der ÖVP und bei der SPÖ.) 

Wenn man sich die Erläuternden Bemerkungen anschaut, dann fallen einem zwei Dinge auf, nämlich der Verweis auf die Bundesgesetzgebung und auf die Kärntner Landesgesetzgebung. Daher darf man auch annehmen, dass man sich an diesen beiden Gesetzen - wir haben das getan, ich darf das betonen - orientieren wollte, vor allem was die Bundesgesetzgebung betrifft. Der Umstand, meine Damen und Herren, dass wir heute die Rechtsform einer wissenschaftlichen Anstalt des öffentlichen Rechts beschließen können, hat intensiv damit zu tun, dass sich die Stadt der Argumentation des Bundes bei der Gesetzwerdung angeschlossen hat. 

Wie Sie wissen, war die SPÖ auf Bundesebene strikt gegen eine wissenschaftliche Anstalt des öffentlichen Rechts - sie wollte eine GmbH haben, was ja auch in Ordnung ist, das zu überlegen -, aber es hat sich herausgestellt, dass es ein Segen war, eine wissenschaftliche Anstalt des öffentlichen Rechts zu schaffen, weil zum Beispiel sonst schon eine Körperschaftssteuerverpflichtung da gewesen wäre, die jetzt in dieser Form Gott sei Dank wegfällt. 

Und jetzt komme ich zum Zeitpunkt. Die erste Ausgliederung im Bund erfolgte mit 1. Jänner 1999, und im Abwicklungsplan der Ausgliederungen im Bund ist vorgesehen, dass die letzte Ausgliederung, nämlich das Naturhistorische Museum - das Kunsthistorische Museum war das Erste -, mit 1.1.2003 abgeschlossen sein soll. Das heißt, in dieser Entwicklung war es höchste Zeit für uns, ebenfalls die Ausgliederung zu beschließen, nicht zuletzt deshalb, weil es natürlich effizienter werden wird - davon sind wir überzeugt, sonst würde es heute nicht diesen Antrag und diesen Gesetzesentwurf geben -, natürlich sind wir überzeugt davon, dass es internationaler werden wird, dass es insgesamt ohne starre Kameralistik auch mehr Chancen geben wird im budgetären Bereich, im Bereich der Einnahmen und so weiter, aber die Bundesausgliederung ist sowohl Vorbild und Beispiel für uns gewesen, als auch - wir müssen das ja ganz offen sagen - eine wirkliche Herausforderung in Richtung Wettbewerb und Chancengleichheit. Diese, meine Damen und Herren, ist jetzt für die Wiener Museen gegeben und das soll uns freudig stimmen. Das wird ein Ansporn sein. 

Ich möchte daher auch von hier aus Frau Bundesministerin Gehrer wirklich danken, dass sie die Initiative ergriffen hat, denn ich weiß nicht, wo wir heute stünden, wenn das nicht der Fall gewesen wäre. Aber dieses Challenge der Frau Ministerin war es einfach, das uns bewogen hat, hier auch möglichst schnell zu reagieren und diese Maßnahmen zu setzen, und ich bin ihr dafür wirklich sehr dankbar. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe seinerzeit die Initiative zur Ausgliederung ergriffen aus all den Gründen, die wir schon angedeutet haben, aber auch noch aus einem mehr: Ich habe - und Herr Dior Düriegl, der ein mutiger Mann ist, würde mir hier sofort mit irgendeiner körpersprachlichen Reaktion begegnen - in diesen viereinhalb Jahren der Koalitionsregierung kein einziges Mal in die Programmverantwortung der Leitung des Museums der Stadt Wien eingegriffen. Es gibt keine Weisung, es gibt keinen Hinweis, es gibt keinen Wunsch. Er hat das zu verantworten gehabt. Und so soll es ja auch sein. Es war nicht immer so, wie wir wissen, so soll es aber sein. 

Und um das, was hier sozusagen aus dem Selbstverständnis unseres Weltbildes heraus nicht geschehen ist, nämlich ein programmatischer Eingriff, auch formal sicherzustellen, bedurfte es einer solchen gesetzlichen Grundlage. Es ist nunmehr gesetzlich festgeschrieben, dass die Politik nicht durch irgendeine Art von Eingriff die programmatische Verantwortung des künftigen Direktors verzerren kann oder in diese eingreifen kann, meine Damen und Herren. Das ist auch ein Ausdruck unseres Weltbildes, der sich von den Theatern über die Musikveranstaltung, den Tanz natürlich auch bis hinein in die Museumslandschaft erstreckt. Und ich glaube, dass das Wien gut tun wird. 

Jetzt zum Museum selbst. Frau Ringler hat eine Reihe von richtigen Dingen gesagt. Sie ist noch zu jung, um zu wissen, wie es in unserer Jugend zugegangen ist. -Nein, schütteln Sie nicht gleich den Kopf, wenn ich sage, sie ist jung. Das ist ja keine Beleidigung. Für uns jedenfalls nicht. - Als wir Kinder waren, da war es wirklich so - das werden alle unter 40 vielleicht nicht mehr wissen -: Da ist man ins Museum gegangen, wenn man schlimm war, wenn es geregnet hat, an regnerischen Sonntagen, das waren dann die Museumstage. 

Meine Damen und Herren! Das ist Gott sei Dank vorbei! Das ist Gott sei Dank vorbei, weil wir von anderen Ländern - wir wissen, dass das vor allem auch vom Space-Museum in Washington, von den Kindermuseen in Amerika und in anderen Ländern ausgegangen ist - gelernt haben, dass Museen offene Räume sein sollen, dass in den Museen hinter jeder Ecke ein Abenteuer lockt, dass die Kinder sich wünschen müssen, dort hineingehen zu dürfen am Sonntag, und sich nicht fürchten sollen, dass sie, wenn sie etwas anstellen, wieder ins Museum gehen müssen. 

Das ist ja Gott sei Dank auch bei uns in Österreich inzwischen in hohem Ausmaß geschehen. In vielen Fällen - Sie erinnern sich, warum ich aus diesem Anlass auch mit so großer Nachhaltigkeit die Bezirksmuseumsszene gefördert habe - ist für die Volksschulkinder, ja auch schon die Kindergartenkinder das Museum die erste Begegnung mit der eigenen Kulturgeschichte, sind die Museen die erste Begegnung mit dem Begriff Kultur, mit dem Begriff Geschichte, mit dem Begriff Kunst. Und deshalb ist es wichtig, dass sie maximal funktionieren können, meine Damen und Herren. 

Ich habe schon angedeutet, dass nach unserem gemeinsamen Gemeinderatsbeschluss leider noch ein paar Änderungen vorgenommen wurden, die in meinen Augen keine Verbesserungen darstellen, sondern nur Widersprüche kreieren. Ich werde sie auch ganz kurz anführen, weil das auch der Grund ist, warum wir zwar dem Ausgliederungsgesetz zustimmen werden, nicht aber dem Zuweisungsgesetz, das ja hier unter einem verhandelt wird.

Im Gemeinderatsbeschluss zur Ausgliederung ist festgeschrieben, meine Damen und Herren, dass niemandem aus dieser Ausgliederung ein Nachteil, sei es ein dienstrechtlicher oder sonst irgendein Nachteil, erwachsen soll. So wurde es damals vereinbart und so ist es auch beschlossen worden. 

Das Gesetz sieht das nicht mehr vor. Hier wurde eine Änderung vorgenommen, die ich für sehr schwer vertretbar halte, denn - ich darf das zitieren - es steht hier im § 10 Abs. 6: 

"Ab Inkrafttreten dieses Gesetzes bis 31. März 2003 ist der bisherige Leiter der für die Museen der Stadt Wien zuständigen Dienststelle der Stadt Wien - abweichend von Abs. 1 - zum Geschäftsführer (Direktor) der Anstalt öffentlichen Rechts bestellt." 

Meine Damen und Herren! Ich halte diese Bestimmung erstens für inhaltlich falsch. Ich halte sie für nicht zielführend. Es ist kein Zufall, dass Generaldirektor Seipel sich bei der Pressekonferenz ganz stark dahingehend geäußert hat, dass das nicht seriös ist, dass das eine zu kurze Frist ist, dass jeder, der heute die internationale Museumslandschaft kennt, weiß, dass es dort zugeht, wie im Bereich der Oper oder der Theater, dass man nicht innerhalb praktisch eines Jahres einen kompetenten Direktor finden kann, der alle Verträge auflöst, die er sonst irgendwo hat. 

Ich halte diese Frist aber auch noch aus einem zweiten Grund für zu kurz. Der Sinn von Übergangsfristen ist ja der, dass der neue Direktor schon mitarbeiten kann, dass er eingeschult wird, dass er eingestimmt wird in die Planung der nächsten Jahre. Wenn nun die Frist so kurz ist, Dior Düriegl aber im Durchschnitt eine Dreijahresplanung hat, dann macht der neue Direktor einmal auf zwei Jahre nichts anderes, als Ausstellungen zu eröffnen, die sein Vorgänger geplant hat. Das ist ja nicht gescheit. Wenn diese Frist länger ist, dann wird diese reine formale Pseudofrist wesentlich verkürzt. 

Aber es ist auch noch etwas anderes: Es ist diese Bestimmung und diese Fristsetzung - mir fällt nichts ein, wie ich es besser sagen könnte - menschlich einfach schäbig. Da zwingt man jemanden, der zweieinhalb Jahre vor seiner Pensionierung steht, ohne ersichtlichen Grund nach nur 15 Monaten zum Ausscheiden aus dieser Funktion. Man sagt ihm einfach: Danke, Sie haben es 15 Jahre sehr gut gemacht - das hört er von allen Politiker aller Parteien -, aber jetzt brauchen wir Sie nicht mehr. Sie haben uns das Gesetz vorbereitet, Sie haben uns den Status dieses Museums ermöglicht, Sie haben uns ermöglicht zu sagen, das Museum ist in bester Ordnung, aber jetzt nach 15 Monaten muss ein anderer her. Ich halte das, meine Damen und Herren, wirklich für nicht in Ordnung. 

Da haben der Bund und auch das Land Kärnten schon mehr Menschlichkeit bewiesen. Die haben nämlich die jeweiligen Leiter in ihren Funktionen belassen und zumindest einmal mit der ersten Periode betraut. Bei Herrn Düriegl wären es sogar weniger als die vollen fünf Jahre. 

Wir werden daher auch einen diesbezüglichen Antrag stellen beziehungsweise unterstützen, weil ich wirklich glaube, dass man hier noch etwas ändern sollte, und weil ich auch glaube, dass der Gemeinderatsbeschluss, den wir hier gefasst haben, sehr wohl in diese Richtung durchdacht war. Schaffen Sie doch, meine Damen und Herren von der SPÖ, jetzt nicht nach dem Fall Scholz auch noch einen Fall Düriegl! 

Ich bin auch gespannt, wie dann die Vertreter der SPÖ, vor allem die Vertreter der Gewerkschaft - Herzlich willkommen! (In Richtung des Abg Rudolf Hundstorfer, der eben zu seinem Platz kommt.) -, stimmen werden, wenn wir nichts anderes als den Antrag stellen werden, dass man mit der ersten Funktionsperiode den jetzigen Direktor, bis zu seiner Pensionierung zumindest, betraut. Ich glaube nicht, dass man wegen zweieinhalb Jahren hier eine solche Maßnahme hätte treffen sollen. 

Ich kann mir schon vorstellen, was der Berichterstatter sagen wird, und ich hoffe, dass er es nicht sagt. Er wird sagen: Er kann sich ja bewerben. Er kann sich ja nach 15 Jahren Museumsleitung - oder dann sind es schon 16 - mit 63 Jahren auf fünf Jahre - dann wird er 68 sein - bewerben. Vielleicht wird er es wieder. Meine Damen und Herren, ich hoffe, dass uns ein solcher Zynismus in diesem Haus heute erspart bleibt. (Beifall bei der ÖVP und der Abg Mag Heidemarie Unterreiner.) 

Aber die Widersprüchlichkeit dieses Paragrafen macht es ja auch unmöglich, dem Zuweisungsgesetz zuzustimmen. Da steht - ich darf das zitieren - im § 10 Abs. 4: 

"Dem Direktor obliegt die Gesamtverantwortung für die wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts 'Museen der Stadt Wien' ... Ihm obliegen alle personellen, finanziellen und organisatorischen Angelegenheiten der 'Museen der Stadt Wien'." 

Das heißt, er tritt am 1. April 2003 mit dem gesetzlichen Anspruch der Personalhoheit an. Das Zuweisungsgesetz im kompletten gesetzlichen Widerspruch dazu setzt fest, dass zwei Jahre lang, also noch weitere neun Monate bis zum Ende des Jahres 2003, die Zuweisung erfolgen kann. 

Na wie soll das gehen, bitte? - Das sind zwei einander widersprechende gesetzliche Bestimmungen. Da kann man doch von niemandem, der nur einen Hauch Logik mit sich trägt, verlangen, dass man dem Zuweisungsgesetz in dieser Form zustimmt, meine Damen und Herren. Einfach deshalb, weil beides nicht geht. Wir werden daher auch diesbezüglich einen Antrag stellen, um diese Widersprüchlichkeit aus der Welt zu schaffen. 

Ein nächster Punkt, der mir aufgefallen ist und bei dem ich der Meinung bin, man sollte konsequent sein, ist die Wiederbestellung. Da heißt es hier im § 10: "Die Wiederbestellung ist möglich." Was heißt das jetzt? Ist sie einmal möglich, ist sie ein Leben lang möglich, kann man de facto ein Leben lang Direktor der Wiener Museen sein? Wenn die Wiederbestellung möglich ist, ist sie vielleicht ein zweites, drittes, viertes Mal möglich? 

Also ich würde ersuchen, dass man auch hier unseren Antrag ernst nimmt und darüber nachdenkt, ob es nicht vernünftiger ist, das so zu formulieren, wie wir begonnen haben, es bei allen Kunsteinrichtungen zu formulieren - zuletzt auch beim Tanzhaus -, um nämlich den Bewerbern auch die Lebensplanung zu ermöglichen, um ihnen zu sagen: Bitte, passt auf, in fünf oder zehn Jahren kann das zu Ende gehen!, und sie nicht in der Unsicherheit zu belassen: Bleibe ich jetzt 30 Jahre Museumsdirektor oder nur 5? 

Ich würde vorschlagen - wir werden das auch im Antrag formulieren -, dass eine einmalige Wiederbestellung möglich ist, dass aber für eine zweite Wiederbestellung ein qualifiziertes Quorum des Kuratoriums erforderlich ist, auf dessen Antrag dann eine allfällige neuerliche und letztmalige Bestellung erfolgen kann. 

Und letztlich - auch wenn ich das wirklich nur für eine Formalität halte, aber ich glaube, wir sollten es tun - werden wir hier einen Antrag einbringen, was die Restitution betrifft. Wir haben, wie Sie wissen, 1999 die Restitution beschlossen, sprich die Rückgabe aller rechtswidrig erworbenen Kunstgüter in dieser Stadt. Dafür sind bestimmte Prozeduren festgelegt worden. Ich würde bitten, dass man den Antrag einfach sozusagen als Ausdruck des Wunsches dieses Hauses ernst nimmt, dass sich durch die Ausgliederung bei der weiteren zügigen Abwicklung der Restitution keine Veränderungen oder Verzögerungen einstellen dürfen. Wir haben uns ja ungefähr den Zeithorizont von zwei Jahren gesetzt, und ich wünsche mir, dass man uns nicht den Vorwurf macht, wir hätten nicht daran gedacht, dass allenfalls - aus welchen Gründen immer, weil es jetzt kein Weisungsrecht mehr gibt und so weiter - in dieser Abwicklung eine Verzögerung eintreten könnte, meinen Damen und Herren.

Ich habe gesagt, diese Ausgliederung ist alles in allem - mit den Ausnahmen, die ich hier mit Argumenten darzulegen versucht habe - eine gute. Sie ist wichtig für Wien. Ich glaube, dass mehr Freiheit immer auch mehr Anreiz bedeutet, mehr Initiative, mehr Eigenverantwortlichkeit. Ich würde mir wünschen, dass das zusätzlich dazu beiträgt - was in hohem Ausmaß tatsächlich schon der Fall ist -, dass die Wiener Museen ein spannender Ort der Auseinandersetzung sind, ein Ort, nach dem sich in gewissen Zeitabschnitten alle in dieser Stadt und alle Besucher dieser Stadt sehnen. Und auf diesem Weg wünsche ich den Wiener Museen sehr viel Erfolg in der Zukunft. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Mag Unterreiner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir begrüßen die Ausgliederung der Museen der Stadt Wien aus dem Organisationsbereich des Magistrats und die Überführung in eine wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts als neue Rechtsform der Museen. Wir Freiheitliche erwarten uns von diesem Schritt mehr Entscheidungsfreiheit, größere Unabhängigkeit, sowohl in politischer als auch in finanzieller Hinsicht. Das bedeutet mehr Freiraum und größere Flexibilität für kreative und innovative Vorhaben in künstlerischer und wirtschaftlicher Hinsicht, aber auch mehr Verantwortung für die Leitung der Museen. 

Museen konnten von ihrer Bedeutung her in der letzten Zeit immer mehr zu Orten des kulturellen Austausches werden. Waren die Museen der vorigen Jahrhunderte - die Vorredner haben das ja auch schon gesagt - eher Kunstsammlungen, wissenschaftliche Sammlungen in meist belehrender Art, so kommt das Museum heutzutage dem antiken Modell sehr nahe - und da unterscheiden wir uns ein bisschen von der Vorrednerin der Grünen -, denn das Wort "Museum", also der Sitz der Musen, ist für uns sehr wohl ein Vorbild, denn die Musen, die Göttinnen der Künste und Wissenschaften, haben genau das vereint. 

Sie haben genau das vereint – die Wissenschaft, aber auch das Sammeln, das Bewahren, das miteinander Sprechen, das Diskutieren. Und heutzutage spiegeln Museen eben dieses lebendige Interesse, die Begeisterung für Kunst und Kultur wider und sind ja bereits Orte des kulturellen Austausches und deswegen diesem antiken Vorbild sehr ähnlich.

Wir haben Vorgaben gehabt, Vorgaben, welche Aufgaben diese Museen jetzt erfüllen sollen; die sind festgeschrieben im Gesetz, und wir finden diese Vorgaben in ihren Grundzügen gut. Wir Freiheitliche sehen, so wie das im Gesetz vorgesehen ist, die Sammlung, die Bewahrung, die Erschließung von Sammlungsexponaten sowie die wissenschaftlichen Forschungsaufgaben und die Vermittlung als die wichtigsten Aufgaben der Museen.

Und ich möchte natürlich schon auf die Bedeutung der Bewahrung eingehen, denn ein Historisches Museum ist aus unserer Sicht genau der Ort, wo das Bewahren von großer Bedeutung ist. Dort liegt das Gedächtnis einer Stadt, die Geschichte, die Kulturgeschichte, das Schicksal der Stadt und somit auch das Schicksal der Menschen. Das Gedächtnis einer Stadt ist hilfreich für das Zugehörigkeitsgefühl zu einer Gemeinschaft, für das Verständnis füreinander und den Umgang miteinander. Das Bewahren ist von unserer Sicht her identitätsstiftend. Das wäre ein großer Schwerpunkt.

Der andere wäre natürlich das Museum als Ort der kulturellen Begegnung. Und hier, muss ich sagen, hat das Historische Museum der Stadt Wien unter der Leitung von HR Düriegl diese gesellschaftspolitische Rolle in wirklich außerordentlich hohem Maße erfüllt. Eine Fülle von Sonderausstellungen - mein Vorredner, Herr Dr Marboe, hat das schon erwähnt - und viele Veranstaltungen in den Häusern des Historischen Museums haben es möglich gemacht, dass genau dieser Austausch der Ideen, dass genau dieser Platz, der Ort der Begegnung umgesetzt werden konnte. 

Was uns auch sehr wichtig ist, ist die Bedeutung des Museums als Bildungsstätte. Ich habe immer wieder gesagt, wie wichtig es wäre, ein enges Zusammenwirken zwischen Schulen und kulturellen Institutionen anzustreben. Auch das ist in den letzten Jahren geschehen und sollte in Zukunft weiterhin vermehrt aufgebaut werden.

Und dann, als Punkt 4, natürlich das Museum als Ort der wissenschaftlichen Forschungsarbeit, als Hort der Wissenschaften. Das ist wirklich von großer Bedeutung für das Land Wien. 

Das Gelingen aller dieser Vorhaben ist natürlich mit der Person des Direktors verbunden und ihm wird nun mehr Verantwortung zukommen. Und deshalb finden wir es auch richtig, dass, so wie auf Bundesebene, aber auch so wie beim Kärntner Landesmuseumsgesetz die bisherigen Leiter die Direktion übernehmen. 

Im Gesetzesentwurf, der heute beschlossen werden soll, ist jedoch eine Frist vorgesehen, und zwar eine Frist, der 31. März 2003, bis zu der der bisherige Leiter der für die Museen der Stadt Wien zuständigen Dienststelle der Stadt Wien zum Direktor der Anstalt öffentlichen Rechts bestellt wird. Das Gesetz tritt am 1.1.2002 in Kraft. Die Frist, für die der bisherige Leiter der MA 10 bestellt wird, ist somit ein Jahr und drei Monate. Und dieser Zeitraum ist unserer Meinung nach viel zu kurz für die erste Funktionsperiode des Direktors.

Sowohl in dem Gesetz, das vorgesehen wurde für die Bundesmuseen, als auch im Kärntner Landesmuseumsgesetz, an das sich ja das Wiener Museumsgesetz anlehnt, ist eine Frist von fünf beziehungsweise zehn Jahren vorgesehen. Und die Frist von einem Jahr und drei Monaten erscheint uns Freiheitlichen mutwillig. Es ist hier eine Frist eingeführt, die wenig sinnvoll ist, denn gerade in der ersten Phase ist es zielführend und sogar notwendig, denjenigen mit der Direktion zu betrauen, der die meiste Erfahrung und das Fachwissen besitzt, um das Museum erfolgreich zu führen. 

Die im § 10 Abs. 1 vorgegebene Dauer von fünf Jahren bis zur Wiederbestellung eines neuen Direktors sollte unserer Meinung nach voll ausgeschöpft werden. Deshalb haben wir Freiheitliche gemeinsam mit der ÖVP einen Abänderungsantrag vorbereitet, der die Frist, die im § 10 Abs. 6 eingeführt wird, bis zum 31. März 2003 weglässt. 

Ich bringe daher einen Abänderungsantrag ein:

"Der § 10 Abs. 6 lautet: Ab Inkrafttreten dieses Gesetzes ist der bisherige Leiter der für die Museen der Stadt Wien zuständigen Dienststelle der Stadt Wien - abweichend vom Abs. 1 - zum Direktor der Anstalt öffentlichen Rechts bestellt. Diese Bestellung gilt höchstens für die Dauer von fünf Jahren."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht mir ähnlich wie meinem Vorredner Dr Marboe. Anscheinend ist es doch so, dass man, wenn man in der Opposition ist, dann doch vereint manchmal - ich hoffe, in Zukunft öfters - vorgeht, dass es hier also nicht nur um die Effizienz und Kontinuität geht. Es gibt einen anderen Grund, und das ist der menschliche, den mein Vorredner auch schon gebracht hat. Es ist eben der Umgang miteinander.

Es ist für uns Freiheitliche und für die ÖVP selbstverständlich, dass der bisherige Leiter des Historischen Museums seine Position bis zu seiner Pensionierung, die ja in die erste Phase, in die ersten fünf Jahre hineinfällt, ausfüllen kann und ausfüllen soll. Es geht hier nicht nur um die Erfahrung und das Fachwissen, die natürlich von großem Vorteil sind in den ersten Jahren der Vollrechtsfähigkeit, sondern es geht auch darum, wie eine Stadtregierung beziehungsweise wie ein Landtag, also wie wir heute umgehen mit verdienten Personen aus unserem Kulturleben.

Um das vielleicht noch ein bisschen schärfer auszudrücken: Gibt man mit der Einführung eines Datum die Möglichkeit einer vorzeitigen Pensionierung oder achtet man ganz einfach das Wissen und das Können einer Person, die seit vielen Jahren diese Anstalt mit großem Erfolg geführt hat? - Das gehört auch zur Kultur in dieser Stadt. Und außerdem - das hat mein Vorredner auch schon gesagt - widerspricht es ja auch der Vorgabe, die bei der Erstellung eines Entwurfs bestanden hat, dass keine der Personen einen Nachteil erleiden darf. 

Die gesetzlichen Grundlagen, die geschaffen wurden, um die Ausgliederung der Museen der Stadt Wien aus dem Magistrat zu erreichen, sind unserer Meinung nach geeignet, um eine Anstalt öffentlichen Rechts einzurichten. Und jetzt liegt es eben an den handelnden Personen, diesen Paragrafen, diesen Absätzen, diesen Bestimmungen, diesen Verordnungen Leben einzuhauchen. Und dieser Erfolg hängt natürlich letztendlich von den Personen ab, die in Zukunft dieses Institut führen werden.

Auch wir danken Herrn HR Düriegl für seine erfolgreiche Arbeit in den letzten Jahren, Herrn HR Düriegl und seinen Mitarbeitern, die mit ihm zusammengearbeitet haben, und wir wünschen der neuen Institution sehr viel Erfolg. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Der eingebrachte Abänderungsantrag ist genügend unterstützt und wird daher in die Diskussion miteinbezogen. 

Als Nächster ist Herr Abg Dr Michael LUDWIG zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!

Wie schon mehrfach angesprochen wurde, zählen die Museen der Stadt Wien, insbesondere das Historische Museum der Stadt Wien, zu den attraktivsten und interessantesten Kultureinrichtungen in unserer Stadt. Im vergangenen Jahr haben mehr als 540 000 Besucherinnen und Besucher nicht nur das Historische Museum, sondern auch die vielen Ausgrabungen und Gedenkstätten besucht, die in den städtischen Museen organisiert werden.

Das Historische Museum ist unbestritten das bedeutendste Landes- und Stadtmuseum in Österreich und erfreut sich weit über unsere Grenzen hinaus großer Beachtung und Anerkennung. Wenn man sich beispielsweise das Gästebuch im Internet ansieht auf der Homepage des Historischen Museums, bemerkt man, dass von den 60 000 Besucherinnen und Besuchern, die sich pro Jahr mit den neuen elektronischen Medien über das Historische Museum informieren, viele Menschen aus weiten Ländern sind, die sich überhaupt erst über diese Möglichkeit mit der Stadt Wien auseinander setzen und damit verbunden auch einen Besuch in unserer Stadt anknüpfen. Das Interesse über die Besitzstände des Museums führt sehr oft auch zu einem touristischen Besuch in unserer Stadt. Das heißt, das Historische Museum ist ein ganz wichtiger und zentraler kultureller Punkt in Wien und bedeutet natürlich auch eine sehr wichtige Stellung in der Identitätsstiftung in unserer Stadt. 

Im Spannungsverhältnis zwischen Bewahrung und Experiment hat das Team um Herrn HR Düriegl in den letzten eineinhalb Jahrzehnten bewiesen, dass es immer wieder in der Lage war, das Alte zu bewahren, die Sammlungen der Stadt Wien zu erweitern, die kulturelle Möglichkeit, den kulturellen Nutzen zu erhöhen, zu sammeln, zu bewahren, wissenschaftlich aufzuarbeiten, zu dokumentieren und einer breiten Öffentlichkeit zu vermitteln, auf der einen Seite. Auf der anderen Seite ist das Historische Museum gerade in den letzten Jahre auch zunehmend zu einem Ort der gesellschaftlichen Auseinandersetzung geworden, mit zahlreichen Diskussionsmöglichkeiten und Veranstaltungen, die sehr oft auch zielgruppenorientiert durchgeführt worden sind. 

Und gerade in der Vermittlungsarbeit ist in den letzten Jahren sehr viel passiert. Es gibt ja im Historischen Museum ein eigenes Referat, das sich mit Museumsdidaktik beschäftigt. Zielrichtung dieses Referats war es in den letzten Jahren, vor allem Kinder und Jugendliche anzusprechen. Es hat eine Reihe von Sonderveranstaltungen gegeben mit Kindergärten, Horten, Schulen, und auch die Aus- und Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern war ein ganz zentraler Aufgabenpunkt des Historischen Museums. Das heißt, hier muss nicht viel passieren, hier ist in der Vergangenheit schon sehr viel passiert. Aber selbstverständlich ist es so, dass sich jede kulturelle Einrichtung, jede Bildungseinrichtung auch neuen gesellschaftlichen Herausforderungen stellen muss. Und dass die Anforderungen an ein Museum sich ständig ändern, das bemerken wir auch im Konsumverhalten der Besucherinnen und Besucher. 

Und auch hier hat das Historische Museum reagiert. Ich denke nur an die Präsentation beispielsweise in der "Langen Nacht der Museen", wo das Historische Museum sich einmal ganz anders präsentiert hat, nämlich grell, schrill, mit Musikdarbietungen, mit Lesungen und vielen anderen Veranstaltungen, die zeigen sollen, dass das Museum nicht nur eine Stätte der Bewahrung ist, sondern auch eine Stätte der gesellschaftlichen Auseinandersetzung.

Aber warum, kann man natürlich jetzt fragen, ist dennoch eine Veränderung der Struktur in der Wiener Museumslandschaft überhaupt notwendig? - Und das hängt, wie ich meine, sehr stark mit den unterschiedlichen Anforderungen, die an ein Museum gestellt werden, zusammen. 

Da ist zum Beispiel die sehr rasche technologische Entwicklung. Auch der Anspruch, dass ein Museum sich mit den neuen Möglichkeiten von Kunstvermittlung und Kunstvermarktung auseinander setzt. Die Homepage des Historischen Museums habe ich als positives Beispiel schon vorgebracht. Es gibt aber natürlich jetzt weitere Möglichkeiten, die fortgesetzt werden müssen, um das Museum auch im Internet in den elektronischen Museen neu zu präsentieren. 

Oder auch der verstärkte Wettbewerb, der dadurch eingetreten ist, dass auch die Bundesmuseen ausgegliedert worden sind oder überhaupt die Museen in einer stärkeren internationalen Konkurrenzsituation stehen und sich auch um den potenziellen Konsumenten, um die Besucherin, um den Besucher bemühen müssen und auch bemühen werden müssen. 

Nicht zuletzt haben die Museen auch die Aufgabe, sich um neue Zielgruppen zu kümmern. Es sind von der Kollegin Ringler ja einige dieser Zielgruppen angesprochen worden, wie Migrantinnen beispielsweise und Migranten, die natürlich auch ein besonderes Bedürfnis haben, sich in ihrer neuen Situation zu informieren über die Stadt, in der sie jetzt leben, und da bin ich überzeugt, dass es hier so wie bisher Programme gibt, die auch entsprechend weiterentwickelt werden müssen. 

Aber ich denke hier zum Beispiel auch an die Jugendlichen, an die neuen Bedürfnisse von Jugendlichen, ihre eigene Kultur zu definieren, auch darüber zu reflektieren, wie kulturelle Erscheinungen in der Gegenwart und in der Zukunft wahrgenommen werden, und das auch in einem Museum widerspiegeln zu lassen.

Und auch die Gruppe der Touristen ist nicht mehr so homogen wahrzunehmen, wie vielleicht in der Vergangenheit. Auch touristische Gruppen definieren sich neu. Es gibt Touristen, die in Wien eine nostalgische Stadt sehen, dort das wiederfinden wollen, was ihren eigenen Klischees entspricht.

Es gibt aber auch immer mehr Touristen, die auch das "andere" Wien suchen, die ein modernes, gegenwärtiges Wien suchen und die in einem Museum versuchen wollen, diese Spuren zu finden. Und hier sollte man die sehr erfolgreiche Tätigkeit in dieser Richtung verstärkt fortsetzen. 

Wenn ab 1. Jänner 2002 die Museen der Stadt Wien in eine wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts umgewandelt werden, bedeutet das - und das ist eigentlich bei allen meinen Vorrednern unwidersprochen geblieben - mehr Selbständigkeit, mehr Flexibilität vor allem in finanziellen und auch personellen Angelegenheiten. Die wissenschaftliche Anstalt wird künftig über ein eigenes Budget verfügen und dennoch der Kontrolle der Stadt Wien unterliegen. Die Leitungsfunktionen, insbesondere jene des Direktors und des kaufmännischen Leiters, werden ausgeschrieben, und das entspricht ja auch einem langjährigen Wunsch der jetzigen Opposition. Ich denke nur daran, dass gerade auch die ÖVP ja immer wieder gefordert hat, Spitzenfunktionen auszuschreiben, sie auch zeitlich zu limitieren. Aber es tritt natürlich, wenn ein derartiges System Platz greift, auch die Situation ein, dass eine solche Phase der Tätigkeit ausläuft und man dann vor der Frage steht, ob man eine Verlängerung anstrebt oder eine Verlängerung nicht anstrebt.

Und wenn wir jetzt sagen, wir wollen ein flexibleres System, ein System, wo auch eine größere Gestaltungsmöglichkeit vorherrscht bei der Auswahl und der Wiederbestellung von leitenden Mitarbeitern in so wichtigen Funktionen, dann wird man da und dort auch vor der Situation stehen, dass unter Umständen der eine oder andere Vertrag nicht verlängert wird. Das gilt jetzt, sage ich dezidiert, nicht für Herrn HR Düriegl, aber das wird uns sicher in anderen kulturellen und Bildungseinrichtungen immer wieder passieren. Sie haben ja auch andere Beispiele, Herr Dr Marboe, gebracht, die aber zeigen, dass man sich daran gewöhnen muss, dass eben nicht alle Leitungsfunktionen bis zur Pension ausgeübt werden können, sondern dass unter Umständen die eine oder andere Leitungsfunktion nicht verlängert wird, anders besetzt wird und dass man daraus jetzt nicht automatisch ableiten sollte, dass man mit dem vorhergehenden Mitarbeiter oder der Mitarbeiterin unzufrieden war, sondern dass das letzten Endes auch ein Prozess ist, der in der Wirtschaft üblich ist - Sie wissen das - und der, wie das von Ihnen eigentlich auch gewünscht und gefordert wurde über viele Jahre hindurch, in den Bildungs- und wissenschaftlichen Einrichtungen ebenfalls Platz greifen soll. Deshalb verstehe ich in diesem Punkt Ihre Kritik nicht ganz. Und ich sage es noch einmal: Das bezieht sich jetzt nicht auf die Person von HR Düriegl, das möchte ich ganz dezidiert ausschließen, sondern wird generell auch in Zukunft ein Thema sein, das uns immer wieder auch beschäftigen wird. Es ist aber eine generelle Frage der Kulturpolitik. Wir diskutieren zwar heute dieses Gesetz, aber wir werden zweifellos auch in Zukunft über weitere Leitungsfunktionen diskutieren. 

Und die Frage, Ausschreibungen durchzuführen, sie zeitlich zu limitieren, die hat sich der neue Kulturstadtrat Dr Mailath-Pokorny auch vorgenommen, und ich halte es eigentlich für eine sehr positive Entwicklung im Kulturleben. 

Jetzt kann man sich natürlich fragen: Welche Neupositionierungen soll es im Historischen Museum überhaupt geben, wenn ich so viel Positives, wie ich meine auch zu Recht, jetzt eingebracht habe? Wo gibt es jetzt überhaupt noch Handlungsbedarf, etwas weiterzuentwickeln, oder was kann durch das neue Gesetz verbessert werden? Was kann durch die Herausnahme aus der Kameralistik auf Grund der größeren Flexibilität für Herrn HR Düriegl und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verbessert, verändert werden? 

Da steht für mich an der Stelle eine noch stärkere Öffnung nach außen, wenn man so will, die noch bessere Möglichkeit, Sonderausstellungen durchzuführen, vor allem auch mit bestimmten Querverbindungen, zum Beispiel zu den Wiener Festwochen oder auch zu dem von der Bundesregierung sträflich vernachlässigten Künstlerhaus, das uns in Wien ja sehr am Herzen liegt und das leider die Unterstützung der Bundesregierung verloren hat. Wir glauben, dass das Künstlerhaus eine sehr wichtige Einrichtung ist. Die Kooperation mit dem Künstlerhaus kann beispielsweise auch für das Historische Museum in dieser neuen organisatorischen Konstellation eine Möglichkeit darstellen.

Aber ich denke auch, dass die Herausforderung, das Museum noch stärker als bisher als einen Ort der Auseinandersetzung zu sehen, zum Thema stadtteilbezogene Kulturarbeit, Grätzelkultur, auch zur Frage, wie man mit den Zuwanderinnen und Zuwanderern umgeht, welche speziellen Angebote man hier stellt, auf Grund der neuen Struktur ebenfalls möglich ist. Die besondere Vermittlung von Kultur entsprechend den verschiedenen Zielgruppen wird durch diese neue Struktur ebenfalls, wie wir glauben, verbessert.

Man muss an der Stelle auch sagen, dass die Museen der Stadt Wien ja nicht nur aus dem Historischen Museum bestehen, das ist so das Flaggschiff der Museen der Stadt Wien. Es gibt auch eine Fülle an Gedenkstätten, Ausgrabungen und kleineren Spezialmuseen, die ebenfalls von Herrn Dr Düriegl geleitet werden und von seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch schon in der Vergangenheit mit großer Umsicht koordiniert worden sind. Ich denke hier nur an das Museum in der Hermesvilla, an das Uhrenmuseum, an den Schauraum der Modesammlung beispielsweise, das Pratermuseum, die Römischen Ruinen oder an die verschiedenen Gedenkeinrichtungen, die an prominente Musiker erinnern, die in Wien gelebt haben. Nicht alle waren Österreicherinnen und Österreicher, wenn ich an Beethoven denke oder Mozart, aber viele haben in Wien ihre Wurzeln gefunden und haben Wien zu der Musikstadt gemacht, die ja weltweit berühmt geworden ist. 

Wenn man diese Fülle an musealen Einrichtungen sieht, wird man bemerken, dass natürlich auch die Neustrukturierung, die neue Organisation ein vielfältigeres und flexibleres Reagieren auf neue gesellschaftliche Erscheinungen zulässt. 

Besonders gut gelungen, und das freut mich als Kulturpolitiker ganz besonders, ist auch der Umstand, dass eine Valorisierung im Gesetz festgelegt worden ist. Das war, wie ich meine, sehr vorausschauend von all jenen, die dieses Gesetz entwickelt haben, festgelegt haben, denn der Umstand, dass es eine festgeschriebene Valorisierung im Ausmaß von 1,43 Prozent gibt ab dem Jahr 2003 und dass selbst bei einer Verschlechterung der finanziellen Situation der Stadt Wien pro Jahr nicht mehr als 5 Prozent eingespart werden können, im laufenden Jahr sogar nur 2,5 Prozent, garantiert, dass die wichtigen Aufgaben, die ich vorhin definiert habe, für die Museen auch in Zukunft erhalten bleiben können. Das war eine ganz wichtige Entscheidung in diesem Zusammenhang.

Ganz kurz noch vielleicht auch zu den verschiedenen Anträgen, die eingebracht worden sind und die zum Teil sehr unterschiedliche Themen betreffen. 

Die Frage der Leitung habe ich kurz angesprochen. 

Zu den Fragen der Museumsbediensteten vielleicht in aller Kürze. Wenn Sie, Frau Kollegin Ringler, darauf verweisen, dass die neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und ich entnehme das so Ihrem Beschluss- und Resolutionsantrag, zumindest den jetzigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gleichgestellt werden sollen, dann ist das deshalb für mich nicht zulässig, weil der Begriff "zumindest" ja ableiten lässt, dass sie auch besser gestellt werden sollen, und das kann ja nicht Sinn der Sache sein. Es gibt, wie Sie wissen, zwei unterschiedliche, auch gesetzlich festgelegte Bereiche, nämlich den Bereich des öffentlichen Dienstes und den Bereich der Privatwirtschaft. Die Ausgliederung bedeutet, dass die neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und es geht ja nur um die, die jetzt neu eintreten, auch nach den in der Privatwirtschaft üblichen Instrumenten ihre Verträge bekommen. Das sind zum Beispiel Kollektivverträge, das sind aber auch die verschiedenen arbeitsrechtlichen Bestimmungen wie das Arbeitsverfassungsgesetz, also all jene Maßnahmen, die auch in der Privatwirtschaft Gültigkeit haben. 

Ich denke, wir sollten jetzt hier mit einem Antrag nicht die Verhandlungen präjudizieren. Es ist üblich, dass die Vertragspartner, die Kollektivvertragspartner, entsprechende Abschlüsse ausverhandeln. Es ist auch im Parlament völlig unüblich, dass man von den politischen Parteien oder auch von der Regierung, oder wem auch immer, den Kollektivvertragspartnern hier Vorgaben gibt. Ich denke, es macht Sinn, dass sich hier die Vertragspartner auch über die neuen gesetzlichen Regelungen im Rahmen der in der Privatwirtschaft üblichen gesetzlichen Bestimmungen, wie Arbeitsverfassungsgesetz und andere, einigen. Deshalb werden wir diesem Beschlussantrag nicht näher treten können.

Zum Abänderungsantrag, der das Gleichbehandlungsgesetz betrifft, vielleicht nur eine Anmerkung: Es sind in diesem Gesetz all jene Maßnahmen aufgelistet, die für jene Personen Gültigkeit haben, die neu in diese neue Struktur übernommen werden. Beim Gleichbehandlungsgesetz, und nicht nur beim Gleichbehandlungsgesetz, aber auch beim Gleichbehandlungsgesetz, verhält es sich anders, denn dieses Gesetz gilt für alle Personen, für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in der neuen Struktur tätig sind. Deshalb ist es auch nicht gesondert aufgelistet, weil die Gültigkeit eben alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter umfasst, und es scheint mir nicht notwendig zu sein, deshalb dezidiert noch einmal darauf hinzuweisen, weil es ohnehin den gesetzlichen Rahmen für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darstellt. Das gilt im Übrigen auch für das Personalvertretergesetz beispielsweise, das ebenfalls nicht dezidiert in diese Liste aufgenommen werden musste. Deshalb erscheint mir auch dieser Abänderungsantrag nicht notwendig zu sein.

Anders verhält sich das bei Ihrem Beschluss- und Resolutionsantrag, eine Enquete zur Ausgliederung der Museen der Stadt Wien betreffend. Wir haben ja jetzt in unseren beiden Wortmeldungen keine großen Differenzen, was die inhaltliche und perspektivische Weiterentwicklung des Museums betrifft. Ich halte es auch für sinnvoll und notwendig, darüber nachzudenken, ob unter anderen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen da und dort nicht auch andere Akzente gesetzt werden sollen. Nicht alles, was im 20. Jahrhundert Gültigkeit gehabt hat, muss im 21. Jahrhundert fortgesetzt werden. Es gibt vielleicht auch andere gesellschaftspolitische Entwicklungen. Dem sollten wir Rechnung tragen. Deshalb werden wir auch für diese Enquete stimmen und würden uns sehr freuen, wenn wir diese gemeinsam vorbereiten würden. Nachdem wir ja alle gemeinsam dieses Gesetz unterstützen, ist eine solche Enquete vielleicht auch eine gute Möglichkeit, über inhaltliche Positionen zu reflektieren und nachzudenken.

Abschließend zu dem Antrag, den Sie, Herr Dr Marboe, eingebracht haben zur Restitution. In der Tat war uns Sozialdemokraten die Frage der Restitution ebenfalls sehr wichtig. Sie haben ja erwähnt, dass wir hier im Wiener Gemeinderat am 29. April 1999 einstimmig diese Restitution von Naziraubkunst beschlossen haben, die Rahmenbedingungen verabschiedet haben und auch die Restitutionskommission eingerichtet haben. Und man muss wirklich an der Stelle sagen, dass Wien und insbesondere das Historische Museum hier sehr viel geleistet haben und sich deutlich unterschieden haben von anderen, auch Bundeseinrichtungen. Denn das Historische Museum der Stadt Wien hat nicht nur über die Herkunft von Objekten aus bekannten Sammlungen, wie der Sammlung Rothschild beispielsweise, nachgeforscht, sondern das Historische Museum hat ganz bewusst und sehr gezielt auch bei unbekannten Personen und deren Sammlungen zu recherchieren versucht, in welchem Zusammenhang sie zur Naziraubkunst stehen. Hier haben sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Museums, so wie in vielen anderen Fragen, sehr viel Positives an Zustimmung erworben. Natürlich gehen wir davon aus, dass diese sehr positive Tätigkeit auch fortgesetzt wird.

Herr Dr Marboe, Sie haben ja selbst angesprochen, der Antrag steht nicht in unmittelbarem Zusammenhang zum Gesetz. Ich hätte auch auf Grund des Gesetzes nicht abgeleitet, dass es hier eine Behinderung gibt. Aber Sie haben Recht, es kann nicht schaden, noch einmal deutlich zu machen, wie wichtig diese Sache für uns ist, nicht nur hier im Wiener Gemeinderat, sondern auch in der Öffentlichkeit, auch in der internationalen Öffentlichkeit, die ja registriert, dass wir in Wien die Geschichte unserer Stadt sehr ernst nehmen und dass wir uns auch diesem Teil unserer Geschichte stellen, der oft sehr schmerzhaft ist, der uns manchmal auch persönlich und im Kollektiv gemeinsam wehtut. Deshalb werden wir diesem Antrag auch zustimmen.

Zum Schluss möchte ich noch die Gelegenheit benützen, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Museen der Stadt Wien zu danken. Es sind ja insgesamt 135 Kolleginnen und Kollegen, von ihnen 17 Kuratoren und Kuratorinnen, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten sehr engagierte Tätigkeit geleistet haben, viele Ausstellungen konzipiert haben, die weit über unsere Landesgrenzen hinaus Beachtung gefunden haben. 

Ich möchte natürlich vor allem Herrn HR Dr Günter Düriegl für seine eineinhalb Jahrzehnte lange bisherige Tätigkeit danken. Sie ist ja mit dem heutigen Tag nicht abgeschlossen. Wir freuen uns ja noch auf viele weitere Aktivitäten von Ihnen, und wir hoffen, dass Sie diese Tätigkeit weiterhin mit so großem Engagement, mit so großer Freude und mit so großem Enthusiasmus weiterführen. 

Und so wünsche ich dem Historischen Museum und allen anderen Sammlungen und Gedenkstätten, die der Stadt Wien angeschlossen sind, auch in der neuen Struktur alles Gute und so wie bisher viel Erfolg. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Es ist ein guter Tag, so hat StR Marboe begonnen. - Es war ein guter Tag für die ÖBB, als sie privatisiert wurde. Tausende Arbeitslose wissen das zu schätzen und die Kunden und Kundinnen spüren es ebenfalls, weil bei der ÖBB vieles vom Komfort verloren gegangen ist. (Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.) Ich komme auf das zurück, keine Angst.

Es war ein guter Tag für die Post, als die Post privatisiert wurde. Viele Tausende Arbeitslose wissen das, vor allem in Zukunft, wenn die Postämter zugesperrt werden.

Es war auch ein guter Tag für die bei Semperit Beschäftigten oder für die Tausenden Telekom-Angestellten, die jetzt privatisiert wurden. (Neuerlich Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.) Ja, ich komme auf das.

Es ist ein guter Tag für die Beschäftigten der Wiener Stadtwerke. Auch hier für die Noch-Beschäftigten, denn auch im Bereich der Wiener Stadtwerke, die zunächst ausgegliedert wurden, wurden schon viele Planposten eingespart.

Es ist auch ein guter Tag für die Ausgliederung des Krankenanstaltenverbunds, wo wir nachgerechnet haben, dass der Krankenanstaltenverbund, wenn man sich die inflationsbereinigten Zahlen anschaut, nächstes Jahr weniger Geld erhält. Und wir werden sicher nicht weniger Kranke haben in Österreich und weniger Menschen, die einer Behandlung bedürfen. 

Aber - und jetzt komme ich zum Aber - ob es ein guter Tag für die Wiener Museen wird, das wird die Zukunft weisen. 

Heute zu sagen, es ist ein guter Tag, ist vermessen. Wenn man sich die historischen Konsequenzen von Ausgliederungen und Privatisierungen anschaut, so haben sie sich in der Regel für die Allgemeinheit negativ bemerkbar gemacht. (StR Dr Peter Marboe: Ein Beispiel!) Dazu komme ich, Herr StR Marboe.

Ein Teil der Wiener GRÜNEN wird zustimmen. Ein Teil der Wiener GRÜNEN wird es ablehnen. Ein Teil von uns wird zustimmen, in Anerkennung dessen, dass es dank Marie Ringler gelungen ist, zu guter Letzt noch einige sehr positive Sachen in dieses Gesetz hineinzureklamieren. In Anerkennung dessen.

Wir werden dagegen stimmen, weil sich die Ausgliederung der Museen nahtlos an die Ausgliederungen der Vergangenheit reiht und es in Wirklichkeit nicht nachvollziehbar ist, dass es, bei allen notwendigen Verbesserungen, scheinbar im Magistrat der Stadt Wien nicht möglich ist, diesen Magistrat so umzustrukturieren, dass er im Sinne der Bevölkerung auf kreative und flexible und auf mehr Selbständigkeit setzende Möglichkeiten Bezug nehmen kann. Das muss unser Ansatz beim Magistrat der Stadt Wien sein und in den Bereichen, in denen es darum geht, Grundbedürfnisse von Menschen zu befriedigen, und nicht immer weiter auszugliedern, politische Verantwortung auszulagern. Und was leider Hand in Hand geht mit der Ausgliederung - und wenn ich jetzt so schaue, allzu viele Gewerkschafter sehe ich jetzt gerade nicht da -, ist die Beschneidung der ArbeitnehmerInnenrechte in de facto jedem Bereich.

Es war daher richtig, auch auf Bundesebene gegen die Ausgliederung der Bundesmuseen zu stimmen, und wir werden das durch unser Abstimmungsverhalten zum Teil eben auch hier dokumentieren.

Ein letzter Satz noch, der gekommen ist zur finanziellen Sicherheit, die durch dieses Gesetz geregelt ist. 

§ 9 Abs. 2 im Gesetz lautet - ich erspare mir ein bissel was -: "Dieser Betrag erhöht sich ab dem Jahre 2003 um jährlich 1,43 Prozent." Da steht überhaupt nicht, wie damit umzugehen ist, wenn es zu einer höheren Inflationsrate kommt oder zu einer niedrigeren, aber momentan ist eher anzunehmen, nachdem wir uns doch an der Kippe zu einer Rezession befinden, dass die Inflationsrate vielleicht etwas zurückgehen wird, um im Anschluss daran aber wieder zu steigen. 

Des Weiteren steht aber drinnen: "Die Stadt Wien ist jedoch berechtigt, die Abgeltung zu kürzen oder teilweise zu sperren, wenn eine Verschlechterung der finanziellen Situation der Stadt Wien eintritt oder sonst die Einhaltung von mit dem Bund und den übrigen Gebietskörperschaften vereinbarten Stabilitätszielen gefährdet erscheint."

Ja, wir wissen alle, dass das Geld insgesamt immer knapper wird. Und de facto ist das der Freibrief, um, ohne erneut eine politische Diskussion führen zu müssen, jährlich in den nächsten Jahren das Budget der Museen um bis zu 20 Prozent zu kürzen. 5 mal 5 Prozent ist ein bissel mehr als 20 Prozent in fünf Jahren.

Und da frage ich mich schon: Wie soll das Historische Museum der Stadt Wien im Wettbewerb mit anderen Museen dann tatsächlich bestehen, wenn gleichzeitig - ich gebe Ihnen Recht, es ist ein skeptisches Szenario, aber ein mögliches Szenario - in Aussicht gestellt wird, das Budget mit bis zu 20 Prozent zu kürzen?

Aus diesem Grund, meine sehr geehrten Damen und Herren, ersuche ich Sie: Überlegen Sie es sich noch einmal, ob Sie tatsächlich zustimmen, ob es Sinn und Zweck ist, immer wieder, immer weiter auszugliedern und politische Verantwortung abzugeben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr Salcher zum Wort gemeldet.

Abg Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

An sich wollte ich hier nur zwei Anträge einbringen, aber Kollege Dipl Ing Margulies will offensichtlich die Aktuelle Stunde fortsetzen. Ich will das nicht, aber werde es in zwei Minuten machen, weil wirtschafts-politische Debatten mit Ihnen sind ja wirklich spannend. Irgendwie schwebt so das Modell der DDR hinter Ihrer Argumentation. Die haben sich ihr Leben lang auch dagegen gewehrt, dass sie irgendetwas ausgliedern. Das hat dann am Schluss dazu geführt, dass sie wo eingegliedert wurden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben hier angeführt die Post, die Telekom, die Österreichischen Bundesbahnen und so weiter. Ein Beispiel haben Sie vergessen, nämlich den Konsum. Und das ist das Modell, das wir nicht haben wollen. Beim Konsum waren am Schluss alle Arbeitsplätze weg, viele Private, kleine Zulieferer sind in Konkurs gegangen, und das hat den Staat sehr viel Geld gekostet. Das ist die Konsequenz dessen, wenn man nicht rechtzeitig wirtschaftspolitisch agiert, wenn man nicht rechtzeitig reagiert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte mir auch erlauben, zu dem von mir äußerst geschätzten Dr LUDWIG noch eine kurze Korrektur hier anzubringen, weil er so über das Künstlerhaus gesprochen hat. Also, wenn man das schon anführt, dann muss man korrekt sein. Worum ist es gegangen? - Frau Bundesministerin Gehrer hat in einer schwierigen Situation des Künstlerhauses, und das Künstlerhaus ist finanziell immer in einer schwierigen Situation gewesen in den letzten Jahren, um zu helfen auf einen befristeten Zeitraum von drei Jahren, dort zirka die Hälfte der Räumlichkeiten fürs Kunsthistorische Museum angemietet. Um kurzfristig zu helfen. Das war von Anfang an klar, dass das auf drei Jahre eine einmalige befristete Aktion war, für die sich das Künstlerhaus übrigens immer bedankt hat. Ich finde es daher nicht ganz fair, jetzt im Nachhinein Frau Ministerin Gehrer vorzuwerfen, dass sie kurzfristig wo eingesprungen ist, was an sich gar nicht ihre Zuständigkeit gewesen ist. Dann muss man aber zur Kenntnis nehmen, dass diese einmalige kurzfristige Hilfsaktion irgendwann einmal zu Ende war, und das war sie, wie vorgesehen, indem nach drei Jahren das nicht verlängert wurde.

Dessen ungeachtet ist es keine Frage, dass es Aufgabe von uns allen hier in dieser Stadt ist, darüber nachzudenken, wie wir mittel- und langfristig eine ausreichende Finanzierung des Künstlerhauses zu Stande bringen. Aber das so einfach auf den Bund zu schieben, das ist einer sonst äußerst hoch stehenden Argumentation nicht ganz würdig, und daher wollte ich das hier einmal klarstellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sonst bleibt mir nur übrig, die vorher von Herrn StR Marboe angekündigten beiden Abänderungsanträge einzubringen.

Zum ersten Antrag. Es gab einen gemeinsamen Antrag mit den Freiheitlichen, wo wir gesagt haben, dass es uns um eine faire Regelung für die Geschäftsführung des Museums geht. Auf der anderen Seite sagen wir aber auch, was die Wiederbestellung betrifft, und da gibt es keinen Widerspruch, da sind wir sehr dafür, dass der Herr Stadtrat das ausschreibt. Es soll nur sichergestellt sein, dass es dann keine Wiederbestellung auf immer gibt und dass man, wenn man sich zu einer zweiten Wiederbestellung entscheidet, das mit einem speziellen Quorum tun soll. 

Ich bringe daher gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Matthias Tschirf folgenden Abänderungsantrag ein:

Der Landtag möge beschließen: 

"Eine Wiederbestellung auf die Dauer von fünf Jahren ist möglich. Eine zweite Wiederbestellung ist nur auf Antrag des Kuratoriums, wofür eine Mehrheit von drei Viertel der Stimmen erforderlich ist, zulässig."

Und ich bringe gleich noch einen zweiten Antrag ein, das ist der schon von Dr Marboe angekündigte und ich glaube hier im Wesentlichen unbestrittene Antrag, der natürlich auch einen gewissen deklamatorischen Charakter hat. Ich glaube, in einer Frage wie der Restitution steht es uns auch zu, das klar zu machen, damit es hier überhaupt keine Missverständnisse gibt, dass, auch wenn dort kein weisungsgebundener Direktor mehr, sondern ein bestellter Direktor ist, der dann von einem ausgegliederten Rechtskörper der Chef ist, es hier überhaupt keine auch nur aufkeimende Zweifel geben kann, dass wir natürlich zu unseren Beschlüssen im Gemeinderat stehen.

Ich bringe daher, gemeinsam wieder mit meinem Kollegen Dr Matthias Tschirf, folgenden Beschlussantrag ein:

"Der Wiener Landtag hält fest, dass es durch die Ausgliederung der Wiener Museen bei der weiteren Abwicklung der Restitution unrechtmäßiger Erwerbungen von Kunst- und Kulturgegenständen zu keinen Beschränkungen oder Verzögerungen kommen darf." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich glaube, das ist sinnvoll, wenn der Wiener Landtag hier noch einmal in aller Deutlichkeit, auch im Sinne eines Zeichens für die Öffentlichkeit und für die internationale Öffentlichkeit, wie das Dr LUDWIG gesagt hat, das beschließt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich glaube, die Debatte hat gezeigt, dass im Grunde alle Fraktionen einer Meinung sind, nämlich dass wir einen wichtigen Schritt für unser städtisches Museum hier und heute beschließen, einen wichtigen Schritt, der natürlich auch kulturpolitische Dimensionen hat, auch wenn es im Grunde - unter Anführungszeichen gesetzt - "nur" um eine Organisationsreform geht. 

Ich glaube, es ist richtig, dass wir das hier nicht zum Anlass einer Debatte darüber genommen haben, welche Aufgaben das Museum schlechthin und dieses im Besonderen in Zukunft haben soll, was aber auch geleistet wurde in der Vergangenheit, sondern dass wir darüber hinaus uns auch grundsätzlich über die Fragen der Museumspolitik unterhalten. 

Ich glaube, es ist sehr viel Richtiges und Bedenkenswertes gesagt worden, auch so manches, was mir zumindest vielleicht nicht so ganz verständlich war. Aber erlauben Sie mir, dass ich Ihnen ganz zum Schluss dieser Debatte und am Ende eines Gesetzwerdungsprozesses auch noch den einen oder anderen Gedanken hier sage. 

Lassen Sie mich einmal grundsätzlich davon ausgehen, worum es sich hier handelt. Es handelt sich hiebei in der Tat um eine Ausgliederung, um eine Ausgliederung einer Verwaltungseinheit, die über die letzten Jahre einen ganz wichtigen Teil des städtischen kulturellen Lebens betrieben hat und auch maßgebliche Impulse gesetzt hat, nämlich der Museen. 

Eine Ausgliederung einer Verwaltungseinheit ist - und das ist einmal das Erste, was festzustellen ist - keine Privatisierung. Eine Ausgliederung einer Verwaltungseinheit ist im Grunde eine Organisationsänderung, wo auch klargestellt wird - und das ist ja auch im Gesetz ausreichend dokumentiert -, dass weiterhin die öffentliche Hand, die Stadt Wien, die Verantwortung trägt, vor allem - und das ist das Allerwichtigste - die finanzielle Verantwortung trägt. 

Sie wissen, dass ich auch persönlich zutiefst davon überzeugt bin, dass es gegenüber der Rolle und der Aufgabe der öffentlichen Hand im kulturellen Leben keine Alternative gibt, dass all das, was wir diskutieren an privaten Zuwendungen, marginale Bereiche sind und dass es daher auch in Zukunft wichtig ist, dass die öffentliche Hand im Kulturbereich weiter die Verantwortung übernimmt und dass daher auch für eine ausreichende Dotation zu sorgen ist, weil jedenfalls dort mit Sicherheit nicht stimmt, weil es auch gar nicht möglich ist, dass ein Mehr an Privat mehr Kultur bringt. Wahrscheinlich ist eher das Gegenteil der Fall. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube auch - und ich habe das in einer anderen Funktion auch miterleben können und teilweise mitgestalten können -, dass die Ausgliederungen sowohl im Bereich der Bundestheater als auch der Bundesmuseen gute und wichtige Schritte waren, dass sie letztendlich für diese Institutionen Vorteile gebracht haben. Ich stehe nicht an zu sagen, dass natürlich einiges schwierig war und dass man aus dem einen oder anderen noch lernen kann. Ich glaube aber, dass wir insgesamt für diese Bundesinstitutionen Gutes getan haben, und ich freue mich daher, dass wir hier in einem wichtigen Kulturbereich der Stadt Wien, bei den Museen, jetzt einen ähnlichen Schritt gehen. 

Ich stehe diesen Ausgliederungen grundsätzlich nicht skeptisch gegenüber. Das ist nicht eine grundsätzlich politische Frage, sondern schlicht und einfach eine Frage: Was ist besser für das jeweilige Haus, für die jeweilige Institution? - Und es ist auch nicht eine Delegation von Verantwortung oder ein Abschieben, sondern ganz im Gegenteil, eine sehr vernünftige Vorgangsweise in diesem Fall für das städtische Museum. 

Natürlich geht es darum, auch wenn wir dieses Gesetz beschlossen haben, und ich bin da sehr offen, diese Fragen für die Zukunft des Museums oder der Museen weiterzutreiben. Natürlich ist es auch - und das ist ganz richtig - eine Zäsur für die städtischen Museen, für das Historische Museum und die jeweiligen Institutionen, die angeschlossen sind, und es wird in Zukunft darum gehen, sich mit dieser neuen Organisationsform tatsächlich anzupassen und die neuen Aufgaben vielleicht in einer noch flexibleren Form, als das bisher schon geschehen ist, aufzunehmen. Es wurde heute schon richtigerweise gesagt: Es geht zunehmend um Fragen der Vermittlung, es geht zunehmend um die Aufnahme und die Beschäftigung mit Fragen der neuen Medien, es geht zunehmend auch darum, wie wir in einem neuen städtischen, urbanen Umfeld mit den einzelnen Bevölkerungsgruppen umgehen und wie wir sie einbeziehen können, sei es von der Altersstruktur her, sei es von der sozialen Struktur her, sei es von der Frage der unterschiedlichen Ethnien her. Es wird zunehmend darum gehen, auch Fragen des Marketings, auch der Kooperation mit den Medien flexibler zu gestalten. Es wird zunehmend auch darum gehen, die verschiedensten Formen des Kunstdiskurses einzubeziehen, und nicht zuletzt um die Frage, und auch das gehört natürlich dazu: Welchen Stellenwert hat das Museum, nicht nur im Rahmen des gesamten kulturellen Erbes der Stadt Wien und des Landes Wien, sondern auch, was die Präsentation und die Aufbereitung für ausländische Gäste, für Touristen anbelangt? - All das ist, glaube ich, in dieser neuen Organisationsform leichter zu bewältigen, und deshalb habe ich mit meinem Amtsantritt diese Vorarbeiten gerne zu einem Ende geführt und führen lassen und stehe auch zu diesen Vorarbeiten und zu dem Gesetzesentwurf.

Natürlich ist das auch für mich eine Gelegenheit, hier zu danken, zu danken für die Arbeit, die im Museum bisher geleistet wurde. Ich freue mich, dass alle Fraktionen - und tue das auch von dieser Stelle im eigenen Namen - Herrn HR Düriegl für die geleistete Arbeit gedankt haben. Ich glaube, er hat das Historische Museum der Stadt Wien in den letzten Jahren und eineinhalb Jahrzehnten hervorragend positioniert, und er hat vor allem die Aufgabe übernommen, es in das neue Jahrtausend überzuführen. 

Letztendlich ist auch das vorliegende Gesetzeswerk sehr stark sein Werk, gemeinsam mit den Beamten meines Hauses Dr Denscher, Dr Windisch und allen, die im Magistrat der Stadt Wien mitgewirkt haben. Ich weiß, wie schwierig es ist, so ein Gesetzesvorhaben auch umzusetzen, und ich glaube, es ist eigentlich am Ende mit dem, was uns heute vorliegt, ein gutes Werk gelungen. 

Ich glaube, dass damit auch den Bediensteten des Hauses eine gute Vorlage gegeben wird, also abgesichert ist, dass sie insgesamt eine gute Zukunft haben. 

Wir sollten trotzdem - und da bin ich sehr offen - die künftigen Aufgaben, die neuen Herausforderungen öffentlich diskutieren. Ich habe schon von Anfang an gesagt, dass ich durchaus gerne einen öffentlichen Diskussionsprozess führe und auch initiieren möchte, über die Aufgaben eines Museums, über die Aufgaben einer Sammlung einer Stadt, über die Aufgaben auch der verschiedenen angeschlossenen Institutionen. Ich bin daher froh, wenn wir auch hier im Gemeinderat und im Landtag in absehbarer Zeit eine Diskussion darüber führen. Mit Sicherheit wird das aber nicht ausreichend sein, und ich werde daher von meiner Seite alles tun, in der nächsten Zeit eine grundlegende Diskussion darüber zu führen, was Museumspolitik, aber auch Museumsverwaltung in Zukunft sein kann. Ich stehe daher dem sehr offen gegenüber und freue mich auch, wenn das Interesse hier besteht. 

Lassen Sie mich doch noch ein klein wenig auf einzelne Punkte replizieren, die im Verlauf der Debatte angesprochen worden sind. 

Ich bin froh, dass es mit diesem Gesetz auch gelingt, eine finanzielle Grundabsicherung sicherzustellen. Das ist keineswegs selbstverständlich. Ich bin froh, dass wir in diesem Gesetz auch eine Valorisierung in einem bestimmten Ausmaß drinnen haben. Das ist einmal die Grundvoraussetzung, von der wir ausgehen können, und das ist, glaube ich, für das Museum insgesamt auch eine sehr gesicherte Zukunft. 

Es war sogar von einer Challenge der Frau Bundesministerin die Rede - ich glaube, der Kollege Marboe hat das erwähnt -, was die Vorgabe des Gesetzestextes anbelangt. Na ja, also diese Challenge, muss ich ehrlich gestehen, liegt eigentlich eher darin, dass wir in der Stadt Wien mittlerweile, nicht zuletzt durch die Frau Bundesministerin und durch andere, nach und nach Kürzungen auszugleichen haben. Das ist eigentlich die Challenge, die uns vom Bund, von der Bundesregierung vorgegeben wird, und ich würde mir sehr wünschen, dass vielleicht die Fraktionen der Opposition hier, die im Bund die Regierung stellen, doch auch einmal ihre Stimme erheben, denn ich kann Ihnen nur sagen: Die Kürzungen werden langsam dramatisch. Also, das ist die eigentliche Challenge der Bundesregierung, dass sich der Bund zunehmend verabschiedet.

Und weil die Rede war vom Künstlerhaus, das ist ja auch nicht ganz unwichtig im Zusammenhang mit dem Historischen Museum: Na ja, so ist das ja nicht, dass wir einfach hier stehen und sagen können, der Bund hat dankenswerterweise drei Jahre das übernommen und jetzt zieht er sich halt zurück und das verstehen wir schon. Also, ich verstehe es nicht. Ich halte das auch für eine ziemliche Katastrophe für das Künstlerhaus, so wie für viele andere Institutionen in Wien und anderswo, aber jetzt geht es einmal um Wien. Die Kürzungen zwischen 10 und 30 Prozent im Wiener Bereich werden wir nicht alle auffangen können und ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie mich da ein bisschen unterstützen könnten darin, dass die Bundesregierung und der zuständige Kunstminister, Bundeskanzler Schüssel, vielleicht diese Kürzungen wieder einmal zurücknehmen könnten, denn es wird langsam ein Problem auch für Wien. Das Künstlerhaus ist nur ein Beispiel von vielen, wo wir aufgefordert sind, einzuspringen, bei wichtigen kulturellen Institutionen, die in Wien auch als Bundeshauptstadt sind, und ich habe schon mehrmals darauf hinweisen können, wo sich der Bund einfach verabschiedet und mit einem schlichten Nein sogar Gesprächsverweigerung betreibt. Das ist die eigentliche Challenge und ich würde mir nicht mehr viele solcher Challenges wünschen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Was nun, weil das hier so heftig diskutiert wurde, den Bestellungsmodus anbelangt. Ich wurde auch von Ihrer Seite bei meinem Amtsantritt fast ein bissel ironisierend aufgefordert, man wird schon sehen, ob ich das durchsetzen kann, dass man überall Ausschreibungen macht, und das prüfen. Also, ich verstehe das jetzt nicht mehr ganz, muss ich ehrlich gestehen. Einerseits werde ich dazu aufgefordert am Beginn meines Amtsantritts, ich möge doch Ausschreibungen vornehmen und man wird mich daran messen. Dann passiert das - und ich kann mich noch gut über die ersten Debatten im Zusammenhang mit dem Rabenhof erinnern - und dann ist es auf einmal auch nicht mehr recht. Also entweder - oder. Man kann sozusagen nicht beides verfolgen. 

Ich verstehe auch gar nicht, warum das mit den Bezeichnungen "zynisch" oder "menschlich verachtend" bezeichnet wird. Es ist schlicht und einfach ein Prinzip. Da geht es auch gar nicht um Einzelfälle, da geht es auch gar nicht darum, dass man jemandem ein Verdienst streitig machen will, sondern es geht schlicht und einfach um die Frage: Verstehen wir uns prinzipiell dazu, die Besetzungen und die Nachbesetzungen und die Fragen, wer wo eine wichtige Leitungsfunktion übernimmt, transparent zu machen, nachvollziehbar zu machen, auch zu öffnen, auch neuen Ideen und Chancen eine Möglichkeit zu geben, oder tun wir das nicht. Es geht auch gar nicht darum, dass wir uns um irgendwelche Zeitlimits oder sonst was streiten, es geht auch gar nicht darum, dass es heißt, das hat niemand gesagt, es muss jemand anderer her. Es geht schlicht und einfach darum, dass man auch nach außen hin dokumentiert: Es gibt innerhalb eines bestimmten Zeitraums auch die Möglichkeit, sich insgesamt einer neuen Situation zu stellen und durchaus auch insgesamt eine breitere Entscheidungsbasis einzuladen, eine breitere Entscheidungsbasis zu haben, um letztendlich die Personalentscheidung treffen zu können. Ich verstehe daher nicht ganz, wieso es sozusagen in einigen Fällen heißt, man soll da jetzt weiterbesetzen. 

Ich halte das im Übrigen auch für einen der entscheidenden Fehler bei den Bundesmuseen, wo offensichtlich ganz ohne weitere Ausschreibungen fortgeschrieben wird. Ich glaube, dass diese Zeit vorbei ist und auch in der öffentlichen Verwaltung nach und nach davon abgegangen wird. 

Das ist keine Missachtung, ganz im Gegenteil, und wenn Sie mir das unterstellen, dann kann ich das nur mit aller Deutlichkeit zurückweisen. Das ist in keiner Weise eine Missachtung des gegenwärtigen Leiters, sondern es ist im Grundsatz nur die Fortsetzung eines Prinzips, zu dem man entweder stehen kann oder nicht stehen kann. Ich für meinen Teil werde das weiterhin tun und würde Sie einladen, dass Sie das auch mit mir machen, weil es letztendlich um Öffnung, Transparenz und Nachvollziehbarkeit im Kulturbereich geht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Selbstverständlich werden wir auch, was die künftigen, auszuhandelnden kollektivvertraglichen Rahmenbedingungen anbelangt, Prinzipien der Gleichbehandlung allergrößtes Augenmerk schenken. Das steht ja ganz außer Zweifel. Ich sehe daher auch nicht ganz ein, wieso wir uns hier ein zusätzliches Instrumentarium anschaffen sollen zu etwas, was ohnedies vorhanden ist. Wenn es anderswo, in anderen öffentlichen Bereichen, Probleme gibt: In Wien jedenfalls gibt es die nicht, wird es auch nicht geben, und sie wird es mit Sicherheit nicht im Bereich des Historischen Museums beziehungsweise dann der Anstalt geben. Wir werden das ganz skrupulös verfolgen. Da ist auch Frau StR Brauner und da bin ich dahinter, dass wir gemeinsam mit den Bediensteten und den Gewerkschaften die notwendigen Vorkehrungen treffen. 

Insgesamt freue ich mich, dass wir da doch die Grundsätze über die einzelnen Punkte stellen können. Ich freue mich, und da habe ich mich natürlich auch sehr bemüht, dass wir einen fast einstimmigen Beschluss zusammenbringen werden. Ich weiß jetzt noch nicht, ob die GRÜNEN dafür oder dagegen sind. Offensichtlich sind sie sowohl dafür als auch dagegen. Soll mir auch recht sein. 

Ich glaube, dass wir aber dann gemeinsam nach diesem Beschluss darangehen sollten, das Gesetz mit Leben zu erfüllen und gemeinsam mit den Bediensteten des Museums und mit der Leitung die Übergangsregelung, die Übergangszeit, möglichst kurz zu gestalten und dann das, was uns das neue Gesetz letztendlich bietet für das Museum, raschest möglich umzusetzen.

Dazu wünsche ich dem Direktor, der Leitung, allen Bediensteten des Hauses und auch der Magistratsabteilung, alles Gute und freue mich auch auf eine gute Zusammenarbeit in einer geänderten Organisationsform, wo aber sichergestellt wird - auch für die Zukunft -, dass die Stadt Wien, das Land Wien, seinem Museum auch in Zukunft den Platz einräumen wird, den es einnehmen soll, nämlich eines ganz bedeutenden Platzes im Rahmen des kulturellen Erbes der Stadt und im Rahmen des kulturellen Lebens dieser Stadt. 

Ich würde mich daher über eine Zustimmung von allen sehr freuen und danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Danke. - Ich darf mitteilen, dass Frau Abg Cordon seit einiger Zeit anwesend ist und sich zurückgemeldet hat.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Zuerst lasse ich über die zwei eingebrachten Abänderungsanträge abstimmen, und zwar in der Reihenfolge der Einbringung.

Der erste Antrag wurde von den Abgen Mag Heidemarie Unterreiner und Dr Andreas Salcher eingebracht und betrifft den § 10 Abs. 6.

Ich bitte jene Damen und Herren des Landtags, die diesem Abänderungsantrag betreffend § 10 Abs. 6 zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Der zweite Abänderungsantrag, eingebracht von den Abgen Dr Matthias Tschirf und Dr Andreas Salcher, betrifft § 10 Abs. 1 des Gesetzes.

Ich bitte jene Damen und Herren des Landtags, die diesem Abänderungsantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist ebenfalls abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über das Gesetz.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Danke. Das ist mehrheitlich angenommen.

Es liegen zwei Beschlussanträge vor. 

Der erste Beschlussantrag wurde von den GRÜNEN eingebracht und betrifft eine Enquete zur Ausgliederung der Museen der Stadt Wien.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Dieser Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Der zweite Beschlussantrag wurde von den Abgen Dr Matthias Tschirf und Dr Andreas Salcher eingebracht und betrifft die Restitution. In formeller Hinsicht wurde ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Ich sehe, das ist einstimmig so beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 15 (PrZ 506/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Zuweisung von Bediensteten der Gemeinde Wien an die Anstalt "Museen der Stadt Wien" - Wiener Museen - Zuweisungsgesetz.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StR Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Ihre Zustimmung zur Erlassung des Wiener Museen - Zuweisungsgesetzes und zur Novelle des Wiener Personalvertretungsgesetzes.

Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die GRÜNEN werden dem Wiener Museen - Zuweisungsgesetz geschlossen nicht zustimmen. 

Erstens natürlich aus den grundsätzlichen Erwägungen, die meine KollegInnen Ringler und Margulies schon erwähnt haben, dass die GRÜNEN grundsätzlich skeptisch beziehungsweise ablehnend der weiteren Abgabe staatlicher Verantwortung in private Hand gegenüberstehen. Vor allem dann und insbesondere, wenn es sich - wie man an den bisherigen Ausgliederungen, die gerade die Stadt Wien vorgenommen hat, sieht - eigentlich nur um eine Fortsetzung der SPÖ-Personalpolitik und eine weitere Erweiterung der Machterhaltung der SPÖ handelt. Einer solchen Strategie wollen und können wir nicht zustimmen.

Wir stimmen aber vor allem deshalb nicht zu, weil es nicht im Interesse der Bediensteten ist, zuzustimmen. Wir lehnen es im Interesse der Bediensteten ab, und zwar nicht nur der mit diesem Gesetz zugewiesenen Bediensteten der Stadt Wien, sondern vor allem im Interesse der Neuzugänge und der künftigen Bediensteten der Anstalt Wiener Museen.

Lügen wir uns nichts vor. Eine Ausgliederung ist nicht nur eine Flucht aus dem Budget, sie ist nicht nur eine Flucht aus der staatlichen Kontrolle, sie ist insbesondere auch eine Flucht aus dem Dienstrecht. Das ist nicht der grüne Weg, die Flucht aus dem Dienstrecht. 

Wir werden vor unhaltbaren personalpolitischen Zuständen stehen, nämlich vor zwei Gruppen von Bediensteten, die völlig unterschiedlichem Arbeitsrecht unterliegen und völlig unterschiedlich dienstrechtlich, besoldungsrechtlich behandelt werden. 

Wir werden eine Gruppe von Dienstnehmern und Dienstnehmerinnen haben, nämlich die zugewiesenen, die nach wie vor den Errungenschaften des öffentlichen Dienstes unterliegen - ich spreche zum Beispiel vom Gleichbehandlungsgesetz, vom erweiterten Kündigungsschutz und von diversen Zulagen, also von allem, was in den letzten Jahren erkämpft wurde, zu Recht erkämpft wurde, und auf das wir zu Recht stolz sind -, und eine zweite Gruppe von Bediensteten, nämlich die neu aufgenommenen, die nach einer zweijährigen Übergangsfrist ab 1. Jänner 2004 diesen Errungenschaften und diesem Recht nicht mehr unterliegen werden, weil sie privatrechtliche Angestellte sind, die in den Genuss all dieser Errungenschaften nicht mehr kommen werden.

Das ist personalpolitisch nicht gerade das, was wir wollen. Es ist nicht gerade wünschenswert, dass dann Kolleginnen und Kollegen, die zum Beispiel dieselbe Tätigkeit ausführen, dann unterschiedlich bezahlt werden und dass ein Teil der Frauen dem Gleichbehandlungsgesetz unterliegt, ein anderer Teil der Frauen nicht mehr. (Kopfschütteln bei GR Kurt Wagner.)

Das ist nicht egal, meine Damen und Herren, weil Sie so den Kopf schütteln, als ob das alles eine Lappalie wäre!

Gerade das Gleichbehandlungsgesetz des öffentlichen Dienstes, das Wiener Gleichbehandlungsgesetz, geht nämlich sehr, sehr weit über das Gleichbehandlungsgesetz der Privatwirtschaft hinaus. Da spreche ich jetzt gar nicht von der Möglichkeit, sich an die Gleichbehandlungskommission zu wenden. Das haben wir im Privatrecht auch. Das Gleichbehandlungsgebot haben wir im Privatrecht auch. Aber was ist mit der 50�Prozent-Frauenförderquote des öffentlichen Dienstes? - Wir werden dann eine Gruppe von Frauen haben, die dem Frauenfördergebot unterliegt, und zwar Gott sei Dank, das haben wir ja erkämpft, die bei der Aus- und Weiterbildung, bei der Einstellung bevorzugt werden, und dann wird es eine Gruppe von Frauen geben, für die das alles nicht gilt! Das halte ich personalpolitisch nicht gerade für sinnvoll. Das ist nicht der grüne Weg.

Wir GRÜNE bringen daher einen Antrag betreffend Mindestrechte für neue Museumsbedienstete ein, wo gerade die Sozialdemokratie die Möglichkeit hat zu beweisen, dass es ihr nicht nur um Lippenbekenntnisse in der Arbeitnehmerschutzpolitik und in der Frauenpolitik geht, sondern die auch für innovative Lösungen und für neue Lösungen in diesem personalpolitischen Dilemma bereit ist, vor das uns die Ausgliederung stellt. Und zwar beinhaltet dieser Antrag kein Präjudiz, wie Kollege LUDWIG angedeutet hat, und es ist auch keine Bindung oder kein Eingriff in die Selbständigkeit der Anstalt Wiener Museen - nein. Dieser Antrag beinhaltet "lediglich"2, sage ich jetzt einmal unter Anführungszeichen, das politische Bekenntnis dieses Landtags, sich auch weiterhin für die neuen Bediensteten und für die möglichst weit gehenden arbeitnehmerschutzrechtlichen Bestimmungen einzusetzen und daraufhin zu wirken, dass die Mindeststandards und die guten Standards des öffentlichen Dienstes auch mindestens in dieser Form für die Neuzugänge gelten, was insbesondere eben das Gleichbehandlungsgesetz betrifft, beispielsweise eben den erweiterten Kündigungsschutz, diverse Zulagenregelungen, et cetera, et cetera. 

Ich denke, das ist das Mindeste (Beifall bei den GRÜNEN.), was dieser Landtag und auch die Sozialdemokratie tun kann, um die Rechtsunsicherheit und insgesamt eben die Unsicherheit von Bediensteten, von Personal, was die Zukunft von ausgegliederten Unternehmen betrifft, zu lindern. (Kopfschütteln bei den Abgen Franz Ekkamp und Godwin Schuster.) Nämlich gerade - weil Sie auch gerade den Kopf schütteln - wenn wir von Sozialabbau und einem Sozialstaat-Volksbegehren reden, wenn wir uns gegen die blau-schwarze Sozialabbaupolitik wenden, wenn wir uns gegen Deregulierungstendenzen gerade am Arbeitsmarkt wenden, wenn wir uns gegen diese unsägliche Beamtenprivilegiendebatte wenden, dann ist das endlich einmal ein Zeichen zu sagen, wo wir stehen, und wir GRÜNE stehen auf Seiten der Bediensteten, und zwar auch der künftigen Bediensteten! Wir können uns dieser Arbeitsmarktpolitik, die Sie machen, nämlich sich aus der Arbeitsmarktpolitik eigentlich davon zu stehlen und die auch sukzessive zu privatisieren, nicht anschließen und wir werden uns nie anschließen. 

Zu unserem zweiten Antrag, der zu Unrecht ein bisschen abqualifiziert wurde, nämlich zur Anwendung des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes auf die Wiener Museen, möchte ich nur sagen, dass ich mich eigentlich sehr wundere, vor allem auch nach den Statements von StR Mailath-Pokorny, der uns gestern bei der Veranstaltung im Rahmen des Tanzquartiers mitgeteilt hat, dass er auch nach der Ausgliederung ein Vorkämpfer für die Gleichbehandlungsfragen ist, wenn ich jetzt von der Sozialdemokratie höre, dass sie unserem Antrag, dass explizit festgelegt werden soll, dass das Wiener Gleichbehandlungsgesetz auch zukünftig nach der Ausgliederung gilt, unserer Ansicht nach aus ganz fadenscheinigen Gründen nicht zustimmen kann (Aufregung bei der SPÖ.), denn Sie wissen, dass es auf Bundesebene genau aus diesem Grund Rechtsunsicherheiten und Streitfälle gegeben hat. Sie werden die Verantwortung dafür tragen, wenn künftig betroffene Frauen nicht mehr wissen, ob sie dem Gleichbehandlungsgesetz unterliegen oder nicht und ihr Recht mühsam einklagen müssen, so wie wir es auf Bundesebene gehabt haben. Auf Bundesebene sind Sie selbst dazu übergegangen, um eben diese Rechtsunsicherheit zu vermeiden, die Gültigkeit des Gleichbehandlungsgesetzes explizit in den Gesetzestext hineinzuschreiben. Das heißt, ich frage mich jetzt ... (Abg Christian Oxonitsch: Wir haben ein anderes Gleichbehandlungsgesetz!) Eigentlich wäre es eine so genannte Lappalie, hier in den so genannten § 1 des Wiener Museen - Zuweisungsgesetzes, der alle Gesetze, die künftig für Bedienstete gelten sollen, beinhaltet, auch das Wiener Gleichbehandlungsgesetz aufzunehmen, denn es ist eine Rechtsunsicherheit. (Abg Mag Sonja Wehsely: Das ist falsch! Das ist falsch!) Sie können sagen, was Sie wollen, wir wissen zwar, dass es formaljuristisch weiterhin gilt, nur wir wissen, dass dieselbe Bestimmung auf Bundesebene zu Rechtsunsicherheit geführt hat und man deshalb dazu übergegangen ist, es explizit hineinzuschreiben.

Wenn Sie also künftige Streitfälle - und nur darum geht es - vermeiden wollen, dann frage ich mich wirklich, wieso Sie hier, wo Sie sich doch immer so als Vorkämpferinnen und Vorkämpfer für die Gleichbehandlung bezeichnen, nicht zustimmen können. Also nicht nur, dass es uns überrascht, es ist uns wirklich völlig unverständlich, dass Sie hier nicht mitgehen können, und ich habe mir eigentlich die rot-grüne Zusammenarbeit anders vorgestellt. Gerade in Frauenfragen habe ich mir gedacht, dass wir die juristisch und politisch weitest gehenden Regelungen, die wir treffen können, auch gemeinsam treffen können. Das ist leider nicht der Fall. Deshalb werden die GRÜNEN auch ganz sicher diesem Gesetz nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Hundstorfer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Was wir hier jetzt erlebt haben, hat deshalb bei mir ein massives Erstauen ausgelöst, weil ein Teil der GRÜNEN dem vorhergehenden Beschluss zustimmt und der andere Teil der GRÜNEN und alle GRÜNEN auf einmal jetzt zustimmen, dass dieses Museum kein Personal mehr hat, weil das die Ratio dessen ist, was Sie hier aufgeführt haben. Da weiß ich nicht, ob da wirklich Klugheit oder nur eine Strategie dahintersteht, weil zuerst einem Ausgliederungsgesetz zuzustimmen oder einem Beschluss zuzustimmen und dann zu sagen, aber Personal darf keines hin - ich weiß nicht, ob das bedienstetenfreundlich ist, ich weiß nicht, ob das Arbeitsplatz sichernd ist, ich weiß nicht, ob das, was Sie hier gemeint haben zu erreichen, überhaupt nur erreichbar ist, weil in Wahrheit haben Sie mit Ihrer heutigen Vorgangsweise Arbeitsplätze vernichtet! Das haben Sie in Wahrheit! Das ist es nämlich! Dann hätten Sie vorher konsequent sein müssen. 

Das gilt übrigens auch noch für alle anderen Parteien in diesem Haus, weil wenn das Abstimmungsverhalten bei diesem Beschluss jetzt so sein wird, wie es in den Ausschüssen war, dann haben wir nämlich überhaupt keinen Mitarbeiter der Stadt dort. Das ist eine (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie müssen ein anderes Gesetz beschließen!) tolle G'schicht! (Abg Gerhard Pfeiffer: Machen Sie ein anderes Gesetz!) Herr Pfeiffer, wissen Sie (Heiterkeit des Abg Gerhard Pfeiffer.), net bös sein, auch Sie sind ein Anhänger von Arbeitsplatzvernichtung für diejenigen ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Na, das können Sie nicht sagen!) Na sicher, na weil Sie ... Dann stimmen Sie dem Zuweisungsgesetz jetzt zu (Abg Gerhard Pfeiffer: Na wo denn!), ganz einfach. So, und übrigens, Herr Pfeiffer, darf ich Sie ersuchen, mit mir kein Zwiegespräch zu führen (Abg Gerhard Pfeiffer: Also, das ist doch wirklich arg!), sondern führen Sie es mit dem eine Reihe vor Ihnen sitzenden StR Marboe, weil er einer der Hauptinitiatoren dieses gesamten Aktes war. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich habe ein Zwischenrufrecht!) Er war einer ... Sie in der ÖVP waren die Hauptinitiatoren dieser gesamten Vorgangsweise Kunsthistorisches Museum, Naturhistorisches Museum und in Wahrheit ist der heutige Beschluss nichts anderes, als was dort stattgefunden hat! Das ist einmal der eine Punkt. 

Der zweite Punkt ist, dass ich das auch klarstellen darf ... (StR Dr Peter Marboe: Wer entscheidet jetzt im Museum 2003?) 2003 entscheidet ... (StR Dr Peter Marboe: Wer entscheidet?) Genau, Herr StR Marboe, so wie der Direktor des Naturhistorischen Museums oder der Direktor des Kunsthistorischen Museums entscheidet 2003 der Direktor des Museums der Stadt Wien! (StR Dr Peter Marboe: Aber das stimmt ja nicht!) Der entscheidet, wer immer dieser Direktor sein wird, wer dort aufgenommen wird oder nicht. Das ist ganz einfach. (StR Dr Peter Marboe: Das stimmt ja nicht!) Herr StR Marboe, wissen Sie, ich kann verstehen, dass Sie krampfhaft Plattformen der Präsentation suchen. Das kann ich verstehen. Was ich aber nicht verstehen kann, ist, dass Sie nicht auch der Meinung sind, dass es 2003 einen Direktor oder eine Direktorin dort geben wird. Beides ist möglich. (StR Dr Peter Marboe: Da ist die Frist verkürzt! Fristverkürzung!) Ja, es ist doch Wurscht bitte, dass ... (StR Dr Peter Marboe: Das Zuweisungsgesetz gilt für zwei Jahre! Es gilt für zwei Jahre!) Das stimmt ja überhaupt nicht, was ... Entschuldigung, wissen Sie nicht, was Sie selber verlangt haben? Wissen Sie, was zwei Jahre gilt? - Das Zuweisungsgesetz gilt in Wahrheit wahrscheinlich 40 Jahre, weil unter den 104 oder 105 Bediensteten wird wahrscheinlich jemand darunter sein, ich weiß das jetzt überhaupt nicht, der heute 20 Jahre ist. Ich weiß nicht, ob jemand darunter ist, der heute 19 Jahre ist. (StR Dr Peter Marboe: Das gilt doch nur zwei Jahre!) Das stimmt ja überhaupt nicht! Das Zuweisungsgesetz gilt, bis der letzte Gemeindebedienstete, den wir mit dem heutigen Beschluss ab 1.1.2002 zuweisen, vom Museum ausscheidet. Im Extremfall kann das in 42 Jahren sein. Das Einzige, was ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Zwei Jahre!) Aber das stimmt ja nicht! 

Entschuldigung, wissen Sie auch nicht, was der Bund beim Naturhistorischen und beim Kunsthistorischen beschlossen hat? - Ganz genau der gleiche Beschluss! Das Einzige, was die Zwei-Jahres-Frist betrifft, ist, dass die nächsten zwei Jahre Bedienstete weiterhin als Gemeindebedienstete aufgenommen werden können, und jetzt konstruiere ich: Der Herr Direktor oder die Frau Direktor nimmt Ende 2003 einen 17�jährigen Bediensteten als Gemeindebediensteten auf und dann gilt das Zuweisungsgesetz noch einmal um das länger. Das heißt, lange Rede kurzer Sinn, wahrscheinlich wird es 50 Jahre gelten. Das ist bitte der Sinn und Zweck dieser heutigen Bestimmung. Das Einzige, was wir haben, ist, die nächsten 24 Monate haben wir abgesichert, dass das nur als Gemeindebedienstete passiert. Punkt 1. 

Punkt 2 darf ich die GRÜNEN insoweit informieren, ich gebe offen zu, es ist im Vorfeld von mir nicht geschehen, dass natürlich die Grundlage des nun abzuschließenden Kollektivvertrags - den müssen wir ja abschließen - ist, dass die Rechtsgrundlage natürlich die Vertragsbedienstetenordnung und natürlich der Nebengebührenkatalog ist, das ist gar keine Frage, weil wir alle natürlich nicht an einer Zwei-Klassen-Gesellschaft bei Bediensteten interessiert sind. Das ist ja von der Logik her ganz klar. Demzufolge wird die Vertragsbedienstetenordnung die Basis dessen sein, was wir als Kollektivvertrag für diesen Sektor abschließen. Und dass das Wiener Gleichbehandlungsgesetz natürlich gilt und auch mehr Rechtssicherheit hat, als das Bundesgleichbehandlungsgesetz, das, glaube ich, sollte all denjenigen, die sich mit der Materie schon längere Zeit beschäftigen, bekannt sein. 

Zum verbesserten Kündigungsschutz: Darf ich da auch nur aufklären. Wo sind wir schon wieder besser? - Die ersten drei Jahre sind wir überhaupt nicht besser. Da sind wir so wie alle anderen Arbeitnehmer in diesem Land. Ab dem dritten Jahr sind wir bei den Fristen ebenfalls so wie alle anderen Arbeitnehmer in diesem Land. Das Einzige, wo wir eine leichte Verbesserung haben, und auf das bin ich natürlich auch nicht ganz unstolz, ist, dass wir bei den Kündigungsgründen um eine Spur enger und dadurch um eine Spur exakter sind, als das Angestelltengesetz oder andere gesetzliche Bestimmungen. - Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)  

Präsident Johann Römer: Herr Abg Dr Tschirf hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich verweise auf die Zeitbeschränkung.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werde sicherlich die Redezeit nicht ausnützen müssen. Ich möchte darauf hinweisen, dass ein wesentlicher Unterschied bei den Ausgliederungen auf Bundesebene, die übrigens im Wesentlichen von sozialdemokratischen Ministern auch so vorbereitet worden sind (Abg Heinz Hufnagl: Auf Druck der ÖVP!) und dem hier ... (Abg Heinz Hufnagl: Ja, auf Druck der ÖVP!) Sie wissen ganz genau, wie das vor sich gegangen ist! (Aufregung bei der SPÖ.) Erkundigen Sie sich, ob das jetzt beim Edlinger ist oder bei anderen, hier ist man davon ausgegangen (Weitere Aufregung bei der SPÖ.), was der Sinn der Ausgliederung ist, dass man mehr Autonomie ermöglicht, dass man entsprechend flexiblere Möglichkeiten einräumt. Das ist nur dann gegeben, wenn tatsächlich dieser Leiter auch die Möglichkeit gehabt hätte, sein Personal auszuwählen. (Abg Heinz Hufnagl: Das hat er ja!) Hier ist eine Doppelgleisigkeit, die unvernünftig ist. Das ist der Grund, warum wir auch dagegen stimmen. Wir glauben, dass die SPÖ dorthin zurückkehren sollte. 

Herr StR Mailath-Pokorny wird ja aus seinem Zivilberuf wissen, wie es auf Bundesebene gelaufen ist (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Eben!), und er wird wissen, ob das jetzt ein Schlögl oder ein anderer Staatssekretär für den öffentlichen Dienst war oder ein Finanzminister, dass die so etwas deshalb auch nicht gemacht hätten, weil es unsinnig ist. Wir wollen ja keinen Unsinn beschließen. In diesem Sinne stimmen wir dagegen.

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Hundstorfer! Sehr geehrter Gemeinderat!

Stellen Sie sich nicht heraus und belehren die GRÜNEN, wenn Sie noch dazu Sachen sagen, die einfach so absolut nicht stimmen! Wenn dem Zuweisungsgesetz nicht zugestimmt wird ... 

Beginnen wir ganz anders. Die Sozialdemokratie hat 52 Mandate. Sie haben so oder so eine absolute Mehrheit. Es ist ... (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das tut Ihnen weh!) Mir tut's nicht wirklich weh. Es ist, wie es ist und wir gehen damit um. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Na schon!) 

Sprechen Sie nicht davon, dass irgendjemand anderer als die Sozialdemokratie für eine Arbeitsplatzvernichtung verantwortlich ist! Sie haben die absolute Mehrheit, Sie tragen die Verantwortung in dieser Stadt. Sie sind verantwortlich, wenn es in Wien zu einem Verlust von Arbeitsplätzen kommt und niemand anderer, ganz egal, wie abgestimmt wird. Das haben wir abgehandelt.

Punkt 2. (Aufregung bei der SPÖ.) Wenn es so wäre, und Sie haben vorhin gerade die Ausgliederung beschlossen, dass dem Zuweisungsgesetz nicht zugestimmt werden würde - und das müssten Sie wissen, als oberster Personalvertreter -, dann würden zwar die Personen nicht den Museen zugewiesen werden, aber sie würden weiter im Rahmen des Magistrats beschäftigt werden und die ausgegliederten Museen (Abg Rudolf Hundstorfer: Wo?) müssten schauen, wie sie Personal bekommen. Das heißt, Ihrer Logik (Abg Godwin Schuster: Wo? - Abg Franz Ekkamp: Bitte wo?) folgend, wird dem Zuweisungsgesetz nicht zugestimmt, schafft das zumindest kurzfristig Arbeitsplätze, wenn es darum geht, die Museen zu erhalten. Und dass Sie als oberster Personalvertreter dann sofort schauen würden, dass die Personen, die eigentlich dafür gedacht wären, zugewiesen zu werden, ihren Arbeitsplatz verlieren - da würde ich mich an Ihrer Stelle sehr genieren und schleunigst als Personalvertreter zurücktreten! - Danke. (Abg Rudolf Hundstorfer: Das stimmt ja alles nicht! - Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei den GRÜNEN.)  

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich kann ... (Weitere große Aufregung bei der SPÖ.)

Präsident Johann Römer (unterbrechend): Entschuldigung, ich bitte um etwas Ruhe für die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner (fortsetzend): Ich kann weder eine Sinnhaftigkeit daran erkennen, eine Ausgliederung zu beschließen und dann nicht dafür zu sorgen, dass dort auch Leute arbeiten, noch kann ich eine Sinnhaftigkeit daran erkennen, eine Ausgliederung zu beschließen, die dafür qualifizierten Mitarbeiter dann in der Müllabfuhr einzusetzen und andere, womöglich nicht qualifizierte, neu aufzunehmen. Das kann doch wohl auch nicht Sinn der Sache sein! 

Sinnvoll erscheint es mir, eine Ausgliederung mit mehr Flexibilität vorzunehmen, mit den Möglichkeiten, die moderne Anforderungen an uns stellen und gleichzeitig dafür zu sorgen, dass die dafür höchstqualifizierten und engagierten Bediensteten dann auch dort arbeiten können, und zwar arbeiten können, unter den gleichen Bedingungen wie alle anderen, denn sie bleiben Mitarbeiter, hoch geschätzte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unseres Hauses. 

Deswegen, sehr geehrte Damen und Herren, bitte ich Sie einerseits dem Zuweisungsgesetz zuzustimmen, kann aber, wiewohl ich die Motivation der beiden Anträge wohlschätzend anerkenne, die seitens der GRÜNEN eingebracht werden, sie in dieser Form nicht zur Annahme empfehlen, weil sie die ungeeigneten Instrumentarien sind. Um nochmals klarzulegen: Das Gleichbehandlungsgesetz gilt und das steht explizit im § 1 für alle Bediensteten, egal ob sie pragmatisiert sind, egal ob sie nicht pragmatisiert sind, egal ob sie hier bei uns im Haus arbeiten, egal ob sie wo zugewiesen sind. Das Gleichbehandlungsgesetz gilt, das ist klar. Sollte der Bund ein schlechteres Gleichbehandlungsgesetz haben, wundert mich dies nicht. Viele Gesetze des Bundes, vor allem die, die in letzter Zeit beschlossen wurden, sind sehr viel schlechter, als das, was in Wien passiert. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ja! Ja! - Heiterkeit bei der ÖVP. - Beifall bei der SPÖ.)  

Das Gleichbehandlungsgesetz gilt für alle, genauso wie viele andere Gesetze, wie zum Beispiel das Personalvertretungsgesetz, auf das im Übrigen hier auch nicht explizit eingegangen wird, weil es eine Selbstverständlichkeit ist, dass es für alle gilt. 

Liebe Frau Dr Vana, ich würde Sie wirklich bitten, diese Diskussion jetzt hier nicht breitzutreten, denn wenn Frauen verunsichert werden, dann nicht deswegen, weil die Gesetzeslage nicht klar ist, die ist völlig klar, sondern dann deswegen, weil hier eine künstliche Debatte herbeigeredet wird, die womöglich dann wirklich Frauen verunsichert. Wir haben es schon vorher diskutiert. Wenn wir hier in Frage stellen, dass das Gleichbehandlungsgesetz gilt, was eine Selbstverständlichkeit ist, dann führt dies unter Umständen nicht zu Rechtsunsicherheit, denn die rechtliche Lage ist klar, aber zu subjektiven Verunsicherungen, die ich persönlich nicht möchte. 

Deswegen noch einmal in aller Deutlichkeit: Das Gleichbehandlungsgesetz gilt für die Gemeindebediensteten und wird in Zukunft so gelten. Für diejenigen, die in Zukunft unter anderen Rechtsverhältnissen bei den Wiener Museen arbeiten werden, sind die dafür geeigneten Instrumentarien zu schaffen.

Das ist schön, dass wir hier dazu aufgefordert werden. Ich betrachte das als Rückenwind und zusätzliche Unterstützung. Ich kann Ihnen aber wie leider schon oft sagen, dass wir auch hier schon einen Schritt weiter sind. Wir sind nämlich schon dabei, Betriebsvereinbarungen zu entwerfen und in Kollektivvertragsverhandlungen einzutreten, um genau diese Dinge mit den dafür geeigneten Instrumenten festzulegen. In Zukunft sind das eben Instrumentarien wie Kollektivvertrag und Betriebsvereinbarungen für das Gleichbehandlungsgesetz. Das ist so, das gilt so und da können Sie mich beim Wort nehmen: Das Gleichbehandlungsgesetz gilt für die einen und für die anderen müssen wir geeignete Instrumente finden. 

In diesem Sinne bitte ich Sie, damit wir hier auch vernünftige Beschlüsse fassen, dem vorliegenden Gesetzesvorschlag zuzustimmen. Diesen beiden Anträgen, wiewohl ich die Motivation anerkenne und sie als Rückenstärkung für unsere Arbeit betrachte, können wir in dieser Form, weil sie ungeeignete Ansätze sind, leider nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)  

Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich den Abänderungsantrag der GRÜNEN, betreffend Anwendung des Wiener Gleichbehandlungsgesetzes auf die Wiener Museen, abstimmen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Abänderungsantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist die Minderheit. Der Abänderungsantrag ist abgelehnt. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Danke. Das ist mit Mehrheit mehrstimmig angenommen.

Es liegt uns jetzt ein Beschlussantrag der GRÜNEN, betreffend Mindestrechte für neue Museumsbedienstete, vor. In formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung beantragt.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die diesem Beschlussantrag zustimmen, um Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 19 (PrZ 520/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wasserversorgungsgesetz geändert wird.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StR Dipl Ing Kossina. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wasserversorgungsgesetz geändert wird, liegt zur Beschlussfassung vor. Der Entwurf beinhaltet im Wesentlichen Landesverfassungsbestimmungen zum Schutz der bestehenden Wiener Wasserversorgung, betreffend das Erfordernis einer Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen Stimmen zur Veräußerung sowie von sonstigen im Ergebnis einer Veräußerung gleichkommenden Verfügungen über Liegenschaften oder Anlagen der Gemeinde, die der Wiener Wasserversorgung dienen oder für diese sonst von wesentlicher Bedeutung sind.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. - Gemäß § 30a Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Ich sehe keinen. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Als erster Redner hat Herr Abg Mag Maresch das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Natürlich werden wir diesem Gesetz zustimmen, weil wir natürlich auch der Meinung sind, dass die Wasserversorgung für jetzt und für die Zukunft gesichert sein soll und weil wir natürlich auch sehen, dass es im internationalen Bereich, vor allem in Großbritannien und auch in Frankreich, wo sich nach einer Privatisierung der Wasserversorger eine Konzentration gebildet hat und sich die Situation der BezieherInnen, das heißt, die Daseinsvorsorge für alle Menschen, die das Trinkwasser natürlich brauchen, massiv verschlechtert hat. Wien geht da den richtigen Weg und wir sind da natürlich mit dabei.

Was wir beim Wiener Wasser jedoch auch bemängeln, ist die Qualität des Wiener Wassers. Wir haben ja schon gehört, und das war auch in aller Munde im wahrsten Sinne des Wortes, dass das Wiener Wasser und vor allem die Röhren, durch die das Wiener Wasser fließt, auch aus Blei sind. Da haben wir auch gehört, dass die Gemeinde Wien und vor allem die zuständigen beiden Stadträte, nämlich Faymann und Kossina, alles daransetzen werden, dass sich da die Situation mit den Bleiröhren ändern könnte, wenn vielleicht genug Geld dazu da wäre. Das ist die eine Seite.

Die zweite Seite in diesem Bereich ist die, dass natürlich sehr viele private Hausbesitzer das nicht ändern wollen, da es ja Geld kostet. Wir bemängeln an dieser Angelegenheit jetzt, dass die Stadt Wien eigentlich eine gesetzliche Regelung schaffen müsste, mit der private HausbesitzerInnen gezwungen werden, diese alten Röhren auszutauschen.

Jetzt am Schluss noch einige Kleinigkeiten, was diese Bleivergiftungen - und es ist ja so, dass Blei im Trinkwasser eine Bleivergiftung verursacht - bewirken können. Heraus kommt die so genannte Bleikrankheit und da schreibt ein Facharzt: "Sie äußert sich in Müdigkeit, Appetitlosigkeit, Kopfschmerzen und schmerzhaften Koliken", und so weiter und so weiter.

Die Zeitung "Die Presse" schreibt: "So wirkt Blei: Folgende Beschwerden werden in der Fachliteratur auf Blei zurückgeführt." 

Jetzt lese ich nur die ersten sechs vor, weil die sehr interessant sind:

"1. Fehlfunktionen des Gehirns." - Wir wollen ja nicht, dass die Wiener Fehlfunktionen im Gehirn bekommen.

"2. Hyperaktivität,

3. Konzentrationsschwäche,

4. Intelligenzdefizit,

5. Impotenz,

6. Herzschmerzen."

Man kann ja wohl den Wienerinnen und Wienern nicht zumuten, dass sie impotent oder gar unintelligent werden! Das ist einmal die eine Geschichte.

Das Zweite, was mir natürlich auch noch am Herzen liegt, ist, dass jede Menge Haushalte kontrolliert wurden, aber eben nicht alle. Da fordere ich eben die Stadtregierung auf, endlich dieser wirklichen Gesundheitsbedrohung und auch Intelligenzbedrohung durch wirksame gesetzliche Regelung nicht weiterhin Vorschub zu leisten, sondern sie endlich hintanzuhalten. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Abg Klucsarits.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte im Zusammenhang mit diesem Gesetz für meine Fraktion eine Sache ganz besonders klarstellen. Die ÖVP als jene Kraft, die sich schon lange vor den GRÜNEN in diesem Haus und auch teilweise gegen die Beharrungskräfte der SPÖ für den Schutz der natürlichen Lebensressourcen dieser Stadt eingesetzt hat, steht auch weiterhin zu dieser Linie und wird daher für dieses Gesetz stimmen.

Die Wiener Bevölkerung hat ein Recht darauf, dass alles Vernünftige getan wird, dass die Wasserversorgung dieser Stadt auf dem höchstmöglichen Niveau erhalten bleibt. Das ist für uns als Volkspartei eines der wichtigsten Anliegen unserer Umweltpolitik, wenn nicht gar unserer Kommunalpolitik für Wien. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Bedeutung des Lebensmittels Wasser wird in Zukunft weiter zunehmen und das nicht nur bei uns, sondern international. Während Österreich, und hier vor allem die Bundeshauptstadt, in der glücklichen Lage ist, über genug Wasserreserven zu verfügen, muss man doch daran denken, dass nicht allzu weit entfernt von uns in Teilen Südeuropas schon Mangel an Wasser herrscht. Ganz zu schweigen von den verheerenden Auswirkungen, die abnehmende Wasservorräte für Weltregionen wie Afrika und den Nahen Osten bedeuten.

Für einen bedeutenden Teil der Menschheit ist ausreichendes Trinkwasser keine Selbstverständlichkeit. Dieser Mangel wird sich in Zukunft eher noch verstärken. Überbevölkerung, Klimaveränderungen - das alles wird dazu beitragen, dass der Wasserdurst der Menschheit noch erhöht wird. Wasser wird auch aus politischer und wirtschaftlicher Sicht an Bedeutung gewinnen, einfach weil der Bedarf steigt. Möglicherweise wird das Wasser einmal genauso wichtig sein und genau die gleiche Bedeutung erlangen, wie derzeit Erdöl.

Diese Prognose folgert aber nach Meinung der Volkspartei eine besonders wichtige Verpflichtung für die Umweltpolitik dieser Stadt, nämlich das Wasser sparsam einzusetzen. Wir haben in dieser Richtung in unserer Rolle als Koalitionspartner immer wieder Vorstöße gemacht, aber eigentlich das Argument gehört, man habe ja in Wien genug Wasser, wozu diese Aufregung. Mir wurde auch gesagt, man sei ja nicht in der Sahelzone. Gott sei Dank ist es bei uns nicht so.

Aber wir verstehen dieses Argument nicht ganz. Wir verstehen es heute noch umso weniger, unter dem Gesichtspunkt, meine Damen und Herren der SPÖ, die durch Abwesenheit glänzt, dass Sie vor den Gemeinderatswahlen eine Wasserschutzdebatte angeheizt und einen Kreuzzug gegen die bösen Wasserausverkäufe des Bundes geführt haben. Sie wussten, dass dies eine unsachliche und parteipolitisch gefärbte Attacke im Zug des Wahlkampfs war, die sich auf keinerlei realen Versuch, heimische Wasserressourcen zu verschleudern, stützen kann. Ihre Vorgangsweise war bedauerlich. Das, was Sie richtigerweise gegen frühere kommunalpolitische Vorstöße der Freiheitlichen in Sachen Ausländerintegration vorgebracht haben, können wir nur mit gutem Grund gegen Sie vorbringen. Sie haben auf unfundierter und sachpolitischer Basis die Leute verunsichert, nur um Stimmen zu gewinnen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber erlauben Sie, zurück zur sachpolitischen Dimension zu kommen, auf die es schließlich aus Sicht der Volkspartei bei diesem Gesetz ankommen sollte. 

Sie zementieren sich mit diesem Gesetz gegen privatwirtschaftliche Elemente ein. Das ist nun einmal Ihre Ideologie und die werden Sie wahrscheinlich weiterhin auch verfolgen. 

Meine Damen und Herren! Für uns ist der Schutz von Trinkwasser und damit der Schutz der Wasserressourcen keine ideologische und schon gar keine Glaubensfrage. Deshalb wundert es uns, warum Sie, wenn Sie bei der Abfassung des Wasserversorgungsgesetzes als Wasserschutzverfassung Wiens schon so weit waren, nicht die Verpflichtung der Wiener Wasserwerke zu einer ressourcenschonenden Verwaltung der Wasserressourcen Wiens mit hineingenommen haben. Da hat Sie Ihre Liebe zum Wasserschutz verlassen. Aber wenn es darum geht, vermeintliche Privatisierungen im Keim zu ersticken, da werden sofort alle verfassungstechnischen Hebeln in Bewegung gesetzt.

Denn, meine Damen und Herren, es genügt einfach nicht, sich die ganze Zeit mit den umweltpolitischen Tageskritikern der Bundesregierung zu befassen, wie das ständig seitens der Frau Umweltstadträtin geschieht, sondern was Wien braucht, ist, eine aktive, auf die Herausforderungen und Ansprüche der Bürger reagierende Umweltpolitik zu haben, die die richtigen Weichen für den Erhalt der Lebensqualität dieser Stadt stellt. Das werden Sie sicher nicht erreichen, wenn Sie sich darauf beschränken, aus der Loge der absoluten Mandatsmehrheit heraus, umweltpolitische Zensuren an die Bundesregierung zu verteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wäre viel wichtiger, die dafür aufgebrachte Zeit für eine Lösung der Müllproblematik, der Zunahme der Lärmbelästigung oder der Erhaltung des Grünraums sowie der Altlastensanierung, des Rückbaues und der Flächenversiegelung zu verwenden, um nur einige dieser Umweltprobleme in unserer Stadt aufzuzählen, und - um auf das Thema der jetzigen Debatte zurückzukommen - den sparsamen Umgang mit den Wasserressourcen zu fördern. 

Wir und auch andere in diesem Haus vertretene Fraktionen haben immer wieder den verstärkten Einbau von Wasserzählern verlangt. Hier geht aber in Wirklichkeit nichts weiter. 

Auch in diesem Zusammenhang, meine Damen und Herren, lassen Sie mich einen Vorschlag zum Einsatz privatwirtschaftlicher Elemente machen. Schauen Sie doch einmal, vielleicht geht es, ob man nicht im Contracting-Weg private Wasserabrechner findet, die eine weit gehende Umstellung auf Wasserzähler durchführen könnten. 

Ein weiterer Vorschlag wäre die Förderung des Einbaus von Wasserspararmaturen und WC-Stopptasten. 

Gleiches gilt für mehr Nutzwasserleitungen. Experten sind davon überzeugt, dass Wien 15 Prozent des derzeitigen Wasserverbrauchs nur mit diesen Maßnahmen einsparen könnte! 

Lassen Sie mich noch einmal auf die Privatisierung zurückkommen.

Uns geht es bei der heute geführten Diskussion nicht darum, stur und ideologisch eine Privatisierungsdiskussion zu führen. Das täte der Sache sicher nicht gut. Für uns ist Privatisieren keine Glaubensfrage. Wir glauben aber, dass es viele Tätigkeitsbereiche der öffentlichen Hand gibt, die Private besser können. Aber es gibt auch Tätigkeitsbereiche, und zu dem stehen wir auch, die besser in kommunalen Händen sind.

Wir stimmen diesem Gesetz zu. Aber wir machen es uns dabei nicht leicht, sondern stellen hier eines ganz klar fest: Unsere Zustimmung zu diesem Gesetz ist in unseren Augen kein Freibrief dafür, in den nächsten Jahren alles, was nach verstärkten privatwirtschaftlichen Elementen ausschaut, mit dem Hinweis auf den heutigen Teilkonsens zu unterbinden. Für uns liegt nämlich im privatwirtschaftlichen Element der Stadtverwaltung ein Verbesserungspotenzial, das diese Stadt einsetzen sollte, um die Finanzierung der kommunalen Leistungen garantieren zu können. Beteiligungen, Ausgliederungen und andere Instrumente wären zu begrüßen, ohne dass im Zuge dessen die SPÖ gleich die Angst vor einem Verkauf des Wiener Hochquellenwassers an irgendwelche Scheichs schürt. Keine Angst. Das ist auch nicht jene Privatisierung, die wir meinen.

Unser Weg in dieser Frage geht in Richtung Effizienzstärkung und Serviceverbesserung für den Bürger und da können sich die kommunalen Einrichtungen in vielen Bereichen noch etwas von der Privatwirtschaft abschauen, wenn es auch da und dort und nicht zuletzt auf Grund unserer Regierungsbeteiligung wesentliche Veränderungen dazu gegeben hat. Um diese positiven Veränderungen sozusagen auch in das neue rote Wien hinüber zu retten, aber auch auszubauen, dafür stehen wir als Volkspartei auch in unserer Rolle als Opposition. 

Nachdem wir uns da mit dem Bürger einer Meinung wissen und uns der ökologische Schutz des Trinkwassers ein genauso wichtiges Anliegen ist, geben wir diesem Gesetz unsere Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mein Vorredner hat sehr deutlich aufgezeigt, dass man diese Verfassungsbestimmung, die wir heute beschließen sollen, sehr unterschiedlich betrachten kann. Es birgt natürlich sehr viel, da gebe ich Ihnen vollkommen recht, die Tendenz, ganz einfach ein Festschreiben der öffentlichen Versorgung verfassungsmäßig abzusichern und damit eine Privatisierung in der Versorgung zu verhindern. Was nicht unbedingt etwas ist, dem man 100�prozentig jederzeit zustimmen muss. Man muss auch über Alternativen diskutieren können und die müssen nicht immer schlechter sein. 

Es birgt auch etwas anderes und ich möchte es jetzt positiv sehen, im Sinne einer Umweltmusterstadt, nämlich dass diese Verfassungsbestimmung ein Bekenntnis der Wiener Politik zur Sicherung der bestmöglichen Versorgung Wiens mit hochwertigem Hochquellwasser sein soll. Und selbstverständlich bekennen auch wir Freiheitliche uns zu einer Versorgungssicherung und wir werden daher der Verfassungsbestimmung ebenfalls zustimmen. 

Wie weit aber die Sicherheit mit dieser Bestimmung wirklich besser als bisher und auch in Zukunft gegeben sein wird und nachhaltig gewährleistet bleibt, ist meines Erachtens doch etwas fraglich. Die Freiheitlichen haben ihre Bedenken über den Fortbestand der österreichischen Wasserhoheit schon im Vorfeld des EU-Beitritts im Jahr 1994 geäußert und sämtliche diesbezügliche Bedenken und Befürchtungen, wonach andere Länder Begehrlichkeiten auf unsere hochwertigen Wasserressourcen zeigen werden, wurden von den Ohne-Wenn-und-Aber-EU-Befürwortern als Gräuelpropaganda ganz einfach abgetan. Jetzt, meine ich, sieht auch die SPÖ, was Sache ist. Aber den wirklichen Schutz gegen eine Einmischung von außen bietet eine Verfassungsbestimmung in einem Wiener Landesgesetz nicht. Denn Sie wissen alle, seit wir bei der EU sind, sind die EU-Vorschriften bevorzugt zu behandeln. Und wenn EU-Vorschriften, wie zum Beispiel die Wasserrahmenrichtlinie, mit dem Ergebnis geändert werden, dass Wasser zur Handelsware wird oder dass etwa der Wassermarkt ähnlich wie der Strommarkt liberalisiert werden soll, dann ist die heute zu beschließende Verfassungsbestimmung ohnehin unwirksam. Dann können andere, auch private, möglicherweise sogar ausländische Firmen, als Versorger auftreten. Ein Verkauf des Wiener Wassers ins Ausland ist auch nicht mehr auszuschließen. Den einzigen Schutz gegen eine derartige Entwicklung bietet uns noch das Einstimmigkeitsprinzip im EU-Parlament, weil dann können wir, wenn es um unsere Interessen geht und die Wahrnehmung der österreichischen Interessen, ein Veto einlegen, so sich einzelne Fraktionen, zum Beispiel die Sozialisten nicht anderen Sozialisten anderer EU-Staaten aus Fraktionsinteressen mehr verbunden fühlen und ein anderes Stimmverhalten an den Tag legen. 

Wir Freiheitliche bekennen uns zur Sicherung der Versorgung mit Hochquellwasser. Wir bekennen uns aber auch zum Schutz und zum sorgsamen Umgang mit unserem kostbaren Hochquellenwasser und das haben wir auch nachhaltig bewiesen. Wir haben in den letzten Jahren und auch in den letzten Sitzungen wiederholt Anträge in diese Richtung eingebracht. 

Wirklich bedauerlich und ich möchte sagen erschütternd war dann die Antwort der neuen Umweltstadträtin. Zusammengefasst - und das ist vorhin schon gesagt worden - hat sie ausgeführt: Wir haben genug Hochquellenwasser, es hat das letzte Mal 1974 Wasserknappheit gegeben, wir haben dazu beigetragen, dass die Leitungsverluste im Großraum Wien sehr gering sind. Das ist etwas sehr Positives. Aber auf das alleine kann man, finde ich, als Umweltmusterstadt es nicht zurückführen, indem man sagt, wir haben genug Hochquellenwasser und Investitionen in Sparmaßnahmen wie zum Beispiel Einzelwasserzähler pro Haushalt, Brauchwasserleitungen, die Sammlung von Regenwasser zur weiteren Nutzung wären hinausgeschmissenes Geld. Gott sei Dank hat sich StR Faymann in der Hinsicht etwas verständnisvoller und wasserschützender erwiesen, da er doch einige Maßnahmen bereits im Wohnbau umsetzt. 

Wie lange der glückliche Zustand hält, dass die Wiener Haushalte zu 98 Prozent mit Hochquellenwasser versorgt werden können und wie lange es anhält, dass wir in näherer oder fernerer Zukunft keine Wasserknappheit mehr haben, das wissen wir alle nicht. Mir scheint, es bleibt nur zweierlei zu hoffen: Dass in der EU keine für unser heutiges Vorhaben, nämlich die Sicherung der bestmöglichen Wasserversorgung Wiens, nachteilige Entscheidungen getroffen werden und dass die Wienerinnen und Wiener mehr Sorgfalt und Umweltbewusstsein im Umgang mit dem Wasser beweisen, als die Umweltmusterstadträtin. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Gerstl. 

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! 

Die Anwesenheit im Hause hier zeigt, dass offensichtlich über die Medien schon alles abgehandelt wurde. Ich möchte aber, damit man der Bevölkerung nämlich nicht nur Glauben lässt, es wäre mit einer Verfassungsbestimmung alles 100�prozentig geklärt und es kann nichts mehr passieren und es ist alles sonnenklar, was nun passiert mit dem österreichischen oder dem Wiener Trinkwasser, doch ein paar Punkte einbringen, die es, glaube ich, sehr wert sind, darüber nachzudenken und die man weiter diskutieren sollte, was am Ende meiner Rede dann auch in einen Antrag hineinführen wird. 

Das Thema ist ein sehr emotionales, es ist keine Frage. Laut einer aktuellen Umfrage sind 74 Prozent der Österreicher hier sehr, sehr sensibilisiert und wollen, dass die Trinkwasserversorgung im Bereich der öffentlichen Hand bleibt. Auf diesem Klavier wird von vielen Politikern auch gespielt, was ich aus populistischen Gründen sehr wohl verstehe, aber nicht immer ist sozusagen der Zugang, der gerade laut einer Meinungsumfrage aktuell gewünscht wird, auch der zukunftsträchtigere. Daher glaube ich, dass es wichtig ist, vor den zukünftigen Herausforderungen jetzt nicht nur den Kopf in den Sand zu stecken, sondern sich auch aktiv mit den Problemen auseinander zu setzen. 

Von den 6 Milliarden Menschen, die derzeit die Erde bevölkern, hat rund die Hälfte keinen Zugang zu ordentlichen sanitären Einrichtungen. Mehr als ein Fünftel verfügt nicht einmal über sauberes Trinkwasser. Es sterben täglich rund 25 000 Menschen durch verseuchtes Wasser oder an Trinkwassermangel. Wir in Österreich verwenden derzeit 3 Prozent des Trinkwassers für uns selber! 97 Prozent des Trinkwassers laufen derzeit mehr oder weniger direkt in die Donau und werden ungenutzt weitertransportiert. 

Die Stadt Wien verbraucht im Tag rund 390 000 Kubikmeter Wasser. An Spitzentagen sogar bis zu 580 000 Kubikmeter. Wohin fließt das? - Wir verbrauchen Trinkwasser, reinstes Trinkwasser, 85 000 Kubikmeter zur Bewässerung von 25 Wiener Sportanlagen. Wir verbrauchen 300 000 Kubikmeter Trinkwasser zur Bewässerung der Golfplätze. Wir verbrauchen 365 000 Kubikmeter Trinkwasser für die Rauchgaswäsche in der Müllverbrennungsanlage Flötzersteig. Ich könnte jetzt noch viele andere Beispiele aufzeigen, wo wir konkret mit Trinkwasser eigentlich so umgehen, als wäre es nur Brauchwasser. Es zeigt, in welchem Überfluss wir hier eigentlich tätig sind. 

Wir haben, glaube ich, hier die Herausforderung, mit dem ordentlich umzugehen. Es gibt hier weltweit verschiedenste Modelle, wie man damit arbeiten kann, und verschiedenste Studien. Ich möchte noch ein bisschen darauf eingehen, weil das in der bisherigen Diskussion zu kurz gekommen ist. 

Es gibt eine Studie vom Juli 2001 von Price Waterhouse Cooper, die ganz klar sagt, dass es notwendig ist, in jeder Region mit mehr als 150 000 oder 200 000 Einwohnern (Abg Heinz Hufnagl: Diese Studie sollten Sie besser nicht zitieren, Herr Kollege!) die Ausschreibung einer Konzession für den Betrieb der Wasserver- und �entsorgung vorzusehen. Damit Sie sehen, dass ich ein sehr großes Verständnis dafür habe, und mein Vorredner meiner Fraktion hat das schon klar und deutlich gemacht, dass wir dieser Vorlage zustimmen, weil sie sagt ja genau, dass in einer solchen Größenordnung eine Konzession vergeben werden sollte. Wir in Wien verfügen genau über diese Größenordnung. Daher gibt es auch keine Alternative. Aber es gibt andere Bereiche in Österreich, die sind in einem viel kleineren Bereich tätig, die versorgen vielleicht nur 2 000 oder 3 000 Menschen, und das sind die Betriebe, die vielleicht in Zukunft Probleme bekommen können. Das sind diejenigen, die dann vielleicht die nötigen Finanzmittel nicht haben, um die Investitionen zu tätigen, damit dann das Trinkwasser weiterhin gesichert wird. 

Daher muss man sich den Kopf zerbrechen und daher ist die Entscheidung, die wir in Wien treffen, für Wien die richtige, aber sie muss nicht für Gesamtösterreich die richtige sein oder für andere Gemeinden die richtige sein, und da möchte ich Sie nämlich hinführen. 

Es ist ganz klar, dass - würde ich sagen - Wasserliberalisierung in dem Sinne keine ernst zu nehmende Option ist, wenn es darum geht, nämlich parallele Leitungssysteme zu entwickeln oder die Verknüpfung bestehender Leitungen teuer herzustellen. Diese Probleme, die dabei bestehen, sind wahrscheinlich nicht beherrschbar. In dem Sinne bin ich mit den Experten dieses Hauses hier auch vollkommen einer Meinung, dass es falsch wäre, mehrere Leitungsstränge hier zu installieren, die nämlich zum Schaden des Kunden sein würden. Aber ein solches Konzessionsmodell, das auch das Landwirtschaftsministerium vorgeschlagen hat, ist eines, das auch zur Effizienzsteigerung führen kann, zur Effizienzsteigerung von Versorgungsunternehmen. Hier sagt eine Studie von Kerne, dass sich die öffentliche Hand dabei insgesamt 50 Milliarden S ersparen kann. 

Wir haben gerade hier am heutigen Tag in diesem Haus schon mehrmals darüber geredet, von wo wir nicht Geldmittel auch hernehmen können und wie wir nicht effizient mit Geld umgehen können. Da ist das dann hier auch ein Bereich, den man nicht außer Acht lassen sollte, 50 Milliarden S zu haben oder nicht zu haben. 

Wir von der Wiener Volkspartei und hier an vorderster Front unser geschäftsführender Klubobmann Matthias Tschirf haben schon seit vielen Jahren darüber die Diskussion angeregt, dass es doch auch sinnvoll sein muss, in Wien auch darüber zu diskutieren, ob die Wiener Wasserwerke jetzt nicht auch in die Wiener Stadtwerke eingegliedert werden sollten. Es ist sicherlich eine Sache, die im Gemeinderat zu behandeln sein wird, aber ich sage Ihnen, dass das, glaube ich, ein wertvoller Punkt ist, den wir uns in der Zukunft vornehmen sollten. 

Das unterstreicht nämlich auch, wenn ich hier den Vorstandsdirektor der Stadtbetriebe Linz hernehmen möchte, wo ja Linz, würde ich einmal sagen, Ihnen von der Mehrheitsfraktion hier in diesem Hause politisch auch nicht allzu fernsteht und wo nämlich auch in Linz - natürlich mit 100�prozentigem Gemeindeeigentum - ausgegliedert ist. Wie das Herr StR Marboe zuvor - Entschuldigung, das war ein Versprecher -, wie das hier Herr StR Mailath-Pokorny zuvor gesagt hat, ist ja eine Ausgliederung an sich noch keine Privatisierung. Vielleicht ist das etwas, was es für Sie auch leichter machen könnte, darüber weiter zu diskutieren. Und dass damit auch betriebswirtschaftliche Strukturen sichergestellt werden können, privatwirtschaftliche Strukturen sichergestellt werden können, die in dem Sinne nämlich auch zu mehr Effizienz und zu einem größeren Kostenbewusstsein führen können. 

Es sagt nämlich Herr Univ Doz Dipl Ing Dr Glötzl, der technischer Vorstandsdirektor der Stadtbetriebe Linz ist, dass sie sich in den letzten Jahren schon intensivst damit beschäftigt haben, ihre Ausgangsposition zu optimieren, eine noch schärfere Kostenkalkulation anzulegen, um eine weitere Vertiefung der Kundenbeziehungen zu erzielen, geeignete Strukturmaßnahmen durchzuführen, um einem steigenden Internationalisierungsdruck nicht nur Parole bieten zu können, sondern um mit eigenen Auslandsaktivitäten auch davon zu profitieren. 

Da bin ich beim nächsten Punkt. Eigene Auslandsaktivitäten. Das heißt, wir könnten unser Know-how, das wir haben, das Know-how im Bereich der Wasserwerke auch hier weiterexportieren. Wir könnten damit weitere Arbeitsplätze schaffen. Wir könnten damit auch Geld verdienen und gleichzeitig die Versorgungssicherheit gewährleisten. Ich möchte nämlich hier das bewusst trennen, dass, wenn man Geld verdient, man automatisch die Versorgungssicherheit nicht mehr gewährleistet. Diesen Schluss lasse ich eindeutig nicht zu. 

Das Misstrauen gegen jede Art von betriebswirtschaftlichen, marktwirtschaftlichen Strukturen scheint mir einfach überhöht zu sein und ich glaube, dass es wichtig ist, hier ganz einfach über diese Dinge nachzudenken, die es möglich machen, die Abwasserstruktur, die Nutzungsstruktur noch effizienter zu machen. 

Ich glaube, jemand, der hier komplett unverdächtig ist, aber zeigt, wie wichtig die Diskussion ist, ist der Leiter der Wiener Wasserwerke, Herr Dipl Ing Hans Sailer. 

Er hat am 21. November des vergangenen Jahres in einem Vortrag vor dem BSA, dem Bund Sozialdemokratischer Akademiker - dieser ist Ihnen auch nicht unbekannt -, vor übertriebener Hysterie gewarnt. Ich glaube, das ist hier eindeutig am Platz, es ist sehr wichtig, dass es hier nicht um Hysterie geht. (Abg Heinz Hufnagl: Sehen Sie, wie gut es ist, wenn man BSA-Mitglied ist!) Ich hoffe, Sie sind es; dann kennen Sie wahrscheinlich die Texte ganz genau.

Er versuchte mit zwei Beispielen, die Angst vor dem Ausverkauf österreichischen Wassers zu nehmen. Hier zitiere ich aus "Akzente", Heft 1 von 2001: Er zeigt, dass es im Wesentlichen nur zwei Möglichkeiten gäbe, Wasser zu exportieren, einerseits die Abfüllung in Flaschen und andererseits der Export über transnationale Rohrleitungen. Beide Verfahren seien keine Bedrohung für unser Land, da der Gebindemarkt mengenmäßig kaum ins Gewicht falle und der Transport über Pipelines für potenzielle Abnehmerstaaten wirtschaftlich nicht in Frage käme. Mit einem Beispiel veranschaulichte Sailer, dass eine Stadt in 1 000 Kilometer Entfernung für 1 Kubikmeter Wasser etwa 40 S zu bezahlen hätte. Dies sei aus heutiger Sicht für die möglichen Abnehmer nicht finanzierbar. Sailer warnte aber auch vor einer übertriebenen Hysterie, da die Wasserressourcen in Österreich derzeit nur zu 3 Prozent genutzt werden.

Das ist der Punkt: 97 Prozent unseres Wassers werden nicht entsprechend genutzt. Dass hier eine Effizienzsteigerung notwendig ist, zeigen sogar die Vorarlberger GRÜNEN. Sie haben in einem Positionspapier festgehalten, dass man über den Punkt Teilprivatisierung - wie Sie es nennen - sehr wohl diskutieren sollte. Denn nur so wäre eine nachhaltigere Ressourcennutzung möglich. Eine interessante ... (Abg Mag Rüdiger Maresch: Aber nicht mit den Wiener GRÜNEN! Das sind zwei verschiedene Paar Schuhe!)

Es sind zwei verschiedene Paar Schuhe, Vorarlberger GRÜNE und Wiener GRÜNE. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wie bei der ÖVP! Es gibt eine Wiener ÖVP und eine gesamte!) Wir sind eine gesamte ÖVP. Wenn das bei Ihnen anders ist, nehme ich das zur Kenntnis. Aber vielleicht ist es auch für Sie ein wesentlicher Punkt, einmal zu wissen, was die Vorarlberger GRÜNEN sagen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Rüdiger Maresch: ... wenn Sie sich anders verhalten!) Okay, wir nehmen zur Kenntnis, dass Sie nicht die Ansicht der Vorarlberger GRÜNEN teilen wollen, die nächstes Jahr unter anderem auch eine Wasserkampagne starten wollen. Vielleicht wollen Sie das nicht. Wir wären jedenfalls für eine solche Wasserkampagne im nächsten Jahr. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ja, das ist unbenommen!)

Ich glaube, dass es darum geht, in Zukunft eine "Win-Win"-Situation zu schaffen. Eine "Win-Win"-Situation zu schaffen heißt, dass wir die Versorgungssicherheit für die Bevölkerung weiterhin wie bisher gewährleisten, aber auch sozusagen gleichzeitig den größtmöglichen Nutzen für die Unternehmen und für die Steuerzahler herausholen, sodass wir alle für das Geld, das wir investieren, am meisten davon haben und dabei auch Exportchancen nutzen können. Das scheint uns wirklich notwendig zu sein.

In diesem Sinne möchte ich, um all diese Dinge näher besprechen und beraten zu können, und zwar in einem Gremium, in dem sich vielleicht auch die Wiener GRÜNEN einbringen wollen, einen Antrag einbringen, der folgendermaßen lautet:

"Der zuständige Ausschuss der Geschäftsgruppe Umwelt möge die Abhaltung einer Enquete beschließen, die sich mit allen Möglichkeiten von Reformen in der Organisation der Wassernutzung Wiens, insbesondere der nachhaltigen Nutzung der gesamten für Wien verfügbaren Wasserressourcen, in sachlicher und ausgewogener Weise auseinander setzt und Grundlagen für ein effizientes Wassernutzungsmanagement erarbeitet."

In diesem Sinne bitte ich Sie, diesem Antrag zu folgen, um in einer Enquete nochmals alle Vor- und Nachteile aller Handlungen, die den Bereich Wasser betreffen, weiter diskutieren zu können und für die Zukunft Vorsorge zu treffen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Hufnagl. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Landtagspräsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren des Wiener Landtags!

Ein gewisses Maß an "Zwei Seelen wohnen ach in meiner Brust", eine "Ich will und kann nicht wirklich"-Haltung war jetzt den Oppositions-Debattenbeiträgen der Volkspartei und der Freiheitlichen zu entnehmen. Man weiß schon, dass man sich in eine Auslage der Unmöglichkeit setzen würde, wenn man die Wiener Wasserversorgung den allgemeinen neoliberalen Liberalisierungs- und Privatisierungstendenzen ausliefern würde. Aber da kommt immer noch ein Wenn und ein Aber, da gibt es unterschiedliche Betrachtungen, und da gibt es auch den Gedanken, die Wasserwerke in die Stadtwerke zu fusionieren, weil man dann mit der Forderung nach Privatisierung von WIENGAS und WIENSTROM die Wasserwerke relativ unauffällig gleich mit erledigen könnte.

Meine Damen und Herren von der Volkspartei! Ich möchte Sie beruhigen, dass Sie mit Ihrem Entschluss heute nicht nur taktisch-emotionell, sondern auch sachlich auf der richtigen Seite sind. Eine taufrische Pressekonferenz von heute aus Klagenfurt gibt uns folgende Erkenntnisse:

Proteste gegen hohe Preise bei Trinkwasser in Klagenfurt. - Auf heftige Proteste ist die von der Klagenfurter Stadtwerke AG mit 1. Oktober vollzogene Erhöhung des Trinkwasserpreises um 13,5 Prozent pro Kubikmeter gestoßen. Diese Maßnahme sei laut Wirtschaftlichkeitsrechnung des Wasserwerks völlig ungerechtfertigt, erklärte der sozialdemokratische Vizebürgermeister von Klagenfurt, Ewald Wiedenbauer, am Donnerstag. Er kündigte deshalb eine Anzeige gegen die Stadtwerke bei der Preisbehörde des Wirtschaftsministeriums an. Diese Preiserhöhung ist der Beweis dafür, dass die Klagenfurter Sozialdemokratie mit ihrem damals unberücksichtigt gebliebenen Nein zur Privatisierung der Stadtwerke Recht gehabt hat.

Meine Damen und Herren! Was können die Klagenfurter Gemeindevertreter jetzt machen? - Sie können die Preiserhöhung der privatisierten Stadtwerke zur Kenntnis nehmen, sie können sich ärgern, sie können protestieren, aber sie können sich beim Wasserpreis - auf gut Deutsch - "brausen". Das ist eine Entwicklung, das ist eine freiwillige Selbstentmachtung der Politik, eine Beschneidung von Gestaltungsmöglichkeiten, die hier in diesem Wiener Landtag für so wesentliche Fragen wie jene der Tarifpolitik, der Versorgungssicherheit, der Qualität mit Wasser, aber auch anderer wesentlicher Dienstleistungen dieser Stadt nie und nimmer passieren darf. Die Sozialdemokratie ist absoluter Garant dafür! (Beifall bei der SPÖ.) 

Völlig außer Streit steht - und das haben auch die Debattenbeiträge meiner Vorredner in keiner Weise konterkarieren können -, dass die qualitative und quantitative Versorgung der Bundeshauptstadt mit im europäischen Maßstab einmaligem Hochgebirgsquellenwasser hervorragend funktioniert. Dennoch sieht sich die sozialdemokratische Stadtregierung auf Initiative unseres Landtagsklubs veranlasst, heute eine Gesetzesnovelle vorzulegen, die dafür Sorge trägt, dass die Wasserversorgung unter Verfassungsschutz gestellt wird.

Welche Tendenzen, welche neuen Szenarien, die wir nicht gering schätzen sollen und die aber in der Betrachtung der Abgeordneten vor allem von der Volkspartei einen nur marginalen Stellenwert gehabt haben, welche neuen Entwicklungen sind hier Anlass dafür, dass eine derartige landesgesetzliche Absicherung kommunaler Wasserversorgung absolut notwendig geworden ist?

Sowohl internationale als auch innerösterreichische Entwicklungen geben diesbezüglich vermehrt Anlass zu berechtigter Sorge. In der Europäischen Union sind nach der vollständigen Liberalisierung der Strommärkte - mit gewaltigen Veränderungen in der Besitzerstruktur der Versorger - nunmehr wachsende Begehrlichkeiten in Richtung Wasserwirtschaft feststellbar. Vor allem in Großbritannien und Frankreich fand ein gewaltiger Privatisierungs- und Konzentrationsprozess statt, in Deutschland und Spanien sind ähnliche Tendenzen ansatzweise bereits vorhanden. Aus vielen kleinen, kommunalen, bürger- und konsumentennahen öffentlichen Wasserversorgern sind wenige private Monopole geworden.

Was sind die Folgen, die sich daraus ergeben? - Das sind jetzt keine ideologischen Gruselszenarien der Sozialdemokratie, sondern das sind an harten Fakten nachvollziehbare Tendenzen, vor allem in England unter Thatcher und unter Major. Die nunmehr zehn großen regionalen Wasserversorger haben im letzten Dezennium Unternehmensgewinnsteigerungen von rund 150 Prozent gehabt. Die Wasserpreise - alles, was sich auf der Gewinnseite darstellt, hat bekanntlich seinen Preis - sind im gleichen Zeitraum, in zehn Jahren, bei einer Verschlechterung der belieferten Wasserqualität durch verstärkte Nutzung von minderwertigen Oberflächengewässern ungefähr verdoppelt worden.

Da man soziale Härte bekanntlich in Parteiprogrammen nicht niederschreiben soll, sondern da und dort aber lebt, ist all jenen Konsumenten, die mit den Gebührenzahlungen teilweise auch nur geringfügig ins Hintertreffen geraten sind - sprich: sozial bedrängten Schichten - ganz einfach, wie man in Wien sagt, der Wasserhahn abgedreht worden. Das ist eine Tendenz, die aus der Philosophie der Wiener Wasserversorgung heraus völlig undenkbar wäre.

Jährlich hat man dort also Tausenden Konsumenten ganz einfach die Wasserzufuhr unterbunden. Während innerhalb kürzester Zeit - und das ist vielleicht auch eine Intention bürgerlicher Parteien - die Spitzengehälter der Manager bei den Wasserwerken exorbitant gestiegen sind, sind in zehn Jahren ein Viertel der 40 000 Beschäftigten der Wasserversorgungsunternehmungen Großbritanniens ihren Job losgeworden. Das ist die Wahrheit über die Auswirkung dessen, was dort im Sinne von "Der private Markt wird das schon regeln, geben wir doch den Privaten eine Chance mit mehr Effizienz, mit mehr Leistungssteigerung" geschehen ist. Die Effizienz für die Manager war spürbar; die Effizienz für die Konsumenten ist nicht annähernd im gleichen Ausmaß feststellbar gewesen.

Zwecks Senkung der Fixkosten - weil auch das im Sinn von Shareholder Value sehr nützlich ist - wurde auf substanzerhaltende Investitionen in die Infrastruktur kein Wert gelegt, mit dem Ergebnis, dass jetzt die englischen Wasserleitungen 25 Prozent an Transportverlusten haben. Das ist eine Zahl, die wir in Wien nicht einmal in den Sechzigerjahren zu verzeichnen hatten. Derzeit gehen im Wiener Wassernetz von der Quelle bis zum Endverbraucher weniger als 8 Prozent verloren.

Hoher Landtag! Meine Damen und Herren! In aller gebotenen Deutlichkeit: Derartige Strukturveränderungen, die uns immer mit so harmlosem Mascherl verkauft und präsentiert werden, derartige Strukturveränderungen vor allem in der Wasserversorgung, die nur zu Lasten der Konsumenten und der in der Siedlungswasserwirtschaft beschäftigten Angestellten gehen und auch der Ökologie Schaden zufügen, werden auch nicht ansatzweise oder mit anderen Punkten in Paketen verschnürt die Zustimmung der Wiener SPÖ finden. Dafür sind wir ein für alle Mal nicht zu haben!

Deshalb erfolgt unser heutiger Vorstoß zum verfassungsmäßigen Schutz der kommunalen Wasserversorgung und ihrer notwendigen Einrichtungen vor Veräußerung. Deshalb gilt aber auch unser uneingeschränktes Bekenntnis der demokratisch legitimierten Kontrolle des Wiener Landtags und Gemeinderats gegenüber den Einrichtungen der Stadt Wien, MA 31 und MA 49. Denn auch in Österreich - und das wurde natürlich von keinem meiner Vorredner thematisiert - gibt es Vorstöße der Wirtschaft und gibt es Entscheidungen der Bundesregierung, die Anlass zu massiver Skepsis und berechtigtem Widerspruch geben.

Ich denke in dem Zusammenhang in erster Linie - damit es nicht immer heißt, die Sozialdemokraten schieben jetzt alles auf die Bundesregierung, und eigentlich ist es ja ganz anders - an die letzte Novelle des österreichischen Bundesforstgesetzes und vor allem ans Budgetbegleitgesetz 2001, wonach die Bundesforste gegen ihren erklärten Willen, gegen das betriebswirtschaftliche Konzept und gegen die Aufgabenstellungen der Bundesforste gezwungen wurden, zehn Kärntner Seen und zusätzlich den größten See des Salzkammerguts, den Attersee, einfach zu kaufen.

Weil das aus dem laufenden Betriebsvermögen nicht finanzierbar ist, musste man notgedrungen entsprechende Vorbereitungen für Waldverkäufe treffen. Anfänglich war von der gewaltigen Summe von 50 000 Hektar die Rede. Erst nach massiven Protesten in der Öffentlichkeit - man muss fairerweise sagen, dass in allen politischen Lagern Bedenken geltend gemacht wurden gegen die heilige Kuh Einmal-Defizit im Jahr 2002 mit der Ziffer 0 - werden von den Bundesforsten auf einer aktuellen Verkaufsliste nach wie vor 25 140 Hektar geführt. Bereits länger angedachte Verkäufe sind in diesen Zahlen nicht enthalten.

Egal, welches Ausmaß dieser Missbrauch der Bundesforste als, ich würde sagen, Finanzierungsinstitut der Firma Grasser & Co. noch annehmen wird: wir Sozialdemokraten lehnen jedenfalls jeglichen Verkauf von Staatswald aus grundsätzlichen Überlegungen und aus unserer festen Überzeugung heraus ganz entschieden ab! (Beifall bei der SPÖ.)

In Wien - und das kann als Garantie nicht nur fürs Protokoll, sondern auch für die Verbindlichkeit gegenüber den Wienerinnen und Wienern vermerkt werden - werden wir jedenfalls nicht zulassen, dass auch nur ein einziger Hektar von den 325 Quadratkilometern an Wiener Waldbesitz in den niederösterreichisch-steirischen Kalkalpen zu einem Verkauf, zu einer Veräußerung oder auch nur zu einem Grundstückstausch angedacht wird. Für uns ist nämlich die Absicherung von Wald- und Wasserreserven unendlich wichtiger und stets vorrangig gegenüber kurzfristiger Budgetkosmetik. Das ist eine Meinung, die uns laut OGM- und Market-Umfragen mit einer guten Mehrheit der Bevölkerung eines Sinnes weiß. Es ist schön für uns zu wissen, dass wir in einer Frage, in der man uns immer rückständige Ideologie zu unterstellen versucht, mit der breiten Masse der Bevölkerung eines Sinnes sind und uns hier auf der grünen, richtigen Seite befinden.

Es gilt die Zeitleiste der Reduktion des Bundesbudgetdefizits zu überdenken, und es gilt keinesfalls, öffentlichen Grund und Boden - noch dazu unter Zeitdruck - zwecks einmaliger Korrektur des Bundesbudgets zu veräußern. Das ist in Wirklichkeit die Botschaft der heutigen Landtagssitzung an die Bundesregierung.

Hoher Landtag! Meine Damen und Herren! Eine ganze Reihe von hervorragenden Bürgermeister-Persönlichkeiten hat die Geschichte der Wiener Wasserversorgung markiert und wesentliche Schwerpunkte gesetzt. Cajetan Felder, ein im Gegensatz zu seinen heutigen, selbst ernannten politischen Nachfolgern von Toleranz und Weltoffenheit geprägt Liberaler, gilt als der Schöpfer der I. Wiener Hochquellenwasserleitung. Sie wurde 1873 eröffnet. Dr Karl Lueger - obwohl konservativer Großbürger, der Vater der öffentlichen Wirtschaft Wiens - gab 1900 den Startschuss zur II. Wiener Wasserleitung.

Unter Mag Leopold Gratz wurden 1974 das Wasser der so genannten Sieben Quellen und das Wasser der Schneealpe zugeleitet. Dr Helmut Zilk hat aus einer damals aktuellen Diskussion heraus eine Wassergarantie für Wien abgegeben und diese unter anderem mit der Fassung der Pfannbauernquelle im Jahre 1989 eingelöst. Schlussendlich ist Dr Michael Häupl, Landeshauptmann und Bürgermeister dieser Tage, für den Tausch des Rohrnetzes, für die Ertüchtigung unseres Verteilungsprinzips, für die Großspeicher Schmelz und Bisamberg und für die Errichtung des absichernden Umgehungsstollens Scheibbs verantwortlich.

Folgen wir der Ankündigung seiner Regierungserklärung und legen wir heute den legistischen Schlussstein einer einmaligen Erfolgsstory großstädtischer Trinkwasserversorgung! Stellen wir die Betriebsanlagen der Wasserwerke und die Quellschutzwälder des Forstamts unter den optimalen Schutz repräsentativer Demokratie! Sorgen wir dafür, dass die kongeniale Zusammenarbeit vom Wiener Wasserwerk mit den Hütern der Quellschutzwälder im Forstamt weiterhin eine kommunale, von uns begleitete und kontrollierte Entwicklung nehmen kann! Stellen wir die Betriebsanlagen der Wasserwerke unter Verfassungsschutz, weil Wasser als elementare Lebensgrundlage für neoliberale Abenteuer jedweder Art absolut ungeeignet ist und damit auch künftig reines Wiener Hochquellenwasser drinnen ist, wo "Wiener Wasser" draufsteht!

Auch im Sinne der Meinungsbildung des Umweltausschusses ersuche ich alle Fraktionen des Wiener Landtags, hier einhellig die Zustimmung für diese substanzerhaltene und vorausschauende Novelle zum Wiener Wasserversorgungsgesetz auszusprechen. Ich bin davon überzeugt, dass Generationen von Wiener Wasserkonsumenten künftig davon profitieren und möglicherweise sogar diesen heutigen klugen Entschluss - was in der Politik selten genug vorkommt - mit einem Hauch von Dankbarkeit bedenken werden. - Ich danke für Ihre geschätzte Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Schmalenberg.

Abg Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir beschließen mit diesem Gesetz einen verstärkten Schutz für unser Wasser, wir wollen das Wiener Wasser vor dem Ausverkauf schützen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir alle wollen das! Aber lassen wir uns nicht verleiten zu glauben, dass dieses Gesetz ausreichend Schutz für unser Wasser bietet.

Wenn ich Ihnen zugehört habe, Herr Abg Hufnagl - das waren schöne Worte: Stellen wir die Quellschutzwälder unter den Schutz repräsentativer Demokratie. - Das können wir nur unterstreichen, da ist jeder Demokrat dabei. Aber es geht auch darum, den Schutz des Wassers im Großen und Ganzen, auf einer breiteren Ebene sicherzustellen. Ich denke an Wasserverschwendung, an Wasserverunreinigung, an Wasserverschmutzung. Mir fallen Stichworte ein: Blei im Trinkwasser, erhöhter Wasserverbrauch in diversen Betrieben, verschmutzte Gewässer - der Sommer ist noch nicht allzu lange her, wir alle haben es in den Zeitungen gelesen. Da nützt Ihre Panikmache vor der Politik der Bundesregierung nichts, Herr Abg Hufnagl. (Abg Heinz Hufnagl: Fakten! Keine Panikmache - Fakten!) Da nützt es auf lange Sicht auch unseren Kindern und Kindeskindern nichts, wenn wir die wirklichen Probleme zudecken, abschwächen und hinausreden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Die qualitative und quantitative Versorgung unserer Stadt mit Wasser funktioniert. Gestatten Sie mir aber ebenfalls einen Rückblick in die Geschichte unserer Stadt, was die Wasserversorgung anbelangt. Sie haben schon gesagt, dass Bgm Cajetan Felder den Auftrag zum Bau der I. Wiener Hochquellenwasserleitung gab. Ich glaube, es ist beachtlich, dass diese I. Hochquellenwasserleitung nach nur dreijähriger Bauzeit im Jahr 1873 fertig gestellt wurde. Diese I. Wiener Wasserleitung aus dem Schneeberg-Rax-Massiv konnte schon 1875 in Betrieb genommen werden. In dieser Ära, unter Bgm Cajetan Felder, wurden noch andere zukunftsweisende Projekte initiiert, die mit Wasser im Zusammenhang stehen, etwa die Donauregulierung oder eben diese Wiener Hochquellenwasserleitung. Man bedenke aber immer, dass die Bauzeit drei Jahre betrug.

Im nächsten Schritt kamen die Christlich-Konservativen, und unter Lueger wurde die II. Wiener Hochquellenwasserleitung gebaut. Die Bauzeit betrug sechs Jahre; sie wurde 1910 fertig gestellt. Das dauerte immerhin drei Jahre länger, aber darauf soll es jetzt nicht ankommen. Doch auch die Christlich-Konservativen wurden dann abgelöst und es kamen die Sozialdemokraten ans Werk.

Wir müssen leider feststellen, dass aus einer III. Wasserleitung nach 50 Jahren sozialistischer Regierung niemals auch nur ein einziger Tropfen Wasser geronnen ist. (Abg Paul Zimmermann: Das ist falsch!) Gelder in Milliardenhöhe sind unter sozialistischen Bürgermeistern in den Bau einer III. Wasserleitung geflossen, aber alles war vergeblich. Ich glaube, das zeigt nicht nur die Sorglosigkeit, mit der Gelder ausgegeben werden, sondern auch die Ineffizienz sozialistischer Politik. (Beifall bei der FPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Dass es mit der III. Wasserleitung nicht geklappt hat, ist traurig. Die Wienerinnen und Wiener wären aber schon zufrieden, wenn wenigstens das Wasser, das in Wien aus dem Wasserhahn rinnt, einwandfrei wäre. Hiermit bin ich beim Thema Blei im Wasser.

Es ist traurig, dass Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, Ihre 50�jährige Regierungszeit nicht dazu genutzt haben, die Erkenntnisse der Wissenschaft für die Menschen dieser Stadt zu nutzen. Denn dass die Wasserleitungen in über 100 Jahre alten Häusern aus Blei sind, wissen Sie ja nicht erst, seit die Studie, die Sie so lange unter Verschluss gehalten haben, schlussendlich doch an die Öffentlichkeit gekommen ist. Es ist auch schon sehr lange bekannt, dass Sie dieses Problem ignorieren. Sie hätten im Interesse der Wienerinnen und Wiener sowie im Interesse des Wassers und unserer Umwelt hier schon längst aktiv werden müssen. (Beifall bei der FPÖ.)

Diese Studie wurde immerhin schon vor einigen Monaten in der Öffentlichkeit, auch hier im Rathaus, diskutiert. Sie haben in diesen letzten Monaten nichts davon präsentiert, was Sie zu tun gedenken, um dieses Problems Herr zu werden. Es ist in Wiener Althäusern weiterhin zu einem hohen Prozentsatz Blei im Trinkwasser. Es ist weiterhin so, dass die Bewohnerinnen und Bewohner dieser Häuser nicht ausreichend informiert werden. Schon gar nicht ist es so, dass die Rohre ausgetauscht werden. Viele Länder beneiden uns um unser einwandfreies Trinkwasser. Am Ursprung, an der Quelle, ist es einwandfreies Quellwasser mit einem Bleigehalt, der nicht einmal nachweisbar ist; aus dem Wasserhahn in einem Wiener Wohnhaus rinnt es dann in schwer wiegenden Fällen mit einem Bleigehalt von bis zu 100 Mikrogramm, das heißt, dass der zulässige Bleigehalt um die Hälfte überschritten wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Genuss von solchem Wasser kann zu einem gesundheitlichen Risiko führen. Das bestätigt auch das städtische Institut für Umweltmedizin. (Zwischenruf des Abg Mag Thomas Reindl.) Die physischen Symptome einer Bleivergiftung, Herr Abg Reindl, sind Kopfschmerzen, Glieder- und Muskelschmerzen, Herzschmerzen, Darmkrämpfe ... (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Ja, Sie lachen, das wird dann abgetan. Die Patienten, die mit diesen Beschwerden zum Arzt kommen, werden möglicherweise auch noch als Querulanten hingestellt. Die Ursache für ihre Leiden ist die sozialistische Politik, die nicht Sorge dafür trägt, dass das Trinkwasser in Althäusern bleifrei ist. (Abg Godwin Schuster: Das ist ein schlechtes Beispiel! An der Quelle gibt es keine ... ! - Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.) Herr Abg Maresch, die Kollegen von der SPÖ müssen das öfter hören, weil sie sonst nichts tun. (Abg Godwin Schuster: Nein! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Zum Thema Wasserverschwendung: Die Verschwendung von Trinkwasser ist für die Umweltstadträtin kein Thema. In der letzten Ausschusssitzung hat sie einen Antrag abgelehnt, den wir Freiheitliche eingebracht hatten, wonach die Abrechnung des Wasserverbrauchs in den Haushalten nach dem tatsächlichen Verbrauch zu erfolgen hätte, wie das auch in einer EU-Richtlinie verlangt wird. Sie hat gemeint, wir müssen überhaupt nicht Wasser sparen, wir haben ausreichend Wasser. (Abg Paul Zimmermann: Stimmt nicht! Da haben Sie nicht zugehört, Frau Kollegin! Das ist nicht wahr, was Sie sagen!)

Herr Abgeordneter! Die Frau Stadträtin hat gesagt, die letzte Wasserknappheit war im Jahr 1974, und es besteht überhaupt kein Anlass, Wasser zu sparen. (Abg Paul Zimmermann: Sie können ja die Wahrheit sagen!) Ich denke, die Frau Stadträtin hat auch wirklich keinen Anlass, Wasser zu sparen, denn sie will ja das Wasser verkaufen. (Abg Paul Zimmermann: Wir sparen ja Wasser!) Es ist im Grunde genommen nur die Umwelt, die darunter leidet, wenn das Wasser verschwendet wird. (Abg Mag Sonja Wehsely: ... was Sie da sagen! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir fordern, dass in unserer Heimatstadt Wien eine EU-Richtlinie umgesetzt wird, die es verlangt, dass die Wasserabrechnung nach dem tatsächlichen Verbrauch zu erfolgen hat. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Thomas Reindl: Das wird ja eh geschehen!)

Wenn das nicht für notwendig erachtet wird, dann sehe ich das als eine Verhöhnung all derjenigen, denen die Umwelt ein Anliegen ist und denen der Schutz des Trinkwassers ein Anliegen ist, all jener Leute, die um viel Geld sparsame Haushaltsgeräte anschaffen und sich damit auseinander setzen, wie sie den Wasserverbrauch eindämmen können, die ihre Klospülungen gegen sparsame Apparate austauschen und dann am Ende eine Abrechnung präsentiert erhalten, in der sich diese Umweltschutzmaßnahmen in keiner Weise auswirken. Sie müssen vielmehr mitzahlen für die schwarzen Schafe, die das Wasser einfach sorglos verpritscheln. Ich denke, die Frau Stadträtin hat hier auch die Aufgabe, Bewusstseinsbildung zu betreiben. Sie muss auch Vorbild sein für die Menschen, denen das Wasser und der Umweltschutz ein Anliegen ist und die auch bereit sind, dafür Privatvermögen zu investieren. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Aber es ist immer so, dass Sie Panik vor der Politik der Bundesregierung machen. (Abg Mag Thomas Reindl: Sie machen Panik!) Sie versuchen, sich zu profilieren. Umweltschutz ist dann wichtig, wenn es darum geht, in den Medien präsent zu sein, bei tagespolitischen Ereignissen, mit Kindern, mit Kindergärtnern, mit Schulen. Aber Umweltschutz ist mehr, sehr geehrte Damen und Herren! Man muss auch dann dazu stehen, wenn es unangenehm ist, wenn es teuer ist, wenn man investieren muss, wenn man aufklären muss, wenn man ausbilden muss. Man kann dann nicht dieses Auge zumachen und denken, dass das genug ist, was jetzt mit diesem Gesetz gemacht wird. 

Weil dies heute in der Fragestunde ein Thema war, möchte ich jetzt noch ein Wort zum Naturschutz bezüglich des Wienerwalds sagen. Auch das ist für mich ein typisches Beispiel für einen Umweltschutz, der nur dort geschieht, wo es angenehm ist.

Wir Freiheitliche haben einen Antrag eingebracht, dass der Wienerwald nach den EU-Naturschutzrichtlinien als "Natura 2000"-Gebiet ausgewiesen wird und dass der Wienerwald, der nicht nur ein Erholungsgebiet der Wiener ist, zum Nationalpark erklärt werden soll. Immerhin zählt der Wienerwald zu den artenreichsten Wald-Ökosystemen in Österreich und besitzt den weitestgehenden Buchenwaldbestand Europas. Es wird von den EU-Mitgliedstaaten gefordert, die Gebiete, die als "Natura 2000"-Gebiet ausgewiesen werden, unter den größtmöglichen Schutz zu stellen. Ich denke, die Form eines Nationalparks wäre der größtmögliche Schutz für dieses Gebiet. Dies ist aber nicht so leicht, da wird es sicherlich Schwierigkeiten geben. Man müsste sich dieser Herausforderung stellen und das ist unangenehm. (Abg Mag Thomas Reindl: Sagen Sie das Niederösterreich ... !)

Nicht nur, dass die Frau Stadträtin unseren Antrag einfach drei Monate lang weder behandelt noch einen Zwischenbericht geliefert noch sonst irgendetwas getan hat, was nach der Geschäftsordnung an und für sich vorgesehen wäre, meint sie auch, dass ein Biosphärenwald, ein Biosphärenpark genug ist. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Biosphärenreservate sind keine Schutzgebiete im eigentlichen Sinn. Sie enthalten lediglich eine Kernzone. Uns geht es aber darum, den größtmöglichen Schutz - wie das von der EU gefordert wird - für den Wienerwald zu erreichen. (Beifall bei der FPÖ.) Es reicht nicht aus, nach dem Motto "Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass" hier eine andere, schön klingende Formulierung zu benutzen, um dem auszuweichen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Seien Sie sich bewusst, dass Umweltpolitik mehr als sozialistische Parteipolitik ist. Seien Sie sich bewusst, dass die Umwelt und in diesem Fall vor allem das Wasser unseren Schutz auch dann braucht, wenn es unangenehm ist und wenn es vielleicht etwas kostet. Glauben Sie nicht, dass mit diesem Gesetz, das wir heute beschließen, unser Wasser ausreichend geschützt ist! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Blind.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben es als Opposition nicht gar so leicht. Es ist heute auch die ÖVP davon betroffen, dass der Vorsitzende die Opposition nicht ohne weiteres fragen lässt. Daher nutze ich jetzt die Gunst der Stunde, dass ich meine Fragen hier vortragen kann, ohne dass ich nach der ersten halben Frage vielleicht schon wieder "abgedreht" werden kann.

Ich habe hier vor mir einen Artikel, den ich teilweise zitieren möchte. Die Überschrift lautet: "Steirer verkaufen Wasser nach Asien und in die USA." In diesem "Kurier"-Artikel vom 20. Jänner 2001 wird Folgendes behauptet: "Auch die Gemeinde Wien hat einen Fuß drin, wenn auch nur mit geringfügigem Anteil."

Dazu habe ich hier eine Gegenaussage von Frau StR Kossina aus dem Protokoll vom 26. Juni 2001. Ich zitiere wörtlich: "Das Wiener Wasser, und das ist mir ein zentrales Anliegen, das liegt mir am Herzen. Das muss den Wienerinnen und Wienern erhalten bleiben und darf nicht für Geschäftemacherei zu Grabe getragen werden. Da beunruhigt mich auch wiederum die Bundesregierung mit einer geheimen Studie von Molterer sehr, mit dem unglaublichen Ziel, die Trinkwasserversorgung zu privatisieren."

So geht es hier weiter gegen die Regierung, wie das jetzt üblich ist. Die Welt hat sich erst verändert, seit es eine schwarz-blaue Regierung gibt, vorher ... (Abg Helga Klier: Hat sie auch! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Freilich, alle ... (Ruf bei der FPÖ: Zum Besseren!) Sehr gut - gut gebrüllt! Man schimpft immer auf alles, was der Bund gemacht hat, und vergisst, dass man im Bund die längste Zeit selbst die Gesetze gestaltet hat. Sie werden doch wohl nicht glauben, dass alle Bundesgesetze in den letzten eineinhalb Jahren gemacht worden sind! (Abg Helga Klier: Sie hören nicht zu! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie wissen ja, jeder schimpft so, wie er beieinander ist. Schimpfen ist aber keine besonders elegante Art der Ausdrucksweise. (Abg Mag Thomas Reindl: Da hat die FPÖ aber immer geschimpft, Wurscht, ob sie in der Regierung oder in Opposition war!) Ja, schimpfen Sie nur weiter.

In dem Zeitungsartikel heißt es: "Gemeinde Wildalpen und private Investoren geben Gas." Und: "Wasser wird zum absolut lukrativen Geschäft." Da muss man sich aber Folgendes fragen - und Gott sei Dank kann ich jetzt die Gunst der Stunde dazu nützen -: Wer macht denn wirklich das lukrative Geschäft? - Wien macht ein gutes Geschäft? Die Wildalpen GesmbH macht ein gutes Geschäft, das mag einer privaten Firma durchaus zustehen. Aber wenn sich die Frau Stadtrat so sehr gegen das Geschäftemachen ausspricht: Wieso ist dann Wien beim Geschäftemachen plötzlich drinnen?

Ich kann mich irren, die Zeitung kann auch schlecht recherchiert haben. Was nun stimmt, werde ich von der Frau Stadtrat hoffentlich zu hören bekommen. Heute sind wir ja nicht in dem Ausschuss, in dem gleich, wenn man ein paar Fragen stellt, gedroht wird: Du, böser Blind, wenn du noch fragst, kommst du in die Zeitung, dann wirst du wegen Rufschädigung oder sonst irgendetwas geklagt werden! - Hier im Landtag kann man hoffentlich einmal ordentlich hinterfragen.

In der Zeitung heißt es weiter: "Ab Herbst 2001 werden vorerst 750 000 Liter Wasser pro Monat keimfrei in Flaschen abgefüllt und weltweit exportiert." In Wien jammern die Roten ja immer: Unser Wiener Wasser darf nicht ins Ausland gelangen, das alles darf nur für die Wiener verwendet werden. - Wenn das wahr ist, was im "Kurier" steht, hat die Stadt Wien in der ganzen Geschichte einen Fuß drinnen. Dann werden zuerst einmal diese 750 000 Liter abgefüllt. Weiter heißt es: "In der Endausbauphase werden es 630 000 Liter pro Tag sein. Den Vermarkter erwarten tägliche Einnahmen von 2,1 Millionen S."

Jetzt lautet die erste Frage an die Frau Stadtrat: Ist es wahr, dass dieses Wasser, das da um 2,1 Millionen S pro Tag vermarktet wird, wirklich das Wasser ist, das die MA 31 an und für sich in Besitz hat und auf Grund von Verträgen der Gemeinde Wildalpen weitergibt? - Die Gemeinde Wildalpen kann mit diesen 630 000 Litern pro Tag natürlich nichts anfangen, das können sie dort nicht verpritscheln. Die Gemeinde Wildalpen gibt es ungeschaut der Wildalpen GesmbH weiter und diese macht damit das große Geschäft. Stimmt das? Gelangt das Wiener Wasser jetzt ins Ausland, oder stimmt das einfach nicht? - Dazu hätte ich gerne einen Zwischenruf von der roten Reichshälfte. Dann müssten wir nicht so lange darüber diskutieren.

Der Markenname des Qualitätswassers, Wildalpen, hat für die Wiener Bevölkerung schon längst Relevanz. Unweit des neuen Zapfgebiets besitzt die Gemeinde Wien mehrere Quellen, die MA 31 hat eine Dependance in dem steirischen Ort. Wir könnten auch den Herrn Bürgermeister fragen. Er hält sich, wie mir aus der Gemeinde Wildalpen erklärt wird, laufend dort auf, er ist dort zusammen mit einem Herrn Roberto Jaksch. Jaksch ist mir gut in Erinnerung, sein Bruder war, wenn ich mich nicht irre, langjähriger Bezirksrat in Penzing. Daher scheint das, was man sich in der Gemeinde Wildalpen so erzählt, durchaus der Wahrheit zu entsprechen. Wir könnten den Bürgermeister fragen; weil er jetzt nicht da ist, müssen wir eben ein bisschen warten. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Der war nie Bezirksrat!)

Der Jaksch? (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Der Bruder!) Dieser Jaksch nicht, aber der andere war doch Bezirksrat, oder? (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ja, der Willi!) Der Willi, natürlich! Und der Roberto ist doch sein Bruder. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie haben aber gesagt, der Bruder! Der war es nie!) Ich habe gesagt, der eine ist in der Gemeinde Wildalpen - mit seiner feschen jungen Frau, wie wir wissen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das ist gänzlich uninteressant, wie die verwandt sind!)

Doch, das ist alles interessant! Sie müssen ja wissen, wie sich die Roten gegenseitig die Geschäfte zukommen lassen. Das ist nicht alles uninteressant. (Abg Heinz Hufnagl: Wie viele Blind gibt es in der Bezirksvertretung im 14.? - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Viel zu wenige! (Abg Heinz Hufnagl: Einen Nepotismus sondergleichen betreiben Sie dort!) Nein, wir haben sie auch im 12. Bezirk; überall haben wir unsere Leute. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Da sitzen sogar zwei Wagner im Gemeinderat, unglaublich, wie das mit der Familie Wagner ist - das wissen wir, das ist "schrecklich"!

Weiters steht in dem Artikel: "Die Einspeisungen der Wiener Quellen durch diese neue Entnahmen in dem Wasserschutzgebiet seien nicht beeinträchtigt, heißt es seitens der steirischen Landesregierung." Aber ob das beeinträchtigt ist oder nicht, ist nicht die Frage. Ist es jetzt so, dass die MA 31 das Wiener Wasser über die Gemeinde Wildalpen der Wildalpen GesmbH zur Verfügung stellt? Und ist es jetzt so, dass das kostbare Wiener Wasser - um das sich die Frau Stadtrat so viele Sorgen macht und weshalb sie die Bundesregierung wieder einmal anpatzen will - einfach ins Ausland verscherbelt wird und dass die Privaten, obwohl wir gesagt haben, Private dürfen diese Geschäfte nicht machen, wieder einmal das Geschäft machen?

Da frage ich mich gleich, wenn das wirklich ein so gutes Geschäft ist, wie es in der Zeitung steht, und wenn man wirklich 2,1 Millionen S pro Tag verdienen kann - bitte: der Vermarkter erwartet tägliche Einnahmen von 2,1 Millionen S -: Warum macht das die MA 31 nicht selbst? Wenn wir schon das Wasser der Wiener ins Ausland verscherbeln, warum nehmen dann nicht wir die 2,1 Millionen S ein? Sind wir denn so patschert? Warum ist das so? Oder steht das alles in der Zeitung, obwohl es nicht wahr ist? 

Dafür werde ich ja die Erklärung nun bald bekommen. Der Vorsitzende kann mich jetzt Gott sei Dank nicht an meinen Fragen hindern, auch wenn ich nur von der Opposition bin - so ist es eben.

Im "Kurier" heißt es weiter: "Das Wildalpener Projekt wird großteils von privaten Investoren getragen." Den Preis hat Geschäftsführer Karl-Johann M. "schon festgelegt. Eineinhalb Liter kosten ab Werk 5 S. Der Konsument in der Ferne wird schließlich zwischen 15 und 70 S zu zahlen haben." Wie die Österreicher jetzt schon bereit sind, für ein französisches Tafelwasser zu zahlen - das kostet wirklich nur 20 S, ist aber auch nicht so gut.

Dann heißt es: "Für die Gemeinde Wildalpen mit nur 650 Einwohnern ist der Wasserdeal" - da wird es schon ein Deal - "auch ein lukratives Geschäft. Sie beteiligt sich mit 5 Millionen S an dem Projekt." Und jetzt kommt, wie gesagt, der Satz, um den es hier wohl geht: "Auch die Gemeinde Wien hat einen Fuß drin, wenn auch nur mit geringfügigem Anteil." - Ich bitte um eine Erklärung dafür, wie dieser Fuß ausschaut. Das wird sicherlich der linke Fuß sein, ich denke nicht, dass es das rechte Bein ist. (Abg Heinz Hufnagl: Vorn sind fünf Zehen!) Na ja - wenn man hat!

Schließlich heißt es: "Die Abfüllanlage ist in Bau: 50 Millionen S müssen dafür aufgebracht werden. Ab Herbst werden die Wildalpener Flaschen in die slowenische Hafenstadt Koper transportiert und verschifft. Lieferverträge mit Asien und USA sind angeblich bereits unter Dach und Fach."

Nun hätte ich wirklich gerne gewusst, liebe Frau Stadtrat: Stimmt es, was in der Zeitung steht? Warum machen nicht wir das Geschäft? Warum jammern Sie im Gemeinderat vom 26. Juni gegen Geschäftemacherei, gegen private Geschäftemacherei, und angeblich ist die Stadt Wien - und sind Sie - durchaus auch in diesem Bereich tätig? (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Mag Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Nun möchte zumindest ich nicht auch eine dieser ganz langen Tiraden machen. Aber Kollegin Schmalenberg hat hier am Pult etwas Interessantes gesagt, und zwar Folgendes: Sie ist dafür, dass im Wienerwald ein Nationalpark errichtet wird, und zwar auf der ganzen Fläche. Hier hat sie uns erzählt, was für ein toller Buchenwald der Wienerwald ist, und das stimmt ja auch.

Nur hat sie uns eine Kleinigkeit nicht erzählt, nämlich dass die öffentlichen Flächen im Wienerwald, die den Österreichischen Bundesforsten gehören, von diesen zum Teil zum Verkauf angeboten werden, und zwar deshalb, weil die österreichische Bundesregierung, in der ihre Partei ja vor allem mit dem Herrn Finanzminister vertreten ist, die Bundesforste veranlasst hat, Grundstücke zu verkaufen, um anschließend österreichischen Seen kaufen zu können, damit die Republik wieder gegen die Gesetze Geld bekommt. Ein fieser Trick - und jetzt will man uns hier weismachen, dass wir gleichzeitig einen Nationalpark brauchen!

Genau diese Bundesforste bieten im Moment in Wien 22 Hektar - zum Großteil Wienerwald - zum Verkauf an Private an. Das heißt, diese 22 Hektar Waldgebiete und Wiesen in Wien - sie gehören zum Wald und Wiesengürtel - kann sich jeder Private kaufen und, wenn er Glück hat, auch einzäunen. (Zwischenruf des Abg Georg Fuchs.) Meine Damen und Herren, diese 22 Hektar werden ganz sicher nicht zum Nationalpark der Frau Schmalenberg gehören! - Das ist der erste Punkt.

Zweiter Punkt: Die Bundesforste haben auch 1 000 Hektar Wald in Wien. Es ist nur eine Frage der Zeit, wann diese bei den Nulldefizit-Tiraden, die unser Finanzminister verzapft, ebenfalls zum Verkauf angeboten werden, und zwar an potente Prinzhörner, damit sie sich dort ihr Jagdgebiet errichten können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Verhandlung ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatterin amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete!

Ich freue mich ganz besonders darüber, dass hier in Aussicht gestellt worden ist, dass das Gesetz, das heute zur Abstimmung gelangt, nämlich das Gesetz, mit dem das Wasserversorgungsgesetz geändert wird, einstimmig zur Kenntnis genommen und einstimmig beschlossen wird.

Hier geht es darum, dass wir mit diesem Gesetz beweisen: Wasser ist unsere Lebensgrundlage und kein Wirtschaftsgut für bloße Geschäftemacherei. Mir geht es darum, Qualität zu maximieren, aber nicht Profite zu maximieren. Mir geht es darum, mit diesem Gesetz eine Sicherstellung der kommunalen Wasserversorgung zu erreichen, eine Sicherstellung der kommunalen Quellschutzwälder entgegen den Privatisierungstendenzen, die unsere Bundesregierung - und hier gehe ich wieder sehr gerne auf unsere Bundesregierung ein - vorantreibt.

Was die einzelnen Punkte betrifft, die Sie genannt haben, freue ich mich ganz besonders darüber, dass Sie die PWC-Studie angesprochen haben. Sie haben auch meinen Kommentar zu einer damaligen Geheimstudie vorgelesen; diese so genannte Geheimstudie wurde inzwischen von unserem Herrn Umweltminister schon präsentiert. Diese PWC-Studie, Price-Waterhouse-Cooper-Studie, soll dazu dienen, dass begründet wird, warum man auf Kosten der Städte und zu Gunsten der Gemeinden 600 Millionen S einsparen soll, nämlich von 3,6 Milliarden S für die Wasserversorgung und die Wasserentsorgung auf 3 Milliarden S abspecken soll, und das nur, um Budgetlöcher zu stopfen, und zwar dahin gehend, die Qualität zu minimieren.

Mir geht es darum: Wir haben hier dieses Wasserversorgungsgesetz zum Erhalt der Qualität vorliegen - und was macht unsere Bundesregierung, was macht unser Herr Umweltminister? - Er erlässt entsprechende Richtlinien, die sicherstellen, dass die Gemeinden sehr wohl weiterhin Geld für ihre Wasserversorgung erhalten. Für die Stadt Wien werden auf Grundlage dieser Richtlinie jährlich 200 Millionen S weniger im Topf sein, 200 Millionen S weniger pro Jahr für die Herstellung von Wasserversorgungsanlagen und Wasserentsorgungsanlagen. Das heißt, hier geht es um einen umweltpolitischen Wahnsinn seitens der Bundesregierung, dass uns 200 Millionen S jährlich weggenommen werden, und zusätzlich noch 160 Millionen S für die Abwasserkläranlage, für den Bau der Hauptkläranlage. 

Zum nächsten Punkt, betreffend die Gemeinde Wildalpen: Das möchte ich aufs Schärfste zurückweisen. Der Herr Bürgermeister ist in keiner Weise an diesen Geschäften beteiligt. Hier geht es darum, dass Private das Geschäft machen. Hier geht es darum, dass die Gemeinde Wildalpen einen Vertrag mit Privaten hat.

Zu dem Punkt, warum die MA 31, warum die Gemeinde Wien kein Geschäft mit dem Wasser macht: Die Gemeinde Wien, die Stadt Wien ist für die Daseinsvorsorge da und hat hierfür entsprechende Kräfte frei zu machen. Hier geht es darum, die Wasserversorgung sicherzustellen. Deshalb ist die MA 31 sicherlich nicht dafür da, Profite auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger von Wien zu maximieren. Die MA 31 ist zuständig für die Qualitätssicherung in Wien.

Zum Wiener Wasser als Exportartikel: Selbstverständlich wird es exportiert, nämlich verarbeitet zu hervorragendem Bier und auch in Form entsprechender Fruchtsäfte. 

Zu dem Punkt Bleirohre haben wir schon sehr oft festgestellt, wir investieren hier zwischen 30 und 50 Millionen S jährlich zur Verbesserung unserer Wasserversorgungseinrichtungen.

Zu den Wasserzählern möchte ich nochmals feststellen, dass zur Minimierung der Leckagen unserer Wasserversorgungsanlagen Millionen investiert werden. Der Weg geht dahin, dass wir entsprechend die Qualität sichern. Ich habe das im Umweltausschuss berichtet und möchte es hier noch einmal wiederholen: 22 bis 25 Prozent betrug die Leckage Anfang der Siebzigerjahre, 8 bis 10 Prozent sind es jetzt. Das bedeutet, es kommen 30 bis 40 Millionen Kubikmeter pro Jahr weniger ins Rohrnetz; das sind 30 bis 40 Milliarden Liter. Die Einspeisung in das Rohrnetz, die verkaufte Wassermenge in Wien, ist sinkend.

Das heißt, wenn wir hier entsprechend zum Wassersparen aufrufen, bin ich selbstverständlich mit dabei. Aber ich bitte auch um Wassersparen seitens der Industrie. Dort wird sehr viel Wasser für entsprechende industrielle Maßnahmen entnommen. Hier kennen wir nicht einmal die Zahlen darüber, welche Mengen seitens der Industrie entnommen werden. Wie viel hingegen die Bürger entnehmen, wissen wir sehr wohl.

Nochmals zurück zu unserem Wasserversorgungsgesetz, das nunmehr geändert wird: Mir geht es um Qualitätsmaximierung, aber nicht um Gewinnmaximierung. Mir geht es um die Sicherstellung der kommunalen Wasserversorgung und um die Sicherstellung der Quellschutzwälder. Ich ersuche dafür um entsprechende Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

§ 3a ist eine Verfassungsbestimmung. Hiefür ist gemäß § 124 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich.

Diese stelle ich hiermit fest.

Gemäß § 124a der Wiener Stadtverfassung ist für einen gültigen Beschluss eine Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

Diese Bestimmungen gelten für beide Lesungen. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig und daher auch mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit angenommen. 

Es liegt nun ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Abgen Mag Gerstl und Kollegen vor. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin für Umwelt beantragt. Der Antrag beinhaltet den Wunsch nach Abhaltung einer Enquete.

Wir kommen hier zur Abstimmung.

Wer für die Zuweisung dieses Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin für Umwelt ist, den bitte ich, zum Zeichen der Zustimmung, die Hand zu erheben. - Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich nunmehr die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig und daher mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Postnummer 14 (PrZ 561/01-MDBLTG) der Tagesordnung. Sie betrifft den Naturschutzbericht 2000 an den Wiener Landtag.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StR Dipl Ing Kossina, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 

Der Wiener Naturschutzbericht, der über die Tätigkeit im abgelaufenen Verwaltungsjahr zu erstellen war, wird vorgelegt. 

Ich ersuche um zustimmende Kenntnisnahme. 

Präsident Johann Hatzl: Ich danke für die Einleitung. - Zu diesem Tagesordnungspunkt gibt es Wortmeldungen.

Herr Abg Mag Maresch ist der Erste. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist dies einmalig: Wir haben bis jetzt allen Naturschutzberichten zugestimmt, werden das aber bei diesem nicht tun. Warum werden wir so vorgehen? - Ich würde einschätzungsweise sagen, 90 Prozent des Berichts sind hervorragend, 10 Prozent aber nicht. Genau um diese 10 Prozent geht es. Diese möchte ich kurz referieren - und zwar wirklich kurz. Heute haben schon viele Damen und Herren sehr lange referiert, ich möchte es wirklich kurz halten. 

Der erste Grund dafür, dass wir nicht zustimmen, ist: Unsere Anträge zur Novellierung - was heißt Novellierung; zur Veränderung - des Wiener Naturschutzgesetzes wurden abgelehnt. Das Wiener Naturschutzgesetz ist ein beträchtlicher Teil des allgemeinen Teils, das wird hier drinnen sehr goutiert. Dem können wir aus diesem Grund nicht zustimmen.

Hier muss ich hinzufügen, dass es dabei um die Ex-lege-Landschaftsschutzgebiete beziehungsweise die Ausnahmen zu den Fahrverboten im Grünland geht. Um es hier noch einmal dokumentiert zu bekommen: Wir finden es zum Beispiel sehr gut, dass hier drinnen das Thema Nachhaltigkeit und die Charta von Aalborg vorkommen. Andererseits ist es aber so, dass man dort, wo es relativ leicht ist, zuzustimmen, natürlich immer wieder ganz tolle Positionen hineinbringen kann. Wo es vielleicht nicht ganz so einfach ist, zieht sich dieser Naturschutzbericht sozusagen auf allgemeine Positionen zurück.

Das gilt zum Beispiel in einem Punkt, in dem es darum geht, dass gespart werden muss. Wir alle wissen, dass das Nulldefizit von Schwarz-Blau über unsere Köpfe hinweg durchgezogen wurde. Man darf aber auch nicht vergessen, dass unser Bürgermeister dem Nulldefizit mehr oder weniger zugestimmt hat, indem sich das Land Wien bereit erklärt hat, 8 Milliarden S einzusparen. Genau diese 8 Milliarden S an Einsparungen bemerkt man, wenn man genau hinschaut, in allen möglichen Bereichen.

Hier möchte ich nun einen Bereich herausgreifen, der in dem Bericht massiv abgefeiert wird, und zwar den Bereich der MA 45. Die MA 45 beschäftigt sich, wie man weiß, vor allem mit den Fließgewässern Mauerbach und Wienfluss. All die netten Dinge, die hier darüber drinstehen, könnte ich natürlich 100�prozentig unterschreiben. Aber in einem der letzten Umweltausschüsse wurde uns ein Antrag nahe gebracht, wonach mehr oder weniger die Wienflussmauer repariert werden muss, aber das Geld dafür nicht vorhanden ist, weil ja gespart werden muss.

Zuerst haben wir gehört, dass das Wiener Wasser, die Oberflächenwässer und ganz besonders der Wienerwald wichtig sind. Nun möchte ich Ihnen einmal vorlesen, bei welchen Bächen oder Bachregulierungen beziehungsweise �renaturierungen im Wienerwald eingespart wird und wie hoch diese Einsparungen sind. Bei Mauerbach werden 500 000 S eingespart, bei der Regulierung des Rosenbachs sind es 500 000 S. Beim Schreiberpark geht es um 400 000 S. Bei der Oberen Alten Donau, die hier seitenweise abgefeiert wird, werden 1,5 Millionen S eingespart, bei der Pflanzenkläranlage Laimergrube wiederum 550 000 S. So geht es weiter, bis wir auf einige Millionen kommen.

Auf meine Rückfrage hin wird mir gesagt: Ja, es stimmt, wir müssen sparen. Also sparen wir bei der Umwelt - das ist ganz einfach -, und zwar deshalb, weil wir ja dem 8�Milliarden-S-Ding zustimmen mussten.

Einen weiteren wichtigen Punkt - es wird ja die ganze Zeit von Ökologisierung und Naturschutz gesprochen - finde ich hier auf Seite 80 unter dem Punkt 11.5, Landwirtschaftsbetrieb der Gemeinde Wien. Darin heißt es: Integrierter Pflanzenschutz - auch in der Vegetationsperiode 2000 wurde eine Vielzahl von Maßnahmen im Sinne des integrierten Pflanzenschutzes gesetzt, um "Schadorganismen" - sogar unter Anführungszeichen! - unter der wirtschaftlichen Schadschwelle zu halten und dennoch eine nachhaltige Verbesserung der Bodengüte und eine Sicherung der Grundwasserqualität zu erreichen.

Ich hätte der Frau Stadträtin heute am Vormittag gerne eine zweite Frage gestellt. Ich hätte gerne gewusst, wie sie es erklärt, dass die Einhaltung von diversen EU-Richtlinien gleichzeitig mit dem integrierten Pflanzenschutz zusammenhängt, obwohl jeder Mensch weiß oder zumindest wissen sollte, dass integrierter Pflanzenschutz nichts anderes ist, als die Behübschung des Wortes des Einsatzes von Pestiziden, Bioziden, Herbiziden und Fungiziden. Diese werden in Wien auch von der Gemeinde Wien in Teilen ihrer Landwirtschaftsbetriebe eingesetzt.

Erstens kann das wohl nichts mit einer Ökologisierung der Landwirtschaft zu tun haben, die sowohl in den 100 Punkten der SPÖ als auch in den 23 Übereinkommenspunkten zwischen Rot und GRÜN drinsteht. Trotzdem kommt es hier vor und genau aus diesen angeführten Gründen können wir dem Bericht nicht zustimmen.

Ganz am Schluss habe ich dem Bericht noch folgende Kleinigkeit entnommen. Es wird dort - und das finde ich toll - ein Vogel und vor allem das Biotop, in dem er lebt, beschrieben. Dieser Vogel ist der Wendehals. Der Wendehals wohnt nicht am Ballhausplatz, sondern - so steht es hier - in der Lobau. Er ist ein anspruchsvoller Brutvogel, der vor allem der Intensivierung der Landwirtschaft zum Opfer fällt. Zum Schluss habe ich eine Metapher gefunden, die mich sehr an die Angelobung der Bundesregierung erinnert hat. Es steht hier drin, dass er sich das Futter jetzt unterirdisch suchen muss, weil die Ameisen keine oberirdischen Bauten mehr errichten. Irgendwie erinnert uns das ein bisschen an unseren Bundeskanzler. Das darf ich jetzt sagen, weil ich in meiner Funktion ja immun bin.

In dem zweiten wichtigen Punkt, der mit dem Naturschutz, aber auch mit dem Menschenschutz zu tun hat, geht es um einen Antrag, den wir heute einbringen möchten. Das ist die Beschlussresolution zu Temelín. Ich darf diese gleich weitergeben. - Bitte.

Dabei geht es darum, dass es jetzt ein Papier gibt, und zwar das Austrian Technical Position Paper, das man beim Umweltbundesamt herunterladen kann. Darin steht - und deshalb haben wir heute eben einen Antrag eingebracht; die FPÖ hat einen ähnlichen, dem wir allerdings nicht zustimmen können; ich werde noch sagen, warum -, wie viele Dinge in Temelin bei den vereinbarten Kontrollen nach dem Melker Prozess nicht realisiert waren. Ich lese nur kurz vor: 

Es gibt keine Thermoschock-Analyse für Block 1, es gibt keine ordentliche Werkstoffprüfung, es gibt keine Ultraschall-Prüfungsverfahren, wie vereinbart wurde, es gibt vor allem auch keinen zusammenfassenden Bericht. - Es gibt jede Menge Dinge, die nicht gemacht wurden. - Es gibt zum Beispiel auch keine dem Stand der Technik entsprechende Bewertung der Erdbebensicherheit, es gibt keine Frischdampf- und Speisewasserleitungen, die durch Betonwände getrennt sind, sondern die sind beisammen. Hier gibt es jede Menge Sicherheitslücken und, was vor allem wichtig ist - und das hat man bei dem bisher größten Atomunfall in der Ukraine bemerkt -, auch die Absperrventile fehlen, ebenso wie in den anderen so genannten Ost-AKW. Die Containment-Integrität ist auch nicht gewährleistet, und genau das war es, was diesen größten anzunehmenden Unfall, den Super-GAU, verursacht hat.

So könnte ich Ihnen noch seitenweise vorlesen. Ich möchte jetzt aber zum Resümee des Papiers kommen. Dieses lautet: 

"Nach europäischer Genehmigungspraxis dürften weder Temelin Block 1 noch Block 2 betrieben oder auch nur mit Brennstoff beladen werden, bevor oben genannte Unsicherheiten insbesondere betreffend die Integrität des Reaktordruckbehälters, die vorbetriebliche zerstörungsfreie Werkstoffprüfung, die Qualifizierung sicherheitsrelevanter Komponenten für außergewöhnliche Umgebungsbedingungen und seismische Belastungen, die Führung hochbeanspruchter Rohrleitungen der +28,8 m-Bühne, die funktionale Qualifizierung von Ventilen und Containmentverhalten bei Kernschmelzstörfällen beseitigt sind. 

Es kann somit bislang nicht als nachgewiesen betrachtet werden, dass die nukleare Sicherheit des KKW Temelin dem Stand der Technik, wie er in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union zur Anwendung kommt, entspricht. Die erforderlichen Analysen könnten zwar innerhalb eines Jahres durchgeführt werden; um allerdings zu den Schlüsselfragen Reaktordruckbehälterversprödung, Leitungsführung am 28,8 m-Niveau, Containmentintegrität und Erdbebensicherheit den (...) materiellen und zeitlichen Aufwand an Nachrüstungsmaßnahmen abschätzen zu können, ist das Vorliegen der Ergebnisse der angesprochenen Analysen unabdingbar." - Und genau die liegen nicht vor.

Deshalb unser Antrag. Vielleicht hätten wir alles schon viel schneller gehabt, wenn wir einen Anti-Atombeauftragten in Wien gehabt hätten, aber heute haben wir vom Herrn Landeshauptmann gehört, dass Wolfgang Kromp uns hier intensiv beraten wird. Ich kann mir gut vorstellen, dass dadurch mehr vorangetrieben werden wird als bisher.

Jetzt möchte ich aber aus unserem Antrag noch eine kleine Differenz hervorheben, die der Begründung, warum wir glauben, dass der jetzt von drei Parteien eingebrachte Antrag besser ist als der von nur einer Partei eingebrachte Antrag, zu entnehmen ist. Es geht nämlich darum, dass wir dem Abschluss des Energiekapitels im Rahmen der EU-Beitrittsverhandlungen vorläufig nicht zustimmen sollen, und zwar solange die sicherheitstechnischen Mängel nicht einwandfrei behoben sind und, was uns ganz wichtig ist, die Prüfung der Null-Variante nicht durchgeführt wurde. - Das heißt, wir verlangen diese Prüfung. 

Wir wissen, dass die FPÖ ja anderes im Sinn hat: Sie will die Republik Tschechien aus der EU ausschließen oder, besser gesagt, gar nicht erst hereinlassen und nimmt im Grunde genommen Temelin nur als Vorwand dazu. 

Deshalb der von uns vorgelegte Beschlussantrag. Ich habe bereits viel Zeit für meine Rede verbraucht und möchte ihn daher nicht extra vorlesen. Er liegt auf. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Vor uns liegt ein Naturschutzbericht, mit dem wir uns in weiten Teilen identifizieren, nicht zuletzt deshalb, weil er einigen von uns in der Koalition eingebrachten Zielsetzungen entspricht. Vor allem ist sein Inhalt ein Baustein dafür, dass den Bürgern Wiens der entsprechende Grünraum gesichert wird. Wien hat ein Grünraumreservoir, über das keine andere Stadt verfügt. Das ist sicher nicht das Verdienst der jetzigen Regierung, es ist auch kein Verdienst der vorhergehenden Regierung, sondern Wien hat eben diesen Grünraum und ist auch verpflichtet, ihn weiterhin zu erhalten. 

Der in vielen Teilen der Stadt vorhandene Grünraum ist ein erfreuliches Erbe, das es zu pflegen und zu erhalten gilt. In diesem Sinne haben wir auch in der vergangenen Periode unseren politischen Schwerpunkt in der Koalition gesetzt, indem wir uns für die Erhaltung des Grünraums eingesetzt haben, und das tun wir auch jetzt in der Opposition, weil wir der Meinung sind, dass gerade die Sicherung des Grünraums dazu beitragen wird, dass Wiener nicht Wien den Rücken kehren und den Grünraum im Umland suchen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Schutz und die Erweiterung des Grünraums müssen daher eine wichtige kommunalpolitische Maxime sein. 

Wir glauben aber auch, dass die Stadt gleichzeitig viele Funktionen erfüllen muss, und daher wird es immer einen Nutzungsdruck auch auf die Grünteile der Stadtfläche geben. Da darf man auch nicht auf einem Auge blind sein, wie es unsere GRÜNEN sehr oft sind, die eine Interessenabwägung von Haus aus ablehnen und eher auf einen Grün-Fundamentalismus setzen.

Eine Stadt, meine Damen und Herren, ist eine Fläche, auf die man baut, über die man den Verkehr abwickelt. Jeder in dieser Stadt benützt diese Verkehrswege - auch Sie von den GRÜNEN. (Zwischenruf der Abg Dr Monika Vana.) Auch die Fahrradwege brauchen Platz und kosten manchmal Grünraum. In diesem Zusammenhang darf ich auf die Zweier-Linie verweisen: Schauen Sie einmal da hinunter! Was ist denn aus diesem Prachtprojekt von grün-roter Teilkoalitionsfähigkeit geworden? Wo sind die Sträucher hingekommen? - Das ist eine Asphaltwüste geworden! (Abg Dr Matthias Tschirf: Richtig!) Und da sagen Sie, den Grünraum wollen Sie durchsetzen! (Beifall bei der ÖVP.)

Sie haben einen Radweg ins Grüne gebaut, den kein ... (Abg Dipl Ing Martin Margulies: "Ins Grüne" ist übertrieben!) Na, wo sind denn die grünen Sträucher jetzt, Herr Kollege? Sagen Sie mir, wo die hingekommen sind? (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie bauen Garagen ... !) Eine Asphaltwüste ist das jetzt und kein Mensch braucht diesen Radweg (Weiterer Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.), denn jeder Radfahrer fährt am Ring. Dort ist es doch schöner, denn da fährt man im Grünen! - Nein: "Wir setzten das durch!" (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Rüdiger Maresch: ... Der Betonklotz ist unten drinnen geblieben!)

In einem Punkt können Sie von den GRÜNEN sicher sein: In unserer Koalitionsregierung wäre dieser Radweg so nicht gebaut worden! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.)

Sie haben Ihren Verhandlungsspielraum mit der SPÖ sicher schlecht genutzt, ganz im Gegensatz zu uns: Wir haben in der vorigen Legislaturperiode - und das sieht man und das kann man auch in diesem Naturschutzbericht nachlesen - für mehr Grün gearbeitet. (Abg Mag Rüdiger Maresch: In Döbling? Bei den Garagen?) Wir haben die Grünhöfe gefördert, wir haben eine Grünhofförderung durchgesetzt. Wir haben nicht Grünraum vernichtet, so wie Sie das tun! (Beifall bei der ÖVP.)

Auch der Wiener Agrarraum ist gerade auf Grund unserer Initiative, auch auf Grund des neuen Landwirtschaftsgesetzes gesichert worden und zusätzlich ausgebaut worden. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Die Landwirtschaftskammer will nämlich durch den Grünraum eine Straße bauen ... ! - Weitere Zwischenrufe des Abg Mag Rüdiger Maresch.) - Sagen Sie, waren Sie nicht gerade am Wort? Da hätten Sie alles sagen können! (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) 

Auch die Planungen zum Nationalpark haben wir in sehr hohem Ausmaß mitgetragen, ebenso wie deren Umsetzung. 

Weiters haben wir - unseren Bestrebungen, eine Verwaltungsvereinfachung in allen Bereichen mitzutragen, folgend - einer Novellierung des Naturschutzrechts zugestimmt, mit der dieses Gesetz effizienter wird, wiewohl wir natürlich darauf achten, dass daraus keine Aufweichung des Grünraumschutzes in den dicht bebauten Gebieten entstehen wird.

Wir haben uns für die Erhaltung der Grünhöfe durch eine Erhöhung der dafür gewährten Förderungen sowie für Aktionen auf Bezirksebene eingesetzt. 

Schließlich möchte ich noch die Renaturierungsbestrebungen erwähnen, die besonders den Liesingbach in meinem Heimatbezirk betreffen und die für weitere Erholungsmöglichkeiten für die Wiener im Grünen sorgen werden. 

Ich möchte an dieser Stelle aber auch anmerken, dass ein Umdenken zu beobachten war, seitdem wir nicht mehr in der Regierung sind. Sie haben ein Informationszentrum nur für die Renaturierung des Liesingbachs errichtet, welches immerhin 2 Millionen S kostet. Das steht nur dort, damit man sagen kann: Ja, jetzt renaturieren wir. - 2 Millionen S! Sie hätten dieses Geld in der Regierung noch sehr gut brauchen können (Abg Mag Rüdiger Maresch: Die ÖVP hat zugestimmt!), um Ihr 1 000�Hektar-Programm durchzuführen. Dort, liebe Kollegen von der SPÖ, wäre das Geld besser angelegt gewesen, als in einem Informationszentrum um 2 Millionen S! (Beifall bei der ÖVP.) 

Weil wir mit den Verfassern des Naturschutzberichts einer Meinung sind, täte es uns Leid, diesem Naturschutzbericht 2000 nicht unsere Zustimmung zu geben. 

Da aber der Studienbericht-Teil dieses Naturschutzberichts sehr informativ und umfangreich ist, möchte ich für die kommende Arbeit der MA 22 eine Studie anregen: Vielleicht kann man eine Studie in Auftrag geben, die aufzeigt, wie man Fahrradwege baut, die keinen Grünraum kosten! Vielleicht ist das auch eine Studie wert! 

Ich hoffe, dass die GRÜNEN eine solche Studie bald zum Lesen vorgelegt bekommen, damit sie beim nächsten Deal mit dem Bürgermeister nicht wieder solch verheerende Planungen und Realisierungen auslösen. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Naturschutzbericht listet jene Maßnahmen auf, mit denen versucht werden soll, die Natur, die Umwelt zu schützen und damit auch die Lebensqualität so gut wie möglich zu erhalten und so hoch wie möglich zu halten. 

Wien will Umweltmusterstadt sein, daher gibt es auch viel zu tun. Der Bericht umfasst aber auch einige Bereiche, in denen die Stadtpolitiker versagt haben, zum Beispiel wenn es um die Einkommenssituation der Wiener Landwirte geht. Im Bericht heißt es dazu:

"Die Einkommenssituation der Wiener LandwirtInnen hat sich seit dem Beitritt zur EU im Vergleich zu jenen der übrigen Bundesländer überproportional verschlechtert. Im Gemüsebau ist die Endproduktion um 56 Prozent eingebrochen. Im Ackerbau liegt der Einbruch mit 37 Prozent etwas unter dem bundesweiten Durchschnitt. Der Vorteil, im Nahbereich der Konsumenten zu produzieren, wird für einen direkten Absatz, der den Verkauf zu höheren Erzeugerpreisen ermöglichen würde, wenig genutzt. Lediglich im Weinbereich ist das der Fall. Bei Gemüse hingegen dominiert die Absatzorganisation LGV und die Produkte des Ackerbaus werden vor allem an Genossenschaften und Mühlen im Umland geliefert." 

Wir haben in der vorigen Legislaturperiode Anträge eingebracht, die die Wiener Gemüsebauern fördern sollen. Wir haben darin den Landeshauptmann ersucht, sich dafür einzusetzen, dass die öffentlichen Einrichtungen - Spitäler, Seniorenheime, Kindergärten, Schulen - ihre Lebensmittel verstärkt bei Wiener Gärtnern kaufen. 

Der Herr Landeshauptmann hat gesagt, das ist nicht möglich. Da habe ich eigentlich, Kollege Klucsarits, den Einsatz der ÖVP vermisst. Immerhin sind die Landwirte in erster Linie doch Ihre Klientel, und ich war sehr traurig darüber, dass die ÖVP sich nicht intensiver dafür eingesetzt hat, dass der Landeshauptmann Maßnahmen zur Verbesserung der Situation der Wiener Gärtner und der Wiener Landwirtschaftsbetriebe setzt. 

Ein weiterer Bereich war die Aufhebung der ex lege-Schutzgebiete. Der Kollege von den GRÜNEN - er ist jetzt nicht da - hat schon ein bisschen dazu gesprochen. Diese ex lege-Schutzbestimmungen betreffend Landschaftsschutzgebiete für den 1., 3., 4., 7. und 9. Bezirk wurden mit der Begründung aufgehoben, dass es dort vielfach eigentlich nichts mehr zu schützen gäbe. Jetzt muss man aber wissen, dass gerade Bewohner in den innerstädtischen Bezirken eine sehr hohe Sensibilität aufweisen, wenn es darum geht, dass das wenige Grün, das es dort gibt, nicht mehr geschützt werden soll. Das mag jetzt ein sehr subjektives Befinden sein, aber ich finde, dass man als Politiker auch auf subjektive Empfindungen und Ängste eingehen soll. 

Wir haben daher einen anderen Weg gewählt als die GRÜNEN. Wir haben gesagt, wir wollen konstruktiv eine Verbesserung herbeiführen, und haben folgenden Vorschlag gemacht: Wir lehnen die Aufhebung dieser Bestimmung nicht ab, würden uns aber wünschen, dass die Dienststellen der Stadt Wien gemeinsam mit den Bezirken überprüfen mögen, wo einzelne Bereiche, statt als Gesamtes als Landschaftsschutzgebiet normiert zu sein, da und dort als geschützter Landschaftsteil gelten könnten. 

Auch dieser Wunsch ist uns abgelehnt worden, mit der dahin gehenden Begründung - ich habe die Antwort leider Gottes jetzt nicht da, aber es kann sie natürlich jeder dann in den Unterlagen nachlesen -, dass das, was es dort an Parkanlagen gebe, ohnehin nicht mehr naturnahe und daher nicht schützenswert sei. 

Ich glaube nicht, dass Bewohner von innerstädtischen Bezirken sehr viel Verständnis dafür haben, dass jetzt das bisschen Grün - ob jetzt noch naturbelassen oder künstlich angelegt - nicht mehr geschützt werden soll. 

Manche Beeinträchtigungen der Umwelt, der Lebensqualität sind lokal und hausgemacht. Ich erinnere Sie in diesem Zusammenhang an dieses leidige Problem der Hundehaltung in Wien. Wir haben lange darüber diskutiert. Es ist ein Gesetzesentwurf erstellt worden, der hinsichtlich Hundehaltung sehr strenge Regelungen vorgesehen hat, der aber nicht kam, denn es kam nämlich die Wahl und eine neue Umweltstadträtin. Jetzt ist es so, dass überhaupt keine neue Regelung vorgesehen ist. Das heißt, die Einhaltung von Verpflichtungen aus dem Tierschutz- und Tierhaltegesetz wird ganz einfach weiterhin nicht kontrolliert und die Nichteinhaltung auch weiterhin nicht sanktioniert. 

Das noch unangenehmere und die Bevölkerung sehr wohl ärgernde und betreffende Problem des Hundekots ist nach wie vor nicht gelöst. Man verweist darauf, dass es genügend gesetzliche Bestimmungen und Verordnungen gibt, die diesbezügliche Regelungen vorsehen, aber wir wissen alle: Die Hundehalter wissen es zum Teil nicht - mitunter nicht einmal die betreffenden Stellen -, in welchen Gesetzen geregelt ist, wo Hunde überall nicht ihren Kot absetzen dürfen. Weil es diesbezüglich jedoch keine Kontrollen und auch keine Strafen bei Nichteinhaltung dieser Bestimmungen gibt, handelt es sich hier letztlich um Normen, deren Einhaltung à la longue überhaupt nicht sichergestellt werden kann. Das aber betrifft die Bevölkerung und das ärgert die Bewohner Wiens. Das war eines der meistgenannten Themen, wenn es um die Frage "Was bewegt die WienerInnen?" geht, auch im Wahlkampf, und auch diesbezüglich ist seither nach wie vor nichts geschehen. 

Viele Beeinträchtigungen - und das ist das Problem des Umweltschutzes schlechthin - sind überregional. Es kann sozusagen - um ein Sprichwort etwas umzuformulieren - jemand, der noch so sehr auf Umweltschutz bedacht ist, nicht in einer hohen Umwelt- und Lebensqualität leben, wenn es der "böse Nachbar" nicht will beziehungsweise nicht zulässt - wobei man jetzt den Begriff "Nachbar" eng oder weit definieren kann. Man kann tatsächlich den Nachbarn in der gleichen Gasse meinen, aber manchmal ist es auch ein anderes Bundesland, wie zum Beispiel Niederösterreich, von dem gesagt wurde, Niederösterreich hätte verhindert, dass wir einen weiteren Nationalpark, nämlich den Nationalpark Wienerwald, bekommen. 

Manchmal kann es auch ein anderer Staat sein: Die Nachbarschaft zu Atomkraftwerken beispielsweise ist auch schon ohne Unfall oder Defekt in einem Atomkraftwerk gesundheitsgefährdend und sogar lebensgefährlich. Das Bundesamt für Strahlenschutz hat in verschiedenen bayerischen Landkreisen den Einfluss von Kernkraftwerken auf das Leukämierisiko untersucht, indem es die Krebsrate in der unmittelbaren Umgebung von Standorten von Kernkraftwerken mit jenen in den restlichen bayerischen Landkreisen verglichen hat, und ist zu einem erschütternden Ergebnis gekommen: In der Umgebung von Kernkraftwerken ist die Krebsrate bei Kindern um 20 Prozent höher als in den anderen Landkreisen Bayerns! Das alleine müsste schon jeden vernünftigen Menschen dazu bringen, keine AKW mehr zu errichten oder in Betrieb zu nehmen. 

Der Vorstand des Instituts für Umweltrecht in Linz, Ferdinand Kerschner, geht davon aus, dass jeder Staat verpflichtet ist, für Umweltschutz alle Gestaltungsmittel einzusetzen, die ihm zur Verfügung stehen. Der Republik Österreich drohen seiner Meinung nach im Falle eines Reaktorunfalls in Temelin Amtshaftungsklagen und Schadenersatzforderungen. Er kommt daher zu dem Schluss, dass ein Veto Österreichs gegen einen EU-Beitritt Tschechiens, wenn das Problem Temelin noch nicht gelöst ist, sinnvoll oder sogar erforderlich ist. Diese Äußerung hat der Herr Professor zu einem Zeitpunkt gemacht, der im Sommer lag, noch vor dieser großen Katastrophe in den USA. Er hat dabei wahrscheinlich in erster Linie an übliche technische Gebrechen oder an Ereignisse wie Erdbeben gedacht. 

Die SPÖ hat es über Jahre hinweg verabsäumt, sich für Alternativen zu Atomkraftwerken in den Nachbarstaaten stark zu machen. Jetzt steht Temelin, jetzt geht es in Betrieb. Es ist nicht fünf vor zwölf, es ist fast fünf nach zwölf, denn seit kurzem hat sich ein neues Gefahrenpotenzial zu diesem Thema eröffnet. Der Terrorangriff auf die USA am 11. September dieses Jahres hat auch in Österreich die Angst vor möglichen Anschlägen geschürt. Vor allem die Gefahr eines terroristischen Akts an einem Kernkraftwerk wurde dabei diskutiert. Temelin stellt daher auch aus dieser Sicht eine Bedrohung für die gesamte Bevölkerung in Wien, in Österreich, aber auch in Tschechien dar. So sagte etwa Otto Gumpinger vom Anti-Atomkomitee laut "Kronen Zeitung" vom 16. September 2001: "Das Gefährdungspotenzial für Atomkraftwerke muss nach den Terrorakten in den USA neu überdacht werden und zum Aus von Risikoanlagen wie Temelin führen."

Weiters wurde am 22. September dieses Jahres ein internationaler Expertenbericht veröffentlicht, der im Auftrag der Bundesregierung im Rahmen des Melker Protokolls erstellt wurde. Dieser belegt auf wissenschaftlich fundierte Art gravierende Sicherheitsdefizite im AKW Temelin. Die Mängel werden als so schwer wiegend eingestuft, dass nach europäischer Sicherheitspraxis nicht einmal die Beladung der Reaktoren mit Brennstäben möglich wäre. Aus diesen Gründen muss Wien seine Haltung zum AKW Temelin dahingehend korrigieren, dass nicht mehr die Beseitigung von Sicherheitsmängeln, sondern die Stilllegung des grenznahen AKWs gefordert wird. (Beifall bei der FPÖ.)  

Dies umso mehr, als sich nun auch das Europäische Parlament am 5. September 2001 mit großer Mehrheit für die Abhaltung einer Ausstiegskonferenz und somit für eine Stilllegung ausgesprochen hat. Das einzige Mittel, mit dem auf Seiten Tschechiens und der Europäischen Kommission ein Umdenkprozess und ein Einlenken erreicht werden kann, ist das Veto gegen den EU-Beitritt Tschechiens, falls Temelin nicht stillgelegt wird. 

Diese Forderung wurde bereits von Politikern aller Parteien unterstützt. So äußerte sich Rudolf Anschober, Klubobmann der GRÜNEN, in den "Oberösterreichischen Nachrichten" vom 30. August 2000 wie folgt: "Unsere Experten sind sich sicher, dass Temelin nie und nimmer auf diesen Stand zu bringen ist", "... ein klares Signal, dass bei Beitrittsverhandlungen ein Ende für Temelin kommen muss". - Oder: Eva Glawischnig, grüne Umweltsprecherin, sagt in einem offenen Brief an die tschechische Bevölkerung - ich zitiere aus der APA-Meldung 0282 vom 6. Oktober 2000 -: "Nur ein stillgelegtes Temelin ist ein sicheres Temelin." - Lhptm Josef Pühringer sagt am 11. August 2000 im "Kurier": "Hier muss einfach mit einem Veto hinsichtlich eines Beitritts gespielt werden." 

Die freiheitlichen Abgeordneten stellen daher folgenden Resolutionsantrag: 

"Der Wiener Landtag möge beschließen: 

Die Österreichische Bundesregierung und im Besonderen der Bundeskanzler und die Außenministerin mögen keinesfalls dem Abschluss des Energiekapitels im Rahmen der Beitrittsverhandlungen der Tschechischen Republik zur Europäischen Union zustimmen, um dieses Druckmittel als letzten Triumph in den Bemühungen, eine Stilllegung Temelins zu erreichen, nicht aus der Hand zu geben; gegenüber Tschechien und der Europäischen Union klar zum Ausdruck bringen, dass für Österreich nur eine Stilllegung des AKWs Temelin in Frage kommt." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags gefordert. (Beifall bei der FPÖ.)  

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Bayr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Erlauben Sie mir zum einen, auf die gesamte Frage des ex lege-Naturschutzgesetzes nicht mehr einzugehen. Wir haben es bei der Novelle des Naturschutzgesetzes hier ausreichend diskutiert, und es ist nachzulesen, was die einzelnen Fraktionen gesagt haben. Ergo halte ich es vom zeitökonomischen Standpunkt her nicht für sinnvoll, diese Debatte noch einmal zu führen. 

Zum anderen hätte ich gerne Herrn Kollegen Maresch, der jetzt auch im Saal ist, darüber aufgeklärt, dass der Naturschutzbericht ein Bericht über das Jahr 2000 ist und dass naturgegebenermaßen, aus historischen Gründen, eine Vereinbarung oder Visionen betreffend das Jahr 2010, die im Jahr 2001 entstanden beziehungsweise beschlossen worden und prolongiert worden sind - no na net! -, in einem Bericht über das Jahr 2000 nicht enthalten sein können. Das wird aber sicherlich auch noch irgendwie zu klären sein.

Der Naturschutzbericht ist jedes Jahr wieder ein Anlass, jene ins Licht zu rücken, die in dieser Stadt Naturschutz und Umweltschutz betreiben. Das sind in Wien nicht nur jene Abteilungen und jene Stellen, bei denen dies ganz offensichtlich der Fall ist und von denen man es sich erwarten würde, sondern in Wien geht das weit darüber hinaus. Ich denke da beispielsweise an Volksschulen, wo Kinder schon von klein auf mit dem Naturschutz- und Umweltschutzgedanken konfrontiert werden, sodass es dann auch sehr oft die Kinder sind, die das Reglement in den Familien bestimmen, wenn es etwa um Mülltrennung geht. Ich denke auch an Spitalsküchen, wo biologisches Essen gekocht wird, ich denke an den zentralen Einkauf der Stadt Wien, wo schon seit langer Zeit keine Tropenhölzer mehr gekauft werden und wo nach ethischen Kriterien eingekauft wird. Es wären hier noch viele andere Beispiele zu nennen. 

Ich möchte mich dafür bedanken, dass in Wien in Summe nachhaltig gewirtschaftet wird, und darf mich im Namen meiner Fraktion bei all jenen Dienststellen bedanken, die das tun. Ganz besonders möchte ich mich natürlich bei der MA 22 für den vorliegenden Bericht bedanken. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vor einer Woche ist in der Planungswerkstatt die Ausstellung "Landwirtschaft in Wien" eröffnet worden. Ich denke, dass diese Ausstellung ganz hervorragend dazu geeignet ist, auch die Tatsache bewusst zu machen, dass die Landwirtschaft zu einem nicht unbeträchtlichen Teil auch ein Wirtschaftsfaktor in Wien ist. Der Wein ist ja quasi geradezu imagebildend in Wien, aber auch Gemüse, Getreide und so weiter spielen eine große Rolle. Immerhin wird zirka ein Fünftel der Fläche Wiens landwirtschaftlich genutzt. 

Dieser Naturschutzbericht 2000 dokumentiert die Auseinandersetzung auch mit Zukunftsoptionen und Zukunftsvisionen einer urbanen Landwirtschaft und von urbanem Gartenbau. In diesem Bericht ist auch klar dargestellt, dass im Jahr 2000 eine Erhebung des Status Quo stattfand, bei der auch festgestellt wurde, dass Landwirte eben leider weniger verdienen - und in Wien noch weniger verdienen als in anderen Bundesländern. Es wird aber derzeit an der Erstellung eines neuen Konzepts für städtischen Landbau, für städtische Landwirtschaft gearbeitet, und ich bin sicher, dass es auch mit Hilfe anderer Maßnahmen gemeinsam möglich sein wird, die Lage für diese Menschen zu verbessern. 

Was ich auch noch ganz klar festhalten möchte, ist die Tatsache, dass die landwirtschaftliche Fläche von ihrem Erholungswert her sicherlich einen großen Nutzen für die Bevölkerung bietet. Die Landwirtschaft in Wien hat - und auch das wurde festgestellt - ganz besondere Vorteile, insofern als sie sehr im Nahbereich der Konsumenten und Konsumentinnen produziert. Das heißt, es gibt einen direkten Absatzmarkt, es gibt sehr lokale, kleinräumige Vermarktungsstrategien, es gibt kurze Transportwege und damit auch kurze Lagerzeiten. Das alles bürgt für frische Produkte, all das sind Faktoren, die auch Nachhaltigkeit in sich tragen. 

Was wir aber auch wissen, ist, dass landwirtschaftliche Flächen eine ganze Menge von Konfliktpotenzialen in sich tragen. Ich möchte in diesem Zusammenhang nur auf die in der Ausstellung "Landwirtschaft in Wien" zu sehende Tafel, auf der Zitate von Landwirten zur Frage der Sww-Widmungen wiedergegeben sind, hinweisen. Das Lesen dieser Zitate ist quasi bewusstseinserweiternd und zeigt auch sehr schön, wie sehr Freiflächen in Wien mit Standortinteressen - untereinander und auch an sich - in Konkurrenz treten. 

Vor diesem Hintergrund, der sehr differenziert ist, werden jetzt mögliche Entwicklungen für urbane Landwirtschaft überlegt beziehungsweise erwogen. Das politische Ziel ist in diesem Zusammenhang für mich - und ich denke, auch aus Sicht meiner Fraktion - sehr klar: Wien soll die Stadt der biologischen Agrarwirtschaft werden. - Dazu gehören einerseits ökologisch gepflegte Gärten und Parks, andererseits geht es uns auch sehr stark darum, Landwirtschaftsbetriebe im Bereich der Stadt Wien dazu zu bewegen, auf biologische Produktion umzusteigen. Wir werden in Wien ein "Ökoplex" errichten, wo es möglich sein wird, biologische Produkte und auch biologische oder nachhaltige Dienstleistungen anzubieten. 

Die Stadt wird auch auf Grund von Verträgen, von Ausschreibungen biologisch produzierte Nahrungsmittel kaufen und wird diese in Spitälern sowie in sonstigen Einrichtungen der Stadt Wien weiterverarbeiten. 

Ganz klar ist aber auch, dass die Freisetzung von gentechnisch veränderten Pflanzen und Organismen in der Stadt nach wie vor mit den jetzigen Regelungen konsequent untersagt sein wird. 

Was ich Kollegen Maresch auch noch sagen wollte, ist: Es ist ganz klar, dass auch in den öffentlichen Parkanlagen weitestgehend, wo immer dies möglich ist, auf jede Art von chemischen Pflanzenschutzmitteln verzichtet werden wird und deren Anwendung nur auf das unbedingt notwendige Maß reduziert werden wird. 

Zu all diesen Maßnahmen verpflichtet uns natürlich auch das Klimaschutzprogramm, das uns ja in allen öffentlichen Einrichtungen das Erreichen eines Anteils von 30 Prozent biologischer Wirtschaft oder Landwirtschaftsprodukte bis zum Jahr 2005 vorschreibt. Was Fleischprodukte betrifft, so sind hier auch ganz klar artgerechte Tierhaltung und biologische Fütterung vorgesehen. Pilotprojekte, die es ja jetzt schon gibt - ich denke nur etwa an das Neurologische Krankenhaus Rosenhügel, wo bereits ein Anteil von 60 Prozent biologischer Nahrung im Spitalsessen enthalten ist -, zeigen uns auch, dass die Patienten und Patientinnen sehr zufrieden sind, was auch dazu führt, dass diese dann sehr wichtige Multiplikatoren und Multiplikatorinnen für Bioessen und eine Lobby für Bioessen sind - vor allem auch, wenn es darum geht, dieses Vorurteil, wonach biologisches Essen mit schrumpeligen Äpfeln gleichzusetzen wäre und nach nichts schmecken würde, abzubauen, denn das ist nicht mehr der Fall.

Ich würde mich sehr freuen, wenn ich im Naturschutzbericht vielleicht des Jahres 2005 über die Umsetzung vieler dieser Ziele und Pläne nachlesen könnte. Allerdings gehören dazu auch eine ganze Reihe von bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen, die notwendig sind und deren Eckpfeiler aus meiner und aus unserer Sicht nur darin bestehen können, dass es eine konsumentenorientierte Landwirtschaft geben muss und dass diese sozial nachhaltig und natürlich umweltgerecht ist. Gerade seit den Zeiten von BSE und Maul- und Klauenseuche herrscht bei den Konsumenten und Konsumentinnen doch eine tiefe Vertrauenskrise, was die Nahrungsmittel betrifft. Ich denke, dass in diesem Zusammenhang auch eine Agentur für Lebensmittelsicherheit ganz bestimmt nicht hilft. Trotzdem ist diese Vertrauenskrise aber auch eine Chance, und zwar für eine wirklich große Trendwende in der Landwirtschaft, bei der es darum gehen könnte, dass Pflanzen und Tiere gleichermaßen nicht nur zu Waren gemacht werden, mit denen beliebig verfahren wird; dass ganz klar sein muss, dass unsere Äcker, unsere Ställe und auch unsere Küchen gentechnikfreie Zonen sind; dass es kein Patent auf Leben geben darf; dass eine tiergerechte Haltung garantiert sein muss und Tiertransporte daher, wo immer dies nur möglich ist, eingeschränkt werden müssen; dass leistungssteigernde Medikamente und Antibiotika in der Tierzucht generell verboten sein müssen und dass es überhaupt eine Abkehr von dieser Hochleistungszucht sowohl bei Tieren als auch bei Pflanzen geben muss; und dass es - das geht Hand in Hand mit der vorherigen Debatte - auch wirksame Auflagen zum Schutz von Quellwasser und von Trinkwasser geben muss. 

Biologische Landwirtschaft beherzigt all diese Eckpfeiler, all diese sehr wichtigen Argumente. Ich denke, es geht auch von bundesgesetzlicher Ebene her darum, dieser biologischen Landwirtschaft eine faire Chance zu geben. Dazu gehört sicherlich auch eine Umstellung des Fördersystems, was auch positive Effekte für das Einkommen der Bäuerinnen und Bauern gerade in Wien hätte. Derzeit nimmt ja bekanntlich 1 Prozent der Betriebe 10 Prozent der landwirtschaftlichen Fördermittel in Anspruch. In Wien haben wir nicht unbedingt die riesigen Großbetriebe, sondern durchaus noch sehr viele kleine landwirtschaftliche Betriebe. Diesen wäre sehr geholfen, wenn wir davon weggehen würden, nur die Anzahl der Quadratmeter und der Tierköpfe als das Maß aller Dinge heranzuziehen, wenn es um die Berechnungsgrundlage für die Höhe der Förderungen geht. Es wäre ihnen aber auch geholfen, wenn wir die Förderpolitik am Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft messen würden, denn es ist zumindest mir unverständlich, warum Großbetriebe den Löwenanteil an Förderungen bekommen und warum wir als Gesellschaft Grundbesitz per se, der im Großen und Ganzen weit gehend konventionell bewirtschaftet wird, fördern.

Ebenfalls eine Frage, die auf Bundesebene abzuklären ist, sind Maßnahmen in Sachen Temelin. Ich denke, ich brauche nicht mehr lange darauf einzugehen. Es ist mittlerweile mehr als hinlänglich bewiesen, dass da in Südböhmen ein Schrottreaktor steht, der einfach nicht ans Netz gehen darf. Es bedarf keiner weiteren Störfälle, um das noch zu untermauern. 

Ich verstehe schon, dass die Vorstellung, dass relativ bald in der Zukunft Atomstrom aus Tschechien über Kärnten - nämlich über den Weg der Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswerke, die jetzt in Kärnten beteiligt sind - nach Österreich fließen wird, bei vielen Österreichern und Österreicherinnen Schaudern in Sachen Strom und in Sachen Atomkraft hervorruft. Das verstehe ich durchaus. Ich denke, dass politische Schritte sowohl der Bundesregierung als auch der Europäischen Union mehr als notwendig sind. Der Atomausstieg ist machbar, das beweisen Beispiele. Ich glaube nicht, dass wir dazu irgendwelche Drohgebärden an nördliche Nachbarn brauchen, weil ich ganz fest davon überzeugt bin, dass für uns in Österreich nichts so unsicher ist wie ein Atomkraftwerk, das außerhalb der Europäischen Union liegt und bei dem wir energiepolitisch null mitzureden und null zu sagen haben. Das ist ganz sicher nicht der richtige Weg. 

Was nun den von Sozialdemokratie, Volkspartei und GRÜNEN unterstützten Antrag betrifft, so muss man der Fairness halber schon sagen, dass die Urheberschaft nicht bei den GRÜNEN in Wien liegt, sondern dass dieser Antrag schon im oberösterreichischen Landtag gleichermaßen beschlossen worden ist, sodass das Copyright eigentlich viel mehr den Oberösterreichern gebührt als den Wiener GRÜNEN. Ich freue mich aber trotzdem, dass der Antrag breit unterstützt ist, und ich bin ganz sicher, dass er, wenn er umgesetzt wird, eine gute Grundlage für eine österreichische Atompolitik sein wird. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Blind zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (Abg Godwin Schuster: Der Bodo ist heute ein Dauerredner! - Ruf bei der SPÖ: Der bringt alles, was er in den letzten drei Jahren nicht gebracht hat! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Wollen Sie heraus? (Abg Paul Zimmermann: Um Himmels willen!) Was heißt "um Himmels willen"? Seit wann ruft ein Sozialist nach dem Himmel? (Allgemeine Heiterkeit.)

Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! - Ich wollte die Begrüßung nicht weglassen.

Es ist natürlich schön, wenn Sie den Himmel zitieren. Normalerweise wenn man in einen Ausschuss geht und "Grüß Gott!" sagt, dann bekommt keiner von den Sozialisten dieses Wort heraus, sondern es heißt nur immer "Tag!", "Tag!". (Abg Heinz Hufnagl: Wir grüßen einander, wir grüßen nicht Gott!) Ich verstehe das ja auch und darum fand ich das jetzt so schön.

Weil wir heute als Opposition die Fragestunde ein bisschen verkürzt bekommen haben, melde ich mich jetzt gleich wieder mit der nächsten Frage zum Wort.

Es ist schon sehr interessant: In diesem Naturschutzbericht 2000 wird sehr viel über die Bäche geschrieben. Es geht dabei um die Wiederherstellung natürlicher Bachläufe. 

Da möchte ich einmal die Umweltstadträtin fragen: Wer hat denn diese Bäche in den Zustand gebracht, dass wir sie jetzt wieder in Ordnung bringen müssen? Wie viele Bäche wurden wann in einen solchen Zustand gebracht, dass sie eigentlich nicht aussehen wie natürliche Gerinne, sondern ihrem Querschnitt nach wie Kanalrohre - so wie der Liesingbach? - Das ist in Wirklichkeit eine Schande für eine sozialistisch regierte Stadt, dass man es überhaupt jemals zusammengebracht hat, den Liesingbach in ein Korsett zu pressen und dann zu sagen: Das ist ein Bach. - Das war in meinen Augen die Betonwut. Da hat irgendwo einer von den Sozialisten vielleicht gut daran verdient: an der Ausschreibung, am Planen, am Realisieren. Man kann ja, wenn Beton verschüttet wird, ganz herrlich ... (Abg Godwin Schuster: Ist das jetzt eine Vermutung, oder behauptet man das?) Ich frage ja gerade die Frau Stadtrat, wie das ist! Wer war denn der zuständige Stadtrat damals? War das ein Schwarzer? War es vielleicht gar ein Freiheitlicher? Oder war es ein Sozialdemokrat? - Damals haben sie ja noch nicht "Sozialdemokraten" geheißen, damals haben sie ehrlicherweise noch "Sozialisten" geheißen; jetzt wollen sie, glaube ich, vom Sozialismus nicht mehr so richtig etwas wissen. - Oder darf man Sie noch als Sozialisten bezeichnen? - Nein, "Sozialdemokraten" heißen wir heute. (Zwischenrufe der Abgen Barbara Novak-Schild und Ursula Lettner.) 

Nun, wer waren denn damals diese Bösen, die die Bäche eingesperrt haben, die die Fische vernichtet haben, die diese Weiden und alles, was dort gewachsen ist, ruiniert haben? Wer war es? - Sozialisten waren es, ganz klar! Denn Sozialisten haben mit der Natur nichts am Hut, sondern sie haben Ideologien im Kopf. Und Ideologien sind eben nicht menschengerecht. Da kommt man ein bisschen später dann schon drauf, dass mit sozialistischer Ideologie die Natur einfach kaputtgehen muss. Das haben Sie mit der Natur in Wien über Jahrzehnte hinweg gemacht. Es war eine ... (Abg Godwin Schuster: Wer sich mit der Sozialdemokratie beschäftigt, weiß, dass die Naturfreunde eine der Grundbewegungen der Sozialdemokratie waren! - Abg Heinz Hufnagl: Beim Begräbnis der Natur habe ich Sie gar nicht gesehen! Wo waren Sie denn da?) Also gut, die Naturfreunde kenne ich nicht so genau, aber Sie können ja herauskommen und die Verdienste der Naturfreunde um die Wiener Gewässer hier darstellen. (Zwischenruf und Heiterkeit bei der SPÖ.) - Aber bitte! Keineswegs. (Abg Godwin Schuster - auf die Galerie weisend -: Leid tun mir die Zuhörer im Moment!) Nein, die Zuhörer tun mir gar nicht Leid, denn die Zuhörer haben durchaus auch den Sozialisten 52 Mandate mit verschafft. Da gibt es schon auch ein paar Sozialisten unter ihnen. Daher müssen auch die Zuhörer hören, was die Sozialisten in den letzten Jahrzehnten mit ... (Abg Josefa Tomsik: Also, das ist Bürgernähe! - Abg Godwin Schuster: Die Zuhörer werden ja nur darin bestätigt, dass sie nicht die FPÖ gewählt haben!) Was haben die Sozialisten mit ihrer Mehrheit brutal gegen diese Natur gemacht? - Sie haben die Bäche zubetoniert, sie haben die Bäche verrohrt, und jetzt dürfen wir die Bäche um teures Steuergeld wieder renaturieren! 

Jetzt sind die Sozialisten - wir haben es ja gestern in "Wien aktuell" gesehen - wieder am "Bandl-Schneiden", oder sie sagen im Fernsehen: Schaut, liebe Wiener, wir machen aus diesen kaputten Gerinnen wieder schöne Flusslandschaften! - Aber es steht kein Infozelt dort am Liesingbach, bei dem man sagen würde: Schaut her, liebe Wiener, wir haben einmal um Millionen, wenn nicht sogar um Milliarden, den Liesingbach ruiniert, die Wien ruiniert und die Überschwemmungsgebiete zubetoniert (Abg Heinz Hufnagl: Die Donauinsel zubetoniert!), und jetzt werden wir um eure Millionen aus diesen Betonwüsten wieder Natur aus zweiter Hand machen. (Amtsf StR Mag Renate Brauner: "Natur aus zweiter Hand"!) Nun ja, es ist nur Natur aus zweiter Hand. Es sind die Überschwemmungsgebiete vom Wienfluss, die Rückhaltebecken ja keine Natur aus erster Hand. Das wird ja auch Frau StR Brauner nicht glauben wollen.

Meine Fraktion hat daher am 6. Juni im Ausschuss gefragt: Wie viele Bäche werden wieder rückgebaut? - Und wie es eben unter Sozialisten Brauch ist, haben Sie gedacht: Entweder geben wir den Freiheitlichen keine Antwort, oder vielleicht vergessen sie es, oder vielleicht brauchen wir eines Tages dem Volk nicht Rede und Antwort zu stehen. 

Dann haben wir gefragt: Gibt es ein Gesamtkonzept? Was ist für die Sozialisten ein Gesamtkonzept? - Ein Gesamtkonzept ist das Gegenteil vom Wiener U�Bahn-Bau, bei dem man da ein Stückchen U�Bahn baut, und dann kommt man darauf: na ja, eigentlich haben wir messerscharf den bevölkerungsreichen Gemeindebau verfehlt, oder .... (Abg Franz Ekkamp: Geben Sie es zur Bundesregierung! Die baut überhaupt nichts mehr!) Bitte? (Abg Franz Ekkamp: Die Bundesregierung baut überhaupt nichts mehr!) Die Bundesregierung kann in Wien natürlich nicht die U�Bahn bauen, da haben Sie vollkommen Recht, Herr Kollege. Die kann das nicht machen. 

Aber, und das hat ja auch die Bundesregierung gesagt - wenn wir schon unbedingt zur U�Bahn kommen wollen, auch wenn wir beim Naturschutzbericht sind; aber ich beantworte Ihnen das gerne -: Sie glauben natürlich, seit 1,5 Jahren, seitdem eine blau-schwarze Bundesregierung am Ruder ist, muss die Welt ganz anders sein und muss alle Ihre sozialistischen Missetaten sanieren. Nur geht das leider nicht: Man kann 50 Jahre Sozialismus nicht in 1,5 Jahren demokratischer Regierung aufheben! Sozialismus pur - das haben wir ja in der DDR erlebt (Abg Johann Driemer: Also, Herr Kollege Blind ... !) - lässt sich auch vom stärksten Wirtschaftsstaat, der Bundesrepublik, in zehn Jahren nicht sanieren! Noch heute kiefelt die Bundesrepublik an ihren neuen Ländern. Diese neuen Länder waren ja nicht Entwicklungsgebiete, das war ja nicht tiefstes Afrika, das man da in die Bundesrepublik aufgenommen hat, sondern das waren Leute mit einem ähnlichen Fleiß, mit einer recht ähnlichen Sprache, mit Verwandtschaftsverhältnissen zur Bevölkerung der Bundesrepublik. Trotzdem ist es nicht gelungen, diese Menschen wirtschaftlich auf gleich zu bringen, denn nach 50 Jahren Sozialismus in der DDR ist es einfach nicht möglich - auch einer Wirtschaftsmacht wie der Bundesrepublik nicht -, dieses sozialistische Chaos in den Griff zu kriegen. (Abg Johann Driemer: Lernen Sie Geschichte!) Auf Sozialismus brauchen Sie also wirklich nicht stolz zu sein, und Sie haben das ja auch begriffen: Sie haben Ihre Partei ja auch von einer "Sozialistischen Partei" auf eine "Sozialdemokratische Partei" umgetauft, weil auch Ihnen der Sozialismus zum Hals herausgehängt ist! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Josefa Tomsik: Und dadurch ist der Naturschutzbericht so ausgefallen! - Abg Heinz Hufnagl: Wo war denn die FPÖ, als wir 1950 verhindert haben, dass Österreich kommunistisch wird?) 

Ja, ich gebe schon zu: Diesen kommunistischen Putsch, den haben Sie durchaus in Ordnung gebracht. Dieses Verdienst gestehe ich Ihnen schon zu. (Abg Josefa Tomsik: Also, das ist aber wirklich ... !) Bitte, da gibt es schon auch linke Geschichtsschreiber, die das nicht so sehen, die meinen, das war ja gar kein Putsch. Es freut mich aber, dass Sie sagen, es war ein kommunistischer Putsch. Und dass wir Freiheitliche mit den Kommunisten vielleicht irgendetwas gemeinsam hätten, ich glaube, diese kühne Idee ... (Abg Heinz Hufnagl: Nirgends wart ihr!) Bitte? (Abg Heinz Hufnagl: Warme Luft habt ihr ... !) Ja, es hat auch keine Freiheitliche Partei gegeben, die in der Lage gewesen wäre, so etwas hintanzuhalten. Also, wie soll man es denn dann machen? (Ruf bei der SPÖ: Wann kommen Sie zum Naturschutzbericht?) - Nun, wenn Sie schon eine Frage zur U�Bahn hatten, darf ich sie ja wohl beantworten. 

Zurück zum Naturschutzbericht: Ich bleibe bei meinem Bachkonzept. Die Frau Stadtrat hat es bis heute verweigert, uns ein Gesamtkonzept zu präsentieren, wie es zum Beispiel in Zürich existiert. In Zürich wird naturnah rückgebaut, und es ist in Zürich wichtig, dass die Abwässer nicht mehr in das allgemeine Kanalnetz gelangen. Warum ist das wichtig? - Weil, wie man weiß, 1 Kubikmeter verunreinigtes Abwasser, egal, ob es stark verunreinigt oder leicht verunreinigt ist, in etwa die gleichen Entsorgungskosten verursacht. 

Daher dringen wir als Freiheitliche darauf, dass die Wienerwald-Bäche sehr schnell rückgebaut werden. Wir dringen darauf, dass möglichst wenig gesundes und sauberes Wasser in das Kanalnetz gelangt, weil das einfach dem Bürger Kosten spart. Aber mein Gott na, die Kosten zahlt ja eh immer der Bürger, und das Verdienst wollen die Sozialisten immer für sich selbst in Anspruch nehmen. 

Daher meine Frage - und da bitte ich um einen klugen Zwischenruf -: Wer hat die Verrohrung und die kanalartige Ausgestaltung der Wiener Bäche in den letzten 40 Jahren zu verantworten? (Abg Franz Ekkamp: Tut mir Leid, das ist keine Fragestunde!) Na, wer war es denn? - Die Sozialisten waren es! Und jetzt müssen wir wieder zahlen! Zuerst haben wir zahlen müssen, damit Sie Ihre ideologischen Kanalbauten vollbringen, und jetzt müssen die Bürger wieder zahlen, damit das Ganze wieder rückgebaut wird. Nennen Sie der Wiener Bevölkerung einmal die Kosten für diese Taten! (Abg Heinz Hufnagl: Die Einhausung der Wienerwald-Bäche ist noch in der Monarchie erfolgt! - Zwischenruf des Abg Mag Rüdiger Maresch.) Haben Sie etwas gegen ein Waldhaus, Herr Maresch? (Abg Mag Rüdiger Maresch: In einem Althaus!) In einem Althaus? (Ruf bei den GRÜNEN: Mit Bleirohren!) Nein, ich wohne in keinem Althaus mit Bleirohren. In meinem Haus sind die Bleirohre saniert, weil ich darauf geachtet habe, dass diese Fehler in dem Haus, in dem ich wohne, nicht perpetuiert werden. (Weitere Zwischenrufe des Abg Mag Rüdiger Maresch.) 

Ich weiß schon, Herr Maresch: Sie sind immer der, der öffentlich Mandatare anpatzt und es sich nachher gefallen lassen muss, dass er diese ... (Abg Mag Rüdiger Maresch: Manche patzen sich aber schon selbst an!) Anpatzen wollen Sie unsere Mandatare! Ich sage Ihnen eines: Sie versuchen, mit Zwischenrufen nur freiheitliche Mandatare anzupatzen (Abg Christian Oxonitsch: Sie sind schon selektiv!), und ich weiß schon, was Sie mit einem Haus mit Bleirohren meinen. - Aber das Schimpfen überlasse ich Ihnen. (Abg Franz Ekkamp: Es schimpft niemand!)

Wir Freiheitliche werden dem Naturschutzbericht 2000 zustimmen. Aber als Oppositionspartei muss es uns wohl erlaubt sein, anzumerken, dass der ganze hier beschriebene Vogelschutz nichts nützt, wenn in der Praxis (Abg Josefa Tomsik: Alle Vögel kann man nicht schützen!) die Brutplätze der Singvögel sowie der Höhlenbrüter in der Lobau brutal geschlägert werden. Ich habe der Frau Stadtrat einen Bericht gegeben - Bürger haben sich an uns gewendet und haben diesen Ort genau bezeichnet -, aber die Frau Stadtrat hat einen ziemlich schnoddrigen Antwortbrief geschrieben, in dem sie erklärt, dass das eigentlich alles nicht stimmt und man sich ja nur an sie zu wenden braucht und sie wird das Ganze aufklären.

Daher möchte ich die Frau Stadtrat schon von hier aus fragen, ob ich, wenn das nächste Mal ein Bürger zu mir kommt und sagt, dort in diesem Gebiet werden Umweltfrevel begangen, und zwar von der Stadt Wien, im amtlichen Auftrag wird dort niedergewalzt und geschlägert, diesen Bürger vielleicht zur Frau Stadtrat vermitteln darf. Die Telefonnummer von der Frau Stadtrat habe ich schon, aber es ist bei sozialistischen Stadträten ja durchaus Brauch, dass man als normaler Bürger nicht zu ihnen vordringen kann. (Die Abgen Josefa Tomsik und Barbara Novak-Schild schütteln den Kopf.) - Aber da möchte ich Frau Kossina nicht vorverurteilen. Vielleicht ist es bei der neuen Umweltstadträtin viel, viel besser, und vielleicht kann ein Bürger, wenn er anruft, die Frau Stadtrat durchaus erreichen. Das würde mich freuen. Ich werde sicher froh sein, wenn einzelne Bürger ihre Angelegenheiten bei der Frau Stadtrat erledigen können. 

Es ist schön, wenn Sie, wie auf Seite 69 des Naturschutzberichts beschrieben ist, "eine morsche Trauerweide" bei irgendeinem Teich "als Nistplatz für Höhlenbrüter" stehen lassen. Das heißt, eine Trauerweide - das ist es sogar wert, im Naturschutzbericht 2000 erwähnt zu werden! - lässt man stehen, und bei einer Trauerweide geht man sogar her und verlegt den Gartenweg - oder ist es ein Spazierweg? - ein bisschen weg von dieser Trauerweide, damit die Besucher und Spaziergänger nicht gefährdet sind. Das ist fein, kostet aber - wenn man einen Baum stehen lässt - relativ viel. Aber es sei gut so, wenn man so behutsam mit der Natur umgeht. (Heiterkeit bei Abgeordneten der FPÖ.) 

Aber ich hoffe, Sie werden in den nächsten Naturschutzbericht auch hineinschreiben, dass Sie am Steinspornweg beim Schillerwasser im Vorland des Nationalparks Hunderte Kubikmeter Schwarzpappeln mitten in der Brutzeit gefällt haben. Auf das bin ich schon gespannt, ob Sie das hineinschreiben werden. (Abg Heinz Hufnagl: Sei wann brüten die Schwarzpappeln?) - Mein Gott na! Mein Gott na! Die Schwarzpappeln brüten nicht, sondern man hat die Schwarzpappeln gefällt, die die Brutstätten für Greifvögel, für Singvögel sind. Im Umweltausschuss ist mir ja auch erklärt worden, dass das Weißpappeln sein sollten. Ich bin daraufhin nochmals mit einem Förster und mit einem Gartenbaufachmann hingegangen und dieser hat gesagt: Ja, 20 Prozent der Bäume sind tatsächlich Weißpappeln, aber 80 Prozent sind eben doch Schwarzpappeln. - Gut. So geht man halt mit der Opposition um. Man sagt halt: Da haben wir Weißpappeln umgeschnitten und das war notwendig. - In Wirklichkeit waren es aber keine Weißpappeln, sondern es waren zum Großteil Schwarzpappeln. Und die hat man halt mitten in der Brutzeit der Höhlenbrüter und Singvögel umgeschnitten. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Es gibt auch Zitterpappeln! - Heiterkeit bei Abgeordneten der GRÜNEN. - Der Redner tritt neben das Rednerpult und wendet sich an Abg Mag Rüdiger Maresch:) Sie wohnen in einem Haus mit Bleirohren? (Ruf: Jawohl! - Der Redner nimmt einen Schluck Wasser aus dem beim Rednerpult bereitstehenden Glas.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abg Blind! Haben Sie Ihre Wortmeldung beendet oder sind Sie noch am Wort? 

Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Frau Vorsitzende! Ich habe das gute und köstliche Wiener Quellwasser getrunken. Das muss einem Abgeordneten schon zustehen, dass er das gute, köstliche Wasser trinkt! - Jede Minute bringt man ein gutes Glas Wasser daher. Da wäre es doch traurig, wenn man das nicht trinken würde! Das wäre ja schlimm! Das wäre eine Missachtung dieses herrlichen Services. 

Also wie gesagt: Man hat im Vorland des Nationalparks Hunderte Kubikmeter Schwarzpappeln mitten in der Brutzeit gefällt (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist ja unglaublich! - Heiterkeit des Abg Dr Matthias Tschirf) - ja, unglaublich! (Abg Franz Ekkamp: Unerhört ist das!) -, und zwar mit der Begründung, dass man, wie die Sozialisten meinten, für dieses minderwertige Holz erst einen Käufer finden musste. Da muss ich schon sagen: Die Ausrede - oder Entschuldigung -, dass diese Bäume hohl waren, ist eine sehr fadenscheinige Angelegenheit! Es stimmt schon, natürlich war ein Teil dieser Bäume hohl, aber es war so (Abg Dr Matthias Tschirf: Der Borkenkäfer!) - nein, es war nicht der Borkenkäfer; das wäre schön gewesen, das wäre ein Riesenborkenkäfer gewesen, aber den gibt es in unseren Wäldern noch nicht -: Man hat bei diesen Bäumen durchaus einen Stammumfang von etwa 1 oder 1,2 Metern messen können und die Bäume waren bis auf einen Stammanteil von 15 bis 17 Zentimeter hohl. Das heißt also: Hätte man diese Bäume wirklich wegen der Gefährdung der Fußgänger oder Radfahrer - es ist aber auch eine kleine Autostraße da und diese Bäume sind sicher auch in der Lage, Autodächer durchzuschlagen -, also wegen der Gefährdung der Bevölkerung schlägern wollen oder schlägern müssen, dann hätte man sie wahrscheinlich schon vor 10 oder 15 Jahren schlägern müssen. Da, muss ich sagen, war die Stadtverwaltung ziemlich schleißig und hat jahrzehntelang die Gefährdung der Bevölkerung hingenommen. Es kann mir doch niemand einreden, dass man erst jetzt draufgekommen ist, dass ein Baum von 1 oder 1,2 Metern - mindestens 1 Meter - innen hohl ist und dass das jetzt innerhalb eines Jahres passiert wäre oder, wie Herr Kollege Tschirf gemeint hat, durch diesen Riesenborkenkäfer entstanden wäre. (Abg Franz Ekkamp - auf Abg DDr Bernhard Görg weisend -: Unglaublich! Er war Planungsstadtrat!) Nein, hier hat man es offensichtlich hingenommen, die Bevölkerung über Jahrzehnte hinweg gefährdet zu sehen. 

Ich habe mir diesen Schlägerungsplatz selbst angeschaut: Dort sind Hunderte Kubikmeter gesunde, meterdicke Stämme gelagert gewesen. - Die sehr schnoddrige Antwort, die von der Frau Stadtrat über die APA erfolgte, möchte ich nicht unbedingt verlesen, tue es aber gerne, wenn bezweifelt wird, dass diese Antwort eine schnoddrige war. Denn ich lasse mir von der Frau Stadtrat nicht einfach sagen, die Bäume wären alle gesund und das ist alles so nicht wahr. Im Umweltausschuss haben wir nämlich schon auch feststellen müssen - und das ist die wortwörtliche Erklärung eines Beamten der MA 49 -: Die Schlägerung hätte früher im Jahr stattfinden sollen.

Wenn die Fachabteilung es selbst zugibt, dann muss man sagen: Sehr traurig! - Wenn man schon geschlägert hat und wenn man schon in der Brutzeit schlägert (Heiterkeit bei Abgeordneten der SPÖ.), warum muss es dann ein Kahlschlag sein? - Man hätte ja durchaus nur die paar kranken Bäume herausschlägern können! Natürlich schadet auch das den Brütern, die diese Nistplätze dort benötigen, aber es wäre wenigstens verständlich gewesen. Aber man ist hergegangen und hat die billigere Variante genommen - billiger für die Stadt, keinesfalls billiger für die Natur. 

Da muss ich eines sagen: Es wird immer propagiert - im Schlagworte dreschen sind die Roten ja große Klasse -, Wien will Umweltmusterstadt sein. - Eigentlich ist es eine Schande für Wien, dass man auf der einen Seite im Naturschutzbericht über einen Baum, den man stehen lässt, berichtet und auf der anderen Seite dort Hunderte Kubikmeter gesunder Bäume mit den paar kranken Bäumen niederschlägt. - Na gute Nacht, liebe Umweltmusterstadt! 

Zur Seite 72 - Dotation Lobau - ist zu sagen: Auch heuer soll ein Projekt "Dotation Lobau" vergeben werden, nur: Die Vergabe hat einen gravierenden Schönheitsfehler. Die 10 Millionen sollen nämlich an eine Ziviltechnikergesellschaft gehen, und zwar in freihändiger Vergabe. Als ich mich im Ausschuss erkundigen wollte, was es denn mit solch einer freihändigen Vergabe auf sich hat, und es mir nicht gefallen hat, dass man eine freihändige Vergabe über 10 Millionen S macht, da hat man mir gleich gedroht: Lieber Herr Kollege, passen Sie auf, denn wenn das, was Sie da sagen, an die Öffentlichkeit kommt, dann könnten Sie wegen Rufschädigung geklagt werden! - Da habe ich gewusst: Ich bin auf dem richtigen Weg. Wenn die Genossen einmal unruhig werden, wenn Sie einmal die Opposition wegen Rufschädigung vor Gericht sehen wollen, dann wird schon ... (Abg Heinz Hufnagl: Geschützt habe ich Sie und Ihre Arglosigkeit!) - Geschützt? - Na ja, wenn ein Roter einen Freiheitlichen schützt, dann weiß man schon, was los ist. Ich bedarf des Schutzes eines Roten überhaupt nicht und ich fürchte mich auch gar nicht, dass ich für meine Aussagen, wenn ich mich betreffend die freihändige Vergabe von 10 Millionen S erkundige, ob das mit rechten Dingen zugeht ... 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abg Blind! Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass es 16 Uhr ist und ich Sie in Ihrer Rede unterbrechen muss. (Abg Kurth-Bodo Blind: Das tut mir Leid! - Abg Heinz Hufnagl: Geh! Schade! Eigentlich schade! - Weitere Rufe bei der SPÖ: Schade! Schade!) Sie können Ihren Beitrag aber nach der dringlichen Anfrage fortsetzen. (Beifall bei der FPÖ für den das Rednerpult verlassenden Abg Kurth-Bodo Blind.)  

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den Abgen Dr Helmut GÜNTHER und Dr Herbert Madejski eingebrachte an den Herrn Landeshauptmann gerichtete dringliche Anfrage (PrZ 259/MDLF/01), betreffend Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes, vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Gemäß § 37 Abs. 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der dringlichen Anfrage zu erfolgen. Ich habe mich vergewissert, dass diese Verlesung verlangt wird, und ich bitte daher nun die Frau Schriftführerin um die Verlesung dieser dringlichen Anfrage. 

Schriftführerin Abg Brigitte Reinberger: "Ein alarmierender Bericht der Fernsehsendung 'Thema' hat auf dramatische Art und Weise Sicherheitslücken im Wiener U�Bahn-Netz aufgezeigt. Am Freitag, 31. August 2001, um 9.00 Uhr früh, kommt es in einer Garnitur der U�Bahn-Linie U 6 zu einem Glimmbrand. Innerhalb weniger Minuten sind einige Wagons mit Rauch gefüllt, der durch die Lüftungsanlage in den Passagierraum geblasen wird. In Panik versuchen die 400 Passagiere aus den Wagons zu flüchten, in völliger Dunkelheit kommt es auf den schmalen Fluchtwegen zu tumultartigen Szenen. Die Wege entlang der Geleise seien zu eng, die Notbeleuchtung habe nicht funktioniert, sagt einer der Augenzeugen. 

Wenig später berichtet der Wiener Branddirektor, Dipl Ing Dr Friedrich Perner, im Rahmen einer Radiosendung davon, dass es bereits im Vorfeld dieses Brandes zu drei weiteren kleineren Glimmbränden gekommen ist. Ursachen sind in allen Fällen in Brand geratene Schmutzpartikel auf einer Filtermatte der jeweiligen U�Bahn-Garnitur. Kurz darauf kam es im Bereich der U�Bahnen zu intensivem Gasgeruch: Ursache ein untaugliches Schmiermittel.

Am 1. Oktober 2001 stand die U 1 still, ein Scheibenwischermotor war in Brand geraten. 27 Feuerwehrleute wurden in die Station Reumannplatz beordert, der Fahrbetrieb musste unterbrochen werden. Ursache offensichtlich die Fehlbedienung durch den Fahrer.

Obwohl bislang kein Fahrgast direkt in Lebensgefahr geraten ist, scheint es in jüngster Zeit zu einer Häufung von Zwischenfällen, die den Einsatz der Feuerwehr notwendig machen, zu kommen. Die Fahrgäste sind zu Recht beunruhigt und fordern die Verbesserung der Sicherheitsstandards im Wiener U�Bahn-Bereich. Zahlreiche Tunnelunfälle mit teilweise enormen Todesopferzahlen haben die Bevölkerung zusätzlich alarmiert, gerade auch im Hinblick auf die Errichtung des Lainzer Tunnels.

Eine Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes in Richtung der Erhöhung der Tunnelsicherheit wäre ein deutliches Signal des Wiener Landtags, dass dieses Problem ernst genommen wird.

Die gefertigten Abgeordneten zum Wiener Landtag stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 36 der Geschäftsordnung des Landtags für Wien an den Herrn Landeshauptmann nachfolgende dringliche Anfrage:

Zu wie vielen Zwischenfällen mit Einsatz der Feuerwehr ist es in den vergangenen drei Jahren im Bereich der Wiener U�Bahn gekommen?

Welche Maßnahmen zur Hebung der Sicherheit wurden in Folge dieser Zwischenfälle bereits gesetzt oder befinden sich in Planung?

Ist seitens der Landesregierung geplant, das Wiener Feuerwehrgesetz im Hinblick auf die Tunnelsicherheit zu novellieren?

Inwieweit wurde die Feuerwehr bereits bei der Planung der U�Bahn im Hinblick auf die Tunnelsicherheit eingebunden?

Inwieweit findet eine laufende Abklärung mit internationalen Sicherheitsstandards im Bereich Tunnelsicherheit statt?

Die Brände im Bereich der U 6 wurden durch weggeworfene Zigaretten ausgelöst. Welche Maßnahmen haben Sie gesetzt, um das Rauchverbot in den U�Bahn-Stationen besser zu kontrollieren?

Wie hoch sind die Ausgaben der Wiener Linien und des Landes Wien für Sicherheitsinvestitionen im U�Bahn-Bereich?

Der Brand am 31. August förderte zahlreiche Sicherheitsmängel zu Tage. Wie viele Brandschutz- und Sicherheitsübungen im Wiener U�Bahn-Bereich fanden in den vergangenen drei Jahren statt?

Wie viele davon waren nicht angekündigt?

Welche spezielle Ausbildung hat das U�Bahn-Personal in diesem Bereich?"

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Für die nun folgende Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs. 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn Abg Dr GÜNTHER das Wort.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn in Wien ein U�Bahn-Abschnitt eröffnet wird, wird das in Wien auch immer ganz ordentlich gefeiert. Vor allem die Eröffnung der U�Bahn-Abschnitte der U 6 und der U 3 waren ein Beispiel dafür.

Begonnen hat das Ganze im Jahre 1989. Nach einer siebenjährigen Pause hat es die Eröffnung des U�Bahn-Abschnittes Philadelphiabrücke gegeben. Es waren nach damaligen Berichten Zehntausende Leute dort. Eröffnet haben der damalige Bgm Zilk und der jetzige Landtagspräsident und damals zuständige StR Hatzl. Alle Leute haben sich gefreut, dass die U�Bahn bis zur Philadelphiabrücke fährt, und haben das auch begeistert mitgefeiert. 

Schon zwei Jahre darauf gab es die nächste große Eröffnung. Am 4. April wurde die U�Bahn U 3 eröffnet, und zwar auf der Strecke zwischen dem Volkstheater und Erdberg. Hier waren nicht mehr nur der zuständige Stadtrat und der Bürgermeister anwesend, sondern da hat die SPÖ auch schon ihre Minister auffahren lassen: Finanzminister Lacina, Verkehrsminister Streicher und auch Altbürgermeister Gratz waren anwesend. Bei dieser Eröffnung damals hat es auch das erste Mal einen Freifahrtschein für die Wienerinnen und Wiener gegeben und die Wienerinnen und Wiener haben das kräftig mitgefeiert.

In diesem Sinne ging es weiter. Im Jahre 1993 ist dann der Westbahnhof eröffnet worden, am 15. April im Jahre 1995 die U 6 bis Siebenhirten. Das hat den damaligen Verkehrsstadtrat besonders gefreut, weil die U�Bahn durch seinen Bezirk weitergeführt wurde bis Siebenhirten.

Das Nächste war dann Floridsdorf und danach Ottakring. Das war eine Freude für den Herrn Landshauptmann, denn als die U�Bahn bis nach Ottakring geführt wurde, hat es, wenn ich mich richtig erinnere, ein großes Event gegeben. 

Und der letzte Abschnitt, der groß eröffnet wurde, war im Dezember im Jahre 2000, wie die U 3 nach Simmering geführt wurde. 

Diese Feiern waren durchaus berechtigt, denn der öffentliche Nahverkehr, vor allem im U�Bahn-Bereich, ist für Millionen von Wienerinnen und Wienern und für Millionen von Gästen ein wichtiger Beitrag, um die Stadt kennen zu lernen, um in der Stadt arbeiten zu können, um in der Stadt schnell von einem Punkt zum anderen zu kommen.

In diesen Jahren sind auch Millionen und Abermillionen mit der U�Bahn gefahren, und es ist verhältnismäßig wenig passiert, jedenfalls gab es wenig Berichte. Das ist im Frühsommer dieses Jahres abgerissen. Auf einmal gab es, und zwar am 12. oder 13. Juni, Gasgeruch in der Wiener U�Bahn. Die U�Bahnen wurden aus Sicherheitsgründen gesperrt. Man hat nicht gewusst, was eigentlich passiert ist, wieso es in der U�Bahn Gasgeruch gab. Es hat Untersuchungen gegeben. Zwei Tage darauf war schon wieder ein Gasgeruch in der U�Bahn zu bemerken. Es war ein beißender Geruch. Man hat nicht gewusst, woher er gekommen ist. Danach hat es starke Überprüfungen gegeben, und man ist draufgekommen, dass ein neues Schmieröl die Getriebe in irgendeiner Form beschädigt hat, und dadurch ist es zu diesen Gerüchen in der U�Bahn gekommen.

Eines ist mir nicht ganz verständlich. Ich habe mich damals mit Dior Grois von den WIENER LINIEN unterhalten. Dior Grois hat gesagt, es war ein umweltschonenderes Schmiermittel, das hier zum Einsatz kam, und aus diesem Grund, also wegen der Umwelt, wurde es eingesetzt. Ich habe es nicht ganz verstanden, dass das nicht vorher getestet wurde, dass es eingesetzt wurde, ohne ausreichende vorherige Tests, wodurch man derartige Schwierigkeiten bekommen hat. Denn für denjenigen, der direkt in der U�Bahn fährt, ist nicht klar ersichtlich, was ihm jetzt passiert, wenn in der U�Bahn auf einmal Gasgeruch auftritt, wenn die U�Bahnen auf einmal abgezogen werden, wenn er die U�Bahn räumen muss. Er weiß nicht, wo hier die Probleme sind.

Die Feuerwehr hat damals völlig richtig reagiert, dass sie die U�Bahn-Stationen und die U�Bahnen geräumt hat. Der Herr Landeshauptmann hat heute bei einer Anfragebeantwortung schon auf die hohe Qualität der Wiener Feuerwehr hingewiesen. Dem ist, glaube ich, nicht viel hinzuzufügen. Die Feuerwehr genießt hohes Ansehen, sowohl national als auch international. 

Aber mit dieser Gasgeschichte war es halt leider nicht aus. Es sind dann, so hat es jedenfalls geheißen, diese Schmiermittel ausgetauscht worden und damit hat man das Ganze wieder in den Griff bekommen. - Bis zum nächsten Mal. 

Über die Sommermonate war es also offiziell ruhig. Man hat nichts vernommen, dass irgendwelche Unfälle oder Schwierigkeiten im Bereich der U�Bahnen stattgefunden hätten bis zum 31. August. Am 31. August passierte es auf einmal, dass Rauch in einige U�Bahn-Wagen eingedrungen ist und die Passagiere den U�Bahn-Zug räumen mussten. Weil sich die Beleuchtung nicht eingeschaltet hat, mussten sie durch dunkle und außerdem schmale Gänge den U�Bahn-Bereich verlassen, in dem der Wagen gestanden ist. 

Wieder wurde der Wiener Branddirektor Perner interviewt und im Zuge dieser Interviews, die einerseits in den Printmedien, zum Beispiel in der "Presse", andererseits aber auch in Radio Wien wiedergegeben wurden, hat er dann zugegeben, dass es im Sommer dreimal kleinere Brände gegeben hat, die aber nicht an die Öffentlichkeit gedrungen sind. Und er hat etwas Bemerkenswertes gesagt. Er hat am 31. August gesagt, dass Fehler in dem Bereich passiert sind.

Jetzt frage ich mich, warum es zu derartigen Fehlern kommt. Ich bin mir fast sicher, dass die Wiener Feuerwehr anlässlich des U�Bahn-Baus in Kontakt steht mit den WIENER LINIEN, denn es kann nicht sein, dass Wien eine U�Bahn plant und die Wiener Feuerwehr bei Sicherheitsfragen nicht eingebunden ist. Also bin ich mir ziemlich sicher, dass die Wiener Feuerwehr dort eingebunden war und auch mitgewirkt hat. Aber dann frage ich mich: Hier gab es eine Weiterentwicklung, es sind neue Linien entstanden, es sind mehr Linien entstanden und es ist auch der Personenzustrom gestiegen. Es gibt in jeder U�Bahn auch Betriebsvorschriften und der Wiener Branddirektor hat gemeint, dass diese Betriebsvorschriften zu überprüfen wären, denn einer der Fehler wäre gewesen, dass der zuständige Fahrer in dem betreffenden U�Bahn Wagon nicht richtig gehandelt und die Passagiere nicht richtig verständigt hätte und dass sich die Türen geöffnet haben, weil einer der Passagiere dort auf den Knopf gedrückt hat und dadurch alle ins Freie, also in den Tunnel, hinausgekommen sind und die Notbeleuchtung nicht eingeschaltet werden konnte. 

Jetzt frage ich mich: Warum werden derartige Betriebsvorschriften nicht evaluiert? Warum werden sie in dem jahrelangen Ablauf nicht von den Wiener Linien gemeinsam mit der Feuerwehr betrachtet? - Das kann doch nicht sein! Wir haben das tragische Unglück am Kitzsteinhorn gehabt und dort war unter anderem einer der Gründe, warum es passiert ist und warum dann vielleicht so viel passiert ist, dass sich der Fahrer an diese Betriebsvorschriften gehalten hat. Wenn er nicht danach vorgegangen wäre, sondern mit seinem Zug aus dem Tunnel hinausgefahren wäre, dann wäre vielleicht weniger passiert. Rückblickend ist das alles schwer zu sagen. Aber genau dieser schwere Unfall muss doch alle Stellen, die hier Verantwortung tragen, aufgerufen haben, auch die Vorschriften in den U�Bahnen, in den U�Bahn-Tunnels in Wien zu überprüfen und auch zu überprüfen, inwieweit das Personal geschult ist, damit es weiß, was zu tun ist.

Unter anderem hat Dior Perner gesagt, man wird darauf achten, dass man die Fahrer besser schult. Außerdem wäre es gut, in den U�Bahnen Sicherheitsvorschriften in Form von Zetteln anzubringen. In den U�Bahnen derartige Sicherheitsvorschriften zu montieren, wäre an sich eine Selbstverständlichkeit, denn es ist ja auch die ganze Linienführung montiert. Da kann der Passagier schauen, wie er von A nach B kommt und wo die einzelnen Stationen sind. Aber es steht nichts darüber, wie er sich im Falle von Gefahr in Verzug zu verhalten hat. Er findet irgendwo einen kleinen Hammer, den er vielleicht dazu benützen kann, die Scheibe des U�Bahn-Wagons einzuschlagen, aber sonst steht für seine eigene Sicherheit verhältnismäßig wenig zur Verfügung.

Da frage ich, wieso der Kontakt zwischen den Wiener Linien mit der zuständigen Feuerwehr nicht ein besserer ist und auch nicht dazu führt, dass Sicherheitsvorschriften ausgearbeitet werden, die zu beachten sind. 

Denn mit dem 31. August war es ja nicht vorbei. Schon am 1. Oktober war der nächste Brand, und zwar hat man die U�Bahn-Station Reumannplatz geräumt, weil ein Scheibenwischermotor gebrannt hat. Wir haben immer noch Glück gehabt, es waren immer nur Kleinigkeiten. Aber hier frage ich mich: Wie steht es mit der Wartung dieser Geräte? - Natürlich kann ein Scheibenwischermotor auch einmal den Geist aufgeben und natürlich sind das Verschleißerscheinungen, die vorkommen.

Die gleiche Frage stellt sich beim Unfall vom 31. August. Da wurde bekannt gegeben, dass die Filter stark verschmutzt waren, stark mit Staub bedeckt waren. Ja, meine Damen und Herren, das ist wohl selbstverständlich, dass es, wenn U�Bahn-Wagons sowohl im Freien als auch unterirdisch fahren, zu starken Staubentwicklungen kommt. Und dass es das eine oder andere Mal passiert, dass ein Glimmstängel auch noch dort landet, das ist ganz selbstverständlich. Denn wirklich kontrolliert wird man nicht, wenn im U�Bahn-Bereich oder in Tunnelanlagen geraucht wird. Ich habe schon oft genug wen gesehen, der dort herumsteht und raucht. Mein Verständnis dafür ist in keiner Weise gegeben, denn welche Gefahr das ist, dass etwas passiert, das hat man genau im Bereich der U 6 am 31. August ganz deutlich gemerkt.

Es hat damals dann den Bericht gegeben, dass die Filter alle ausgetauscht werden. Ob das bis heute geschehen ist, weiß ich nicht. Ich hoffe, dass es geschehen ist, denn so etwas kann sonst immer wieder passieren.

Der nächste Unfall war dann schon vor zwei Tagen, wo es in der Früh eine kurze Meldung gab, dass die Feuerwehr im Einsatz ist. Es hat sich dann herausgestellt, dass sich ein Druckluftmotor entzündet hat, der dazu benötigt wird, die Türen zu öffnen und einige andere Bereiche auch noch zu kontrollieren. Dieser Motor ist an der Bodenplatte einer U�Bahn angebracht, und auch hier stellt sich die Frage: Gibt es keine regelmäßigen Überprüfungen? - Dass ein Motor heißläuft, ist normalerweise ein Zeichen dafür, dass die Wartung schlecht durchgeführt wird. Hier muss es doch klare Zyklen geben, in denen die Wartungen der U�Bahnen durchgeführt werden und in denen klar festzustellen ist, wann irgendetwas auszutauschen ist beziehungsweise wann die notwendigen Reparaturarbeiten im klaren Zyklus abzuschließen sind. 

Das hat anscheinend nicht stattgefunden, sonst könnte es nicht passieren, dass eine Maschine heißläuft. Passieren kann immer irgendetwas, es kann bei einem Pkw auch etwas passieren. (Abg Johann Hatzl: Sie gehen sicher mit dem Auto auch rechtzeitig zum Service!) Ich gehe mit dem Auto dann zum Service, wann es vorgeschrieben ist, und das hat sich im Normalfall bisher an sich positiv bemerkbar gemacht. (Abg Johann Hatzl: Dazwischen ist Ihnen nie etwas passiert?) Nein, bei meinen Autos Gott sei Dank nicht (Abg Johann Hatzl: Da haben Sie Glück gehabt!), aber die normalen Servicezeiten halte ich ein. Ich kann mir schon vorstellen, dass die auch bei der U�Bahn eingehalten werden, aber vielleicht muss man die Servicezeitabstände verkürzen. Die Belastung, die dort gegeben ist, ist sicher eine hohe, aber wenn man weiß, dass derartige Geräte einer starken Belastung unterliegen, dann kann man vielleicht das Zeitintervall verkürzen. Ich glaube, dass eine Intervallverkürzung für die Sicherheit schon das eine oder andere bringen würde. 

Ich halte es für wichtig, dass auch das Personal entsprechend geschult wird. Denn es war erst vor einigen Wochen, nach dem ersten Unfall am 31. August, ein Bericht im ORF-Magazin "Thema" und der zweite war dann jetzt im "Report", wo man gesagt hat, wir verlassen uns darauf, dass wir unsere Mitarbeiter gut oder einigermaßen gut schulen, und wir verlassen uns auch darauf, dass wir Gefahrenpotentiale in den U�Bahn-Stationen beziehungsweise in den U�Bahn-Tunnels durch die Beobachtung an den Monitoren feststellen. Es wurde dann ein Beispiel gezeigt, wo ein Koffer stehen geblieben ist, den man dann vorsichtshalber weggeräumt hat. Das war sicher sehr ordentlich und richtig, das so zu machen. Ich weiß nur nicht, wie lange die Kollegen, die dort tätig sind, jeden Tag Dienst haben und wie groß die Aufmerksamkeit nach einigen Stunden Betrachtung des Bildschirms wirklich ist. Denn es ist schon ermüdend, wenn man vor dem Kastl sitzt und immer schauen muss, ob nicht etwas passiert. Gerade in den Spitzenzeiten, wenn starkes Gedränge ist, wird eine Betrachtung über einen kleinen Monitor wahrscheinlich auch zum Sicherheitsrisiko, weil man das eine oder andere nicht sehen kann. 

Ich glaube aber, dass die Ausbildung und auch eine Weiterbildung der Mitarbeiter hier durchaus etwas Positives erbringen kann, ebenso - wie ich zuerst schon erwähnt habe - die enge Zusammenarbeit zwischen einerseits der Feuerwehr und andererseits den Wiener Linien. 

Völlig unvollständig ist mir, dass auf Grund der Vorkommnisse am Kitzsteinhorn da noch nichts passiert ist. Man kann nicht sagen, wir haben Pech gehabt, dass jetzt so eine Serie ist und dass sich das wiederholt hat. Es ist zu viel in dieser Serie passiert, denn innerhalb von einem halben Jahr sechs oder sieben Gebrechen, die alle schlechter ausgehen hätten können, als sie wirklich ausgegangen sind, das ist einfach eine Zahl, wo man sagen muss, das ist zu riskant. Denn wir müssen feststellen, wir haben alle miteinander Glück gehabt. Es hätte sowohl bei dem Gasgeruch als auch bei der Rauchentwicklung am 31. August viel mehr passieren können. 

Gott sei Dank ist nichts passiert, aber es wird dringend notwendig sein, die Sicherheitsvorschriften zu ändern, vor allem für Passagiere, die auf der Strecke aussteigen und einen Tunnel durchqueren müssen. Hier ist gestanden, dass dieser Fluchtweg 60 Zentimeter breit ist und dass es finster war. Ich verstehe, dass dort auch Panik ausbrechen kann, wenn man aus einer gut beleuchteten U�Bahn auf einmal in den finsteren Gang hinaus muss. Und 400 Leute, das ist eine ganze Menge, das ist auf einem schmalen, nicht beleuchteten Gang riskant. Hier ist es dringendst notwendig, etwas für die Tunnelsicherheit zu tun.

Das ist auch eine der Vorstellungen, die wir haben, dass wir zum Schutz und zur Sicherheit einen Passus in das Wiener Feuerwehrgesetz aufnehmen sollten, in dem vor allem Maßnahmen für die Tunnelsicherheit festgeschrieben werden, in dem aber auch festgeschrieben wird, dass für diese Tunnelsicherheit spezielle Ausbildungen durchgeführt werden, damit die größtmögliche Sicherheit für die Kunden der Wiener Linien, die täglich die U�Bahn nützen und die ja, wie wir alle wissen, in die Millionen, in die Hunderte Millionen gehen, gegeben ist.

Das war der Grund für unsere dringliche Anfrage. In der Zeit, da wir sie formuliert haben, hat es noch zwei Unfälle gegeben, den einen an dem Tag, an dem wir sie formuliert haben, und am Tag darauf gab es schon wieder einen Unfall. Ich hoffe, dass diese Serie jetzt dem Ende zugeht. Ich hoffe, dass sich die verantwortlichen Stellen jetzt etwas überlegen, auch jene in der Wiener Landesregierung. Da sind für mich auch der Verkehrsstadtrat und die Umweltstadträtin verantwortlich, die in einer Pressekonferenz für die U�Bahn und für die Benützung der U�Bahn geworben haben. Das halte ich für wichtig, aber die U�Bahn wird dann genützt, wenn der Passagier das Gefühl hat, ein 100�prozentig sicheres Verkehrsmittel zu haben. 

100�prozentig sicher gibt es nicht, aber die U�Bahn ist bedeutend sicherer, als jedes Auto im Straßenverkehr, weil einfach das Gefahrenpotential auf der Straße bedeutend höher ist. Aber die Sicherheit in der U�Bahn so weit wie möglich zu erhöhen, muss das Ziel aller hiefür Verantwortlichen sein.

Daher bin ich der Auffassung, dass der Verkehrsstadtrat gemeinsam mit der Frau Umweltstadträtin und mit den Wiener Linien und mit der Wiener Feuerwehr, für die Frau StR Brauner ressortzuständig ist, danach trachten sollte, eine Zusammenarbeit und eine Lösung zu finden, um den Wienerinnen und Wienern die Fahrt in ihrer U�Bahn so sicher und so gut wie möglich zu gestalten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön für die Begründung. 

Zur Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich der Herr Landeshauptmann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Der Start zur Errichtung der ersten Wiener U�Bahn-Linien war dadurch gekennzeichnet, dass von Anbeginn an dem vorbeugenden Brandschutz und damit der Sicherheit der Fahrgäste größtes Augenmerk gewidmet worden ist. Durch internationale Studien konnte sichergestellt werden, dass die Wiener U�Bahn auf allen Gebieten zu den sichersten der Welt gehört. So ist es dem sehr großen Röhrenquerschnitt zu verdanken, dass eine schnelle gleichzeitige seitliche Ausstiegsmöglichkeit für die Fahrgäste gegeben ist, eine sehr sichere Bauweise, die international sonst nicht vorzufinden ist.

Weiters wurden die Sachverständigen der Berufsfeuerwehr Wien von Beginn an in die Genehmigungsverhandlungen mit einbezogen. Dies hat dazu geführt, dass in allen U�Bahn-Röhren Löschleitungen installiert wurden, eine notstromversorgte Tunnelbeleuchtung eingebaut und auch eine Entlüftung der Röhrenbereiche vorgesehen wurde. Nicht vergessen sollte man die Unbrennbarkeit der installierten Kabel, was sowohl den Wagon- als auch den Röhrenbereich betrifft. 

Die Videoüberwachung der Stationen und die entsprechenden Noteinrichtungen stellen ebenfalls eine wichtige Ergänzung der Sicherheitseinrichtungen dar. 

Nicht unerwähnt bleiben soll auch, dass die Abstände zwischen den Stationen maximal 600 Meter betragen.

Die Wiener Linien waren und sind sich - unabhängig von den schrecklichen und tragischen Ereignissen der Vergangenheit - immer der hohen Verantwortung gegenüber ihren Fahrgästen bewusst. 

Die Wiener Linien haben mir zu den von Ihnen in der Einleitung zu Ihrer dringlichen Anfrage angeführten Ereignissen folgende Stellungnahme übermittelt: 

Beim Ereignis vom 31. August 2001 waren nicht innerhalb weniger Minuten einige Wagons mit Rauch erfüllt, sondern es war nur bei einem Wagon in der Mitte des Zugs einer von drei am Dach befindlichen Lüfter betroffen. Von keinem Fahrgast wurde der Notruf betätigt. Weil der Zug vor einem rot zeigenden Signal stand und eine Wagentürnottaste betätigt wurde, hielt der Fahrer Umsicht und bemerkte ihm entgegenkommende Fahrgäste. Er veranlasste vorschriftgemäß die sofortige Evakuierung. Diese verlief ohne Panik und es gab laut Augenzeugen keine tumultartigen Szenen. Es hat sich niemand als verletzt gemeldet. Auch bis zum Einschalten der Streckenbeleuchtung war der Tunnel nicht völlig finster, da die Wagenbeleuchtung eingeschaltet war und so auch der Fluchtweg beleuchtet wurde. Weiters leuchtete der Scheinwerfer des Triebsfahrzeugs in Richtung hell beleuchteter Station Längenfeldgasse, deren Stationsanfang 155 Meter entfernt war. 

Als die Feuerwehr um 9.06 Uhr in der Längenfeldgasse eintraf, stellte sie fest, dass alle Fahrgäste den Zug und den Tunnelbereich verlassen hatten. Es konnte nur eine geringfügige Verrauchung festgestellt werden, ein Brand war nicht erkennbar. Um 9.31 Uhr konnte der planmäßige Verkehr wieder aufgenommen werden. 

Dass selbst bei einem derartig geringen Vorfall wie einem defekten Scheibenwischmotor am 1. Oktober 2001 die Station Reumannplatz geräumt und die Feuerwehr verständigt wurde, zeigt, wie ernst die Wiener Linien die Sicherheit ihrer Fahrgäste nehmen. Aus der Reaktion der Fahrgäste konnten die Wiener Linien sehen, dass diese vorsorglichen Betriebsunterbrechungen von der überwiegenden Mehrheit der Fahrgäste akzeptiert werden. 

Auch diese Maßnahmen sind ein wesentlicher Teil dessen, warum die Wiener U�Bahn zu den modernsten und sichersten Anlagen zählt.

Nun zu Ihren Fragen.

Zu 1: Zu wie vielen Zwischenfällen mit Einsatz der Feuerwehr ist es in den vergangenen drei Jahren im Bereich der Wiener U�Bahn gekommen? 

Da sich die Wiener Linien der hohen Verantwortung gegenüber ihren Fahrgästen bewusst sind, wird zu jedem Brandereignis und zu jeder Rauchentwicklung, unabhängig vom Erfolg der bereits durchgeführten Erstmaßnahmen durch die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Wiener Linien, die Feuerwehr der Stadt Wien verständigt. In den meisten Fällen handelt es sich um Kleinbrände oder Rauchentwicklungen wie zum Beispiel bei Abfallbehältern oder im Gleisbereich bei Schwellen, wo die erste Löschhilfe bereits so erfolgreich war, dass die eingetroffene Berufsfeuerwehr nur mehr eine Kontrollfunktion auszuüben hat. 

Bei den Ereignissen im Gleisbereich sind primär die offenen Stationsbauwerke beziehungsweise Streckenbereiche betroffen, wo Gegenstände durch Hinunterwerfen beziehungsweise Windeinwirkungen in den Gleisbereich gelangen. 

In den Jahren 1998 bis 2000 wurde die Feuerwehr zu folgenden Ereignissen in U�Bahn-Stationen gerufen: 

Abfallbehälter im öffentlichen Bereich: 41; 

Müllbehälter im eigenen Müllraum: 6; 

technische Anlagen, auch in Räumen: 10; 

Gleisbereiche in den Stationen: 72; 

Gleisbereich auf der Strecke: 9; 

Ursachen anderer Art, zum Beispiel Brandlegungen im Müllbereich: 17.

Dies sind 155 Ereignisse in den genannten drei Jahren. 

Ereignisse im Zusammenhang mit U�Bahn-Fahrzeugen, wo die Feuerwehr verständigt wurde, gab es 15, wobei es in keinem Fall zu einem Brand, der gelöscht werden musste, kam.

Zu 2: Welche Maßnahmen zur Erhebung der Sicherheit wurden in Folge dieser Zwischenfälle bereits gesetzt oder befinden sich in Planung? 

Selbstverständlich werden alle Ereignisse bei den Wiener Linien zum Anlass genommen, eine ausführliche Evaluierung durchzuführen. Dies erfolgt auch nach Ereignissen bei anderen Betrieben, wo diese Vorfälle auf die Wiener U�Bahn projiziert und ausführlich analysiert werden. Dabei wurden bisher keine Mängel im Wiener System festgestellt. Die technischen und organisatorischen Maßnahmen haben sich auch in allen Fällen in der Vergangenheit bewährt. So kam es nie zu einer Panikreaktion oder zu tumultartigen Szenen im Bereich der U�Bahn. Es gab auch keine verletzten Personen. 

Die Information der Fahrgäste wird ständig verbessert und soll auch bereits dann erfolgen, wenn es zu einem kurzfristigen fahrplanbedingten Aufenthalt im Tunnelbereich kommt. In speziellen Ausbildungsveranstaltungen werden alle U�Bahn-Fahrer und -Fahrerinnen trainiert. 

In allen Fällen, in denen Fahrgäste aus dem Zug im Streckenbereich evakuiert werden müssen, wird die Streckenbeleuchtung eingeschaltet. Wenn der Fahrer/die Fahrerin den Fahrstand verlässt, wird nun, unabhängig vom Grund, zusätzlich die Streckenbeleuchtung vorsorglich eingeschaltet, also auch in allen Fällen, in denen ein Verlassen des Zuges nicht erforderlich ist und auch tatsächlich nicht erfolgt. Damit wird sichergestellt, dass es zu keinen Zeitverzögerungen bei einer eventuell später erforderlichen Räumung des Zugs kommen kann. Die Streckenbeleuchtung ist dann auch in jenen Fällen aktiviert, in denen keine Räumung des Zugs erforderlich und angeordnet wurde, jedoch von einem Fahrgast mittels Notbetätigung eine Fahrzeugtüre selbst geöffnet wurde. 

Zu 3: Ist seitens der Landesregierung geplant, das Wiener Feuerwehrgesetz im Hinblick auf die Tunnelsicherheit zu novellieren? 

Die Wiener U�Bahnen unterliegen hinsichtlich Errichtung und Betrieb dem Eisenbahngesetz 1957. Das Wiener Feuerwehrgesetz findet daher diesbezüglich auf die Wiener U�Bahnen keine Anwendung. Maßnahmen, die auf die Verhütung von Bränden abzielen, fallen daher in die Kompetenz des Bundes.

Zu 4: Inwieweit wurde die Feuerwehr bereits bei den Planungen der U�Bahn im Hinblick auf die Tunnelsicherheit eingebunden? 

Seit Beginn der U�Bahn-Planung in Wien ist die Berufsfeuerwehr voll in die Planung und Ausführung sowie im Genehmigungsverfahren integriert. Darüber hinaus gibt es ständige Kontakte und Erfahrungsaustausch mit den Wiener Linien.

Zu 5: Inwieweit findet eine laufende Abklärung mit internationalen Sicherheitsstandards im Bereich der Tunnelsicherheit statt?

Offiziere der Wiener Berufsfeuerwehr pflegen laufenden Kontakt zu Berufsfeuerwehren anderer europäischer und internationaler Großstädte, sodass auch im Hinblick auf die Sicherheit der Wiener U�Bahn ein entsprechendes Feedback gegeben ist. Auch im Österreichischen Berufsfeuerwehrverband befasst sich eine Arbeitsgruppe unter Mitwirkung eines Vertreters aus Wien mit dieser Thematik.

Darüber hinaus sind die Wiener Linien im Internationalen Verband der öffentlichen Verkehrsbetriebe in mehreren Fachausschüssen ständig vertreten.

In den Ausschüssen für den U�Bahn-Bau, für den U�Bahn-Betrieb und im Fahrzeugausschuss erfolgen ein ständiger Erfahrungsaustausch und eine permanente Weiterentwicklung. In diesen Gremien wird der sehr hohe Sicherheitsstandard der Wiener U�Bahn in allen Bereichen nicht nur anerkannt, sondern in vielen Fällen als Beispiel und Muster für andere Betriebe herangezogen.

Zu 6: Die Brände im Bereich der U 6 wurden durch weggeworfene Zigaretten ausgelöst. Welche Maßnahmen haben Sie gesetzt, um das Rauchverbot in den U�Bahn-Stationen besser zu kontrollieren?

Das Rauchverbot im Bereich der U�Bahn wird von den Kontrollorganen der Wiener Linien verstärkt kontrolliert und in uneinsichtigen Fällen auch eine Strafe ausgestellt. Die Wiener Linien sind sich aber mit vielen Psychologen einig, dass eine Bewusstseinsbildung der Fahrgäste weit erfolgreicher ist, als einzelne Fahrgäste abzustrafen. Daher wird in Kürze von den Wiener Linien eine bereits in Planung befindliche Aufklärungsaktion auf breiter Basis gestartet werden. Eine Schwerpunktaktion bei den Kontrollen wird diese Aktion begleiten.

Zu 7: Wie hoch sind die Ausgaben der Wiener Linien und des Landes Wien für Sicherheitsinvestitionen im U�Bahn-Bereich?

Die Wiener Linien sehen Sicherheitsmaßnahmen nicht als anlassbezogene Einzelaktionen, sondern betrachten Sicherheit als Summe aller baulichen, betrieblichen und organisatorischen Maßnahmen. Es kann daher kein konkreter Geldbetrag genannt werden. Sicherheitsüberlegungen beginnen bereits in den ersten Planungsphasen wie bei der Wahl der Strecke, der Lage der Stationen, der Anzahl der Zu- und Ausgänge, des Streckenquerschnitts, mit den Anordnungen von Fluchtwegen und setzt sich fort mit der Wahl der Baudurchführung, der verwendeten Baustoffe, aller technischen Einrichtungen von Elektroinstallationen bis hin zur Lüftung, der Stromversorgung und Sicherheitsbeleuchtung, aber auch der Zugsicherungstechnik, der Ausrüstung mit Fernmeldeeinrichtungen und so weiter.

Zu 8: Der Brand am 31. August förderte zahlreiche Sicherheitsmängel zu Tage. Wie viele Brandschutz- und Sicherheitsübungen im Wiener U�Bahn-Bereich fanden in den vergangenen drei Jahren statt?

Wie bereits einleitend berichtet, sind beim Ereignis vom 31. August 2001 keine Sicherheitsmängel aufgetreten. Die Evakuierung der zirka 500 Fahrgäste verlief objektiv problemlos und war in weniger als acht Minuten abgeschlossen. Es gab keine Panik und keine Verletzten.

Die Wiener Linien sind mit den anderen Einsatzorganisationen übereingekommen, das Schwergewicht auf Schulungen zu legen. So wurden zwischen 1996 und 2000 insgesamt an 51 Tagen Angehörige der Berufsfeuerwehr Wien, an 8 Tagen der Rettung, an 131 Tagen der Polizei und an 5 Tagen des Roten Kreuzes geschult. Zusätzlich finden laufend in den Bahnhöfen und in der Zentralwerkstätte Hebeübungen von U�Bahn-Fahrzeugen mit der Feuerwehr statt.

Grundsätzlich finden im Wiener U�Bahn-Bereich zwei große Brand- und Sicherheitsübungen pro Jahr statt. Dabei handelt es sich um sektionsübergreifende Übungen, die gemeinsam mit anderen Organisationen und den Wiener Linien durchgeführt werden. 

Darüber hinaus werden in jeder an die U�Bahn angrenzenden Brandschutzsektion der Berufsfeuerwehr Wien unabhängige Übungen im zuständigen Bereich durchgeführt. Jeder Einsatz führt zu einer Nachkontrolle der Abläufe.

Die letzte Großübung fand vor der Eröffnung der U 3-Verlängerung nach Simmering am 25.11.2000 statt. Im September 2001 fanden zwei weitere gemeinsame Übungen in der Station Westbahnhof statt. 

Zu 9: Wie viele davon waren nicht angekündigt?

Auf Grund der Sicherheit der Fahrgäste beziehungsweise des Einsatzpersonals waren die Übungen jeweils vorangekündigt, der Ablauf jedoch nie im Detail bekannt.

Zu 10: Welche spezielle Ausbildung hat das U�Bahn-Personal in diesem Bereich?

Die Ausbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Wiener Linien ist eine sehr gründliche und beinhaltet auch das Verhalten in Ausnahmefällen. 

Stationswarte haben eine Ausbildung von 31 Tagen, U�Bahn-Fahrer und -Fahrerinnen von 35 Tagen. 

Besonderes Augenmerk wird auf die Ausbildung jener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelegt, die in der Zentralen Leitstelle Anlaufstelle für alle Vorfälle sind und erste Entscheidungen in Eigenverantwortung zu treffen haben. Sie benötigen nicht nur die Fahrausbildung, sondern auch die Ausbildung zum Stellwerkswärter für das gesamte U�Bahn-Netz im Umfang von 119 Tagen. 

Sie können daran erkennen, dass unbestreitbar kleine technische Probleme in der U�Bahn in dieser Zeit aufgetreten sind. Sicherheitsmängel oder gar Sicherheitsgefahren gibt es in der Wiener U�Bahn mit Sicherheit nicht. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Zur Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage hat sich Herr Abg Dr Madejski zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie können sich sicher noch an die "Kronen Zeitung" und die Überschrift "Schluss mit dem Tunnel-Horror!" erinnern. Ich will jetzt nicht darauf eingehen, es war ein ganz anderer Anlassfall. Ich möchte aber trotzdem diese Titelseite hier präsentieren (Der Redner hält ein Exemplar der "Kronen Zeitung" in die Höhe.) und zum Ausgangspunkt meiner Ausführungen zu dieser dringlichen Anfrage machen. 

Warum? - Genau dieser Tunnel-Horror, den wir im November des vergangenen Jahres erlebt haben, genau dieses furchtbare Ereignis war endlich der Ausgangspunkt einer neuen Diskussion über die Sicherheit in Österreichs Tunneln. Das war die Ausgangsdiskussion. Die Bundesregierung hat raschest eine Expertenkommission einberufen, und ich glaube, dass die ersten Maßnahmen, die teils schon gesetzt sind oder teils in Finanzierung oder Ausführung stehen, sicher helfen werden, die Sicherheit in den Tunneln zu verbessern.

Meine Damen und Herren! Im Zuge dieser gesamten Tunneldiskussion ist allerdings etwas ein bisschen in Vergessenheit geraten und ich möchte das noch einmal aufzeigen. Wenn Sie in einem Tunnel sind, dann gibt es an sich größtenteils zwei Möglichkeiten für Unfälle: Entweder Sie fahren mit jemandem frontal zusammen oder Sie haben einen Auffahrunfall. Jetzt denken Sie einmal darüber nach! Es gäbe die Möglichkeit, diese zwei Unfallursachen, die fast ausschließlich alle Unfälle herbeiführen, zumindest zu reduzieren, indem ich darüber nachdenke, wie viele Röhren ein Tunnel überhaupt haben soll. Eine Fahrrichtung, zwei Fahrtrichtungen? - Sie werden mir zugestehen, dass, wenn es zwei Tunnel mit verschiedenen Fahrrichtungen gibt, zumindest ein Unfallrisiko, nämlich das des Frontalzusammenstoßes, minimiert, wenn nicht auf Null gesenkt werden kann. 

Das ist schlüssig, aber in der gesamten Diskussion ist leider nur über die Autotunnel diskutiert geworden, jedoch überhaupt nicht über andere Tunnel. Natürlich gibt es Straßentunnel, gar keine Frage, es gibt U�Bahn-Tunnel, es gibt aber auch Eisenbahntunnel.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landeshauptmann hat gerade in der Beantwortung der Frage Nummer 8 gesagt - ich habe ihm aufmerksam zugehört -, am 31. August gab es keine Sicherheitsmängel, die 400 Leute sind Gott sei Dank alle in die nächste Station gekommen, es hat an sich dann auch keine Probleme, keine Panik gegeben. Aber ich kann Ihnen, Herr Landeshauptmann, und auch all jenen, die den Bericht oder die Antwort mit verfasst haben, eines sagen: Das hat seinen Grund auch in der Tatsache - ich fahre dort jeden Tag mit der U�Bahn -, dass auf diesem Stück glücklicherweise kein Gegenverkehr ist. Ich möchte nicht darüber nachdenken, was passieren könnte, wenn diese 400 Personen auf der Seite auf einem 60 Zentimeter breiten Gehsteig hinauseilen und unglücklicherweise unter Umständen dort gerade ein Gegenzug der U�Bahn fährt. Ich bin mir nicht sicher, ob der sicherheitshalber noch gebremst hätte werden können. Ich bin sicher, dass einer der maßgeblichen Gründe, dass hier zum Glück wirklich nichts passiert ist, auch darin besteht, dass man dort in eine Richtung und nicht im Gegenverkehrsbereich fährt.

Das heißt, wir müssen die Tunnel von der Ausgangssituation her betrachten: Sind sie Straßentunnel, U�Bahn- oder Eisenbahntunnel?

Da wir in Wien den längsten Eisenbahntunnel Österreichs, aber wahrscheinlich auch Europas bauen beziehungsweise planen - auch wenn das Projekt derzeit gestoppt ist -, nämlich einen Tunnel mit 28 Kilometern Länge, komme ich nicht umhin, diese dringliche Anfrage zum Anlass zu nehmen, über die Sicherheit in diesem Tunnel nachzudenken, denn die Sicherheit in diesem Tunnel betrifft nicht nur den Bund alleine, auch wenn das Eisenbahngesetz gilt, sondern sie betrifft natürlich auch das Land Wien, weil ja das Land Wien durch Beschlüsse, die damals von SPÖ, ÖVP und den Grünen gegen uns gefasst worden sind, zugestimmt hat, diesen Tunnel einröhrig zu bauen.

Meine Damen und Herren! Ich will, weil es die Zeit nicht erlaubt, gar nicht darüber diskutieren, ob es jetzt ein Sicherheitskonzept zum Lainzer Tunnel gibt oder nicht. Ich habe immer die Behauptung aufgestellt, es gibt keines, aber das ist jetzt ganz egal. 1994 hat die Firma Basler und Partner im Auftrag der HL-AG so ein Tunnelsicherheitskonzept erarbeitet. Es ist an sich unserer Meinung nach gar keines, außerdem ist es überstempelt mit "überholt". Sei's drum! (Rufe und Gegenrufe zwischen der SPÖ und den GRÜNEN.)

Gehen wir das einmal durch! Die Firma Basler und Partner hat der HL-AG und natürlich auch dem Land Wien das empfundene Risiko ausgerechnet, und zwar gibt es - das ist wirklich zum Lachen, meine Damen und Herren - beim Lainzer Tunnel statistisch errechnet 0,54 Tote pro Jahr. Das ist irrsinnig lustig, ich glaube es Ihnen. Aber Ihr Verständnis für die Bevölkerung ist ohnehin null, daher lachen Sie ruhig weiter. Machen Sie, was Sie wollen. Uns interessiert das nicht. 

Das empfundene Risiko beträgt also 0,54 Tote im Jahr. Basler und Partner haben aber auch ausgerechnet, was bei einer Zweiröhrigkeit passiert, wie das Risiko dann ausschauen würde. Sie sind draufgekommen, dass es nur minimal auf 0,49 Tote reduziert wäre. Das ist ein rein statistischer Wert. Nur, meine Damen und Herren, das ist durch nichts nachvollziehbar, und der grundlegende Fehler der Studie von Basler und Partner ist der, dass in Wirklichkeit, so tragisch es ist, nur von den Toten ausgegangen wird, bei Eisenbahnunfällen aber die Verletzten, die Schwerverletzten und die auf Dauer Invaliden volkswirtschaftlich gesehen wesentlich mehr ins Gewicht fallen. Daher ist es eine Verfälschung der Risikostruktur, wenn man behauptet, man braucht die Zweiröhrigkeit nicht, weil die Zahl der Toten statt 0,54 dann halt 0,49 beträgt. Das ist meiner Ansicht nach menschenverachtend. Aber gut, die HL-AG hat sich darauf eingelassen. 

Das Nächste: Es gibt die Österreichische verkehrswissenschaftliche Gesellschaft, die in ihrem Band Nr 40/1997 eine Studie, erstellt von Univ Prof Dr Riessberger von der TU-Graz, veröffentlicht hat, dass der 30 Kilometer lange Koralm Tunnel - also eigentlich vergleichbar mit dem Lainzer Tunnel - unbedingt zwei Röhren haben sollte. 

Wenn man sich weiters die Sicherheit mit den Notausstiegen anschaut, so gibt es mindestens genauso viele Gutachter und Wissenschafter, die behaupten und feststellen, dass horizontale Fluchtwege mit einer zweiten Röhre oder einem Hilfsstollen wesentlich günstiger, besser und billiger sind, als diese vertikalen Ausstiege, die jetzt in den Lainzer Tiergarten führen. 

Es gibt im derzeitigen System - und das ist wirklich komisch - überhaupt kein Lüftungssystem im Lainzer Tunnel, und gerade aus der Sicht dieser Tunnelunfälle der letzten Jahre ist es vollkommen unverständlich, dass die MA 68 in der Person des Herrn Dipl Ing Perner dem zugestimmt hat, denn beim Kaisermühlen Tunnel hat er ganz anders agiert. Da hat er nämlich gesagt, dass wir bei der U�Bahn für die Rauchfreihaltung der Unfallstelle oder des Unfallbereichs selbstverständlich ein Lüftungssystem brauchen.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich jetzt kurz zur Person des Wiener Branddirektors kommen, den ich menschlich durchaus schätze, von dem ich aber glaube, dass er der Wiener Feuerwehr mit vielen seiner Auftritte, vielen seiner Wortmeldungen absolut keinen guten Dienst erweist. 

Wenn man jetzt zurückkommt auf diesen 31. August, dann hat Herr Dipl Ing Perner noch am Freitag, obwohl schon bekannt war, dass der U�Bahn-Zug mit der Nr 2045 schon lange eingezogen war, in der Öffentlichkeit gesagt, das ist ein Scherz, aber ein dummer Scherz, da hat jemand irgendwelche stinkenden chemischen Mittel in ein Zigarettenschachterl gegeben, und das stinkt eben, aber jetzt ist es nicht mehr Aufgabe der Feuerwehr, das weiter zu betrachten, sondern Aufgabe der Polizei, den Täter auszuforschen. 

Am nächsten Tag, als intern schon lange bekannt war, dass natürlich das Getriebeöl an dieser ganzen Geschichte schuld war, hat er erst am Nachmittag zugegeben, dass sich das geändert hat und dass man jetzt genau weiß, dass es dieses Schmieröl war. Aber ihm ist der Defekt ohnehin lieber als irgendein Attentat, hat er gesagt. Natürlich ist ihm der Defekt lieber als ein Attentat, aber solche Aussagen sind entbehrlich, denn wenn etwas passiert wäre, wäre es vollkommen egal gewesen, ob es ein Defekt war oder ein Attentat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In Erdberg hat es vor der Eröffnung der U�Bahn auch Brandübungen gegeben und bei einer der letzten Übungen hat es nach Aussage von Feuerwehrleuten sehr divergierende Ergebnisse gegeben. Aber auch hier ist vom Herrn Branddirektor am nächsten Tag in der Öffentlichkeit gesagt worden, es ist alles in Ordnung, es hat alles bestens funktioniert. Es gibt durchaus auch Feuerwehrleute, die sagen, so ganz optimal ist damals die Brandschutzübung auch nicht gelaufen. 

Das heißt, er spielt die Sachen immer herunter, er beschönigt die Sachen, auch wenn es einmal vielleicht wirklich einen Unfall gegeben hat. Das ist an sich nicht schön, es wäre viel gescheiter, er würde sich für eine bessere Ausrüstung der Wiener Feuerwehr, zu der ich noch komme, einsetzen. 

Es hat zum Beispiel am Karfreitag - das ist schon einige Zeit her, aber trotzdem sollte man das schon wissen - eine Brandschutzübung auf der Baustelle des Lainzer Tunnels in Hadersdorf in der Weichenhalle gegeben. Die war angekündigt, muss man dazusagen. Wenn die nicht angekündigt gewesen wäre, hätte das an sich für die Betreiber und für den Bauherren dort desaströs geendet, denn man hat nachweislich alle Baufahrzeuge, die den ganzen Eingangsbereich in den Tunnel, wo die Leute arbeiten, blockiert haben, erst am Tag, als man gewusst hat, dass die Feuerwehr kommt, so weit auf die Seite geräumt, dass die Einsatzfahrzeuge bei der Übung in den Tunnel fahren konnten. 

Zum damaligen Zeitpunkt - Sie wissen es wahrscheinlich ohnehin; heute ist es anders, das war der Anlassfall, dass sich der Bauherr geändert hat, aber stellen Sie sich vor, es wäre wirklich etwas passiert - hat kein einziger Bauarbeiter in der Hauptstelle, also in den Containern, wo die Bauarbeiter arbeiten, im Büro oder wo auch immer, auch nur eine einzige Fluchtfiltermaske mit CO2-Filter gehabt. Es gab überhaupt keine dort. Und was das Interessante bei der ganzen Geschichte ist: Die Wiener Feuerwehr musste alte Geräte, die über 20 Jahre alt sind, die Trawok 120, wieder aus den Kellern holen, weil man in den Lainzer Tunnel wegen der eklatanten Länge, die jedes Tunnelstück darstellt, mit den neuen Geräten BA 490, die auf einem ganz anderen System basieren und arbeiten, wenn es wirklich zum Ernstfall kommt, gar nicht hineinfahren könnte. Also, es wäre vielleicht gescheit, wenn man die Wiener Feuerwehr mit moderneren BA-490-Geräten ausrüsten würde und die alten Trawoks 120, die jetzt wirklich schon 20 oder gar 21 Jahre alt sind, wieder dorthin geben würde, wo sie hingehören, nämlich in den Keller. 

Das ist eigentlich die Aufgabe eines Branddirektors: zu schauen, dass seine Mitarbeiter bestens, wirklich bestens ausgerüstet sind für den Ernstfall, der hoffentlich nie eintreten wird. Ich glaube, das muss einmal gesagt werden, bei aller Sympathie und persönlichen Wertschätzung für den Herrn Branddirektor. Da sollte er sich vielleicht mehr einsetzen, für sich aus dem Budget etwas herauszureißen. 

Meine Damen und Herren! Empfehlungen - ich möchte gar nicht von Forderungen sprechen - aus dieser Kurzdarstellung der Sicherheitsmöglichkeiten des geplanten einröhrigen Lainzer Tunnels wären:

Wenn es zeitlich noch möglich ist und auch finanziell - davon gehe ich aus -, dann sollten wir auf die zweigleisige Tunnelröhre verzichten. Man sollte zwei Tunnelröhren planen. Geht das nicht mehr, ist unbedingt ein parallel verlaufender Sicherheitsstollen zur Erhöhung der Sicherheit in das Projekt aufzunehmen. Die Vertikalschächte sind ansatzlos zu streichen und eben durch diesen Sicherheitsstollen im Parallelbereich zu ersetzen. 

Die Weichenhalle muss mindestens drei neue Schutzausgänge erhalten. So wie sich das jetzt in der Bauphase darstellt, sind, soweit man es erkennen kann bei diesem riesigen Bauwerk - ich weiß nicht, wer von Ihnen das kennt in Hadersdorf -, auf jeden Fall viel zu wenige Fluchtöffnungen vorhanden. 

Die Querschläge in den Sicherheitsstollen sind mit Schleusen auszubilden, wobei dort modernste wassergekühlte Schleusen, wie es sie auch schon in Amerika, Deutschland und Taiwan gibt, einzusetzen sind, weil bei Bränden schnellstens bis 1 700 Grad Celsius erreicht werden und nicht einmal die sicherste Brandschutztüre oder �schleuse das aushält. Und wenn sie es aushält, hält es der Mensch nicht aus, der dort in der Umgebung dieser Türe steht oder sich in Sicherheit bringen will. 

Es ist darüber nachzudenken, ob es sinnvoll ist, dort überhaupt eine Löschwasserleitung zu installieren. Wir alle wissen, dass Wasser in den Fällen, wo chemische Stoffe oder sonstige Stoffe brennen, das denkbar schlechteste Mittel ist, um Brände zu löschen, sondern da gibt es ganz andere Mittel. Daher müsste man auch darüber nachdenken, ob es nicht sinnvoll wäre, hier andere Löschmöglichkeiten einzubauen. 

Ein Lüftungssystem ist unbedingt einzurichten. 

Und eines ist auch noch umzuplanen, egal, ob ein- oder zweiröhrig. Es kann nicht sein, dass der Lainzer Tunnel eine Talsohle hat. Da fährt man auf der einen Seite hinein, hinunter und auf der anderen Seite wieder hinauf. Das widerspricht jeder Tunnelbauweise in Europa und auf der ganzen Welt. Der Tunnel muss oder sollte immer in einer Richtung geneigt sein und wenn es nur ein oder ein halbes Grad ist. Warum? - Wenn es zu einem Unfall kommt oder der Zug aus eigener Kraft nicht mehr weiterfahren kann, muss es möglich sein, dass er ausrollt, egal, in welche Richtung, entweder nach hinten, wenn er von der falschen Seite kommt, oder nach vorne. 

Der Lainzer Tunnel hat - schauen Sie sich das Gefälle an - in der Mitte eine Talsohle. Das heißt, der Zug würde im schlimmsten Fall in der Mitte des Tunnels stehen bleiben, was zu wirklichen Katastrophen führen könnte. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Durchhängen!) Danke, sehr gut. Ja, er würde durchhängen. 

Meine Damen und Herren! Nehmen wir die Chance wahr, das Projekt gemeinsam endlich noch einmal durchzudenken. Warum? - Ich glaube, wir haben jetzt sogar Zeit. Der Verwaltungsgerichtshof - damit komme ich jetzt zum Ende, aber das ist noch ganz wichtig - hat am 6. September den Baubescheid des Bauabschnitts II Altmannsdorf - Gutheil-Schoder-Gasse aufgehoben. Jetzt kann man zwar sagen, das sind nur formale Gründe, das reparieren wir schon alles. Aber so einfach wird das nicht mehr gehen. 

Die HL-AG hat uns immer eingeredet, aus verschiedensten formalen Gründen sei es notwendig, den Lainzer Tunnel in vier Bauabschnitte zu teilen: damit man schneller einreichen kann, damit es kein einheitliches Bauwerk ist, damit man keine UVP machen muss. Jetzt hat der Verwaltungsgerichtshof eindeutig festgestellt: Es ist ein Bauwerk. 

Die HL-AG hat behauptet, es sei kein Fernzug. Na, das ist überhaupt lächerlich! Sie kennen diese TEN-Achse von Passau über Linz, Wien, Budapest und weiter, und natürlich ist das eine Fernzuglinie. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat jetzt auch dem Ministerium aufgetragen, zu beweisen oder Unterlagen nachzureichen - und damit ist die HL-AG gefordert -, aus denen hervorgeht, dass eine UVP oder UVP-ähnliches Verfahren stattgefunden hat. 

Im Zuge der Trassenverordnung hat die HL-AG nach dem HL-AG-Gesetz angeblich ein solches Umweltverträglichkeitsgutachten mitbehandelt und damit auch den Bürgern die Möglichkeit gegeben, Einsprüche zu erheben. Der Verwaltungsgerichtshof sagt nun, das gilt nicht. In diesem Fall hätte eine UVP nach europäischen Richtlinien durchgeführt werden müssen.

Ich bin gespannt, wie man jetzt im Nachhinein dieses Gutachten nachbringen wird, einen neuen Bescheid ausstellen wird. Ich schaue mir an, wer diese Bescheide ausstellt, mit dem heutigen Wissen, was es nach eineinhalb Jahren an Sicherheitsmöglichkeiten, an neuen Ideen auf diesem Gebiet gibt. Wenn es allerdings nicht gelingt, in einem Bescheid festzuhalten, dass es eine UVP gegeben hat, dann muss sowieso ein solches Verfahren gemacht werden. Das wird zirka zweieinhalb bis drei Jahre dauern.

Die HL-AG hat immer gesagt - auch im Gespräch mit mir -, man kann die zweite Röhre oder einen Parallelstollen überhaupt nicht planen, denn da müsste man ein neues Verfahren machen, eine neue Trasse planen und, und, und. Das dauert zweieinhalb bis drei Jahre. Das würde sich ja wunderbar decken. Denn jetzt könnte man sagen: Okay, wenn ich schon eine UVP machen muss, dann plane ich zumindest eine zweite Röhre oder einen Sicherheitsstollen. Ob ich ihn dann mache oder nicht, ist ein anderer Kaffee, ich habe es dann aber bereits in einem Bescheid oder in einer Planungsphase. Nutzen wir diese Chance! 

Abschließend zur Sicherheit in diesem Tunnel - aber das gilt jetzt wieder für alle Tunnel -: Primär muss die Unfallvermeidung im Vordergrund stehen und nicht das bessere Handling mit dem Unfall, der schon passiert ist. Hier schließt sich nun der Kreis zum Feuerwehrgesetz - der Herr Landeshauptmann ist ja auch darauf eingegangen -: Es wäre sinnvoll, Verhandlungen mit dem Bund darüber aufzunehmen, dass es möglich ist, im Zuge des eisenbahnrechtlichen Verfahrens oder des Eisenbahngesetzes, das Wiener Feuerwehrgesetz so anzupassen oder zu adaptieren, dass es der Wiener Feuerwehr nicht nur gestattet ist, im Nachhinein Aktionen zu setzen, um Menschen zu retten, sondern dass sie schon im Vorhinein - und zwar formal richtig und nicht so nebenbei - in ein Amtssachverständigen- oder in ein Gutachterverfahren bei Tunnels mit eingebaut wird. - Das wäre eine Forderung von uns. 

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, ich habe Ihnen in der mir eigenen immer sachlichen Kritik das Problem nahe gebracht. Ich hoffe weiters auf Ihre Zustimmung und auf Ihre zukünftige Zusammenarbeit bei der Planung, um vielleicht doch noch zu einem neueren und sichereren Lainzer Tunnel zu kommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die FPÖ macht es einem nicht wirklich leicht. Die dringliche Anfrage zur Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes war in dem 20�minütigen Vortrag jetzt ungefähr eine Minute lang Thema, aber der Lainzer Tunnel war, glaube ich, schon drei-, viermal Gegenstand einer dringlichen Anfrage in der letzten Periode. Offensichtlich ist Ihnen das langweilig geworden, jetzt schreiben Sie halt irgendetwas her und kommen ganz minimal auf dieses Thema zu sprechen. 

Die umfangreiche Anfrage mit zehn Punkten ist nicht uninteressant, aber es wäre sehr leicht gewesen, diese Informationen einzuholen. Herr Bgm Häupl hat das sehr ausführlich vorgetragen, trotzdem habe ich alles schon vorher gewusst, weil es ganz einfach war, das zu erfahren. Man ruft einfach den Herrn Perner an, man ruft einfach den Leiter des Sicherheitsdienstes der Wiener Linien an und bekommt exakt alle Auskünfte auf diese Fragen. Völlig problemlos. Ich nehme nicht an, dass es für Sie viel schwieriger gewesen wäre. 

Also, scheint es um etwas anderes zu gehen und da überlegt man sich: Worum geht es den Freiheitlichen dabei? Brauchen Sie irgendein Sicherheitsthema, weil der Herr Schill in Hamburg gewonnen hat? Überlegen Sie sich irgendetwas dazu? Worum geht es? 

Die Wiener Feuerwehr selbst - fangen wir einmal so an - ist sehr, sehr gut ausgestattet im internationalen Vergleich. Mehr geben kann man ja immer, man muss allerdings schon dazusagen, dass es der Bund den Wienern nicht leicht macht, irgendwo mehr Geld zu geben. Ich sitze zwar nicht in der Stadtregierung, aber Sie fordern ununterbrochen, wo man mehr Geld hineinstecken soll. Sie sollten vielleicht auch einmal mit Ihren Kollegen im Bund reden, die uns mit einem Nullverantwortungsdefizit große Schwierigkeiten machen, in Wien irgendwelche Verbesserungen durchzusetzen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Die Wiener Feuerwehr möchte ich in Schutz nehmen. Ich habe auch einen persönlichen Bezug zur Feuerwehr. In meiner Familie sind mehrere Leute seit Jahrzehnten bei der Feuerwehr. Das ist allerdings am Land in Vorarlberg eine freiwillige Feuerwehr. In Wien schaut das so aus, dass die Feuerwehr bei einem Alarm am Tag binnen 30 Sekunden und in der Nacht binnen 1 Minute ausrückt und binnen 5 bis 7 Minuten - das ist absolutes Maximum - am Ort des Geschehens eintreffen kann. Sie hat 80 Einsätze am Tag. Die Feuerwehr hat über 3 000 Beschäftigte, die ihre Arbeit sehr gut machen. Hier in dieser Anfrage klingt es ein bisschen mit, als ob die ihre Arbeit nicht gut machen würden, und da möchte ich die Wiener Feuerwehr in Schutz nehmen. 

Außerdem freuen sich die Grünen darüber, dass die Feuerwehr jetzt so attraktiv ausgestattet ist. Die neue Kleidung, die die Feuerwehrleute jetzt haben, gefällt uns viel besser. Wir freuen uns mit ihnen, dass sie das bekommen haben. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Zum Punkt Sicherheit in den U�Bahnen. Natürlich kann man es viel besser machen, aber was man nicht tun sollte, ist, ein Problem herbeizureden oder ein ganz, ganz kleines Problem zu einem großen zu machen. Das ist zwar eine Stärke der FPÖ, aus einem kleinen oder aus einem fast nicht vorhandenen Problem ein großes zu machen, aber wenn wir uns international die U�Bahnen anschauen, dann weiß ich nicht, ob Sie überhaupt ein Beispiel bringen können - es redet ja noch jemand von Ihrer Fraktion nach mir -, bei dem die Sicherheit wesentlich besser ist oder weniger Leute zu Schaden gekommen sind. Wenn ich mir die U�Bahn in London, meiner Geburtsstadt, anschaue, so gibt es dort diese enge Röhren. Da gibt es auf keiner der beiden Seiten auch nur irgendeinen Platz zum Aussteigen. 

Diesen Fall vom 31. August können wir relativ sehr gut nachvollziehen, weil ein ehemaliger Bezirksrat der Grünen einer der betroffenen 400 bis 500 Passagiere war. Der sagt auch, dass da keine Panik war und dass es nur wenige Minuten nicht beleuchtet war. 

Es kommt den Leuten natürlich länger vor. Das ist schon klar. Alleine wenn der Zug steht, habe ich nach einer halben Minute das Gefühl, ich stehe fünf Minuten. Es war ungefähr eine Minute, vielleicht waren es zwei. Das ist übereinstimmend, was die Leute sagen. Und da war es nicht stockfinster, sondern die Wagons haben natürlich voll geleuchtet. Die Station war nicht ewig weit weg, sondern das Licht vorne hat man auch gesehen. 

Man soll es nicht herunterspielen. Natürlich kann man die Sicherheitsstandards immer wieder hinaufschrauben. Ich möchte nur zu bedenken geben: Wenn die GRÜNEN jedes Mal daherkommen und die Verkehrstoten an der Oberfläche im Straßenverkehr aufzählen würden, dann würde man uns irgendwann vorwerfen: Freunde, tut das nicht übertreiben. 

Wir sprechen hier glücklicherweise, und ich hoffe, es bleibt so im U�Bahn-Bereich, über keinen einzigen Todesfall, außer den unglücklichen Selbstmördern und Selbstmörderinnen, während wir im Straßenverkehr sehr, sehr viele zu beklagen haben. Und diese sind nicht alle bei Tunnels vorzufinden. Es gibt Untersuchungen - Sie werden die wahrscheinlich kennen und verleugnen halt hier diese Fakten -: Verkehrsunfälle mit tödlichem Ausgang passieren nicht in erster Linie in Tunnels. Jetzt werden Sie sagen: Das sind ja viel weniger Kilometer. Nein, umgelegt auf die Kilometer, umgelegt auf die Nutzung, gibt es sehr, sehr viele Freilandstraßen, wo die Anzahl der Verkehrstoten mehr als doppelt so hoch ist als in den Tunnels. Es ist also nicht einfach so, dass ein Tunnel gefährlicher ist als eine Freilandstraße. Wenn Sie für Tempo 30 in der Stadt wären, wenn Sie für mehr Radverkehr wären et cetera, dann könnten Sie sehr viele Leben retten, und da habe ich von Ihnen noch nie etwas gehört. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Die Wiener U�Bahnen sind ein Teil der Lebensqualität dieser Stadt, und das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung ist ein Teil der Lebensqualität, und deswegen ist es den GRÜNEN ein ganz, ganz wichtiger Punkt. Sicherheit ist ein Grundbedürfnis der Bevölkerung. Es gibt ein Anrecht auf die Befriedigung dieses Bedürfnisses. 

Ich persönlich wohne seit 18 Jahren in Wien. Ich habe mir das selber ausgesucht, dass ich da wohne. Ich wohne gerne da. Ich möchte einiges verbessern, die Wiener GRÜNEN möchten einiges verbessern, aber wir können nicht sagen, diese Stadt ist wahnsinnig unsicher, wahnsinnig gefährlich, wir dürfen nicht mehr U�Bahn fahren. Einen Vorteil hätte es: Es wäre eine FPÖ-freie Zone. Das wäre mir ganz Recht. Darum fahre ich öfters mit der U�Bahn als mit der Straßenbahn. (Zwischenruf des Abg Heinz-Christian Strache.) Ich habe leider den Zwischenruf nicht verstanden. Ich hoffe, er wird protokolliert. 

Zu einem Punkt: Es gibt ein paar kleine Verbesserungen, die gemacht werden können. Das kostet immer wieder Geld. Und hin und wieder braucht es einen kleinen Vorfall. Es ist aber auch schnell passiert. Sie haben dieses Beispiel des Filters gebracht. Na gut, da hat jemand einen Tschick hineingeworfen bei einem Filter, da hat der Staub angefangen zu brennen oder zu glimmen. Das hat man erkannt, das ist geändert worden.

In den Wortmeldungen der FPÖ kommt es heraus, als ob es so wäre, dass die WIENER LINIEN und die Wiener Feuerwehr prinzipiell nicht miteinander reden. Es scheint aber genau das Gegenteil der Fall zu sein. Ich habe heute mit den zwei Herren geredet. Die sind natürlich laufend im Kontakt, und nicht nur die zwei. Wir haben das auch gehört in den Ausführungen des Landshauptmanns: Es gibt natürlich laufend - und das wissen Sie; Sie kommen da heraus und behaupten etwas, obwohl Sie wissen, dass es anders ist - Übungen, Schulungen et cetera. Das passiert ja. Ich weiß nicht, was Sie uns allen einreden wollen, und ich weiß nicht, wie viele Leute sich fürchten, wenn sie mit der U 4 heimfahren oder mit der U 6. Ich fürchte mich im Normalfall nicht in der U 4, nämlich überhaupt nicht. 

Die Frage ist: Was will die FPÖ mit einer Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes? Über das Sie nicht geredet haben. Vielleicht könnte Herr Kreißl das ausführen. Ich glaube, es hat niemand verstanden, Sie auch nicht, deswegen hat von der FPÖ niemand ernsthaft dazu geredet. Wir haben auch gehört, dass diese Novellierung nichts nützt, die nicht einmal genau dasteht, einfach eine Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes. Das wird schon was nützen. Na ja, welche Novellierung? Wieso gibt es keinen Antrag dazu? 

Sie bringen heute ein SeniorInnengesetz ein, das sehr umfangreich ist. Warum gibt es da keinen Antrag dazu von Ihnen? - Weil Sie nicht wissen, was Sie haben wollen, und weil Sie wissen, dass Sie nicht zuständig sind für das. Weil Sie genau wissen, dass Sie von einer falschen Zuständigkeit ausgehen. Und dann haben Sie einen Haufen No-na-Fragen gestellt, die man woanders auch stellen könnte. Das ist die Art der Politik, die wir von Ihnen gewohnt sind. Das ist die Art der Politik, für die Sie vom Wähler und von den Wählerinnen abgestraft werden. Und machen Sie ruhig so weiter. Sie werden jedes Mal da herinnen weniger Leute sein. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Ja, ja!)

Eine der wichtigsten Sachen, und Sie kennen das vielleicht, der Selbstschutzratgeber des Zivilschutzverbandes Österreich, eine der wichtigsten Sachen bei Katastrophenbekämpfungen. Und den Punkt sollten Sie sich unbedingt genau durchlesen. Das ist ganz ein kurzer. Das heißt nur: Panikvermeidung lernen. Nicht Katastrophen herbeireden. Panikvermeidung lernen. Das ist das Gegenteil dessen, was Sie machen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Herr Abg Dr Madejski hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich mache ihn darauf aufmerksam, dass die Redezeit mit drei Minuten beschränkt ist.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Das ist Ihr Demokratieverständnis, aber es macht nichts. (Abg Günter Kenesei: Mein Gott na!) Na, mein Gott na. Sie werden mir zugestehen: Wenn Herr Kollege Ellensohn so eine Unwahrheit sagt, dann muss ich ihn berichtigen. (Abg Günter Kenesei: Ja, tun Sie nur!) Na, tu ich eh! - Kollege Kenesei, gerade Sie haben es notwendig! Wenn ich jetzt nachzählen würde, wie viele tatsächliche Berichtigungen Sie in den letzten Jahren gemacht haben! (Abg Günter Kenesei: Weniger!) Na, ist eh gut, dass Sie weniger gemacht haben. Ich habe bisher überhaupt noch keine gemacht. Gar keine. 

Herr Kollege Ellensohn hat in zwei Sachen geirrt.

Erstens. Selbstverständlich haben wir bei der Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes einen Vorschlag eingebracht, und zwar einen sehr wichtigen, dass nämlich die Wiener Feuerwehr den heutigen Gegebenheiten entsprechend trachten muss, mit dem Bund - der Herr Landeshauptmann ist aufgefordert, steht ja auch drinnen - Kontakte aufzunehmen, um nicht nur im Nachhinein, so wie es im Gesetz drinnen steht - Sie kennen wahrscheinlich das Gesetz gar nicht, aber ich kann es Ihnen dann geben, ich habe es ausgedruckt -, bei Unfällen, in Notfällen hilfreich den Leuten zur Seite zu stehen. Es wäre sinnvoll, sie bei Sicherheitskonzepten vorab formal richtig einzubinden und nicht nur nebenbei mit Gesprächen.

Und im Übrigen: Herr Kollege Ellensohn, wenn Sie sagen, dass die Feuerwehr in 50 Sekunden oder was weiß ich da ist. Ich glaube das sogar. Die ist sogar super. Ich wohne in Alterlaa. Die sind jedes Mal, wenn so ein Brandalarm kommt, in zwei Minuten dort. Überhaupt keine Frage. Die sind auch gut. Nur, am Karfreitag, wissen Sie, wie lange die Wiener Feuerwehr gebraucht hat bei dem angekündigten Alarm, bis sie dort war bei der so genannten Brandstelle? - 23 Minuten!

Das war die tatsächliche Berichtigung. 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Herr Kollege Ellensohn, ich kann fast alles unterstreichen, was Sie gesagt haben. Aber dass die Bundesregierung an der Ausrüstung der Wiener Feuerwehr schuld sein soll (Abg David Ellensohn: Wer hat das gesagt?) - das waren Sie, Herr Kollege Ellensohn, Sie haben das gesagt -, das ist mir was Neues.

Ich komme von der Feuerwehr. Ich weiß nicht, ob das hier im Hause so bekannt ist, dass ich in meiner Jugend bei der Wiener Berufsfeuerwehr war. Ich bin heute noch im Wiener Landesfeuerwehrverband Oberbrandrat, worauf ich sehr stolz bin, und ich arbeite dort sehr gerne mit. 

Und da möchte ich dir, Dr Madejski, sehr dagegen reden. Ich kenne Dr Perner sehr gut. Ich arbeite mit Dr Perner eng zusammen. Nicht nur ich schätze ihn als Fachmann. Er ist in ganz Europa ein gefragter Fachmann. Er wird von einem Kongress zum anderen gereicht, weil sein Rat überall gefragt ist. Daher weise ich jede Kritik an ihm zurück! (Beifall bei der ÖVP und bei der SPÖ.) 

Genauso würde ich dich gerne einladen: Schau dir bitte die Ausrüstung der Wiener Berufsfeuerwehr einmal an. Komm hin in unser Brandhaus. Schau dir an, was dort geleistet wird, wie die Ausrüstung stimmt. Die Wiener Berufsfeuerwehr hat eine der modernsten Ausrüstungen. Dieses Brandhaus ist etwas Herrliches. Das muss man sich anschauen, wie dort geübt wird, mit welchem Mut diese Leute, diese Männer da hineingehen. Daher verstehe ich eine Kritik an der Wiener Berufsfeuerwehr in dieser Hinsicht nicht und weise sie zurück.

Und eines können Sie mir glauben, gerade weil ich diese berufliche Erfahrung habe: Brandvermeidung und Zivilschutz ist ein sehr wichtiges Thema. Und ich bin als Zivilschutzsprecher der Volkspartei jedem in diesem Hause dankbar dafür, wenn er dieses Thema aufs Tablett bringt, um mehr Aufklärung zu haben. Denn das ist wichtig. Aufklärung ist wichtig. 

Und so hätten wir eigentlich vorbehaltlos diese Dringliche von den Freiheitlichen zu den Tunnelvorfällen begrüßen können, wenn nicht ein größerer Zusammenhang mit den Terrorereignissen in den Vereinigten Staaten dieser Debatte einerseits einen tragischen Anstrich gibt und andererseits die Gefahr in sich birgt, in eine falsche Richtung zu gehen. 

Ich weiß nicht, ob jedem hier die APA-Meldung von 11.44 Uhr bekannt ist, dass eine Tupolew-154 ins Schwarze Meer gestürzt ist mit 60 Personen an Bord. Es war wiederum ein Terroranschlag.

Gerade auf Grund dieser Ereignisse brauchen wir auch hier in Wien ein neues Zivilschutzmodell. Dieses Zivilschutzmodell muss mit diesen Ereignissen fertig werden.

Zweifellos - da stimme ich zu - gehört das Tunnelszenario dazu. Man sollte hier sicherlich nicht die Pannen in den U�Bahn-Stationen in der letzten Zeit herunterspielen, aber auch nicht dramatisieren. Denn schauen wir uns die nüchternen Zahlen an. Von den 170 Feuerwehreinsätzen, die bei der U�Bahn in letzter Zeit waren, galten nur 30 - nur 30 von diesen 170, alles andere waren technische Einsätze - einer Brandgefahr. Und das waren Kleinbrände. Und alle diese Brände waren hervorgerufen durch weggeworfene, in Papierkörbe geworfene Zigarettenstummel. 

Und hier, glaube ich, muss man einhaken mit Aufklärung, mit viel mehr Transparenten, nicht zu rauchen. Man muss den Benützern der U�Bahn sagen, wie gefährlich jeder einzelne Zigarettenstummel ist, der da unten weggeworfen wird, jede Zigarette, die da unten geraucht wird. Es muss jeder selbst ein Gefühl bekommen, dass er hier Unrecht tut. 

Wie wir wissen, hat es auch eine größere Panne bei einer U�Bahn-Station gegeben. Das ist ein Faktum und als solches sicher bedenklich. Umso mehr, als sich gezeigt hat, dass der Fahrer oder die Fahrerin - ist auch ganz egal - des U�Bahn-Zuges mit dieser Situation überfordert war. Denn zwei wichtige Maßnahmen - das braucht man hier auch nicht zu verschweigen - haben nicht geklappt: Das Tunnellicht wurde nicht eingeschaltet, obwohl der Fahrer die Möglichkeit gehabt hätte, das Tunnellicht einzuschalten, und es waren auch keine Durchsagen über Lautsprecher. 

Und das zeigt wiederum, wie wichtig Schulung ist. Das Personal muss für Stresssituationen geschult werden. Ich sehe es ein, dass man ganz einfach überfordert ist, wenn man auf einmal in so eine Situation kommt. Daher wird es ganz wichtig sein, dass die WIENER LINIEN ihre Fahrer noch mehr schulen, als das bisher der Fall war. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich möchte in diesem Zusammenhang wirklich noch einmal betonen, dass es uns als Volkspartei nicht darum geht, Sündenböcke zu finden und Angstmache vielleicht zu betreiben, sondern wir wollen einen sinnvollen Zivilschutz, der dieser Stadt jedmögliche Sicherheit garantiert. Das sollte die Richtlinie bei der Neuorientierung des Wiener Zivilschutzes sein, die wir als Opposition mit Fachkompetenz - das möchte ich schon betonen - empfehlen und für die wir in dieser Stadt eintreten. 

Die Tunnelsicherheit, ob in U�Bahn- oder auch in Auto-Tunnels, soll neu überdacht werden und gesetzlich neu geregelt werden. 

Vor allem wollen wir aber zwei Sachen nicht. Zum einen wollen wir nicht, dass GRÜNE und Freiheitliche eine sicherheitspolitische Schlammschlacht, vielleicht unter dem jeweiligen Jubelruf ihrer Stammwähler, auf dem Rücken des Sicherheitsbedürfnisses der Wiener austragen, und zum anderen wollen wir keine Stadtregierung, die sagt: Es ist eh alles in Ordnung, man braucht nichts weiter zu tun, als nach dem Motto vorzugehen: wir werden’s schon moch’n. 

Unser Vorschlag daher: Bleiben wir sachlich. Das ist ein Thema, dem man nur sachlich begegnen kann, trotz einer Notwendigkeit, auf die Ereignisse der letzten Zeit zu reagieren. Denn beim Katastrophenschutz ist es genauso schlecht, den Kopf in den Sand zu stecken, als die Bevölkerung zu emotionalisieren. 

Wir fordern daher, sicherheitstechnisch alles zu unternehmen, um dem Bürger die größtmögliche Sicherheit zu bieten. Aber wir schlagen auch vor, weder überzogene Maßnahmen zu setzen, noch aus ideologischen Überlegungen auf sinnvolle Maßnahmen zu verzichten. Damit könnte man auf die neuesten Bedrohungen so reagieren, dass daraus nicht noch weitere entstehen. 

Daher fordern wir diese Stadtregierung auf, den von uns vorgezeichneten Weg im Zivilschutz zu gehen, und die Oppositionskollegen, ihr ideologisches Hickhack von dieser Thematik fernzuhalten. Diese Thematik ist uns zu wichtig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr Stürzenbecher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann, wie Kollege Klucsarits, das meiste von dem unterstreichen, was Kollege Ellensohn gesagt hat. Ich kann mich also kürzer halten. 

Ich möchte eingangs nur ganz kurz auf den Kollegen Madejski eingehen, der eigentlich nicht über die dringliche Anfrage der FPÖ gesprochen hat, über eine Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes, sondern über Eisenbahntunnel ganz allgemein, über Straßentunnel ganz allgemein, über den Lainzer Tunnel natürlich sehr ausführlich, obwohl wir ihn hier schon oft besprochen haben und er heute nicht Gegenstand der Debatte ist, über den Koralm-Tunnel natürlich auch. Das kann ich aus freiheitlicher Sicht verstehen, obwohl mir als Wiener schon einige viel wichtigere und sinnvollere Projekte in der Ostregion einfallen würden als der Koralm-Tunnel.

Schließlich habe ich es, so wie mein Vorredner, unerhört gefunden, dass hier Geschichten über den Herrn Branddirektor verbreitet werden, der sich hier nicht wehren kann, und ich weise das wirklich auch entschieden zurück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber grundsätzlich: Wären wir eine Schule, lieber Kollege Madejski, und nicht der Landtag, dann würde man heute bei Ihrer Rede wahrscheinlich gesagt haben "Thema verfehlt, nicht genügend, setzen". Aber das sind wir nicht, sondern wir sind ein Landtag, und deshalb möchte ich doch zur dringlichen Anfrage der Freiheitlichen noch ein paar Worte sagen.

Als Erstes habe ich mir gedacht: Aha, machen sich die vielleicht jetzt ernsthaft Sorgen über die Sicherheit in einem Bereich, wo man sich zum Glück in Wien kaum Sorgen machen muss auf Grund der hohen Sicherheitsstandards? - Ich habe aber dann beim Durchlesen gemerkt, dass schon in der Einleitung einfach Tatsachenwidrigkeiten sind, wenn da steht "Völlige Dunkelheit am 31. August in dem Fall" und "tumultartige Szenen". Durch Zeugenaussagen ist klar geworden - und auch Kollege Ellensohn hat das bestätigt -, dass das einfach eine Unwahrheit ist. Also, so ist das nicht gewesen, und ich glaube, es ist nicht in Ordnung, wenn man hier einen Vorgang beschreibt, wie er in Wirklichkeit nicht stattgefunden hat. 

In diesem Sinn meine ich, dass man eine seriöse Debatte führen kann. Man kann auch trotz der sehr hohen Sicherheitsstandards, die die Wiener U�Bahn hat, darüber nachdenken: Wo könnten wir noch etwas verbessern? - Na, es ist zwar sicher schon schwierig, noch etwas zu verbessern, weil der Standard schon so hoch ist, aber wir können uns gemeinsam bemühen. Aber dann müsste man wirklich von Fakten ausgehen und nicht von Unwahrheiten. Jeder praktikable und sinnvolle Vorschlag wird sicher aufgegriffen werden und geprüft werden. 

Aber weil eben hier ein Bild gezeichnet wird in Ihrer Anfrage, das nicht den Tatsachen entspricht, möchte ich schon einige Tatsachen bringen. 

Der Internationale Verband der öffentlichen Verkehrsbetriebe, in dem die WIENER LINIEN auch vertreten sind in verschiedenen Gremien, hat immer wieder oder schon öfters darauf hingewiesen, dass die Sicherheitsstandards der Wiener U�Bahn Muster und Vorbild sind. Also, sie sind nicht nur sehr gut, sondern sie sind für sehr viele Länder Muster und Vorbild. Und darauf, glaube ich, können wir stolz sein. Ich glaube - und das hat auch Kollege Ellensohn gesagt -, vor allem im Vergleich mit sehr vielen U�Bahnen, was man feststellen kann, wenn man diese U�Bahnen benützt. 

Es war im Mai dieses Jahres ein Kongress der UETB in London. Es waren auch die Freiheitlichen anwesend, die Kollegen Vassilakou war anwesend, der Kollege Gerstl war dort, ich war dort, andere waren auch dort, die Kollegin Klier. Und man hat da erstens einmal gemerkt, welch hohes Ansehen die WIENER LINIEN allgemein und speziell die Wiener U�Bahn in der Fachwelt überall genießen, und zweitens hat man die Londoner U�Bahn wirklich vergleichen können. Ich bin ein großer Fan von Großbritannien und England, muss ich auch dazusagen, und die Londoner U�Bahn war wahrscheinlich zur vorigen Jahrhundertwende, also vom 19. zum 20. Jahrhundert, weltweit ziemlich die beste oder vielleicht auch die erste, ich weiß es nicht genau. Aber die jetzigen Standards sind einfach sicherheitsmäßig wirklich äußerst schlecht. Und da sieht man eben, was 18 Jahre Regierung Thatcher und Major mit ihrem Privatisierungswahn gebracht haben. Das ist für den öffentlichen Verkehr eine Katastrophe in Großbritannien und in London gewesen, und es ist außerordentlich schwierig für den jetzigen Bürgermeister von London, Livingstone, da wieder das Ruder herumzureißen, weil man es natürlich nach so vielen Zeiten der Verluderung sehr schwer hat. 

Deshalb möchte ich auch eine grundsätzliche Bemerkung machen. Ich glaube, genauso wie es falsch war, in manchen Ländern die Verstaatlichung zu übertreiben oder zu weit zu gehen bei Verstaatlichungen, genauso ist es falsch, wenn man die Privatisierung übertreibt und wenn man bei Privatisierungen in Bereiche vordringt, wo die Privatisierung nichts verloren hat. Das ist zu Lasten der Menschen, das ist zu Lasten der Sicherheit und das ist zu Lasten der Gesellschaft dann. Und hiefür ist wirklich der öffentliche Verkehr in Großbritannien ein negatives Beispiel. 

Ich kann wirklich nur sagen: Wir sollten uns hüten bei uns, diesem modernen Wahn nachzufolgen, dass man alles, alle öffentlichen Aufgaben privatisiert. Das ist falsch beim öffentlichen Nahverkehr, das ist falsch beim Gas, das ist falsch beim Strom, das ist falsch beim Wasser und bei anderen wichtigen Bereichen. 

Und ich glaube, das setzt sich auch international immer wieder mehr durch. Der Berater des früheren Präsidenten Clinton hat in einem Interview gemeint, dass sich diese Privatisierung, die es in den letzten Jahren gegeben hat, äußerst negativ auch für die Sicherheit ausgewirkt hat. 

Jetzt aber zurück zu den WIENER LINIEN. Ich bin der Auffassung, dass wir die höchsten internationalen Sicherheitsstandards haben. Nach meinen Informationen, und wie es auch schon gesagt worden ist, hat es seit der Eröffnung der ersten Wiener U�Bahn, das war meiner Erinnerung nach 1978, noch nie einen Fall gegeben, dass ein Fahrgast in Lebensgefahr gewesen wäre oder gar ums Leben gekommen sei, und das ist doch eine interessante Sache, wenn man bedenkt, dass über 1 Million Fahrgäste pro Tag die Wiener U�Bahn benützen. Man kann sagen, es ist im Vergleich zu den anderen Verkehrsmitteln ein außerordentlich sicheres Verkehrsmittel.

Ich hoffe, dass sich die anderen Verkehrsmittel nicht noch weiter verschlechtern, zum Beispiel durch den neuen Plan, dass man jetzt die Kfz erst nach, was weiß ich, drei Jahren oder wann untersucht und nicht wie bisher in kürzeren Abständen. Das dient sicher nicht der Verkehrssicherheit.

Aber Faktum ist, dass die Wiener U�Bahn international, aber auch im Vergleich zu anderen Verkehrsmitteln, höchste Standards hat. So soll es bleiben und, soweit es möglich ist, noch weiter ausgebaut werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Zum Fall 31. August wollte ich noch einiges richtig stellen. Das hat aber schon Kollege Ellensohn dankenswerterweise gemacht, weil dort der grüne Ex-Bezirksrat mitgefahren ist - ein schöner Zufall - und das gleich richtig stellen konnte. 

Insgesamt glaube ich auch, dass Kollege Klucsarits eine sehr faire Rede gehalten hat. Aber ich muss schon sagen: Man kann immer noch mehr und noch besser schulen. Aber die Mitarbeiter der WIENER LINIEN und der U�Bahn sind ja ausgezeichnet geschult. Sie wurden - ich glaube, das ist beim Landeshauptmann in seiner Beantwortung schon gekommen - zwischen 1996 und 2000 51 Tage nur mit der Berufsfeuerwehr geschult, 8 Tage mit der Rettung, 5 Tage mit dem Roten Kreuz, 131 Tage mit der Polizei. Es gibt regelmäßige Hebeübungen bei der U�Bahn, es gibt Brand- und Sicherheitsübungen. Jeder dieser Einsätze führt wieder zu Nachkontrollen der Abläufe. Also ich glaube, im Großen und Ganzen sind die Mitarbeiter ausgezeichnet geschult und auch darauf können wir als Stadt stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber auf Grund internationaler und auch anderer Vorfälle ist die Bevölkerung sensibel. Darauf muss die Politik reagieren und muss versuchen, das Optimum an Sicherheit herauszuholen, auch bei kleinen technischen Sachen. Weil ein grundsätzliches Sicherheitsproblem gibt es nicht in der Wiener U�Bahn. Kleine technische Fehler sind denkunmöglich auf alle Zeit zu verhindern. Aber auch die gehören minimiert bis zum Letztmöglichen. 

Und diese Evaluierung, Kollege GÜNTHER, hat es gegeben, weil Sie gesagt haben, es ist nichts evaluiert worden. Mehrere Evaluierungen hat es gegeben nach dem 31. August. Der Fahrer soll jetzt sofort bei Stillstand den Grund der Anhaltung durchgeben. Das Zweite: Der Fahrer soll, wenn er aus dem Führerhaus geht, dafür sorgen, dass die Streckenbeleuchtung eingeschaltet wird. Also, das ist auch neu. Zusätzlich hat es auch Sicherungsmaßnahmen gegeben, dass nicht Zigarettenteilchen von außen zur Filtermatte auf das Dach kommen, wie es vermutlich bei dem Fall am 31. August gegeben war. 

Also genau das, was verbesserbar ist an kleinen technischen Sachen, ist auch gemacht worden. Jeder gute Vorschlag wird aufgenommen und es wird weiter verbessert werden. Es soll eben nach menschlichem Ermessen nichts passieren können. Auch wenn immer in der Welt irgendwo etwas passiert, dann wird von den WIENER LINIEN und in der Wiener U�Bahn das evaluiert, wird darüber nachgedacht, könnte da bei uns Ähnliches passieren, und wenn ja, was könnte man besser machen. Sehr oft könnte vieles gar nicht passieren, was irgendwo passiert, weil wir eben die hohen Standards haben. Aber es wird immer bei uns darüber nachgedacht, wenn international etwas passiert: Wie schaut es bei uns aus, was könnte man machen? 

Ein Problem ist wirklich das Rauchverbot. Dass das natürlich nicht vollständig eingehalten wird, das stimmt grundsätzlich mit der Einschätzung überein, dass die Bewusstseinsbildung das Primäre sein soll, das Wichtigere sein soll, dass man die Leute überzeugen muss, dass man im Bereich der U�Bahn, also nicht nur im Wagon, sondern auch heraußen, nicht rauchen darf.

Ich bin aber - das ist meine persönliche Meinung jetzt - durchaus der Auffassung, dass bei uneinsichtigen Fällen eben auch Strafen ausgesprochen werden können. Also, das ist jetzt auch selten, soviel ich weiß, der Fall. Ich glaube, wenn aber die Bewusstseinsbildung nicht in ausreichendem Maße nützt - ich hoffe, es nützt, aber wenn es so sein sollte, dass es nicht ausreichend nützt -, finde ich, dass geringe Verwaltungsstrafen bei Leuten, die eben in der U�Bahn entgegen allen Versuchen, sie zu überzeugen, unbedingt rauchen müssen, vielleicht auch möglich sind. Wie gesagt, das ist meine persönliche Meinung, und zu der stehe ich auch.

Jedenfalls, das Ziel muss sein, dass in der U�Bahn grundsätzlich nicht geraucht wird, dass damit ja wirklich die Sicherheit erhöht wird, und das sollte unser gemeinsames Ziel sein. 

Dann bin ich schon ziemlich am Ende. Man kann und soll darüber nachdenken - das ist auch gesagt worden -, was an den sehr hohen Sicherheitsstandards noch verbesserbar ist. Das ist, wie gesagt, bei technischen Kleinigkeiten vielleicht der Fall, aber nicht bei grundsätzlichen Sicherheitsangelegenheiten. 

Aber eines noch abschließend zur Anfrage der Freiheitlichen: Wenn die FPÖ wirklich als Hauptstossrichtung ihrer Anfrage heute die Novellierung des Wiener Feuerwehrgesetzes hervorgehoben hat, zeigt das, dass man sich mit der Frage meiner Ansicht nach nicht ausreichend beschäftigt hat, denn gerade das Wiener Feuerwehrgesetz findet im Zusammenhang mit der Tunnelsicherheit überhaupt keine Anwendung. Und insofern, würde ich sagen, ist die Dringliche der FPÖ doch ein ziemlicher Fehlschlag.

Wiewohl ich nach wie vor sage, dass grundsätzlich die Tatsache, dass wir jetzt hergehen konnten, und zwar nicht nur meine Fraktion, sondern drei Fraktionen dieses Hauses, und hinweisen konnten, wie ausgezeichnet die Sicherheit in unserer U�Bahn ist und wie ausgezeichnet die WIENER LINIEN arbeiten, objektiv gesehen durchaus ein positiver Faktor der Anfrage war. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Kreißl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Zuge der ganzen Debatte ist offensichtlich eine Wortmeldung untergegangen, die wirklich ungeheuerlich war, und ich würde den Herrn Präsidenten ersuchen, das diesbezüglich protokollmäßig auszuheben. 

Herr Ellensohn hat gemeint, die U�Bahn ist Gott sei Dank eine FPÖ-freie Zone. Meine Damen und Herren! Das ist Rassismus pur! Und es ist ein Skandal, dass so etwas hier kommt, dass man sich wegen einer Gesinnung freut, dass sich diese Leute, die diese Gesinnung vertreten, irgendwo angeblich nicht aufhalten. Abgesehen davon, dass sicher genügend FPÖ-Sympathisanten mit der U�Bahn fahren. 

Das Mindeste, was ich von euch erwarte, von den GRÜNEN, bitte, ist, dass sich der Klubobmann für diese ungeheure Entgleisung in aller Form entschuldigt. Aber offensichtlich wird das als lächerlich abgetan, was hier so von Ihnen rassistisch verzapft wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zu den grünen Wortmeldungen ... (Heiterkeit in den Bankreihen der SPÖ.) Das ist sehr witzig, das glaube ich. Was glauben Sie, wie das wäre, wenn ich das über die SPÖ sagen würde? - Was da für ein Aufschrei durch die Medien ginge! Sie würden alles mobilisieren gegen mich, wenn ich so etwas sagen würde. Ich muss Ihnen eines sagen: Zu Recht würden Sie so mobilisieren. (Abg Ursula Lettner: Sie haben schon anderes gesagt!) Was habe ich gesagt in diese Richtung? Sagen Sie es mir bitte! Konkret sagen Sie bitte, was los war! Behaupten Sie da nichts, bitte, sondern sagen Sie mir konkret, wann ich gesagt habe, dass ich eine SPÖ-freie Zone gerne haben würde. 

Kurz noch zu den Ausführungen des Herrn Ellensohn. Die fünf bis sieben Minuten der Feuerwehr zum Einsatzort ... 

Ich würde Sie wirklich noch einmal ersuchen (Zu Abg Ursula Lettner, die mit ihrer Sitznachbarin gesprochen hat.), entweder melden Sie sich zu Wort und sagen konkret, was Sie mir vorzuwerfen haben, oder seien Sie bitte still, ja? 

Konkret zur Feuerwehr. In fünf bis sieben Minuten am Einsatzort, das mag zwar schön sein, ist die Normalzahl, nur leider ist sie meist falsch. Ich kenne diese Zahlen, fünf bis sieben Minuten zum Einsatzort. Ich war lange genug bei der Polizei. Da hat man gesagt: binnen drei bis fünf Minuten. Die sozialistischen Innenminister haben immer gesagt: Binnen drei bis fünf Minuten ist ein Funkwagen am Einsatzort. Ich habe schon den fünften Einsatz bekommen im Funkwagen und war noch eine halbe Stunde bei einem anderen Einsatz beschäftigt. 

Also, ungefähr so rennt das mit diesen Einsatzzeiten. (Abg Josefa Tomsik: Sie meinen nicht, dass das von Ihren eigenen Kollegen von der Polizei eine Ungeheuerlichkeit ist?) Die können nämlich nichts dafür. Die können überhaupt nichts dafür. Was ist da eine Ungeheuerlichkeit? - Das stimmt ganz einfach. (Abg Josefa Tomsik: Das ist nicht richtig!) Das war zu meiner Zeit. Jetzt bin ich nicht mehr bei der Polizei aktiv. (Abg Josefa Tomsik: Na, Gott sei Dank!) Das war halt so. Es waren zu wenig Funkwagen da, alles. (Abg Josefa Tomsik: Das ist eine Ungeheuerlichkeit!) Was ist da jetzt eine Ungeheuerlichkeit? Also bitte, sagen Sie es mir! 

Aber bitte, kommen wir wieder zum eigentlichen Thema zurück. (Abg Josefa Tomsik: Ja, kommen Sie zur Feuerwehr!)

Wenn die GRÜNEN noch dazu sagen, wenn wir uns extrem für den Radfahrverkehr einsetzten, könnten wir viele Leben retten, dann mag das insofern stimmen, wenn wir vielleicht den Fahrradführerschein einführen. Aber ich glaube, die meisten Verkehrsübertretungen in Wien - und das ist sicher nachgewiesen - werden von Radfahrern gesetzt. Und das sehen Sie natürlich auch, wenn Sie auf der Straße unterwegs sind.

Meine Damen und Herren! Heute in der Früh schon hat Herr Lhptm Häupl zugegeben, und zwar bei der Anfrage bezüglich Zivilschutzmaßnahmen, dass es nicht unbedingt zum Besten bestellt ist mit dem Zivilschutz. Das heißt nämlich sehr viel, weil normalerweise ist beim Herrn Landeshauptmann in Wien alles zum Besten bestellt. Wenn er schon zugibt, dass es nicht so ist, dann heißt das, dass es um den Zivilschutz sehr schlecht gestellt ist. Und bei diesem Zivilschutz geht es natürlich um diesen ganzen Komplex. Wenn Sie auch noch 100�mal "der Feuerwehr" sagen, das ist ein ganzer Komplex, ein umfassender, damit wir wissen, was wir mit der Bevölkerung machen, wie wir die Bevölkerung ausreichend schützen, wenn es zu einem Ernstfall, zu einem Katastrophenfall kommt.

In der letzten Zeit hat es immer wieder Ereignisse gegeben, welche bestätigt haben, dass wir zivilschutzmäßig nicht ausreichend versorgt sind. 

Es hat auch im Hinblick besonders auf die Tunnels entsprechende Anträge gegeben. Beispielsweise hat es einen Antrag der Bezirksvertretung Innere Stadt gegeben, betreffend Durchführung einer Brandschutzübung im U�Bahn-Tunnel, welcher auch angenommen worden ist. Das kurz nach Kaprun, nach der Tragödie in Kaprun, und zwar mit der Begründung, dass die Brandkatastrophe zur bitteren Erkenntnis geführt hat, dass vermeintlich sichere Anlagen tödliche Fallen sein könnten. Und es wurde dementsprechend eine Brandschutzübung durchgeführt.

Es hat dann eine lakonische Antwort der WIENER LINIEN gegeben, dass das nicht notwendig ist. Worauf die Bezirksvertretung des 1. Bezirks einen Urgenz-Antrag gestellt hat. Das hat dann endlich den Magistratsdirektor bewogen, diesen Antrag weiterzuleiten. Er hat diesen an den amtsf StR Svihalek weitergeleitet. Und der hat dann dasselbe festgestellt, was wir eigentlich heute auch schon aus sozialistischem Mund, vorwiegend aus sozialistischem Mund beziehungsweise deren grünen Kommilitonen gehört haben. Der hat dann wieder lakonisch gemeint: Es ist eh alles in Ordnung, wir brauchen keine Brandschutzübungen in der U�Bahn, kurz zusammengefasst, wenn wir uns diesen Brief anschauen. 

Die Bevölkerung ist zu Recht beunruhigt, sehr geehrte Damen und Herren, weil es ja wirklich in letzter Zeit eine rapide Häufung dieser Katastrophen gegeben hat, also Katastrophen erstens einmal auf der Weltebene, und dann im U�Bahn-Bereich keine Katastrophen, das gebe ich ohne weiteres zu, allerdings Dinge, die die Bevölkerung beunruhigen können, weil diese eben passiert sind.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir sollten uns ganz allgemein im Hinblick auf die Ereignisse der letzten Jahre, sprich Lassing, sprich Kaprun und sprich als Höhepunkt, als negativer Höhepunkt die Ereignisse, welche sich in Washington und New York abgespielt haben, beziehungsweise ich weiß nicht, was heute in Russland war, ob das jetzt ein tatsächlicher Anschlag war, so weit bin ich nicht informiert, wir sollten uns also überlegen, wie wir wirklich die Bevölkerung, vor allem unsere Jugend in den Schulen, dementsprechend von den Zivilschutzmaßnahmen her versorgen können.

Ich glaube auch, dass die Bevölkerung in dieser Zeit, in der jetzigen Zeit, im notwendigen Ausmaß sensibilisiert ist, um entsprechend mitzuwirken, um entsprechend Vorsorge zu treffen.

Es handelt sich dabei darum, dass man über einen längeren Zeitraum, wenn eine Katastrophe wäre, die Bevölkerung mit dem Notwendigsten versorgen kann, damit bei kleinräumigen Isolierungen die Bevölkerung, jeder Einzelne entsprechend gut überleben kann.

Ich glaube nicht, dass es damit getan ist, zu sagen: Na kaufen Sie sich ein Klebeband und picken Sie es um die Fenster, dann ist alles in Ordnung. Ich glaube, das Ganze ist etwas mehr. 

Wenn wir beispielsweise vom Ärgsten ausgehen, wir hören jeden Tag, fast jeden Tag vom Atomkraftwerk Temelin einen Störfall, wenn wir davon ausgehen, dass da ein stärkerer Störfall ist, der unsere Stadt unmittelbar bedroht, dann muss man sich natürlich auch überlegen, was man dagegen tun soll. Und es hat allen Anschein - und das hat auch die Anfragebeantwortung heute durch den Herrn Landeshauptmann gezeigt -, dass es offensichtlich nicht so weit ist, dass man wirklich die Bevölkerung ernsthaft versorgen kann.

Als Vorsorgemaßnahmen wären beispielsweise zu treffen die Bereithaltung von Lebensmitteln beziehungsweise Betriebsmitteln, und zwar in den Wohneinheiten, in den normalen Wohneinheiten. Bei Lebensmitteln wäre natürlich anzustreben - das wissen wir alle - eine Individualbevorratung, und zwar für vierzehn Tage, beziehungsweise weiter eine überregionale, eine regionale, eine überlagerte regionale Bevorratung, ebenfalls für zwei Wochen.

Es hat bisher die Versuche gegeben, eher kärglicher Art - das muss man sagen -, die Bevölkerung dazu anzuhalten, dass sie diese Individualbevorratung auch durchführt. Ich glaube, in der jetzigen Zeit, angesichts der katastrophalen Ereignisse der jetzigen Zeit, ist die Bevölkerung so sensibilisiert, dass man sie zu so einer Individualbevorratung bewegen könnte. 

Man könnte beispielsweise, wenn man sich die periodischen Aussendungen der Stadt Wien an jeden Haushalt anschaut, diese einmal sinnvoll verwenden, sie nicht als Propaganda-Zeitschrift der SPÖ verwenden, sondern vielmehr für solche Dinge, dass man die Bevölkerung wirkungsvoll aufklärt, was es mit dieser Individualbevorratung an sich hat. Ich bin sicher, dass alle Medien diesbezüglich mitmachen werden, insbesondere auch der ORF. 

Die zweite Sache: eine regionale Bevorratung, weil es kann natürlich passieren, und das ist dann der größere Fall, dass über mehrere Tage der Nahverkehr beziehungsweise die Verkehrslinien, die Verkehrswege zusammenbrechen und es nicht möglich ist, anzuliefern. Daher müsste es eine regionale Bevorratung geben. Ich glaube, eine solche regionale Bevorratung stellt überhaupt kein Problem dar, und zwar aus dem einfachen Grund, weil die Stadt Wien beispielsweise Großmärkte einbeziehen könnte, wie Merkur, Billa, Mondo, Zielpunkt oder wie sie noch alle heißen mögen, Spar, dass ich nicht vergesse, dass ich keine Schwierigkeiten bekomme, mit denen dementsprechend einen Vertrag abschließt, dass sie für ihr Einzugsgebiet eine solche Regionalbevorratung, auch mit den notwendigsten Lebensmitteln, die man dafür braucht, durchführen würden. 

Es ist allerdings leider in dieser Richtung nichts geschehen. Es ist weder an die Großmärkte herangetreten worden, noch wurde die Bevölkerung in den letzten zwei, drei Jahren bis dato über eine Individualbevorratung aufgeklärt. 

Man müsste die Bevölkerung aufklären, dass man eventuell, besonders im Winter, die Möglichkeit einer Notbeheizung hat, dass man eventuell eine Kochgelegenheit hat, einen Kanonenofen beziehungsweise einen kleinen Spirituskocher, damit man einige Tage zu Hause überleben könnte. 

Wobei zu sagen wäre, dass natürlich in Wohnungen, allgemein gesehen, die normalen Thermofenster für einige Tage vollkommen ausreichend sein müssten und dort, wo solche Thermofenster nicht vorhanden sind, getrachtet werden müsste, dass die Wohnungen zumindest mit entsprechenden Gummidichtungen abgedichtet werden. 

Geschehen, meine Damen und Herren, ist von der sozialistischen Stadtregierung in dieser Hinsicht überhaupt nichts!

Wenn es zu so einem Katastrophenfall kommt, haben wir natürlich das Problem, dass die meisten Schadstoffe durch die Luft verbreitet werden. Der Herr Landeshauptmann hat es zwar gesagt: Da scheiden sich die Geister zwischen uns und der SPÖ - das mag richtig sein -, was die Schutzräume betrifft. Es erscheint jedoch die Einrichtung solcher Schutzräume sicherlich erforderlich, und ich glaube, wir können das mit der notwendigen Ruhe angehen. Wir bräuchten nur eine Änderung der Bauordnung dahingehend, dass bei Neubauten derartige Schutzräume in ausreichender Zahl für dieses Wohnhaus eingerichtet werden, denn das wäre sehr kostengünstig und würde bei den Baukosten relativ wenig ins Gewicht fallen. Da sind natürlich die Raumgröße, die Zahl der jeweiligen Bewohner und dergleichen von Bedeutung. 

Es ist sicherlich auch notwendig, dass wir für die Überwachungsorgane entsprechende Schutzvorrichtungen schaffen beziehungsweise diese damit ausrüsten, und es ist von entscheidender Bedeutung, wieweit man diese Ereignisse, wenn sie stattfinden, dann lokalisieren kann und sie möglichst gering an einem Ort halten kann. 

Es ist aber nicht so, wie der Herr Landeshauptmann meint, wir schicken alle Leute dann einfach nach Hause und zu Hause ist es ohnehin am sichersten. Das ist jetzt etwas polemisch gemeint, zusammengefasst, das muss ich schon zugeben. Es ist aber so, dass ich mir nicht vorstellen kann, was sich abspielt, wenn die Sirene zu heulen beginnt. Abgesehen davon, dass da ebenfalls zu wenig Aufklärung stattfindet, damit die Bevölkerung wirklich in der großen Zahl weiß, was nach so einem Sirenenalarm zu tun ist. 

Es ist sicherlich auch so, dass es nicht möglich sein wird, dass alle plötzlich in einer halben Stunde an ihren Heimatort kommen. Es ist sicher auch so, dass man einem Schulkind, welches möglicherweise weiter vom Schulort entfernt wohnt, einem kleinen Schulkind mit sechs bis zehn Jahren diesen Weg nach Hause allein in so einer Situation nicht zutrauen wird können. Es wäre daher wirklich hoch an der Zeit, wenn ich mir die Schulen anschaue, unsere Pflichtschulen, für die die Gemeinde Wien, für die die Stadt Wien verantwortlich ist, dass wir zumindest dafür sorgen, dass die alten Fenster einmal zuerst repariert werden, durch neue ersetzt werden, damit diese bei etwaigen Strahlenunfällen auch die nötige Abdichtung garantieren. 

Und es ist natürlich auch so, dass in diesen Schulbereichen, aber natürlich auch in anderen öffentlichen Gebäuden, diese Lokalbevorratungen stattfinden müssten. Wie ich der Wortmeldung des Herrn Landeshauptmanns heute entnommen habe, gibt es in den einzelnen Schulen überhaupt keine Bevorratung. Das heißt, wenn es zum Katastrophenfall käme und man nicht die Möglichkeit hätte, die Schüler nach Hause zu schicken, und das wird im Normalfall so sein, ist es unmöglich, sie zu versorgen. 

Und das sind Sachen, meine Damen und Herren, die erstens einmal wenig Geldmittel kosten. Die Fenster kosten zugegebenermaßen mehr, aber das müsste es uns wert sein. Das sind Sachen, die Versäumnisse darstellen, weil die Geldmittel eigentlich nicht der Grund sein dürfen, dass eine Bevorratung nicht stattfindet. 

In diesem Sinne appelliere ich an die Regierungspartei, die tragischen Ereignisse der letzten Zeit dahingehend zum Anlass zu nehmen, dass sie die Situation in Wien überdenkt. Alle ein, zwei Jahre kommt in regelmäßigen Abständen eine derartige Diskussion auf. Wir haben gesehen, dass sie notwendiger denn je ist, und, sehr geehrte Damen und Herren, wie gesagt, es wäre höchst an der Zeit, zumindest erste Maßnahmen zu setzen, kleine Maßnahmen, die nicht viel Geld kosten, aber die dementsprechend effektiv sind. Es wäre höchst an der Zeit, über diese Vorsorgen und über das Verhalten in den Schulen die Schüler entsprechend zu unterrichten. Es wäre höchst an der Zeit, über die Medien die Bevölkerung zu informieren, was sie wirklich tun müsste und wie sie im Ernstfall drei Tage, sieben Tage oder vierzehn Tage zu Hause überleben könnte.

Noch einmal mein Appell an die Regierungspartei, hier rasch zu handeln. Ich hoffe, ich hoffe für die Zukunft von uns, dass wir uns zwar bestens ausrüsten, dass wir diese Ausrüstung nie brauchen werden, aber, wie gesagt, Vorsicht ist die Mutter der Porzellankiste, und so ein Katastrophenfall, haben wir gesehen, kommt leider schneller als man glaubt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau Abg Klier zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Helga Klier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ganz kurz einmal zum Einstieg. Über Ungeheuerlichkeit anderer zu reden, Herr Kollege Kreißl, wenn man selbst oft Aussagen tätigt, die mehr als unter der Gürtellinie sind (Abg Heinz-Christian Strache: Welche? Sie bringen keine Beispiele!), ich finde, das ist arg. Und dann einer Kollegin zu sagen, sie möge den Mund halten, ist das Allerärgste. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Das nur dazu. (Abg Heinz-Christian Strache: Ihre Behauptungen sind peinlich!)

Dann das Nächste: Ihre Aussage über die Feuerwehr. Abgesehen davon, dass ich auch für den Herrn Branddirektor volle Unterstützung habe - er ist ein sehr kompetenter Mann, er hält seine Leute absolut in Schuss, sie lernen viel, sie können viel und sie sind wirklich Tag und Nacht für uns im Einsatz -, muss ich Sie berichtigen. Sie haben gesagt, das dauert so lange, bis die Feuerwehr kommt. Das stimmt nicht, diese sieben Minuten. Ich sage Ihnen was: Ein Feuerwehrauto fährt am Tag innerhalb von 30 Sekunden aus nach Eingang der Meldung. Und in der Nacht dauert es eine Minute, denn da müssen sich die Männer leider Gottes anziehen, weil nackert können sie dort nicht hinfahren. Und wenn dann der Weg ein bisschen weiter ist, so dauert das Eintreffen am Platz zwischen drei und fünf beziehungsweise, wenn es noch weiter ist, sechs Minuten. Das ist das Äußerste. Auch das möchte ich Ihnen gesagt haben. Weil Sie gesagt haben, Sie wissen das von der Polizei, dass das anders rennt. Mag sein. Bei der Feuerwehr ist es so. Bei der Feuerwehr geht es ruck-zuck. Nach Eintreffen der Meldung, wie gesagt eine halbe Minute am Tag, eine Minute in der Nacht. (Beifall bei der SPÖ.)

Als Nächstes empfinde ich es auch äußerst merkwürdig, dass man eine Diskussion über den Lainzer Tunnel unter dem Vorwand - und ich sage das ganz bewusst, wie ich es jetzt sage, unter dem Vorwand - der Vorkommnisse in der U�Bahn auf diese Art und Weise wieder aufrollt. Das ist unehrlich. Da hätten Sie lieber gesagt, Sie wollen eine ehrliche Diskussion, eine weitere über einen zwei- oder einröhrigen Tunnel. Dann hätten wir darüber reden können und ich finde, das wäre ehrlicher gewesen. 

Abgesehen davon, dass Sie ganz genau wissen, dass das eine rein theoretische Diskussion ist, weil Ihre Frau Verkehrsministerin ist ja sowieso nicht daran interessiert, für uns, für die Ostregion, dieses Projekt zu verwirklichen. Da sind wir doch genau dort. Das heißt, diese Diskussion können wir uns ja sowieso in der nächsten Zeit ersparen. 

So, und jetzt zur U�Bahn selbst. Also, die meisten Dinge sind heute schon angesprochen worden. Ich möchte aber nur darauf hinweisen - auch das ist schon gesagt worden -, dass Wien eine der sichersten U�Bahnen der Welt hat. Das ist richtig. Und genau die besonders strengen Brandschutzbestimmungen, die besonders hohen Sicherheitsstandards sind dafür verantwortlich. Und nur die garantieren diese Sicherheit.

Und noch etwas, und das ist für mich überhaupt einer der wichtigsten Punkte. Das Unternehmen WIENER LINIEN befindet sich im öffentlichen Eigentum und damit nehmen die Eigentümer die Verantwortung im hohen Maße wahr. Und das ist wichtig. Denn wenn Sie sich - und auch das ist heute schon angeklungen - England hernehmen, Großbritannien, dort gibt es so viele Unfälle bei den öffentlichen Verkehrsmitteln, die in privater Hand sind. Und um des Profits willen wird dort privatisiert. Und ich stelle mich da her und sage: Und genau das werden wir Sozialdemokraten nicht zulassen! Wir werden keine Privatisierung der WIENER LINIEN zulassen! Das sage ich von hier aus und da glaube ich in meiner Fraktion vollste Unterstützung zu haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ein paar andere Details zur Information. Ich weiß nicht, ob Sie es wissen: Es fahren täglich auf den Wiener U�Bahn-Linien 65 Züge, allein auf der U 6 33. Das heißt, wenn man jetzt die U 2 abzieht, die ja eine relativ sehr kurze Strecke ist, da fahren ja nicht viele, bleiben allein für die anderen in etwa, weiß ich, 60 Züge. Die transportieren tagtäglich über 1 Million Fahrgäste. Und keiner dieser Fahrgäste war je in Lebensgefahr! Auch wenn Sie diese Ängste schüren wollen und wenn Sie die Unsicherheit in der Bevölkerung schüren wollen: Die Bevölkerung ist nicht gefährdet in unseren U�Bahnen! Und das sollten Sie wissen. Und Sie wissen es auch. Sie spielen nur ganz bewusst damit und das finde ich als Politiker in einer Stadt unfair. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dass die WIENER LINIEN auf den Vorfall im August reagiert haben, das haben Sie auch schon gehört. Sie haben auch gehört, dass die Fahrer angewiesen worden sind, dass sie sofort, wenn irgendein Gebrechen auftritt, beim Verlassen des Fahrersitzes die Streckenbeleuchtung einschalten. Das ist Tatsache und das ist auch ganz wichtig. 

Aber offensichtlich, meine Damen und Herren, ist es so, dass die FPÖ wirklich nur die Ängste schüren möchte und Unsicherheit erzeugen möchte. Ihnen ist vollkommen Wurscht, wie die Bevölkerung im Bund behandelt wird. Ihnen ist es nur dort wichtig, wo die anderen die Kompetenz haben. Dort, auf einmal, sind Ihnen die Bürger wichtig. Und ich finde, das ist auch ein Punkt, den man sehr wohl besprechen sollte. Denn im Bund sind Ihnen die Leute vollkommen egal, was dort passiert, weil sonst gäbe es nicht Aktionen, die Sie setzen, die absolut gegen die Bürger sind. Abgesehen von der finanziellen Einschränkung. 

Ich will mich nicht weiter aufregen, weil das regt mich, muss ich ehrlich sagen, so auf, wenn ich Sie so höre und sehe, wie Sie eigentlich über alles und jedes in dieser Stadt loshauen. 

Ich möchte Ihnen nur eines sagen: Hören Sie endlich auf, die Leute hier verunsichern zu wollen (StR Karin Landauer: Das machen doch Sie!), sondern besinnen Sie sich einmal, besinnen sich ein einziges Mal Ihrer Aufgabe als Stadtpolitiker und helfen Sie mit, wenn Sie Unsicherheiten sehen. Helfen Sie mit, dass solche Dinge behoben werden, wenn Sie glauben, dass sie wirklich vorhanden sind. Aber tun Sie nicht ewig und immer auf alles loshauen und die Leute nur verunsichern. (Beifall bei der SPÖ. - StR Karin Landauer: Das machen Sie, die Leute verunsichern!) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Pfeiffer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Am 6. Oktober findet wieder eine Sirenenprobe statt, wie sie jährlich in unserer Stadt ja immer durchgeführt wird, um herauszufinden, ob die Sirenen noch alle in Ordnung sind, und auch, um der Bevölkerung ein wenig diese Sirenen bekannt zu machen. 

Was haben wir da gelernt, und was steht auch im Telefonbuch auf der ersten Seite im Innenaufschlag? - "Wenn die Sirene ertönt, einen geschlossenen Raum aufsuchen und das Rundfunkgerät beziehungsweise den Fernseher einschalten." 

Ich habe das jetzt drei Jahre hindurch gemacht. Dann kommen die fröhlichen Nachrichten des Rundfunks - und es ist nichts. Ich habe drei Jahre hindurch angerufen und habe gesagt: Bitte, wenn das tatsächlich eine Probe und Übung ist, die in der ganzen Stadt ertönt, dann müsst ihr doch zumindest am Beginn eurer Nachrichtensendung und am Ende sagen, das ist ein Probealarm, Sie brauchen sich nicht zu beunruhigen. Denn das ist der Sinn der Sache, dass jemand, wenn er eine Sirene hört, dann das Rundfunkgerät einschaltet, weil dort wird er näher informiert. 

Da höre ich immer relativ schnoddrige Antworten: Ja, wir haben das eh in den Nachrichten davor gesagt. - Ja, was ist? Es gibt Leute, die sich nicht unbedingt dauernd den Österreichischen Rundfunk anhören, aus gutem Grund zumal. 

Also, ich muss sagen: Das ist keine Ausrede. Das ist in dem Fall für den ORF durchaus ein Ernstfall, nämlich der Probealarm. Und da hat der ORF auch dementsprechend darauf zu reagieren. 

Ich sage das jetzt von hier aus und von dem Rednerpult als Landtagsabgeordneter und vom Landtag der Stadt Wien aus: Vielleicht hört das jetzt einmal jemand vom ORF und wird so agieren, wie es notwendig ist. Es ist ja dankenswerterweise immer noch die Kamera da, die erhofft sich noch irgendwelche schönen Happenings. Vielleicht nehmen Sie das zur Kenntnis, dass diese Benachrichtigung der Bevölkerung der eigentliche Ernstfall dieser Sirenenprobe ist. 

Ich darf dann noch zweitens fragen, warum man ausschließlich der ländlichen Bevölkerung wöchentlich am Samstag zumuten kann, dass sie die Sirene hört. Warum man das nicht eigentlich bei uns in der Stadt auch tun kann. Ich sage Ihnen auch gleich warum: Es sind jährlich zwischen drei und fünf dieser Hörner defekt oder die Übertragungswege defekt. Dafür ist ja die Probe da. Aber drei bis fünf sind jedes Mal defekt. Also wenn man das wöchentlich hätte, wäre das schneller, klarer und sicherer. 

Und was für mich viel wichtiger ist, wenn man den Zivilschutz ernst nimmt: Die Bevölkerung wird wöchentlich einmal daran erinnert, dass es einen Zivilschutz gibt und dass man vielleicht doch - jessas na - den Haushaltsvorrat ergänzt, dass man vielleicht tatsächlich schnell noch einkaufen geht oder dergleichen mehr. Also, um es ins Bewusstsein der Bevölkerung zu bringen, da brauche ich dann gar nicht mehr viel Geld vom PID hinausschmeißen, sondern da brauche ich nur einmal in der Woche den elektronischen Alarm auszulösen, dann, wenn es am Land auch ist. Warum das der Wiener Bevölkerung nicht zuzumuten ist, wie mir immer wieder versichert wird, verstehe ich nicht ganz. 

Diese beiden Dinge wollte ich aus gegebenem Anlass und aus dem Anlass des 6. Oktober noch einmal einbringen. Ein kurzer Dauerton von 1 Minute heißt Probealarm, ein langer Dauerton von 3 Minuten ist Warnung, ein 1�minütiger auf- und abschwellender Ton ist Alarm und ein 1�minütiger Dauerton ist die Entwarnung. Ich wollte das nur noch einmal sagen, denn ich bin sicher, die wenigsten hier herinnen wissen das. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Wir wissen es eh!) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Wir kommen wieder zur zuvor verhandelten Postnummer 14 zurück. 

Herr Abg Blind wurde in seiner Rede unterbrochen. Er hat das Wort, um sie fortzusetzen.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Es ist zwar schon etwas länger her, dass ich meine Rede unterbrechen musste, ich werde aber trotzdem keine Zusammenfassung des ersten Teils vornehmen.

Gut, ich setze meine Besprechung des Naturschutzberichts fort und möchte eine Frage an die Frau Stadtrat richten, wie es jetzt bei der Wienfluss-Regulierung aussieht, und zwar hat es früher, wenn es im Wienerwald plötzliche Regenfälle gegeben hat, auch Springfluten geben können. Wie ich gestern im Fernsehen gesehen habe, gibt es jetzt neue Wehranlagen, die automatisch gesteuert werden können. Daher interessiert es mich als Penzinger Mandatar, ob ein Warnsystem hinsichtlich Springfluten im Wienfluss noch notwendig ist oder ob dieses Warnsystem vielleicht in Zukunft nicht mehr notwendig ist, da diese automatischen Schleusenanlagen Springfluten im Wienfluss verhindern können. Obwohl bei sehr vielen Abgängen zum Wienfluss Tafeln angebracht sind, dass das Benützen dieses Flussbettes derzeit nicht gestattet ist, gibt es genug Benützer, die den Wienfluss derzeit schon als Erholungslandschaft nützen und daher, falls solche Springfluten noch möglich sind, auch in Gefahr kommen könnten. Außerdem gibt es diese Tafeln "Das Betreten des Wienfluss-Gebietes ist verboten" nicht bei jedem Abgang. Sie fehlen teilweise.

Hier im Naturschutzbericht ist alles wunderbar beschrieben, so zum Beispiel der Bereich Neue Donau. Aber eines muss man schon auch hier fragen: Wie hat es dazu kommen können, dass ein Polokalrohr durch die Neue Donau zum Entsorgen der Fäkalien verlegt werden konnte? Wie war so eine Ausführung durch die Neue Donau möglich? - Die Donaubesiedelung war ja nicht der Wilde Westen oder es war vielleicht doch der Wilde Westen, weil im Ausschuss im September haben wir uns die Geschichte der Besiedelung der Donauinsel angehört und da wurde diese Besiedelung - und da spreche ich bitte das Jahr 1994 an - von Ihnen als "die finstere Zeit der Donauinsel" bezeichnet. Na "die finstere Zeit der Donauinsel" - der Ausdruck ist ja nicht von mir, aber bitte normalerweise spricht man ja von der finsteren Zeit höchstens über das Mittelalter, aber nicht über die Donauinsel ... (Abg Johann Driemer: Seit fast eineinhalb Jahren kann man wieder darüber reden!) Na ja, es war schon eine finstere Zeit von 1991 bis 1996, es war die Zeit der sozialistischen Alleinregierung. Aber das wird die MA 45 - Wasserbau ja nicht gemeint haben, wie sie über "die finstere Zeit der Donauinsel" gesprochen hat, aber umgegangen ist es damals schon ganz eigenartig. 

Da hat eine Firma Homer - wurden wir belehrt - einfach ein Camp abgesteckt. Also, war es ja doch der Wilde Westen, wenn man auf der Donauinsel ein Camp abstecken kann und das Gebiet mit eigenen Infrastrukturanlagen aufgeschlossen hat. Also, ein bisschen wild ist es da schon zugegangen. Diese Entsorgung der Fäkalien im Jahre 1994 hat 1995 schon nicht mehr funktioniert. Wortwörtlich wurde gesagt: "Es hat nicht hingehaut." So hat sich eben die Firma Homer entschlossen, die Abwasserleitung durch die Neue Donau mit einem Polokalrohr zu machen. Man kann sagen: Na ja, was erzählt man das im Landtag, ist eh Wurscht. Aber ein Polokalrohr durch die Neue Donau ist ja wirklich abenteuerlich!

Und wir wurden auch belehrt - und da wird es schon interessant, da frage ich mich, was geht hier in dieser Stadt vor -, es hat keine Bestandspläne gegeben. Was ist das für eine Stadtverwaltung, in der man einfach wie im Wilden Westen Camps absteckt, Polokalrohre durch die Neue Donau zum Fäkalien entsorgen verlegt, und dann gibt's überhaupt keine Bestandspläne über das Ganze. Zahlen, und das ist schon gar nicht lustig, wird es offensichtlich jetzt wieder der Wiener Steuerzahler, denn das Projekt "Kanal Sunken-City" hat zuerst einmal 7,9 Millionen gekostet und wird jetzt um 1,6 Millionen überschritten. Ich sehe schon ein, dass man die Anlagen der privaten Errichter nicht mitverwenden kann und nicht alles vorausahnen kann, was da ein Privater schlecht errichtet hat, aber ich frage mich: Wieso müssen das nicht die zahlen, die auch den finanziellen Vorteil haben?

Der Landesparteisekretär, der Herr Donauinsel, Kopietz, ist heute leider nicht anwesend, sonst hätte ich ihn ganz gerne befragt. Er ist ein profunder Kenner dieser Donauinsel. Nur ein bisserl eigenartig ist das schon, dass jetzt wieder der Steuerzahler für etwas herangezogen wird, wo acht Betriebe ihren Vorteil haben. Meine Meinung ist, ein bisschen mitzahlen sollten diese Herrschaften auch, zumindest den Teil, wo man geglaubt hat, man kann ihn mitbenützen, und jetzt sehen wir, wir müssen 1,6 Millionen nachschießen, weil diese Mitbenützung der privaten Anlagen nicht möglich ist.

Und dass das nicht lustig ist, steht hier in der Begründung des Antrags: 

"Die privaten Senkgruben wurden durch eine PVC-Leitung, welche durch die Neue Donau führte und am linken Ufer in die bestehende Kanalanlage mündete, entsorgt. Aus Sicht des Gewässerschutzes wurde dieses enorme Risiko für die Wasserqualität der Neuen Donau durch den nun möglichen Abbruch dieser Leitung ausgeschaltet." 

Natürlich stehen wir zu diesem Projekt. Aber es ist nicht einzusehen, warum der Steuerzahler solche Wildwestaktionen zahlen soll.

Bevor ich die Dotation Lobau, Seite 72, bespreche, möchte ich auf die Seite 52 dieses Naturschutzberichts kommen. Da wird ja dokumentiert, was alles in dieser Stadt unter sozialistischer Regierung möglich ist. Es ist fein, dass es in dem Bericht erwähnt wird, nur die Tatsache ist weniger schön. 

Zuerst einmal zur Seite 52. Da geht es um eine Vergabe, und da war es Gott sei Dank eine Ausschreibung und bei dieser Ausschreibung hat sich im Nachhinein herausgestellt, dass die Vergabe an den Bestbieter zurückgenommen werden musste, weil sich ein anderer Mitbieter aufgeregt hat, dass nicht er zum Zug kommt und dass eben der Bestbieter überhaupt nicht die notwendigen Voraussetzungen hatte. Das war auch gut so, dass man eine neue Ausschreibung gemacht hat und es wurde dann eben ein anderer Bestbieter eruiert. Das Gute an dem Verfahren war, dass es eine Ausschreibung gab. Wäre es keine Ausschreibung gewesen, sondern wäre es so passiert, wie es auf der Seite 72, Dotation Lobau, passieren kann oder heuer passieren kann, dann wäre es durch eine freihändige Vergabe möglich gewesen, jemandem etwas zu geben und die anderen hätten gar nicht gewusst, dass sie nicht zum Zug kommen, weil der gute Mann gar nicht die Befähigung hat. 

Auf der Seite 72, und das ist auch der letzte Kritikpunkt an diesem Naturschutzbericht, geht es in diesem Bericht um eine Dotation Lobau aus dem Jahre 2000, die geht in Ordnung. Aber bei der Dotation Lobau aus dem heurigen Jahr - wir hatten unlängst im Ausschuss schon wieder ein Projekt - geht es darum, dass an eine Ziviltechnikergesellschaft eine freihändige Vergabe in der Höhe von 10 Millionen S erfolgen soll. Und da steht in dem Akt, warum das gerade an diese Gesellschaft gehen soll, dass diese Gesellschaft ein hochwertiger Auftragnehmer sei. Was das auch immer heißen mag. Gut.

Dann: Es wäre die Leistungsfähigkeit und die Zuverlässigkeit dieser Gesellschaft erfolgt. Auf die Leistungsfähigkeit werde ich dann schon noch zu sprechen kommen. Was ich nicht glauben kann, ist: "Nur diese Zivilingenieurgesellschaft besitzt die Ortskenntnis der Hunderten Messstellen." Also das ist eine Begründung, die so nicht hingenommen werden kann. "Diese Gesellschaft hat alle versuchsrelevanten hydrologischen Daten der Vergangenheit in ihrem Datenbanksystem gespeichert." Also da haben wir vier Begründungen. Wenn man so viel Lob in einem Akt findet, wird man als Oppositionspartei einfach stutzig. Das muss man werten, denn sonst hätte man ja den Sinn einer Opposition sicher verfehlt und man muss hinterfragen:

Erstens. Es wurde uns im Ausschuss dargestellt, diese Gesellschaft bestünde seit 20 Jahren. Das stimmt leider nicht. Wenn man natürlich dem Auskunftsgeber vorhält, dass sich diese Gesellschaft erst laut Firmenbuch im Jahre 98 gegründet hat, dann ist das schon ein sozialistisches Geheimnis, wie diese Gesellschaft seit dem Jahr 98 20 Jahre alt werden konnte. Das ist eine Zeitrechnung, der wir nicht folgen können. 

Zweitens. Dass diese Gesellschaft laut Firmenbuch Jahr für Jahr um 10 Mitarbeiter schrumpft, ist eine Tatsache, und jetzt nur mehr 30 Mitarbeiter hat. (Abg Johann Driemer: So wie überall!) Und wenn man da sieht, Punkt 2, der hat die Leistungsfähigkeit, dann muss man schon fragen dürfen, ohne vom Vorsitzenden gegen Zeitungen und Medien geschützt zu werden: Gibt es denn diese Gesellschaft überhaupt in 3 Jahren noch? - Wenn man vom Jahr 98 an kontinuierlich Jahr für Jahr 10 Mitarbeiter abbaut, so hat man heuer eben nur mehr 30. Und wenn der Auftrag über 4 Jahre geht (Abg Heinz Hufnagl: Das haben Sie ja gehört in der Ausschusssitzung!) und man aber pro Jahr 10 Mitarbeiter verliert, dann, lieber Herr Kollege Hufnagl, darf ich wohl bezweifeln, dass diese Leistungsfähigkeit wirklich so groß und so sicher ist. Ich habe ja nicht gesagt, dass diese Firma unbedingt zu Grunde gehen muss, aber man darf ja noch fragen: Was passiert mit einer Gesellschaft, die Jahr für Jahr 10 Mitarbeiter abbaut? (Abg Johann Driemer: Es passiert genau dasselbe wie in der Privatwirtschaft!) Das ist eh eine private Firma. (Abg Johann Driemer: So wie bei allen anderen!) Ja und Sie haben vollkommen Recht, aber fragen wird man ja noch dürfen, a) das kann ja was Gutes ... (Abg Johann Driemer: Es passiert genau dasselbe wie bei allen anderen und das geht nicht nur 10 an!) Das kann ja gut sein sogar, dass diese Gesellschaft 10 Mitarbeiter abbaut, weil sie zum Beispiel die menschlichen Ressourcen ... (Abg Johann Driemer: Computer!) Jawohl, weiß ich, zum Beispiel menschliche Ressourcen könnte sie durch EDV ersetzen. Aber was Herr Kollege Hufnagl mir dann nicht mehr erklären kann, ist, wie es dann möglich ist, dass aber das Wissen in der Gesellschaft bleibt, wenn es nur die Mitarbeiter wissen, weil er hat mir weismachen wollen, dass nur diese Gesellschaft diese Ortskenntnis besitzt, das heißt, wenn es ein anderer nicht nachlesen kann, sondern wenn nur die Mitarbeiter die Ortskenntnis haben, die Mitarbeiter aber Jahr für Jahr ersetzt werden, vielleicht durch Computer, dann wird es ja niemand wissen, weil es ja nur in den Köpfen der abgebauten Mitarbeiter ist. Das heißt, das mit der Ortskenntnis, das ist so eine zweischneidige Sache. Es wird doch hoffentlich Aufzeichnungen geben müssen, dass jedermann die Messstellen finden kann. Denn wenn man sagt, man kann es nur der Gesellschaft geben, denn nur diese Gesellschaft ist in der Lage, die Messstellen zu finden, dann ist das ja ein Armutszeugnis, dass man sich auf einen Lieferanten einlässt, der alles im Kopf gespeichert hat, und wenn der Lieferant nicht mehr will, dann gibt er einfach die Daten nicht mehr heraus, weil er dann sagt: Tut mir Leid, die Mitarbeiter habe ich entlassen und ich komme jetzt an die Daten nicht mehr heran. Das heißt, diese Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit, die da in dem Akt so beschrieben wird, ist nicht glaublich. 

Diese Gesellschaft hat alle Daten in ihrer Datenbank. Ja, das glaube ich gerne, denn wo hat man denn die Daten heutzutage, wenn nicht in der Datenbank? Bitte, liebe Frau StR Kossina, tragen Sie Sorge, dass diese Daten, soweit sie von der Stadt Wien bezahlt wurden, auch in den Besitz der Stadt Wien gelangen, denn nichts ist leichter, als EDV-Daten zu kopieren. 

Was wir in diesem Ausschuss als freiheitliche Fraktion überhaupt nicht akzeptieren können, sind allgemeine Phrasen wie: Das ist ein wahnsinniges Projekt. Also, was ist ein wahnsinniges Projekt? - Ist das zu schwierig, zu groß, zu teuer? - Die allgemeine Phrasendrescherei "Das ist ein wahnsinniges Projekt" ist wirklich ein bissel billig, damit man es unbedingt freihändig vergeben kann. Ich verstehe schon, warum man es auch freihändig vergeben will. 

Und was überhaupt nicht toleriert werden kann, ist eine Behauptung "Wir können kein Leistungsverzeichnis erstellen". Ein Auftraggeber, bitte Frau Stadtrat, der kein Leistungsverzeichnis erstellen kann - und ich habe das wortwörtlich von Ihren Beamten mitgeschrieben "Wir können kein Leistungsverzeichnis erstellen" -, der soll am besten keinen Auftrag erteilen, denn wofür geben wir einen Auftrag für 10 Millionen S, wenn man nicht weiß, welche Leistung dem entgegenstehen soll? - Das kommt mir vor wie die große EDV im AKH. Da hat man ja auch den Leistungskatalog immer wieder im Nachhinein nachgebessert, im Vorhinein hat man es nicht gewusst und ist auf ewig nicht fertig geworden. 

Aber wie gesagt, dieses Projekt Dotation Lobau kommt erst in den nächsten Naturschutzbericht und dem Naturschutzbericht 2000 stimmen wir zu. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Am Wort ist Herr Abg Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Naturschutzbericht 2000 ist ein Bericht, der uns vorliegt, der sehr viele Seiten umfasst, der, wenn man ihn aufmerksam durchliest, sicher okay ist und mit dem wir uns auch ganz sicher identifizieren werden. Es gibt natürlich immer wieder Sachen, die man kritisieren kann. Wir haben jetzt langatmig gehört, was alles passiert und dass Herr Abg Maresch vollkommen zu Recht gesagt hat, dass die Renaturisierung bei manchen Flüssen hintan gehalten wird. Wir haben aber im Ausschuss wieder gehört, dass das - wir hoffen es - zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt werden wird, weil man es eben, wie Sie richtig gesagt haben, für andere Mittel jetzt verwendet. Das ist klar, man muss halt immer was zurückstecken, wenn man etwas anderes machen will, denn es ist ja immer schwer, alles auf einmal zu machen. 

Speziell der 21. und 22. Bezirk, meine Damen und Herren, sind Gott sei Dank mit Grünraum und Grünflächen gut bedacht. Ich denke jetzt nicht nur an die Lobau. Ich denke an viele Gebiete. Ich denke an die Donauinsel. Ich denke an das Gebiet um Strebersdorf. Also, wir haben dort wirklich sehr viele Grünräume und wir sind natürlich alle dazu da - und ich hoffe, auch alle anderen Mandatare -, dieses Gebiet, so wie es damals Fritz Svihalek mit der Lobau gemacht hat, ich will nicht sagen, alles zu einem Nationalpark zu erklären, aber doch soweit in Schutzhaft - will ich fast sagen - zu nehmen, damit hier nichts passieren kann. 

Ein Wunschgedanke von uns wäre es natürlich auch, dass der Wienerwald - Adi Tiller hat es ja auch proklamiert und die "Kronen Zeitung" schreibt ja sehr viel darüber - zum Nationalpark erklärt werden sollte. Das wäre natürlich auch ein großer Vorteil. Heute hab ich in der "Presse" gelesen, dass es dort einen Biosphärenpark geben könnte. Also, es gibt sehr viele Gedankengänge, wie man immer wieder hört, die in Form von Umwelt und in Form von Gedanken über Naturschutz sprechen und uns da immer wieder Beispiele geben. 

Wien ist eine Stadt, wie ich schon gesagt habe, die sehr viele Grünräume hat. Ich habe jetzt im heurigen Sommer Gelegenheit gehabt, auch Städte zu sehen, die wohl Grünräume haben, die aber durch ihre Baukonstellation alles andere als liebenswert sind. Wenn ich jetzt an Shanghai denke, an Hongkong denke, dort sind zwar wunderschöne Bauten, meine Damen und Herren, aber ich kann mir nicht vorstellen, dass man dort unbedingt leben will. Da bin ich schon lieber hier in Wien und freue mich jedes Mal, hier in Wien sein zu dürfen. 

Wien hat, wie wir wissen, die Lobau und den Wienerwald und wir sind wirklich dazu verpflichtet, das für unsere Jugend zu erhalten, die ja auch in späterer Folge merken wird, wie wichtig Grünraum und Grünoasen sind und uns das danken wird.

Eines hat mich ein bisserl befremdet, denn als ich am 27. April hier in den Gemeinderat eingezogen bin - vom Volk gewählt, sagt man so schön -, habe ich eigentlich geglaubt, dass wir mehr miteinander für die Wiener und Wienerinnen bewerkstelligen sollen. Es soll nicht sein, dass man sich gegenseitig Schuldzuweisungen zuwirft. Ich denke jetzt an den Herrn Ellensohn, denn es hat mir gar nicht gefallen, wie er gesagt hat "Einen Freiraum für die SPÖ zu schaffen". Das ist alles andere als angenehm. Das soll man nicht machen, weil persönliche Angriffe sind ein bissel unter der Gürtellinie. Ich weiß schon, dass man in der Politik sehr viel oft sagt und sehr viele Angriffe startet. Man gibt sich nachher wieder die Hand, es soll alles vergessen sein. Aber man sollte auch daran denken, man spricht auch vor der Öffentlichkeit und auch die Öffentlichkeit soll nicht merken oder soll nicht sehen, dass man hier nur Kleinkrieg veranstaltet. Man soll eben sagen, man soll miteinander arbeiten.

Ich möchte noch einmal zum Naturschutzgesetz kommen und zum Naturschutzbericht kommen. Wie gesagt, auch zum Naturschutz gehört die Umwelt. Eine Frage kann ich mir natürlich nicht verkneifen, an meine Frau Stadträtin vom Umweltausschuss zu stellen: Auch zur Umwelt gehört die Müllverbrennungsanlage und die Müllverbrennungsanlage, meine Damen und Herren, Sie wissen es alle, im 11. Bezirk ist ja, ich will nicht sagen, gefallen, aber ist einmal nicht mehr das, was wir uns vorgestellt haben, nachdem der Bezirksvorsteher des 11. Bezirks ein Veto ausgesprochen hat. Ich bin nur gespannt, was dann passieren wird, wenn der Flötzersteig geschlossen wird, wenn man dann wirklich in die Situation kommt, eine neue Müllverbrennungsanlage zu installieren. Ich möchte schon gerne von der Frau Stadtrat wissen, wo diese neue Müllverbrennungsanlage sein wird, weil ich mir nicht vorstellen kann, dass andere Bezirke das so gerne aufnehmen würden, ob das jetzt mein 22. Bezirk ist, der eh schon genug Belastungen hat. Ich denke da an den Rautenweg, ich denke da an viele andere Stationen, ich denke da jetzt an die neue Anlage, die in Stadlau auf den sehr umstrittenen Waagner-Biro-Gründen entstehen soll. Das ist natürlich auch eine Frage. Warum soll alles unser, ich sage jetzt einmal unser, Bezirk in Kauf nehmen? - Es gibt ja Gott sei Dank noch andere Bezirke, die ein bissel an der Peripherie sind, wo man auch etwas hinbauen müsste oder sollte. Oder man baut so weit weg, dass die Belästigung der Anrainer nicht passiert. 

Umwelt, ein Gedanke, der wirklich immer mehr zum Tragen kommt, der, wie Sie wissen, für Sie genauso wichtig ist, wie für unsere Kinder, die ja dann in einer wirklich reinen Umwelt leben wollen. Ich möchte das noch einmal sagen: Wir als ÖVP stimmen natürlich diesem Naturschutzbericht zu. 

Ich bin aber noch nicht am Ende. Ich möchte noch an die Kollegin Reinberger denken, die in ihrer Rede von der Landwirtschaft auch davon gesprochen hat, und da hat sie ja auch vollkommen Recht, dass unsere Landwirte derzeit Probleme haben. Probleme warum? - Weil die Gärtner sich einer wirklich großen Konkurrenz gegenüber sehen. Die Konkurrenz kommt eben einmal rund umherliegend, Holland ist da einer der größten Konkurrenten und da müssen unsere Gärtner natürlich mithalten. Wir gehen halt davon aus, dass wir jetzt sehr auf das Biogemüse umsteigen und auch hier einen Vorteil sehen, uns besser verkaufen zu können. 

Temelin ist klar, das ist eine Frage, die jetzt immer wieder in den Zeitungen steht und die auch von Ihnen richtig angesprochen wurde. Auch die Kollegin Bayr hat dieses Thema Temelin angesprochen und Sie können uns glauben, auch wir von der ÖVP sind bei Gott nicht für eine Installierung von Temelin beziehungsweise eine Einschaltung dieses Kraftwerks. 

Ich hoffe, Sie können mir zustimmen, wenn ich sage: Wir, die ÖVP, sind positiv für den Naturschutzbericht. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)  

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Ing RUDOLPH.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren des hohen Hauses!

Der Naturschutzbericht gibt alljährlich die Möglichkeit, sich auch einmal im Wiener Landtag ausführlich und eingehend mit den Fragen des Naturschutzes zu beschäftigen. Eine Diskussion, die ja in den vergangenen Jahren vielleicht auf Grund der Schwerpunktsetzung, die in der Natur der jeweils amtsführenden Stadträte gelegen ist, nicht so große Bedeutung gehabt hat. Ich glaube, man ist das ganz einfach dem Naturschutz und der Umweltpolitik schuldig, sich hier auch einmal ausgiebig und eingehend mit dem Thema zu beschäftigen. Dass dies eine Wertschätzung schon erfahren hat, kann man beispielsweise daran erkennen, dass auch heute die Damen und Herren des ORF viel länger bei uns geblieben sind, als sie sonst da sind. Ich betrachte das durchaus auch als Auszeichnung und als Kompliment und als Interesse an diesem Thema, weil es ja nur so sein kann, dass das Interesse dahin geht, auch die Wienerinnen und Wiener über das, was in diesem Bereich an Bericht vorliegt, zu informieren. 

Wenn wir schon diese intensive Diskussionsmöglichkeit haben und hier ins Detail gehen können, dann werde ich selbstverständlich auf meine Vorredner eingehen. Der Kollege Blind hat hier ja die eine oder andere Ausführung gemacht, die es schon wert ist, sie noch näher zu erläutern, denn man soll durchaus in der Unterschiedlichkeit der Wahrnehmung der Dinge sich auch hier vor dem Hohen Wiener Landtag nicht scheuen, auch durchaus innerhalb einer Fraktion einzubekennen, dass es Unterschiedlichkeiten in der Wahrnehmung und in der Beurteilung gibt, wiewohl es ein Grundproblem gibt, das den Kollegen Blind und mich natürlich verbindet. 

Der Kollege Blind hat unter anderem berechtigte Sorge geäußert, welche Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt haben, an sozialistische und sozialdemokratische Stadträte heranzutreten, um hier ihre Anliegen, ihre Sorgen, ihre Wünsche zu deponieren. Er war voll der Sorge, dass hier das den Bürgern nicht in dem Ausmaß möglich ist, wie das wünschenswert wäre.

Nun will ich jetzt von einer persönlichen Begegnung mit der Frau Stadträtin berichten, wo ich den Eindruck gewonnen habe, dass hier diese Sorge eine wohl sehr berechtigte ist, aber nicht in jedem Fall eine zutreffende. Ich hatte das Glück, Frau StR Dipl Ing Kossina beim Straßenfest in der Obkirchergasse zu treffen. Wie Sie vielleicht wissen, bin ich Mandatar aus Döbling und daher natürlich jedes Jahr beim Obkirchergassen-Straßenfest anzutreffen und habe hier das erste Mal Frau StR Kossina getroffen, die mit großer Begleitung gekommen ist. Es hat sich für mich die Möglichkeit ergeben, mit ihr hier gleich ein Bürgeranliegen, ein umweltpolitisches Bürgeranliegen zu erörtern. Da hat sich ein Bürger aus dem 22. Bezirk an mich gewandt. Das Obkirchergassen-Straßenfest erfreut sich ja auch der Teilnahme von Menschen aus anderen Bezirken. 

Also, da kam ein Bürger aus dem 22. Bezirk und hat mir sein Leid geklagt, das er als Nachbar des Reservegarten Hirschstetten hat. Er hat das Problem mit dem Laub, das dort entsteht, er hat das Problem mit den Ästen, die auf sein Grundstück wachsen, er hat das Problem mit der Baumschutzverordnung, dass er dort nichts schneiden darf und dass er da schon viele, viele Anläufe unternommen hat, um mit dem Stadtgartenamt zu einem glücklichen Ergebnis zu kommen. Er hat die Instanzen der Stadt Wien bemüht, um zu einem Ergebnis zu kommen - allein es war vergeblich.

Nachdem dieser Bürger sich an mich gewandt hat, ist es natürlich die edelste Aufgabe und Verpflichtung, hier möglichst rasch für Abhilfe zu sorgen, und ich habe daher Frau StR Kossina gleich nach diesem Gespräch darauf angesprochen und sie hat in einer mir wirklich sehr sympathischen Art und Weise reagiert. Sie hat sich den Namen aufgeschrieben, hat sich die Telefonnummer aufgeschrieben und hat sich auch das Anliegen des Bürgers notiert. Jetzt weiß ich noch nicht, ob das auch zu einer Erledigung mittlerweile geführt hat, aber ich finde - und das soll man hier durchaus auch einmal sagen, weil Ehre wem Ehre gebührt -, hier hat man durchaus sehr rasch einmal darauf reagiert. Ich will das nicht darauf zurückführen, dass ich hier in der privilegierten Position eines Mandatars bin und daher dann in weiterer Folge auch parlamentarische Möglichkeiten habe, den Menschen in dieser Stadt hier möglicher Weise nachdrücklich zu helfen, indem man da Anfragen macht oder Anträge schreibt und auch in der Fragestunde Fragen bringt, trotz der gestrengen Amtsführung des Herrn Präsidenten. Also, das soll durchaus einmal vorangestellt sein, dass die Frau Stadträtin hier in einer mir wirklich sehr sympathischen Art und Weise reagiert hat. Ich verstehe schon, dass sie hier die eine oder andere politische Bemerkung macht, von der ich glaube, dass sie sie selber gar nicht so meint, aber das soll sie dann möglicher Weise selber klarstellen. 

Etwa haben wir uns heute, und der Wasserbau ist in dem Naturschutzbericht ja auch erwähnt, auch mit den Fragen des Wassers auseinander gesetzt. Wasserbau, Wasserwirtschaft ist von eklatanter Bedeutung für die Umwelt und für Wien. Man kann ja Umwelt, Umweltpolitik nicht loslösen von den anderen Materien. Umweltpolitik ist die klassische Querschnittsmaterie. Sie spielt überall hinein. Wenn Sie sich die Berichte durchlesen, können Sie auch erkennen, dass Umweltpolitik und Stadtentwicklungspolitik aufs Engste miteinander verwoben sind und dass sehr viele Fragen, die hier von den Umweltpolitikern aufgeworfen werden, sei es im Bereich der Wasserwirtschaft, aber sei es auch im Bereich der Forstwirtschaft - zuerst haben wir gerade das Stichwort vom Schutz des Wienerwalds gehabt, ich werde dann auch noch ein wenig auf den Wienerwald eingehen -, dann ist das eben eine Querschnittsmaterie und hier ist es wichtig, zu diesen jeweiligen Querschnittsmaterien auch den Bezug der Umweltpolitik herzustellen. 

Der Naturschutzbericht versucht das, tut das und das ist ja auch seine Aufgabe. Daher sind wir natürlich selbstverständlich auch den Beamten der MA 22 dankbar, dass sie diesen Bericht erstellt haben und lassen es nicht dabei bewenden, einfach zu sagen, das zählt zu ihren Aufgaben. Nein, das ist ein sehr ambitioniert gemachter Bericht und das gehört freilich auch gewürdigt.

Dies ändert aber nichts daran, um beim Wasserbau und bei der Wasserwirtschaft zu bleiben, dass etwa hier die Stadt Wien mit dem Wasser ja auch ein or-dentliches Geschäft zu machen versteht. Mein Kollege Schock hat das Ihnen das eine oder andere Mal erklärt, aber Frau StR Laska hat ein Lieblingsmotto, das heißt "Üben und Wiederholen". Ich nehme das gerne auf, dass Sie üben und wiederholen. Wir werden das machen, wir werden das mit Ihnen üben und wiederholen: "Die Wiener Wassersteuer". Die Wiener Wassersteuer, die Ihnen immerhin eine Einnahme in der Größenordnung von 2,5 Milliarden S bringt, also 2 500 Millionen S ... (Kopfschütteln bei Abg Godwin Schuster.) Herr Kollege, Sie schütteln den Kopf. Das sind die Zahlen des Rechnungsabschlusses. Also, sehen Sie nach, wenn Sie mir nicht glauben, schauen Sie nach. Sie werden dort Einnahmen in der Größenordnung von 2 500 Millionen S lesen, denen Ausgaben in der Größenordnung von 1 700 Millionen S, 1,7 Milliarden S gegenüberstehen. 

Da sieht man, dass die Stadt Wien aus dem Wasser oder mit dem Wasser an sich ein ganz ordentliches Geschäft macht. Also, da wird auf der einen Seite immer so die Wirtschaft verteufelt, aber selber ist man sich gar nicht zu schlecht, hier den Wienern ordentlich in die Tasche zu greifen und mit wirklichen buchhalterischen Tricks die Gebühren hoch zu halten. Sie müssen das verantworten, Sie sollen es verantworten. Wir werden es den Wienerinnen und Wienern immer wieder sagen. Wir werden Sie aber auch hier nicht aus der Verantwortung entlassen.

Bei dem Wasserversorgungsgesetz gab es eine Anmerkung des Kollegen Hufnagl. Jetzt kann man natürlich zu allem und jedem mit mehr oder weniger sachlichen Begründungen - weniger sachliche Begründungen, das sind immer diejenigen, wenn Sie die Bundesregierung in die Ziehung nehmen, mehr sachliche Begründungen würde man meinen sind diejenigen, wenn Sie sich den Argumenten der Opposition einmal anschließen würden. Das kann man durchaus unterschiedlich gewichten. Aber wenn man hier, und ich sage das mit allem gebotenen Ernst, eine Entscheidungsfindung begründet, ein Abstimmungsverhalten begründet, indem man das gesunde Volksempfinden zitiert, dann hätte ich mir eigentlich erwartet, dass es bei Ihnen einen Riss gibt. Also, mich hat es gerissen. Wenn Sie mit dem gesunden Volksempfinden beginnen zu argumentieren, dann sage ich einmal ganz vorsichtig, orte ich einen gewissen Mangel an politischer Bildung. Und dem Kollegen Hufnagl würde ich empfehlen, sich mit dem Namen Roland Freihsler einmal auseinander zu setzen, weil dann bin ich mir sicher, wird er so nicht mehr argumentieren. Dies politische Bildung 1.

Politische Bildung 2: Kollege Ellensohn, überprüfen Sie bitte, wo Sie Ihre sprachlichen Anleihen genommen haben. Ich glaube, es wird für Sie erkennend und erhellend sein. Mehr will ich dazu gar nicht ausführen. 

Wir haben auf Seite 82 des Wiener Naturschutzberichts den Waldentwicklungsplan stehen. Der Wienerwald hat ja tatsächlich schon eine sehr lebhafte Geschichte. Zum Beispiel nannten die Römer das Gebiet Mons cetium. Der Hauptanteil des heutigen Wienerwalds wurde im 11. Jahrhundert an die Babenberger verliehen und diente als landesfürstliches Jagdgebiet. Lange Zeit hatte der Wald vor allem Bedeutung als Brennholzlieferant sowie als Lieferant von Bau- und Werkholz und von Holzkohle für die aufstrebende Stadt Wien. Im 17. Jahrhundert wurde die Nachfrage nach Kohleholz immer steigender und, um Holzdiebstahl zu verhindern, wurden an Wienerwaldstraßen Mautstellen eingerichtet. Ich bin froh, dass wir das nicht mehr haben, dass wir weder auf die Holzkohle angewiesen sind, noch dass es Mautstellen auf den Wienerwaldstraßen gibt. Dann mit der Industrialisierung im 18. und 19. Jahrhundert stieg der Holzbedarf weiter an und ab nun wurde besonderes Augenmerk auf eine sorgfältige Waldwirtschaft und Aufforstung abgeholzter Gebiete gelegt. Das ist in der Allgemeinen Landesfürstlichen Waldordnung von 1785 festgelegt worden.

Der Wienerwald hat ja Geschichte und daher soll man mit dieser Geschichte des Wienerwalds sorgsam umgehen. 

Mit Beginn des 19. Jahrhunderts wurde der Wienerwald zum beliebten Ausflugsziel. Es findet sich dann in anderen Publikationen der Stadt Wien auch immer wieder etwas von dem Vandalismus, den der Wienerwald erdulden muss. Dieser Vandalismus, den der Wienerwald erdulden muss, darüber verschweigt sich leider der Naturschutzbericht. Vielleicht könnte man das im nächsten Jahr ein wenig mehr ausführen. Ich glaube, es ist wichtig, dass man auch hier diese kleinräumigen Beschädigungen des Waldes beachtet.

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gab der kaiserliche Hof große Teile des Wienerwalds an Schlägerungsfirmen zur Abholzung frei, um die Kassen zu füllen. Erst Josef Schöffel, dem Bürgermeister von Mödling, gelang es nach einer mehrjährigen Medienkampagne die Schlägerungen zu stoppen. Wir sind dem Josef Schöffel heute noch dankbar, dass er das gemacht hat. Er hat uns den Wienerwald erhalten. (Abg Dr Matthias Tschirf. Ja, das war ja auch christdemokratische Gesinnung!) Wessen Gesinnung es auch immer gewesen ist, das ist nicht so sehr die wirklich entscheidende Frage. Die entscheidende Frage kann ja nur das Ergebnis sein, und ich glaube, das ist das, was uns im Endeffekt verbinden sollte.

Aber weil auch heute die ökonomische Nutzung des Waldes diskutiert wurde: Kollege Mag Maresch hat ja gemeint, er muss hier sein Wissen über Budget- und Finanzwirtschaft des Bundesministeriums für Finanzen und des Finanzministers präsentieren. Ich schicke einmal Folgendes voraus: Die Besitzverhältnisse des Wienerwalds, Sie haben es an sich von der Tendenz her gar nicht so schief angetragen: 48 Prozent der Waldflächen sind im Eigentum der Österreichischen Bundesforste, 6 Prozent befinden sich im Besitz der Stadt Wien. Also, wenn man auf die Landkarte schaut und sich anschaut, wie hier die Bundesländergrenzen verlaufen und wo der Wienerwald ist, dann ist es natürlich klar, dass die Stadt Wien hier einen geringeren Anteil hat als andere Eigentümer. 48 und 6 Prozent sind 54 Prozent, der Rest ist im Besitz mehrerer Klöster - Heiligenkreuz, Klosterneuburg, Lilienfeld -, von Wienerwaldgemeinden und von einer größeren Anzahl privater Waldbesitzer. 

Sie haben gerade gesagt: Da wird der Wienerwald verkauft. Also, Sie können sicher sein, dass in Summe das Waldgebiet unverändert bleiben wird, denn das, was passiert, sind Arrondierungen. Es gibt sowohl das, was Sie genannt haben. Es gibt den Verkauf, das ist richtig. Aber Sie sind natürlich nur bei der halben Wahrheit geblieben. Die ganze Wahrheit ist, dass selbstverständlich auch gekauft wird. Das heißt, es gibt hier einen eins zu eins-Tausch, um Grenzbegradigungen zu machen, um etwas anderes durchaus leichter zu machen, worauf ich dann etwas später noch zu sprechen kommen werde. Es ist so, dass der Wienerwald, glaube ich, einmal auch auf Bundesebene durchaus in guten Händen ist. Es gibt hier ein durchgehendes Bewusstsein, sowohl was die Wiener Freiheitlichen betrifft, als auch was unsere Bundesvertreter betrifft, dass der Wienerwald etwas Wichtiges ist und dass das, was Josef Schöffel errungen hat, natürlich nicht gefährdet werden darf.

Der Wienerwald ist im Zweiten Weltkrieg durch die Kriegs- und Kampfhandlungen massiv beschädigt geworden. Schützengräben, Panzerfahrten, Bombenabwürfe, Granateinschläge und Granatensplitter im Holz haben dem Wald ordentlich zugesetzt. Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es große Verluste an Waldflächen durch illegale Siedlungen von Obdachlosen. Diese illegalen Besiedlungen haben uns im Bereich der Stadtentwicklung in den letzten Jahren immer wieder beschäftigt, weil es ja darum ging, einst einmal illegale Bauten nachträglich rechtlich zu sanieren, eine durchaus nicht einfache Vorgangsweise. Welche Besiedelung wird quasi ex lege legalisiert und bei welcher Besiedelung geht man hier streng vor und fordert eine Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands?

Heute zählt der Wienerwald zu einem der beliebtesten Naherholungsziele. Dies ist eine durchaus richtige Analyse, die das Forstamt der Stadt Wien hier getan hat. 

Es hat aber einmal, wenn man vom Wienerwald spricht und wir heute das Bekenntnis, das Wiener Wasser unter Verfassungsschutz zu stellen, erlebt haben - und da war Frau StR Dipl Ing Kossina natürlich nicht einmal noch im Gespräch, Umweltstadträtin zu werden -, wenn man ein bisschen in die Vergangenheit geht, einen gewissen Bgm Zilk gegeben, und bei diesem Bgm Zilk gab es einen Umweltstadtrat Braun und es gab damals einen jungen, wie sich herausgestellt hat, sehr erfolgreichen Gemeinderat namens Dr Michael Häupl. Damals hat der Wiener Bürgermeister erklärt, er wird den Wienerwald unter Verfassungsschutz stellen wollen. Das war groß präsentiert: Die Unterschutzstellung des Wienerwalds unter den Schutz der Wiener Stadtverfassung. Das war durchaus schlagzeilenträchtig: "Jetzt wird der Wienerwald unter Verfassungsschutz gestellt." Jetzt dauert natürlich so ein Verfassungsgesetz eine gewisse Zeit und da sind wir auch durchaus großzügig, wenn man sagt, das muss man einmal machen und schreiben und die Legisten müssen das dann durcharbeiten. Aber da ist nicht wirklich etwas weitergegangen.

Also, aus diesem Verfassungsschutz für den Wienerwald ist nichts geworden. Die Jahre sind ins Land gezogen. Der Herr Braun, wie Sie wissen, war dann nicht mehr Stadtrat und Zilk war immer noch Bürgermeister, muss man dazusagen. Zilk war also immer noch Bürgermeister, Braun war nicht mehr Stadtrat. Weswegen er nicht mehr Stadtrat war, ist nicht Gegenstand dieser Debatte, aber ich nehme an, Sie werden das schon noch wissen, auch die Jüngeren unter Ihnen, meine Damen und Herren der sozialdemokratischen Fraktion. Dann ist dieser junge, aufstrebende Gemeinderat namens Dr Michael Häupl zum Stadtrat für Umwelt avanciert und hat eines gemacht: Er hat eine Grünlanddeklaration zu Stande gebracht. Diese Grünlanddeklaration war, wenn man so will, die Schmalspurvariante des Verfassungsschutzes für den Wienerwald. Man hat es nicht offiziell eingestanden, dass man es nicht zu Stande bringt, den Wienerwald unter Verfassungsschutz zu stellen, aber man hat eine Grünlanddeklaration gemacht. 

Diese Grünlanddeklaration hatte von Anbeginn an einen Kardinalfehler. Der Kardinalfehler der Grünlanddeklaration ist - und das ist diese mir so wichtig erscheinende Vernetzung mit dem Bereich der Stadtentwicklung -, dass man sich hier nicht dazu verstanden hat, auch ein Grundverkehrsgesetz anzuregen. Ein Grundverkehrsgesetz, um Grundstücksspekulation zu verhindern. Das war auch hoch interessant, weil BV Tiller ja jetzt hier so namentlich als Vorkämpfer der Erklärung des Wienerwalds zum Schutzgebiet, Verzeihung zum Nationalpark, genannt wurde - dem ist nicht ganz so, ich habe hier alle Originale und ich werde dies gerne richtig stellen. Gerade von Ihnen hätte ich mir erwartet, hier ein bisschen Zurückhaltung zu üben, weil in der Frage des Grundverkehrsgesetzes - und dieses Grundverkehrsgesetz ist eine Maßnahme, um den Wald und den Handel mit dem Wald sicherzustellen, um ganz einfach den Druck auch von den Gemeinden zu nehmen. Ich habe aber von den Wienerwald-Gemeinden gesprochen. Wien ist da glücklicherweise in einer etwas besseren Situation, weil Wien eine starke freiheitliche Fraktion hat. Das haben nicht alle Wienerwald-Gemeinden. Daher wird auch in Wien der Wienerwald besser geschützt. Daher ist das schon auch aufklärungsbedürftig und vielleicht kann der Kollege der ÖVP das da noch einmal klarstellen. 

Herr StR Görg war beispielsweise derjenige, der sich immer sehr stark gegen ein Grundverkehrsgesetz ausgesprochen hat. Ein Grundverkehrsgesetz ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Er hat ja auch einen Grund gehabt!) Na ja, ob der Grund wirklich so gut ist, Herr Klubobmann, das wage ich zu bezweifeln, weil diese Grundverkehrsgesetze natürlich schon Sinn und Zweck haben. Diese Grundverkehrsgesetze haben Sinn und Zweck, denn nicht nur der Wienerwald, wie hier in dem Naturschutzbericht ausgeführt wird, hat ein beträchtliches Alter, sondern auch die Weingärten, die ja so im Vorfeld des Wienerwalds liegen und die auch für die Erholung etwas Wichtiges sind, haben eine durchaus präsentable Geschichte. Ich will Sie hier jetzt nicht mit der Geschichte der Weinpflanzung in der Römerzeit konfrontieren, aber die Weinbaugebiete oder der Weinbau in Wien ist ja nicht etwas, was erst in diesem Jahrhundert entstanden ist, sondern das ist ein markanter Bestandteil dieser Stadt. Da ist es halt einmal so, dass die Weinhauer, und das gilt jetzt nicht nur - Herr Kollege Ekkamp, Sie werden das ja wissen - für Döbling, sondern das gilt selbstverständlich auch für alle Wiener Bezirke, in denen Wein angebaut wird. Die Weinbauern haben große wirtschaftliche Schwierigkeiten und das führt dazu, dass sie lieber das Mineralwasser verkaufen, weil das einfacher ist und mit weniger Arbeit und mehr Gewinn verbunden ist (Abg Dr Matthias Tschirf: Mit Sodawasser!), als den Wein zu keltern. Das Sodawasser ist vielleicht ein bisschen schwieriger, weil die Flaschen größer sind. Aber das Weinkeltern ist eine Tätigkeit geworden, die steuerrechtlich fast schon bald in Liebhaberei mündet. Daher ist es durchaus verständlich, dass sehr viele Weinbauern, die sehr, sehr hart arbeiten, das im Nebenerwerb machen, der Verlockung, ihren Weinbau, ihre Weinhänge um gutes Geld zu verkaufen, nachgeben. So passiert es, dass es immer mehr - ich will gar nicht sagen, dass die Leute, die die Weingärten dann kaufen, überhaupt nicht Wein produzieren wollen - zu einer Verschiebung von den traditionellen Weinbauern hin zu den Freizeitweinlandwirten kommt und dies leitet eine Entwicklung ein oder hat eine Entwicklung eingeleitet, die mir Sorge bereitet, nämlich dass es dann in weiterer Folge zu einem massiven Umwidmungsdruck kommen wird, dem sich die Gemeinde dann auch schwer widersetzen kann. 

Daher, weil wir hier im Landtag sind, appelliere ich auch an Sie, Frau Stadträtin, sich für ein Grundverkehrsgesetz stark zu machen. Das kann man schneller schaffen, als den Verfassungsschutz für den Wienerwald, weil Grundverkehrsgesetze gibt es auch in allen anderen Bundesländern. Das ist Landesangelegenheit, da hat auch die böse Bundesregierung nix damit zu tun. Das können Sie ganz alleine machen. Sie haben auch die Mehrheit, um es zu beschließen. Das heißt, hier können Sie legistisch tätig werden. 

Wein und Wald ist in Wien eng beheimatet. Jetzt komme ich auf die Notwendigkeit einer Erklärung des Wienerwalds zum Nationalpark. Sie haben heute in der Fragestunde schon darauf hingewiesen und es steht ja auch in den Zeitungen, Sie wollen da so einen Biosphären-Park machen. Einer, der davon schon ganz begeistert ist, ist Dr Gerhard Heilingbrunner vom Kuratorium "Rettet den Wald." Auf Herrn Dr Heilingbrunner und das Kuratorium "Rettet den Wald" komme ich dann ein wenig später zu reden. Bleiben wir vorerst einmal bei der Erklärung des Wienerwalds zum Nationalpark. 

Da ist es so, und Frau Stadträtin, Sie sind ja noch nicht lange Stadträtin und daher habe ich Verständnis dafür, dass Sie nicht alles und jedes, jede Bestimmung im Detail wissen und kennen können, aber eine der grundlegenden Dinge, die man sich zu Eigen machen sollte, ist natürlich schon die Wiener Stadtverfassung. Die Wiener Stadtverfassung ist die Basis, auf der wir hier arbeiten und aufbauen, und sie kennt im § 35 folgende Bestimmung:

" Anträge" lautet die Überschrift. "Jedes Mitglied des Gemeinderats hat das Recht, in den Sitzungen des Gemeinderats schriftliche Anträge einzubringen. Diese Anträge sind in formulierter Fassung mit kurzer Begründung und der Unterschrift des Antragstellers zu versehen, dem Vorsitzenden zu Beginn der Sitzung zu überreichen." 

So. Und dann und das ist das, was für Sie ja dann wichtig ist, dass Sie es bitte beachten:

"Diese Anträge werden vom Vorsitzenden je nach Zuständigkeit zur Vorberatung, Entscheidung oder Berichterstattung dem Stadtsenat, dem Bürgermeister, einem amtsführenden Stadtrat, einem Ausschuss, einer Kommission oder dem Magistrat zugewiesen." 

Und jetzt hier, das ist jetzt ganz wichtig bitte, weil es soll ja nicht so sein, dass man Ihnen dann den Vorwurf macht, Sie missachten die Stadtverfassung. So einen Vorwurf macht man ja nicht leichthin. Muss ich es wiederholen? (Abg Franz Ekkamp: Aber ja! -Heiterkeit bei der SPÖ.) Nein, Sie können es in der Stadtverfassung nachlesen. Sie sind ja, glaube ich, Lehrer, wenn ich richtig informiert bin und ich glaube, Sie sind daher des Lesens und des Schreibens kundig und Sie können das gerne in der Stadtverfassung nachlesen, Herr Kollege. Meine Aufmerksamkeit gilt jetzt der Frau Stadträtin, Sie werden verzeihen. 

Also diese Anträge, Frau Stadträtin, sind innerhalb eines Monats von diesen Organen in Behandlung zu nehmen. Bei Zuweisung an einen Ausschuss spätestens auf die der Zuweisung zweitfolgenden Sitzung. So. Jetzt haben wir hier den Antrag vom 23. Mai 2001. Antrag der GRe Reinberger, Blind, Schmalenberg, RUDOLPH, betreffend die Erklärung des Wienerwalds zum Nationalpark. Und in diesem Antrag gibt es folgendes Ansinnen an Sie: 

"Der Wiener Gemeinderat fordert die amtsführende Stadträtin", eben Sie, Frau Dipl Ing Isabella Kossina, "auf, alle Maßnahmen zu veranlassen, damit der Wienerwald zu einem Nationalpark im Sinne der EU-Richtlinie Natura 2000 erklärt werden kann." (Abg Godwin Schuster: Kollege RUDOLPH! Ich glaube, Sie lesen das schon zwei Mal vor!)

Wissen Sie, hier einen Naturschutzbericht vorzulegen und gleichzeitig zu wissen, dass dieser Antrag unerledigt ist, das verträgt sich meines Erachtens nicht. Wir stimmen natürlich gerne diesem Naturschutzbericht zu, aber wir würden uns freuen, wenn Sie umgekehrt unserem Antrag nicht nur zustimmen, sondern auch erklären, was Sie getan haben, damit der Wienerwald zu einem Nationalpark erklärt werden kann. 

Sowohl die Nationalparkerklärung als auch das Grundverkehrsgesetz dienen natürlich in Summe ein und demselben Zweck, und da hat Wien eine ganz bewusste Vorbildwirkung. Es hat den Zweck - und auf die Wienerwald-Gemeinden bin ich schon eingegangen und auf die unterschiedlichen baurechtlichen Bedingungen, die in Wien sind und die in den Wienerwald-Gemeinden vorherrschen -, dass hier Wien mit gutem Beispiel vorangeht und sicherstellt, auch durch diese politische Handlung sicherstellt, dass der Umwidmungsdruck, der zweifelsohne gegeben ist, vom Wienerwald genommen wird, weil das eine ganz, ganz grundlegende Voraussetzung dafür ist, um den Wienerwald erhalten zu können. 

Es ist aber dieser Antrag der GRe Reinberger, Blind, Schmalenberg und RUDOLPH, betreffend die Erklärung des Wienerwalds zum Nationalpark, nicht einer, der das erste Mal zur Diskussion gestellt wurde. Da ist vielleicht der Hinweis mit dem BV Tiller noch am ehesten zulässig, denn es ist nämlich ganz wichtig, dass der Kollege Ekkamp das weiß und es ist auch wichtig, dass die Kollegin Novak-Schild das weiß, denn das sind ja auch Döblinger Gemeinderäte, Kollege Pfeiffer ist leider nicht da, aber ich hoffe, dass auch der Kollege Pfeiffer sich diesem einstimmigen Beschluss verpflichtet fühlt. Na ja, bis jetzt habe ich so seine Unterstützung leider vermisst. Ich würde mir ja wünschen, dass alle Döblinger Gemeinderätinnen und Gemeinderäte gemeinsam auch hinter diesem einstimmigen Beschluss der Döblinger Bezirksvertretung stehen, denn auch die Döblinger Bezirksvertretung hat hier einstimmig, wie gesagt, beschlossen, dass Frau amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina ersucht wird, alle Vorbereitungen und Untersuchungen zu veranlassen, damit der Wienerwald zu einem Nationalpark im Sinne der EU-Richtlinien "Natura 2000" erklärt werden kann. Auch die Döblinger Bezirksvertretung meines Erachtens sollte so viel Ansehen und Respekt genießen, dass sie hier eine Erledigung bekommt. Ich glaube, wir alle wünschen uns natürlich eine positive Erledigung, weil ich nehme einmal an, dass auch die Damen und Herren sowohl der GRÜNEN als auch der sozialdemokratischen Fraktion ihre Kollegen in der jeweiligen Bezirksvertretung nicht desavouieren und hier ein anderes Verhalten an den Tag legen werden wollen. 

Es ist aber nicht so, dass das Thema "Nationalpark Wienerwald" uns hier das erste Mal beschäftigt. Wir haben uns mit diesem Thema "Nationalpark Wienerwald" auch hier im Landtag, nicht nur im Gemeinderat, sondern auch im Landtag schon einmal beschäftigt, und zwar ist es schon ein bissel her, aber üben und wiederholen sichert den Unterrichtsertrag, Frau Laska, gell, Sie sollen hier auch zurechtkommen. 

Es ist so, dass, wenn man hier beispielsweise in dem Naturschutzbericht der Stadt Wien über die Naturwaldreservate lesen kann, wie wichtig es ist, diese Naturwaldreservate anzulegen oder auch erklärt wird, dass das Naturwaldmanagement etwas besonders Wichtiges ist, dann findet sich das alles hier in diesem Antrag der Abgen Schöfnagel und Reinberger vom Juni 1997. Da kann man erkennen, wie weitsichtig damals meine beiden Kolleginnen schon gearbeitet haben. Die haben hier einen gesamten Gesetzesentwurf ausgearbeitet, also nicht nur einen Resolutionsantrag gemacht oder eine Anfrage gemacht, nein, die haben einen ganzen Gesetzesantrag ausgearbeitet und das ohne legistische Hilfe, die man ja hier auch als Abgeordneter des hohen Hauses im Wiener Rathaus selbstverständlich nicht bekommt, wenn man keiner Regierungsfraktion angehört. 

Also, legistische Hilfe hier im Wiener Landtag zu erfahren - ich weiß nicht, ich bin erst 42 Jahre, vielleicht werde ich das in meiner politischen Karriere noch erleben, dass man als Mandatar einer gesetzgebenden Körperschaft auch die Möglichkeit hat, hier auf die Legistik des Hauses zurückzugreifen, um Gesetze ausarbeiten zu können. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Gerhard Pfeiffer: Da kann ich Ihnen behilflich sein!)  

Kollege Pfeiffer ist da, das freut mich! Herr Kollege Pfeiffer, ich darf das kurz wiederholen: Herr Kollege Pfeiffer, es ging mir schlicht und einfach darum, dass alle Döblinger Mandatare, also nicht nur Frau Kollegin Novak-Schild und nicht nur Kollege Ekkamp, sondern auch Sie und wir vier quasi gemeinsam uns hier als Botschafter der Döblinger Bezirksvertretung verstehen, die ja im Mai einstimmig beschlossen hat, dass der Wienerwald zum Nationalpark erklärt werden soll. Nachdem die Frau Stadträtin das bislang noch nicht in Erledigung genommen hat, habe ich mir gedacht, ist es wichtig, alle Landtagsabgeordneten auch aus Döbling hier einmal zu vereinen, weil ich glaube, dass wir in der Sache durchaus einig sind. (Abg Godwin Schuster. Ob das die Bezirksvertretung will? Ich fürchte, die will das nicht!)

Aber ich will mich hier nicht allzu lang von Ihnen ablenken lassen, weil sonst möglicherweise die Aufmerksamkeit der Kolleginnen und Kollegen leiden könnte. Ich möchte auf diesen Initiativantrag der Abgen Schöfnagel und Reinberger vom 26. Juni 1997 zurückkommen, der schon die Thematik der Naturwaldreservate und des Naturraummanagements vorwegnimmt. 

Es hat damals ein bisschen einen anderen Aufhänger gehabt. Man hat sich hier einmal einen Ausgangspunkt gewählt, das war der Lainzer Tiergarten und seine angrenzenden Waldflächen, der durch die ständigen Umweltbelastungen und den überhöhten Wildbestand in seiner ursprünglichen Art massiv gefährdet ist. Das war nicht nur eine Behauptung, die hier aufgestellt wurde, sondern es findet sich etwa auch in diesem Heft Nr 29 "Beiträge zum Umweltschutz, Waldzustand Wienerwald und Quellschutzgebiete", herausgegeben von der Geschäftsgruppe Umwelt und Sport, sowohl im Teil A "Wienerwald Einleitung" als auch dann weiter hinten im Teil B "Quellschutzgebiet", genau der Hinweis auf diese Problematik. Es ist interessant, dass hier der Wildbestand als wirkliches Problem bezeichnet wird. Also zum Beispiel werden hier das Schwarzwild und die Verbissschäden durch das Schwarzwild als wirklicher Waldschädling bezeichnet. Ich bin kein Weidmann, aber es wird wohl stimmen, wenn es hier herinnen steht. 

In diesem Initiativantrag der Abgen Schöfnagel und Reinberger geht es darum, dass die Landtagsabgeordneten meinen, dass das Gebiet in seiner Ursprünglichkeit als wesentliches Erholungsgebiet für die Wiener Bevölkerung erhalten bleiben muss und die jagd- und forstwirtschaftlichen Interessen zurückzustellen sind. Diese Anforderungen können durch den Status eines Nationalparks Wienerwald in weiten Bereichen erfüllt werden und in diesem Fall wäre sichergestellt, dass eine naturnahe Weiterentwicklung der für den Wienerwald typischen Lebensgemeinschaften von Pflanzen und Tieren möglich ist. 

Wir Freiheitliche waren also ein paar Jahre voraus. Es freut uns, wenn das alles mit diesem weiteren freiheitlichen Antrag möglicherweise auch von Ihnen angenommen wird und im nächsten Naturschutzbericht eine entsprechende Behandlung und Würdigung erfahren wird.

Ich habe gesagt, ich werde noch ein wenig auf Herrn Dr Gerhard Heilingbrunner zu sprechen kommen, und ich bin an sich jemand, der gewohnt ist, seine Ankündigungen in die Tat umzusetzen. Es ist so, dass Herr Dr Gerhard Heilingbrunner, Vorsitzender des Kuratoriums "Rettet den Wald", auch einer ist, der sich in Döbling - und das werden alle Döblinger Mandatare besonders gut wissen - für den "Lebensbaumkreis" stark gemacht hat.

Er hat sich nicht nur dafür stark gemacht, sondern hat ihn auch verwirklicht. Das heißt, man hat zuerst viele, viele Bäume abgeholzt - mitten im Wienerwald hat man viele Bäume abgeholzt! -, damit er dann dort einige andere Bäume im Kreis pflanzen konnte. Das lasse ich einmal dahingestellt, wie man im Bezirk Döbling ohne Rodungsbewilligung etwas roden kann und der Bezirksvorsteher nichts dagegen unternehmen kann. Das ist ein weiteres Thema, aber das haben wir ja auch in ein paar anderen Fällen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Wenn sie einmal umgesägt sind, kann man sie nicht mehr aufstellen!) Herr Kollege Pfeiffer, das haben wir in ein paar anderen Fällen auch. Hier möchte ich nur Abouelenin nennen. 

Jetzt hat man dort also diesen "Lebensbaumkreis" gegründet - ich pflanze ein paar Bäume und fälle vorher viele Bäume, und das mitten im Wienerwald, was an sich durchaus eine interessante Perspektive ist. Wenn ich das ad infinitum fortsetze, reduziere ich damit den Waldbestand rein statistisch auf einen Baum - so weit wird es wohl doch nicht kommen. Aber diesen "Lebensbaumkreis" hat man als besondere Attraktion, als besondere ökologische Attraktion gefeiert und gesagt: Es wird bei diesem "Lebensbaumkreis" alles sehr ökologisch sein.

Wenn ich mir jedoch anschaue, was dort geschieht, wenn beim "Lebensbaumkreis" Veranstaltungen stattfinden, dann ist das schon lieb gemeint, wenn ich hier im Internet unter www.himmel.at den Hinweis finde: Bitte verzichten Sie der Natur zuliebe auf Ihren Pkw und besuchen Sie den "Lebensbaumkreis" Am Himmel mit Hilfe der öffentlichen Verkehrsmittel.

Das hat sich nicht wirklich herumgesprochen, weil die Umweltbelastung in diesem Teil des Wienerwalds massiv ist. Die Himmelstraße ist zu beiden Seiten verparkt, selbstverständlich illegal verparkt, aber wenn Veranstaltungen Am Himmel stattfinden, dann findet man die Kollegen von der Exekutive in Döbling möglicherweise weniger dort vor, sondern sie haben immer gerade woanders zu tun. Das wird natürlich nur reiner Zufall sein; jedenfalls sind sie dort oben relativ selten zu sehen, wenn die Himmelstraße links und rechts verparkt ist, und zwar absolut gegen die Straßenverkehrsordnung.

Jetzt könnte man sagen: Dieser "Lebensbaumkreis" - dort findet man Dinge, die man anderswo nicht hat, weil das so seltene Bäume sind. Mir ist zwar immer noch nicht klar, weswegen man andere Bäume hat fällen müssen - das macht man vielleicht nur in Wien -, aber das wirklich Interessante ist, dass man dort oben entgegen allen Ankündigungen mittlerweile einen Restaurantbetrieb eingerichtet hat. Zuerst hat es geheißen, man macht den "Lebensbaumkreis", dort kann man hinfahren, sich die Bäumchen anschauen und durch automatische Sprachboxen irgendwelche Geschichtlein erzählt bekommen. Es ist auch recht nett, dort oben spazieren zu gehen. Aber dass dort ein Restaurantbetrieb eingerichtet wurde - man muss sich das vorstellen: zuerst ist es ein Waldschutzgebiet und dann steht dort auf einmal ein Restaurantbetrieb!

Jetzt weiß ich gar nicht - das wird vielleicht das Gewerbeinspektorat oder andere Bereiche des Magistrats einmal interessieren -, wie es dort mit den Bewilligungen ausschaut. Jedenfalls kann man im Oktogon - das wird mittlerweile auch im Internet beworben - Seminare, Tagungen, Workshops, Geburtstagsfeiern, Hochzeiten, Taufen, Sponsionen, Firmenfeiern, Präsentationen et cetera abhalten. Es gibt geregelte Betriebszeiten. Das heißt, dort oben ist ein klassischer Wirtschaftsbetrieb entstanden - etwas, was niemandem möglich gewesen wäre, hätte er von Haus aus klar erklärt, dass er dort, mitten im Wienerwald, einen Wirtschaftsbetrieb, eine Restaurantunternehmung aufmachen möchte.

Da muss man sehr geschickt sein, um zu diesem Ergebnis zu kommen. Ich attestiere Herrn Dr Heilingbrunner gerne, dass er geschickt ist, aber dazu, geschickt zu sein, gehören zwei: der eine, der geschickt ist, und der andere, der es mit sich geschehen lässt, dass man so geschickt damit umgeht.

Frau Stadträtin! Ich möchte Sie herzlich bitten, dass Sie nicht nur die Anträge so beantworten, wie es die Stadtverfassung vorsieht, sondern dass Sie sich auch einmal mit dem Thema "Lebensbaumkreis" beschäftigen. Sie haben hier kein Problem, Sie sind ohne irgendwelche Vorbelastungen. Nach meiner Information sind Sie keinerlei Verpflichtungen eingegangen und können sich darauf berufen, dass das unter Amtsvorgängern passiert ist, für die man Sie natürlich nicht zur Verantwortung ziehen kann. Ich würde mich freuen, wenn man hier Herrn Dr Heilingbrunner zu verstehen gibt, dass er eine Vorgangsweise gewählt hat, die nicht dem entspricht, was ursprünglich das Thema war.

Meine Damen und Herren! Ich danke schön für Ihre Aufmerksamkeit und dafür, dass ich Sie kurz vom Nachtmahl habe abhalten dürfen. Wir werden diesem Bericht selbstverständlich auch unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort kommt Herr Abg Josef Wagner. Ich erteile es ihm.

Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Stadträtin!

Wir haben heute schon sehr ausführlich über den Naturschutzbericht 2000 diskutiert. (Abg Günter Kenesei: Naturschutz ist wichtig! - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich glaube, das ist gut und wichtig. Es ist sicherlich eine ganz besondere Materie, die auch die Zukunft bestimmt. Die Kinder werden uns einmal dankbar sein, wenn wir hier vernünftige Entwicklungen beraten, vorbereiten und weiterentwickeln.

Ich möchte als Mandatar eines Bezirks, der mit dem grünen Prater einen sehr erheblichen Anteil an einer gesunden Umwelt und an Natur in Wien hat, hier dazu Stellung nehmen, weil ich im Naturschutzbericht auch einige Passagen gelesen habe, in denen besondere Tierarten, Ausstellungen und dergleichen im Wiener grünen Prater erwähnt werden. (Abg Günter Kenesei: Artenvielfalt!) Es ist dabei sehr viel Positives zu bemerken, ich möchte aber auch darauf hinweisen, dass es bei diesem Naturjuwel, um das uns andere Städte mit Sicherheit beneiden, noch immer Kritikpunkte und negative Seiten gibt.

Es ist ein Zentrum, bei dem wir am Eingangstor das Riesenrad und den Wiener Wurstelprater mit jährlich 8 Millionen Besuchern haben. Dort tun wir sehr viel für den Erhalt diese Naturjuwels, es bestehen aber andererseits immer noch Mängel, etwa wenn ich nur daran denke, dass ein sozialistischer Bezirksvorsteher immer wieder Ausnahmebewilligungen erteilt und, wenn es um ein Fußballmatch oder eine Messeveranstaltung geht - obwohl sich dann herausstellt, dass das gar nicht notwendig gewesen wäre, weil ohnedies nicht sehr viele Besucher gekommen sind -, die Prater Hauptallee öffnet.

Das tut uns weh. Wir sind in der Bezirksvertretung immer dafür eingetreten, dass wir dort die Natur schonen und nicht zu Lasten der Natur den Massenverkehr durch den grünen Prater lenken. Aber das sind die Versäumnisse der sozialistischen Politik, weil eben keine Anbindung an den Prater, keine Anbindung an das Messegelände, keine Anbindung zu den Sportstätten vorhanden ist. Daher verstehe ich schon, dass Sie jetzt Feuerwehr spielen müssen und sich zwar jeweils zu Naturschutz und Umweltschutz bekennen, aber in Wirklichkeit immer dann umfallen, wenn Naturschutz und Umweltschutz notwendig wären.

Ich möchte auch daran erinnern, dass es die Freiheitlichen waren, und zwar ein Obmann Dr Jörg Schmiedbauer - ich war damals noch junger Funktionär in der Leopoldstadt -, der gemeinsam mit den freiheitlichen Funktionären und mit den Bürgern Standeln auf der Hauptallee errichtet hat. Wir waren die Ersten, die dort aktiv dafür eingetreten sind, dass der Querverkehr reduziert wird, dass Durchfahrten gesperrt werden und dass die Hauptallee autofrei wird. Das haben Sie in Wirklichkeit den freiheitlichen Aktivisten zu verdanken, die das damals durchgesetzt haben. Sonst würden wir dort heute noch den Verkehr haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich sage auch ... (Abg Godwin Schuster: Und wie ist das bei der Mautgebühr ...?) Herr Abg Schuster, das verträgt sich, ich habe überhaupt kein Problem damit. Natürlich sind wir auch eine Autofahrer-Interessenvertreterpartei, natürlich vertreten wir auch die Interessen der Autofahrer, aber eben in einem angemessenen Ausmaß und in einer Relation, die sinnvoll, vernünftig und für die Zukunft gut ist. Die Sozialisten haben das leider bisher nie gemacht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es gibt sehr viel Positives darüber zu sagen, dass auch die Sozialisten im Bezirk mittun, zum Beispiel über eine Initiative der Freiheitlichen für einen Tunnel für Frösche auf der Aspernallee. Das ist etwas Herrliches. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie lachen darüber, das finden Sie wahrscheinlich nicht wichtig oder lustig, aber das geschieht dort wirklich für den Naturschutz und den Umweltschutz. (Abg Karlheinz Hora: Das habt ihr ja gar nicht behandelt!) Es gibt daher eine Reihe von sehr positiven Dingen, etwa auch unseren mühevollen Einsatz gegen die Miniermotte. Böse Zungen sagen heute noch, diese hat der damalige Umweltstadtrat und jetzige Landeshauptmann und Bürgermeister, Dr Häupl, eingeschleppt, wahrscheinlich aus der Toskana oder von sonst irgendwo. Jedenfalls ist eines sicher: diese bösartige Miniermotte ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Das ist wirklich nicht zum Lachen, wenn die Kastanienbäume im Juli plötzlich braun sind und die Blätter abfallen. (Abg Rudolf Hundstorfer: Ja!) Das tut weh, das ist nicht lächerlich für jemanden, der die Natur liebt und auf die Natur schaut. Eine Tatsache ist es jedenfalls, dass das in der Zeit von Umweltstadtrat Dr Häupl passiert ist, das steht fest. Ob er sie wirklich selbst eingeschleppt hat, kann ich natürlich nicht behaupten. Ich sage nur, böse Zungen behaupten es. (Abg Heinz Hufnagl: ... alles Böse kommt vom Ausland und vom Häupl!)

In dieser Zeit ist dieses unliebsame Tier jedenfalls aufgetaucht. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie kommt aus dem Bärental!) Dann waren sie ratlos und haben herumüberlegt. Leider Gottes sind lange Zeit falsche Maßnahmen getroffen worden, weil das Laub, das heruntergefallen ist, liegen gelassen wurde. Dort konnte sich die Miniermotte sehr schön weiterentwickeln. In der Zwischenzeit verbrennen wir das Laub, aber auch nicht restlos, und bringen noch immer etwas auf eine Kompostanlage.

Apropos Kompostanlage: Ich wundere mich darüber bei einer Kompostanlage der Stadt Wien, zu der im Wesentlichen der Kompost der Wiener Dienststellen, des Stadtgartenamts und so weiter, hingebracht wird, dort tauchen in der Krieau, nein, in der Freudenau ... (Abg Rudolf Hundstorfer: Freudenau!) Ich sage ja, in der Freudenau. (Abg Rudolf Hundstorfer: Ein bisschen sollten Sie sich schon auskennen im Prater! 

Also ihr seid ja lauter "fantastische" Redner, das weiß ich! Ich will mich mit euch überhaupt nicht messen. Aber ich mache mich sicherlich nicht darüber lustig, wenn Sie sich einmal versprechen. Das obliegt Ihnen, und deshalb wird es hier drinnen wahrscheinlich nicht besonders heller und auch nicht besonders gescheiter werden, wenn Sie Ihre Zwischenrufe machen, vor allem in einer Art und Weise, wie es eben Sozialisten offensichtlich tun, nämlich einem Verächtlichmachen.

Ich sage Ihnen trotzdem, in dieser Kompostieranlage finden Sie Riesen-Steinblöcke, dort finden Sie Metall, dort finden Sie Abfälle. So geht die sozialistische Stadtregierung mit dem Umweltschutz um! Es gibt also ... (Abg Heinz Hufnagl: Sie schmeißt Steine in die Kompostanlage! Das ist schlimm!) Na ja, es gibt noch einen Punkt ... (Zwischenruf des Abg Godwin Schuster.) Vom Sterben haben Sie jetzt etwas gesagt? Es gibt einen herrlichen Fischteich ... (Abg Heinz Hufnagl: Überwachungskamera und Fingerabdrücke für den Kompost! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Nein, ein bisschen Ordnung machen, ein bisschen mehr Umweltbewusstsein vermitteln! Wenn man in der Richtung etwas tut, dann werden die Menschen vielleicht auch wissen, dass sie nicht der "bösen" Gemeinde Wien Unrat in den Kompost werfen sollen.

Es hat im Heustadlwasser bereits zweimal ein dramatisches Fischsterben gegeben. Das wäre verhinderbar gewesen. Wahrscheinlich ist auch das für die GRÜNEN lächerlich, so wie bei den Fröschen.

Aber dort gibt es die Freudenau, die wir um Milliarden S gebaut haben. Es ist versprochen worden, dass dort jetzt dotiert wird. Sie haben dort Anlagen eingerichtet, mit denen wir das Grundwasser im Prater genau berechnen und messen können. Wir können also die Praterauen dotieren, wir haben im Prater Gott sei Dank auch einen Brunnen gemacht, um die Bewässerung herbeizuführen. - Aber was macht eine sozialistische Stadtregierung? - Sie dotiert das Wasser so kurz vor dem Wintereinbruch, dass es gefriert, und zwar so weit durchfriert, dass eigentlich kein Wasser mehr im Teich bleibt und alle Fische verenden. Auch das ist Ihre tolle Umwelt- und Naturschutzpolitik!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für diese Politik könnte man noch viele, viele Beispiele anführen. Ich möchte nur darum bitten, nicht alles das lächerlich zu nehmen, weil es um den Schutz der Natur und um die Umwelt für unsere Zukunft geht. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen zum Schlusswort. Wird dieses gewünscht? - Bitte, Frau Stadträtin.

Berichterstatterin amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich freue mich sehr darüber, dass dieser Naturschutzbericht und die Themen meiner Geschäftsgruppe so viel Interesse wecken, dass dieses Thema in solcher Ausführlichkeit behandelt worden ist. Ich freue mich ganz besonders, weil der Umweltschutzgedanke nun auch in der Opposition Eingang gefunden hat. Ich freue mich auf eine Zusammenarbeit, weil es mich wirklich freut, dass Umweltpolitik hier ernst genommen wird. Die Umweltpolitik der Sozialdemokratie hat dazu geführt, dass wir jetzt so viele Stunden lang darüber reden können: Wo stehen wir?

Wir haben die beste Luftqualität. Wir haben die beste Müllentsorgung; wir machen Müllentsorgung, wie es die Deponieverordnung schon längst vorschreibt. Wir haben entsprechende Maßnahmen zur Erlassung eines Nationalparks gesetzt. Wir haben strengste Kriterien für die Abwasserentsorgung. Wir haben beste Qualität des Wassers. Darüber könnte ich noch stundenlang reden - aber ich rede nicht darüber, sondern ich mache Umweltpolitik.

Zum Naturschutzbericht selbst möchte ich klarstellen, dass der Bericht das Jahr 2000 und nicht das, was sein soll, darstellt. Daher ist es schwer nachvollziehbar, dass man hier das Naturschutzgesetz kritisiert, das heuer beschlossen worden ist. Darüber kann im Naturschutzbericht 2000 nichts enthalten sein, weil es damals dieses Naturschutzgesetz noch gar nicht gab.

Auf die Liesingbach-Verbauung möchte ich jetzt noch kurz eingehen. Ich bin besonders froh, dass sich hier die Gedanken gewandelt haben. Vor 50 Jahren war es anders, sodass man entsprechend zurückgebaut hat. Damals gab es Überschwemmungen in Inzersdorf und Oberlaa - darüber habe ich mir berichten lassen -, und es hat auch Tote gegeben. Man hat dann diese Flüsse entsprechend zurückgebaut, um hier Maßnahmen zum Hochwasserschutz zu setzen.

Wir sind gescheiter geworden - die Natur steht im Vordergrund und die Sicherheit steht im Vordergrund - und haben hier Maßnahmen ergriffen. Gestern haben wir Sie vielleicht überzeugen können. Im Wienfluss haben wir die entsprechenden Maßnahmen gesetzt - naturnahe Verbauung, baubiologische Verbauung, technische Verbauung gemeinsam mit Biologen - und entsprechende EU-Projekte an Land gezogen, sodass hier internationale Kapazunder - Italiener, Deutsche - mit Förderung des Umweltministeriums und mit Förderung der EU entsprechende Maßnahmen verwirklichen konnten.

Zum Naturschutzbericht selbst ist festzustellen, dass wir hier Maßnahmen im Bereich der Landwirtschaft zu ergreifen haben. Wir haben einen Status-quo-Bericht über Optionen für die Entwicklung von Landwirtschaft und Gartenbau in Wien vorgelegt. Ein Fünftel der Fläche wird eben landwirtschaftlich genutzt, und hier werden sicherlich Maßnahmen in der Direktvermarktung zu setzen sein. Derzeit werden sehr geringe Mengen direkt vermarktet. Die EU lässt sogar 25 Prozent zu, in LGV-Verträgen sind es nur 10 Prozent.

Zum Thema Kompost ist Folgendes festzustellen. Wenn Sie die Kompostverordnung im Hinblick auf die Kompostqualität anschauen, dann sehen Sie, dass dieses Ersuchen an Ihren Umweltminister zu richten ist. Die Kompostverordnung, die jetzt erlassen wurde, ist rückständig, das ist "Mittelalter". Das wollen wir nicht, das tun wir auch nicht, und daher bitte ich Sie, diese Kritik an den Herrn Umweltminister zu richten.

In einem zweiten Punkt bin ich besonders froh, dass wir hier entsprechende Leitbild-Entwicklung durchgeführt haben. Im Bereich des Biotop-Monitoring haben wir Systementwicklung und Erfassung von städtischem Grüninventar vorgenommen, gerade im dicht bebauten Stadtbereich und auf Bezirksebene wurde der tatsächliche Stand und die Veränderung der Grünflächen dargestellt.

Zum Nationalpark Donauauen: Ein Schwerpunkt unserer Tätigkeiten ist die Erarbeitung von jagdlichen und fischereilichen Managementplänen.

Was das Naturschutzgesetz 1998 betrifft - darum geht es nämlich in diesem Bericht -, wurde dieses entsprechend novelliert, und zwar erst heuer.

Zur Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit: Es findet ein Tag der Artenvielfalt statt. Dazu wurden 50 Naturforscher eingeladen und sie haben 800 verschiedene Tier- und Pflanzenarten gefunden. Ein wesentliches Projekt ist auch "Lebensraum Obstbaum"; im Jahr 2000 wurden hier 400 Obstbäume abgegeben. Ein weiteres wesentliches Projekt ist "Netzwerk Natur"; es wurden 90 bedrohte Tier- und Pflanzenarten erfasst und dargestellt. Das soll auf allen Bezirksebenen durchgeführt werden.

Ich glaube, dieser Naturschutzbericht zeigt, was die Stadt Wien im Bereich Naturschutz leistet und leisten wird, und ersuche Sie, diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Naturschutzbericht 2000 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN so zur Kenntnis genommen und beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über die beiden vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste dieser Anträge, über den ich abstimmen lasse und bei dem die sofortige Abstimmung verlangt ist, ist der Antrag der Abgen Maresch, Bayr und Klucsarits.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zum Resolutionsantrag der Abgen Reinberger, Kabas, Blind und Schmalenberg. Auch hier ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit, weil nur die FPÖ für diesen Antrag gestimmt hat. 

Damit kommen wir zur Postnummer 20 (PrZ 521/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird.

Die Berichterstatterin ist Frau amtsf StR Dipl Ing Kossina. Sie hat das Wort. 

Berichterstatterin amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Bundesgesetzgeber hat mit dem Bundesgesetz, mit dem das Landarbeitsgesetz 1984 geändert wird, die für die Regelung des Arbeitsrechts in der Land- und Forstwirtschaft aufgestellten Grundsätze geändert. Daher wurde auch die Wiener Landarbeitsordnung 1990 als Landesausführungsgesetz entsprechend angepasst.

Ich ersuche, die entsprechende Novelle zu beschließen.

Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren! Es liegt dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieses Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 2 (PrZ 198/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Betriebsaktionen-Verbotsgesetz aufgehoben wird.

Die Berichterstatterin ist Frau amtsf StR Mag Brauner, und ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. Sie hat das Wort.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche Sie, diesem Gesetzesentwurf, der das Betriebsaktionen-Verbotsgesetz aufheben wird, zuzustimmen. 

Präsident Johann Hatzl: Auch hier gibt es keine Wortmeldung. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 3 (PrZ 330/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz betreffend den Grunderwerb durch Ausländer in Wien geändert wird.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StR Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, der Änderung des Wiener Ausländergrunderwerbsgesetzes zuzustimmen.

Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren! Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird dagegen Einspruch erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau StR Mag Vassilakou.

StR Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! Guten Abend! Kalispera, kiries ke kirii! (Ruf bei der ÖVP: Kalinichta!) Ja, kalinichta ist auch gut!

Ich weiß, Amtssprache und Verhandlungssprache in diesem Saal ist Deutsch. Des Deutschen bin ich ausreichend kundig, aber ich wollte die Gelegenheit nutzen, um vielleicht einmal ein paar von Ihnen daran zu erinnern, dass in dieser Stadt Gott sei Dank viel, viel mehr Sprachen als nur Deutsch gesprochen werden, dass wir stolz darauf sein sollten, dass wir uns vielleicht gerade in diesen Tagen, in denen nur von Deutschunterricht die Rede ist, uns dessen besinnen sollten, dass es Menschen gibt, die auch eine Muttersprache neben der deutschen Sprache haben, deren sie mächtig sind und auf die sie täglich angewiesen sind, und dass man das vielleicht nicht gänzlich vergessen sollte beziehungsweise nicht so tun sollte, wie wenn das alles überhaupt keine Bedeutung für dieses Land hätte, überhaupt keine Bedeutung für diese Stadt hätte, überhaupt etwas Überflüssiges wäre, vielleicht auch ein Hindernis, ja vielleicht sogar ein Zeichen von Integrationsunwilligkeit wäre.

Insofern noch einmal: Kalispera - und ich hoffe, dass mir das niemand als Integrationsunwilligkeit auslegt. 

Zum Ausländergrunderwerbsgesetz: Zunächst ist das ein Gesetz, das in den letzten Jahren erfreulicherweise sehr stark vereinfacht worden ist, und zwar im Zusammenhang mit den Verwaltungsabläufen, was ich auch sehr begrüßen möchte. Nichtsdestoweniger möchte ich daran erinnern, dass ich auch in der Vergangenheit des Öfteren angeregt habe, dass man es vielleicht weiterhin vereinfachen könnte. Denn es gäbe auch diese Möglichkeit, sofern es sich um den erstmaligen Grunderwerb handelt von Objekten, die nicht größer als 200 Quadratmeter sind und die für den Eigengebrauch von Familien bestimmt sind. Da wäre es vielleicht sinnvoll, diese zur Gänze aus der Bewilligungspflicht herauszunehmen und dadurch sozusagen eine weitere Vereinfachung für die Verwaltung zustande zu bringen, aber auch für die Betroffenen, die dann nicht mit ein paar Wochen Wartezeit rechnen müssten. Aber darüber können wir wahrscheinlich auch zu einem anderen Zeitpunkt sprechen.

Ich möchte jetzt vielmehr die Gelegenheit nutzen, um hier kurz zu einem anderen Vertrag zu sprechen, also nicht zu jenem Vertrag, der abgeschlossen wird, wenn ein so genannter Ausländer gedenkt, in diesem Land Grund zu erwerben. Ich bitte Sie, auch darüber nachzudenken, dass Grunderwerb auch ein Zeichen von Integration und von Integrationswilligkeit ist. Denn es bedeutet, dass jemand sich so sehr diesem Land zugehörig fühlt, dass er sogar beschlossen hat, hier in Österreich zu investieren und dies damit zum Ausdruck zu bringen.

Aber ich möchte, wie gesagt, nicht über diesen Vertrag sprechen, sondern ich möchte aus aktuellem Anlass über einen anderen Vertrag sprechen, jenen Vertrag, der seit vorgestern in aller Munde ist: den Integrationsvertrag. Dazu muss ich sagen, meine Damen und Herren, dass es viele Verträge gibt. Es gibt gute Verträge, es gibt schlechte Verträge - aber dieser Vertrag, den uns hier die Bundesregierung vorgelegt hat, ist wirklich nur noch als kondensierter Schwachsinn zu werten. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ.)

Das ist ein Vertrag, den niemand allen Ernstes eingehen kann und den niemand allen Ernstes eingehen können will. Ich spreche hier bis zu einem gewissen Grad fast als Betroffene. Aus bestimmter persönlicher Betroffenheit habe ich auch Befürchtungen. Denn bis vor ein paar Wochen hat es geheißen, es soll einen Integrationsvertrag geben, der gut sein soll, der aber ohnehin nur gelten wird für Schlüsselkräfte und für Leute, die neu zuziehen - und das ist eh gut für sie.

Dann hat es geheißen: für sie und für ihre Familienangehörigen. Daraufhin ist - bis vor ein paar Tagen noch! - versichert worden: Für diejenigen, die da sind, soll der Vertrag nicht gelten. Auf einmal hat es geheißen: Nein, für die Arbeitslosen, die allesamt irgendwie arbeitsunwillig sind, soll er gelten. Plötzlich heißt es jetzt seit zwei, drei Tagen: Nein, er gilt auch für diejenigen, die da sind, sofern sie arbeitslos sind, also sofern sie nicht aufenthaltsverfestigt sind oder sofern sie noch nicht über eine unbefristete Aufenthaltsbe-willigung, also Niederlassungsbewilligung verfügen.

Da denke ich mir: Na ja, wenn das so weitergeht - es dauert wahrscheinlich noch ein paar Wochen und Monate, bis dieser Vertrag vom Nationalrat in Geset-zesform beschlossen wird -, wer sagt mir, dass es nicht vielleicht möglich ist, dass jemand sagt: Moment einmal, was ist mit den zu Unrecht Eingebürgerten, was ist mit den zu früh Eingebürgerten?

Der Kärntner Landeshauptmann hat das ja schon längst entlarvt, nicht wahr, dass hier lauter Menschen zu Unrecht oder zu früh eingebürgert werden. Also warum nicht denen auch noch einen Integrationsvertrag aufpappen und sie auch noch zu Kursen verdonnern? - Also das sage ich Ihnen: Ich gehe zu keinem Kurs, ganz sicherlich nicht!

Aber es soll ja nicht nur mich betreffen - irgendwie ist es wirklich ein Wahnsinn, diese Art und Weise, mit Menschen in diesem Land umzugehen. Wer weiß, wenn sie damit so weitermachen, finden sie vielleicht auch noch ein paar Österreicher - so echte Österreicher -, die ebenfalls nicht gut Deutsch sprechen, und vielleicht muss man ihnen auch noch einen Deutschkurs vorschreiben, sonst verlieren sie die "Arbeitslose" oder müssen auswandern oder weiß ich was tun. In diesem Land ist leider inzwischen alles denkbar.

Wie auch immer - dieser Vertrag ist menschenverachtend, er ist kontraproduktiv und er ist für Österreich schädlich. Das möchte ich kurz anhand von drei Argumenten darlegen. 

Zunächst einmal: Menschen wegen mangelnder Deutschkenntnisse abzuschieben, verstößt nicht nur gegen die Menschenrechtskonvention, es verstößt auch klarerweise gegen die österreichische Verfassung. Das heißt, es ist verfassungswidrig, und da es verfassungswidrig ist, ist es auch nicht praktikabel. Denn der allererste Mensch, der deswegen ausgewiesen werden soll - was tut er? - Das ist vollkommen klar: Er klagt und geht bis zum Verfassungsgerichtshof - im Übrigen, das möchte ich auch schon ankündigen, mit Unterstützung der GRÜNEN, ganz sicher mit finanzieller Unterstützung der GRÜNEN. 

Er klagt, er kommt vor den Verfassungsgerichtshof, und er bekommt dort Recht. Also hat man hier vor, etwas zu beschließen, von dem man in Wirklichkeit jetzt schon weiß - und das müssen die Damen und Herren von der Bundesregierung doch wissen! -, dass man es nie wird umsetzen können.

Jetzt muss man sich fragen: Wozu beschließt man dann etwas, von dem man weiß, dass man es nicht einhalten und nicht umsetzen kann? - Da muss ich sagen, die einzige Antwort, die mir logischerweise einfällt, ist: um Eindruck zu schinden. Das ist billige Eindruckschinderei, und das, bitte, auf Kosten von Betroffenen, auf Kosten einer ganz großen Bevölkerungsgruppe, die jetzt erniedrigt werden soll, die jetzt als integrationsunwillig abgestempelt werden soll und deren Mitglieder jetzt als unmündige Kinder behandelt werden sollen.

Das alles geschieht nur, um einer bestimmten Klientel - und das sage ich Ihnen, meine Damen und Herren, diese Klientel, die das will, schrumpft von Tag zu Tag -, um dieser schrumpfenden Klientel zu signalisieren: Wir tun ja etwas gegen die Ausländer, ihr braucht euch keine Sorgen zu machen, wir bleiben bei unserem Wort, das haben wir immer versprochen, das können wir! Wir packen das eigentlich nicht so gut in der Sozialpolitik, mein Gott, wir packen das in der Bundespolitik eigentlich überhaupt nicht gut in den letzten Monaten, wir haben immer mehr Schwierigkeiten, die Wähler laufen uns davon. Aber in einem Bereich sind wir kompetent: Ausländerhetze! Also hetzen wir eben, machen wir Gesetze, und signalisieren wir, wie gesagt, dass wir bei unserem Wort bleiben.

Dies dann Integrationsvertrag zu nennen, ist derart zynisch - dann nennen Sie es bitte irgendwie anders, aber nehmen Sie das Wort "Integration" nicht in den Mund!

Zweitens. Diese Vorgangsweise ist für die Demokratie in diesem Land schädlich. Denn eine Kernsäule der Demokratie ist der Dialog. Demokratie besteht darin, dass man den Dialog sucht und dass man versucht, den Andersdenkenden von der eigenen Meinung zu überzeugen, manchmal in einer etwas schärferen Gangart, manchmal einfach mit dem besseren Argument. 

Jetzt frage ich Sie - im Besonderen frage ich die Damen und Herren von der FPÖ und von der ÖVP, aber viel mehr richtet sich diese Frage an die FPÖ -: Bitte, wann haben Sie sich an die ausländische Bevölkerung hier zu Lande gewandt und versucht, sie davon zu überzeugen, dass es gut ist, Deutsch zu lernen und Deutschkurse zu besuchen? Wann haben Sie eine Kampagne in dieser Richtung gestartet? Wann haben Sie in deren Blättern inseriert? Wann haben Sie versucht, in deren Blättern vorzukommen? Sie haben eigene Zeitungen, sie haben eigene Medien, sie konsumieren auch tagtäglich Fernsehen, Zeitungen und alles Mögliche. Wann war irgendeiner von Ihnen dort und hat dafür plädiert, dass diese Menschen Deutschkurse besuchen sollen? Wann haben Sie irgendwelche Kurse organisiert, angeboten, gefördert?

Das Einzige, was Sie getan haben, war, die Kurse, die die Stadt Wien anbietet, abzulehnen. Jahrein, jahraus ist das alles gewesen, was Sie getan haben. Sie haben von Haus aus den Versuch unterlassen, den Dialog mit dieser Bevölkerungsgruppe überhaupt zu starten. Alles, was Sie getan haben, war, das zu tun, was eigentlich nur in einem totalitären Staat möglich und denkbar ist: Sie haben gleich Zwangsmaßnahmen ergriffen. Sie haben nicht den Dialog gesucht, sondern Sie haben gleich vorgeschrieben.

Mir fällt für diese Vorgangsweise keine andere Bezeichnung als "totalitärer Staat" ein. Denn nur in einem totalitären Staat erdreistet man sich, den eigenen Bürgern vorzuschreiben, was gut für sie ist. Da kann man ihnen dann vorschreiben, was sie anziehen sollen. Man kann ihnen vorschreiben, was sie reden sollen. Man kann ihnen vorschreiben, Kurse zu machen, oder auch, wann sie schlafen gehen sollen, wann sie aufstehen sollen, was sie essen sollen, was sie studieren sollen. Das alles ist denkbar - aber in Österreich ist so etwas eigentlich nicht denkbar. Denn Österreich ist eine moderne Demokratie, eine moderne westliche Demokratie, auf die Sie stolz sind.

Was Sie hier machen, ist ganz einfach. Sie sagen: Ja, hervorragend, Österreich ist und bleibt eine Demokratie, aber nur für die Österreicher! Nur für die Österreicher sind wir demokratisch. Aber denjenigen, die nicht Österreicher sind - und die auch nicht EU-Bürger sind, denn das müssen wir ja beachten, weil wir darüber Verträge haben, die wir einhalten müssen -, zeigen wir die totalitärste Fratze, die hier zu Lande nur denkbar ist und die verdonnern wir zu Zwangskursen.

"Hervorragend", muss ich da sagen! Das ist für mich nur noch eines, das ist das "G'sunde-Watschen"-Prinzip, das jetzt hier zu Lande Politik geworden ist. Für das "G'sunde-Watschen"-Prinzip gilt es aber schon längst als eine Selbstverständlichkeit, dass man das nicht tut. Das tut man nicht mit Kindern, das tut man nicht mit pubertierenden Menschen, das tut man nicht mit niemandem! Es sind nicht Watschen, mit denen man Menschen zu ihrem Wohl bringt. Aber in dem Fall ist es schon so: mit erwachsenen, mündigen Bürgern, die nur das Problem haben, dass Sie keinen EU-Pass in der Tasche haben. Wenn sie nicht brav sind, wenn sie nicht spuren, wenn sie ihren Nachbarn mit ihrem Akzent stören, wenn sie wie auch immer nicht gut genug Deutsch sprechen - ich frage mich, wer das bewerten soll -, dann bekommen sie eine Watsche und müssen das Land verlassen.

"Sehr schön", das ist die Art und Weise, wie man für Ruhe und Ordnung in diesem Staat sorgt! Das tut Österreichs Demokratie sicherlich sehr, sehr gut.

Damit haben Sie nur eines geschafft: Sie untergraben genau jene Werte, auf die wir so stolz sind, die Werte von Weltoffenheit, von Solidarität, von Dialog und von Respekt vor dem anderen. Sie untergraben auch die Werte unserer Demokratie, und das tun Sie wissentlich. Also ist es auch undemokratisch, was hier geschieht.

Auf einer dritten Ebene stellt sich dann noch die Frage: Ist es sinnhaft? - Jawohl, es tut gut, wenn jemand gut Deutsch spricht. Ich betrachte mich als gutes lebendiges Beispiel dafür, dass es eigentlich etwas nützt. Wir haben hier auch einige andere Beispiele dafür, dass es etwas bringt, wenn man Deutsch kann. Nichtsdestoweniger ist Integration etwas anderes und ein bisschen mehr. Integrationswilligkeit oder �unwilligkeit können Sie weder mit Deutschkenntnissen bemessen, noch können Sie es in irgendeiner Art und Weise mit der Bereitschaft gleichsetzen, Kurse zu belegen oder Deutsch zu sprechen.

Sie sprechen von Integration und von einem Integrationsvertrag. Jetzt frage ich Sie, ob Sie überhaupt verstehen, was Integration ist und was sie sein kann. Denn jeder, der entweder selbst eine Migrationserfahrung hinter sich hat oder auch nur sich nur die Mühe gemacht hat, mit Zuwanderern zu sprechen, sie einmal zu befragen über ihre Probleme, über ihre Sorgen, über ihre Hoffnungen und auch über ihre Empfindungen - diese spielen ebenfalls eine Rolle -, der begreift sehr bald das Wichtigste: Integration fängt nicht mit Deutschkursen an, sondern Integration fängt hier an, hier drinnen fängt es an, da, wo der Mensch das Herz hat, und da, wo er fühlt. Integration kann man nur erreichen, wenn ein Menschen sich zu Hause fühlt. Dort fängt man an, und man fängt damit an, dass man allen diesen Menschen ganz einfach signalisiert, dass sie hier willkommen sind, dass sie hier dazugehören und dass sie hier zu Hause sind.

Da brauche ich es doch nicht zu wiederholen; Hunderte Male habe ich das immer wieder gesagt, nicht nur hier in diesem Saal, sondern bei jeder Gelegenheit: Wie will man Menschen integrieren, denen man nach wie vor den Zugang zum Arbeitsmarkt versperrt? Wie will man Menschen integrieren, denen man die Qualifikationen, die sie aus dem Ausland mitbringen, nicht anerkennt, die man schikaniert und denen man es nicht ermöglicht, einen eigenen Betrieb aufzumachen? Wie will man Menschen integrieren, denen man durch die Rechtlosigkeit, der sie ausgeliefert sind, ständig Prügel vor die Beine wirft und die man mehr oder weniger zu einem sozialen und ökonomischen Abstieg in diesem Land verdonnert?

Dann kommt man her, man spricht von Integration und versteht darunter, dass man sie zwingt, Deutsch zu lernen. Aber die Rechte, die sie hier zu Lande seit Jahren brauchen und nicht bekommen, die sollen sie weiterhin nicht erhalten - die brauchen sie nicht, die spielen keine Rolle. Was das mit Integration zu tun hat, ist mir überhaupt nicht klar.

Das heißt - und damit schließe ich ab -, Sie beschließen wissentlich ein kontraproduktives, ein demokratieunwürdiges und obendrein ein unpraktikables, ein unpraktizierbares Gesetz, und das noch dazu, um eine kleine, kleine Klientel zu befriedigen. Sie nehmen es in Kauf, dass Zigtausende Menschen darunter zu leiden haben werden, noch weiter diskriminiert werden und hier zu Lande noch weiter abgestempelt werden als, wie gesagt, schlichtweg Bürger zweiter Klasse, in jedem Sinne des Wortes.

Meine Damen und Herren! Das Dirndl, das ich trage, trage ich gerne. Ich finde es schön, ich finde es wirklich sehr schön, darum habe ich es auch gekauft. Aber wenn ich es tragen müsste, dann würde ich es hassen. So verhält es sich auch mit Deutsch. Deutsch ist eine wunderschöne Sprache, die ich gern habe, noch dazu gegen den Widerstand von vielen, die damals in Griechenland meinten, eine Dame sollte besser Französisch lernen. Diese Sprache habe ich also gerne gelernt. Aber hätte ich sie lernen müssen, hätte ich es nie getan!

Denken Sie darüber nach, ob Sie sich damit auf dem richtigen Weg befinden. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Ulm zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Kollegin!

Ich teile manche Ihrer Aussagen, und zwar nicht nur die, dass Ihr Dirndl schön ist, sondern auch manche inhaltlich-politischer Natur wie zum Beispiel jene, dass Sie stolz darauf sind, dass Sie mehrere Sprachen sprechen, dass Sie hier "kalispera" sagen dürfen und dass das sicherlich kein Ausdruck der Integrationsunwilligkeit ist.

Aber ich teile nicht Ihre Ansicht, dass mit der verpflichtenden Einführung des Besuches von Deutschkursen die Bundesregierung einen Schwachsinn beschließt. Ich denke mir, dass das, was auch die Stadt Wien im viel kleineren Rahmen, aber doch angeboten hat und nun im viel größeren Rahmen von der Bundesregierung vollzogen werden wird, an sich nicht schlecht sein kann.

Sehr geehrte Frau Kollegin! Auch Sie haben ja gemeint, dass es etwas sehr Sinnvolles ist, wenn man Deutsch sprechen kann, ja, dass es die Voraussetzung für Integration an sich ist. Niemand denkt daran, einem eingebürgerten Österreicher einen Deutschkurs zu oktroyieren. Für uns von der Volkspartei ist es selbstverständlich, dass jeder, dem die Staatsbürgerschaft verliehen wurde, ohne Wenn und Aber Österreicher ist. Doch die Staatsbürgerschaft soll der Endpunkt der Integration sein, sie soll am Schluss dieses Integrationsprozesses stehen. Selbstverständlich gehört der Erwerb der deutschen Sprache als wesentlicher Bestandteil zu diesem Integrationsprozess dazu.

Ich kann Ihre Ängste nicht teilen, dass diese Sprachkurse für den Menschen schädlich sein könnten, weil man sich beim Verfassungsgerichtshof beschweren könnte. Ich sehe in diesen Bestimmungen überhaupt keine Verfassungswidrigkeit, gilt doch diese verpflichtende Teilnahme an den Sprachkursen nur entweder für neue Zuwanderer oder für solche, die keine unbefristete Aufenthaltserlaubnis haben. Das heißt, wenn jemand den Aufenthalt will, dann erfährt er das im Vorhinein, und dann muss er diese Leistung erbringen. Er kann es sich aber selbstverständlich auch anders überlegen und auf so einen Aufenthalt verzichten.

Ich sehe auch in keiner Weise, dass diese Bestimmungen für die Demokratie schädlich sein könnten. Sie selbst haben gemeint: Der Dialog ist notwendig und die Demokratie lebt vom Dialog. - Der Dialog ist nur möglich, wenn man sich versteht und man miteinander reden kann. Das wird in diesem Fall sicherlich erleichtert werden, wenn der Migrant Deutsch spricht.

Auf das Heftigste zurückweisen muss ich es, dass Sie die Bundesregierung auf Grund dieser beabsichtigten Einführung als "totalitär" bezeichnen. Es ist absolut zulässig, dass wir bestimmte Bedingungen für Migranten stellen, die wir einladen, bei uns zu arbeiten und bei uns zu leben. Sie sprechen von Zwangsmaßnahmen, und Sie sprechen davon, dass man das keinem Menschen aufoktroyieren kann. Aber auch das Pflichtschulwesen ist zwingend für die Schüler in diesem Lande und Sie werden mir darin Recht geben, dass dies eine sehr sinnvolle Einrichtung ist.

Ich gebe Ihnen aber in der Hinsicht Recht, dass dies möglicherweise ein Mittel ist, um auszusortieren - wobei ich den Ausdruck eigentlich gar nicht verwenden will, sondern um im Vorhinein zu sagen: Wir wollen integrationswillige Migranten, wir wollen integrationswillige Zuwanderer haben und laden diese in besonderer Art und Weise ein. 

Es ist immer wieder davon gesprochen worden, auch in der politischen Debatte am heutigen und am gestrigen Tag, dass diesem Vertrag überhaupt keine Rechte gegenüberstehen und dass er nur Verpflichtungen vorsieht. Ich darf an dieser Stelle darauf hinweisen, dass der Migrant im Prinzip selbstverständlich an allen Errungenschaften des Sozialstaats teilnimmt. Er nimmt an den Grundpfeilern des Sozialstaats teil, die heute schon aus Ihrer Fraktion genannt worden sind: Krankenversorgung, Arbeitslosenversicherung, Teilnahme am Pensionssystem, selbstverständlich freier Zugang zum Bildungswesen. Das alles ist überhaupt keine Frage. Es ist also nicht so, dass wir dem Migranten nur etwas abverlangen würden, sondern wir bieten ihm selbstverständlich alle Benefizien des Sozialstaats und des Wohlfahrtsstaats an. 

Was an dieser Stelle jedenfalls gesagt werden soll, ist, dass sich die Stadt Wien jetzt nicht ins Trotzwinkerl stellen sollte, dass sich Rot-Grün nicht ins Trotzwinkerl stellen sollte, sondern dass man diese Idee aufgreift und unterstützt. Ich frage mich wirklich, was so schlecht daran sein soll, wenn es doch im vergangenen Jahr nur gelungen ist, bei den freiwilligen Deutschkursen bloß 3 000 Migranten anzusprechen - und das bei 300 000 Ausländern in Wien -, und wenn es nun gelingen wird, diese Rate eindeutig zu erhöhen.

Ich frage mich auch, was schlecht daran sein soll, wenn in Zukunft nicht nur mehr Migranten diese Deutschkurse besuchen werden, sondern diese sogar zu 50 Prozent vom Bund finanziert sein werden. Das heißt, die Stadt Wien erspart sich sogar 50 Prozent, wenn - und das ist bisher noch nicht gesagt worden, obwohl ich bereits eindringlich danach gefragt habe - die Stadt Wien überhaupt bereit ist, die restlichen 50 Prozent zu übernehmen.

Ich glaube, es würde uns hier als Gemeinderat und als Stadt Wien sehr gut anstehen, ebenfalls einen Beitrag zu dieser Initiative zu leisten, und zwar auch in finanzieller Form, in Form der finanziellen Unterstützung für Migranten, um auch hier einen Beitrag an den Kosten der Deutschkurse zu übernehmen. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Kreißl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Stadtrat!

Ich glaube nicht, dass Sie mit dem, was Sie in dieser Rede über den Integrationsvertrag gesagt haben - wenn Sie es sich länger überlegen -, und mit dieser Einstellung den Einwanderern etwas Gutes tun. Sie haben eines vollkommen richtig erkannt: In einem Land, in dem ich zu Hause sein will, muss ich natürlich die Sprache kennen, weil ich mich, wenn ich die Sprache nicht kenne, dort nicht zu Hause fühle. Das ist eine ganz logische Sache.

Sie können sich auch beispielsweise Australien anschauen: In Australien können Sie gar nicht einwandern, ohne dass Sie Englisch können, und es wird deshalb kein Mensch von Australien als einem totalitären Staat sprechen. Ich glaube, mit Ausdrücken wie "totalitärer Staat" sollten wir wirklich sehr vorsichtig umgehen, und ich glaube, jeder in diesem Haus ist froh, dass wir in einer Demokratie leben und dass das auch in Zukunft so bleiben wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich glaube, die GRÜNEN tun den Einwanderern diesbezüglich nichts Gutes. Wer die Sprache nicht kann, hat natürlich keinen richtigen Zugang zu gehobenen, qualifizierten Arbeitsplätzen, zumal er auch bei der Ausbildung Probleme bekommen wird. Wir alle kennen die Probleme, die besonders die Frauen von Einwanderern haben, welche nach 10 oder 15 Jahren noch immer kein Wort Deutsch können. Wir wissen auch, wie diese Probleme zustande kommen und dass durch diesen Integrationsvertrag der Druck auf der ganzen Familie liegen wird, dass auch die Frauen Deutsch können, sich dadurch bei uns zu Hause fühlen, sich dadurch auch wesentlich wohler fühlen und mit der Umwelt, mit der heimischen Bevölkerung besser in Kontakt treten können.

Wie gesagt, die Jugend hat wesentlich mehr Zugang zum Arbeitsmarkt und auch zu besser qualifizierten Arbeitsplätzen. Ich glaube daher, dass diese Bundesregierung unter Federführung der FPÖ die Akzente setzt, die eigentlich schon lange hätten gesetzt werden sollen, die allerdings nicht gesetzt worden sind. Wenn ich mir beispielsweise das Koalitionsübereinkommen in Wien aus dem Jahr 1996 anschaue, sehe ich Folgendes - ich zitiere jetzt aus diesem Koalitionsübereinkommen -: Verpflichtend für alle Formen der Integration sind neben einem intensiven Deutschkurs vor allem auch Unterweisungen über das Leben in Österreich. Dazu ist ein eigener Lehrplan zu entwickeln.

Dazu muss ich sagen, das haben die SPÖ und die ÖVP vollkommen richtig erkannt, aber leider haben sie es nicht durchgeführt. Es ist jetzt diese Bundesregierung am Zug, die das ebenfalls schon lange erkannt hat, es allerdings auch durchführen wird, und zwar im Sinne eines guten Zusammenlebens der Einwanderer mit der heimischen Bevölkerung und natürlich auch im Sinne der Einwanderer, welche sich dadurch besser integrieren können und bessere Möglichkeiten am Arbeitsplatz haben. Damit werden dann auch mehr Möglichkeiten zur Emanzipation der einwandernden Frauen gegeben sein. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Yilmaz zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!

Ich möchte die Novellierung des Ausländergrunderwerbsgesetzes, bei der es nur um eine Umstellung auf den Euro geht, wie schon Kollegin Vassilakou zum Anlass nehmen, über einen Vertrag - besser gesagt, über einen einseitigen Vertrag - zu sprechen.

Eigentlich ist es eine Integrationsvereinbarung zwischen Blau und Schwarz, die die Herrn Westenthaler und Strasser den Medien vorgestellt haben. Die ÖVP hat ihre christlichen Werte, die sie an Feiertagen so gerne hochhält, wieder einmal zugunsten des Machterhalts verraten. Erst kommt das Fressen, dann die Moral, hat Bert Brecht treffend gesagt. Die ÖVP hat ihn wieder einmal trefflich bestätigt. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist eine Frechheit!)

Die Ununterscheidbarkeit der beiden Regierungsparteien geht sogar so weit, dass ihre Vertreter dieselben Worte zur Legitimierung verwenden. "Ein wichtiger Meilenstein zur Integration" ist das Abkommen, sagt die blaue Vizekanzlerin Riess-Passer nach dem Ministerrat. Und was sagt der Herr Bundeskanzler? - "Ein Meilenstein zu einer richtigen Integrationspolitik", sagt er in der "ZiB 2" am selben Tag.

Die ÖVP hat sich beim Pakt mit der FPÖ zu deren Steigbügelhalter degradiert. Denn was ein glücklicher Herr Westenthaler am Dienstag der versammelten Presse verkünden konnte, ist eins zu eins FPÖ-Diktion, der Einfluss der ÖVP ist zur kosmischen Hintergrundstrahlung verkommen. Von dieser nehmen Astronomen zwar an, dass es sie gibt, sie ist aber für unser Leben völlig irrelevant und unwichtig.

Der Innenminister hat schon einmal so getan, als ob er etwas gegen die muffige Fremdenfeindlichkeit der FPÖ unternehmen wolle. Damals hat er gefordert: Wer in Österreich Aufenthaltserlaubnis hat, soll auch Arbeitserlaubnis bekommen; sprich: wer legal hier ist, soll auch arbeiten dürfen. Und was ist aus seiner Position geworden? - Nichts! Wie ein Herbstblättchen hat er sich im lauen Wind nicht mehr halten können und ist gefallen.

Genauso hat er es bei der Integrationsverhinderungsvereinbarung vom letzten Dienstag gemacht: große Worte am Anfang und danach hat er sich den starken Armen der FPÖ hingegeben. Zuerst sagte er mit unbeugsamer Stimme, der Integrationsvertrag wird nur für Neuzuwanderer gelten, aber am Dienstag gilt er dann für Arbeitslose und Nicht-Aufenthaltsverfestigte, für Schlüsselarbeitskräfte und deren Angehörige. Zuerst betont er mannhaft, die Menschen hätten nur 10 Prozent der Kosten für die verpflichtenden Kurse zu zahlen, aber am Dienstag stellt sich heraus, dass sie sogar die Hälfte zahlen müssen.

Hier ist die ÖVP umgefallen wie ein Boxer mit Glaskinn. Wer beim Autokauf so verhandelt wie Herr Strasser, zahlt am Schluss sogar mehr als der Verkäufer anfangs verlangt hat. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Denn was ist denn diese Integrationsvereinbarung der Blauen und der Schwarzen? - Eine Scharfmacherei gegen ausländische Mitbürger, eine Palette an desintegrativen Maßnahmen und eine versteckte Botschaft, die lautet: Wir wollen euch nicht!

Die FPÖ hat ihre Xenophobie unter dem Mantel der Staatstragenden wirkungsvoll ausleben können. Der Sachwalter ÖVP hat versagt. Die FPÖ, die ja in Sachen Verantwortung von allen Menschen, die an die Zukunft Österreichs denken, teilentmündigt ist, hat ihr wahres Gesicht des dumpfen Provinzialismus gezeigt. Wer die Deutschprüfung nicht schafft, wird abgeschoben, und ebenso, wer kein Geld für diese Deutschprüfung auftreiben kann. Was soll das anderes als Fremdenfeindlichkeit sein?

Andere Staaten bieten Anreize für integrative Maßnahmen. In Österreich droht man mit der sprichwörtlichen Peitsche. Die Koalition hat in der Diskussion vorher großspurig vom niederländischen Modell gesprochen. Schön wäre es, hätten wir die dortigen Regelungen. Dort bekommen die Menschen die Zeit für Sprachkurse zum Teil vom Arbeitgeber freigestellt. Die provinziellen Forderungen in dieser Desintegrationsvereinbarung sind teilweise so absurd, dass sie ans Komische grenzen. Verlieren US-amerikanische Manager in Österreich jetzt ihre Aufenthaltserlaubnis, weil sie sich mit den grammatikalischen Artikeln schwer tun? (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Das ist ja lächerlich!)

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist lächerlich, ja, Sie haben Recht. (Abg Rudolf Hundstorfer: Das ist euer Beschluss! Das ist, was ihr beschlossen habt!) Was wir hier erleben, kommt davon, dass man Leute in die Regierung gelassen hat, die sich damit schwer tun, anzuerkennen, dass sie von staatstragender Politik einfach keine Ahnung haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Das hat die ÖVP natürlich gewusst, deshalb hat sie sich auch als Sachwalter angedient und gemeint, es wird nichts so heiß gegessen wie gekocht, wir kriegen das schon in den Griff. Jetzt würde ich gerne von Ihnen in der ÖVP wissen, wer da wen im Griff hat. Wo ist in dieser Causa die Handschrift der ÖVP? (Abg Dr Matthias Tschirf: Wer war Haiders bester Mann in der Regierung?) Diese Regelungen sind nämlich zutiefst wirtschaftsfeindlich. Sie verhindern - ähnlich wie die absurde 26 000�S-Grenze -, dass die Betriebe zu geeigneten Mitarbeitern kommen. Wo sind denn die gewichtigen Stimmen aus der angeblichen Wirtschaftspartei ÖVP?

Da wird der Wirtschaftsstandort Österreich systematisch zerstört, nur damit eine xenophobe Ansammlung karriereorientierter Leute ihr Mütchen kühlen kann, und die ÖVP, die genau weiß, was alles da an Werten zerstört wird, schaut teilnahmslos zu. Hier geht es gar nicht um menschliche Werte oder um Appelle an Großzügigkeit oder Menschenwürde, da wäre die FPÖ ohnedies der falsche Ansprechpartner, sondern hier geht es um harte wirtschaftliche Folgeschäden für Wien und Österreich. Diese Folgeschäden nimmt die ÖVP bewusst in Kauf. Das wird man ihr so lange vorwerfen können, solange sie sich von der FPÖ am Nasenring durch die Gegend ziehen lässt.

Solange sich die Herren Schüssel & Co. von Kärnten aus die Marschroute vorgeben lassen, solange wird das auch geschehen. Haiders absurde Stellungnahmen gegen Asylsuchende waren da nur ein Vorgeschmack auf kommende Gemeinheiten gegenüber allem, was für die FPÖ fremd aussieht. Auf allen fremdenfeindlichen Gesetzen, die diese Regierung beschließt, ist der Fingerabdruck des Herrn Schüssel drauf. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Noch ein Wort zum eigentlichen Thema Integration: Die Stadt Wien ist in diesem Gebiet vielfältig und erfolgreich tätig. Bei uns gibt es weder Slums noch Gettos wie in anderen Millionenstädten. Das kommt nicht von ungefähr, sondern ist das Ergebnis gezielter großflächiger Maßnahmen der Stadt einerseits und des Integrationswillens der Betroffenen andererseits. Integration kann man nicht erzwingen, sondern nur fördern.

Wien wird diesen erfolgreichen Weg weitergehen, trotz aller Stolpersteine, die diese blau-schwarze Regierung uns in den Weg stellt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Diese letzten Ausführungen zeigen, was es heißt, wenn man etwas nur selektiv wahrnimmt. Offensichtlich blendet die SPÖ das aus, was jahrelang die Innenminister Löschnak und Schlögl in der Regierung, in der damaligen Regierung, vertreten haben. 

Innenminister, von denen der jetzige Landeshauptmann von Kärnten jeweils gesagt hat, dass er der beste Mann in der Regierung jeweils von diesem Herrn Haider sei. Das ist die Wahrheit. (Beifall bei der ÖVP.)

Auch der Ausspruch "das Boot ist voll" stammte von einem SPÖ-Zentralsekretär. Auch das ist die Wahrheit. (StR Dr Peter Marboe: Das wurde auch im "profil" diskutiert!) Gerade StR Marboe hat darüber diskutiert und hat auf das ... (StR Dr Peter Marboe: Das Boot ist voll, hat er gesagt! - Abg Inge Zankl: Was die diskutiert haben, ist ganz was anderes!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir wissen genau, mit welcher Sensibilität gerade Ernst Strasser an diese Fragen herangeht, wie er Veränderungen herbeiführt. Nun, ich verstehe, dass die Sozialdemokratie bei dem schlechten Gewissen, das sie haben muss, weil sie in den letzten Jahren hier immer eine doppeldeutige Rolle gespielt hat, so nervös ist. Bleiben Sie bei dem, was die Wahrheit ist. Die Wahrheit ist, dass Ernst Strasser erstmals zum Beispiel viele Probleme angegangen ist, die Sie in der Vergangenheit (Abg Inge Zankl: Was denn, nun, was denn?), die die SPÖ hinterlassen hat. (StR Dr Peter Marboe zur SPÖ: Nun, welche denn, wann denn?)

Zum Beispiel ... (Abg Johann Hatzl: Also, Herr Tschirf, wenn ich das nehme, wie Sie es sagen, dann drängt sich die Frage auf, warum muss der Schüssel zur Seite treten?) Also, zum Beispiel ... (Zahlreiche, lautstarke Zwischenrufe. - Der Redner wartet bis wieder Ruhe herrscht.) Ich möchte einmal reden können. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Bitte, Herr Abgeordneter, mit Ihrer Rede fortzufahren.

Abg Dr Matthias Tschirf (fortsetzend): Es ist offensichtlich unmöglich, dass sich die sozialdemokratische Fraktion anhört ... (Abg Johann Hatzl: Wie Ihr auf die Seite tretet!) Wieso, das ist eine Linie, eine Linie. Strasser hat diese auch in der Frage des Umgangs mit den legal in Österreich Lebenden beibehalten. Da sind die Zahlen zurückgegangen, von denen, die hier gerade fünf Jahren arbeiten. Es gibt eine ganze Reihe von Angelegenheiten, die hier endlich angegangen worden sind. (Abg Dr Johannes Hahn: Familienzusammenführung!) Das wollen Sie nicht zur Kenntnis nehmen. (Abg Dr Johannes Hahn: Sie haben ein schlechtes Gewissen!) Beim Schlögl ... (Zwischenrufe von der SPÖ und von der ÖVP.) Wollen Sie die Rückkehr zur Zeit eines Schlögl, die Rückkehr zu einer Zeit eines Löschnak und Ähnliches? Also, das ist die Wahrheit und Sie können sie nicht vertragen, daher polemisieren Sie! Das ist leider die Realität dieses Hauses. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bedanke mich für die Debatte, auch wenn sie nicht zu dem ursprünglich vorliegenden Gesetzesentwurf geführt wurde. Es ist aber klar, wenn es um Fragen, die mit Zuwanderung zu tun haben, geht, und der Ausländergrunderwerb ist natürlich, wenn auch nur eine Detailfrage, aber doch eine solche, dass, wenn man damit zu tun hat, man an der aktuellen politischen Diskussion nicht vorübergehen kann.

Und insofern bedanke ich mich für diese Diskussion über den so genannten Integrationsvertrag. Sie merken, ich betone den Begriff "so genannt", denn diese Bestimmung hat weder mit Integration etwas zu tun noch ist es ein Vertrag. 

Denn Integration, sehr geehrte Damen und Herren, ist immer etwas Zweiseitiges. Integration bedeutet aufeinander zugehen und Integration bedeutet, dass beide Seiten ihren Teil dazu leisten (Abg Georg Fuchs: Vertrag bedeutet, dass man Rechte und Pflichten hat!), und das liegt in diesem Fall sicher nicht vor. Und ein Vertrag, sehr geehrte Damen und Herren, das weiß ja wohl jedes Kind, ein Vertrag bedeutet, dass man Rechte und Pflichten hat. (Abg Johannes Prochaska: Jawohl!)

Das Ausländergrunderwerbsgesetz ist ein wichtiger Teil der Arbeit in dieser Stadt, aber die Frage, wie wir mit Ausländern umgehen, ist Grundvoraussetzung dafür, ob überhaupt Menschen hierher kommen werden, sehr geehrte Damen und Herren, um überhaupt noch einen Grund zu erwerben. 

Denn wen glauben Sie, werden wir in dieser Stadt noch bekommen, vor allem, meine Damen und Herren Wirtschaftsvertreter in den Reihen der ÖVP, wenn wir diesen Menschen signalisieren, wir wollen euch in Wirklichkeit überhaupt nicht. Und wenn Sie vorher so gekichert haben, Herr Kollege, und gesagt haben, nun, wer will den Managern vorschreiben, dass sie ebenfalls diese Prüfungen abzulegen haben und sind dann vom Abschub bedroht: Genau dieser so genannte Integrationsvertrag, in dem drinnen steht, dass diejenigen, die über die so genannte Managerquote kommen - denn andere gibt es ja überhaupt nicht mehr, weil ja die Zuwanderung aus privaten Gründen überhaupt nicht mehr möglich ist. Das heißt, es geht überhaupt nur mehr um hoch qualifizierte Arbeitskräfte (Abg Dr Matthias Tschirf: Verweigern Sie denen den Gemeindebau?), die wir angeblich hereinholen wollen, damit sie einen Grund erwerben können. 

Und diese hoch qualifizierten Arbeitskräfte werden aber ganz sicher nicht mehr kommen, wenn wir ihnen zuerst vorschreiben, sie müssen einen Sprachkurs besuchen, dann müssen sie Prüfungen machen, und gestern ist uns ja ganz genau und klar gesagt worden, was passieren wird: (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Hoch qualifizierte Manager in Österreich werden verärgert!) Sie müssen erstens einmal Kurse besuchen, dann müssen sie eine Prüfung machen, wenn sie die Prüfung nicht bestehen, werden sie abgemahnt und wenn diese Abmahnung ebenfalls nichts nützt, wird der Bundeszuschuss gestrichen. Das ist besonders günstig bei den Arbeitslosen, die dann überhaupt kein Geld mehr haben, um die Kurse zu besuchen, diese aber haben müssen, damit sie nicht abgeschoben werden. Und wenn das auch nicht funktioniert, werden sie abgeschoben. 

Ich zitiere die Kollegin Partik-Pablé, mit der ich gestern Gelegenheit hatte, in der ZIB 3 darüber zu diskutieren. 

All das sind Menschen, von denen wir denken, wenn sie nach Österreich kommen, könnten sie als Ausländer auf Grund des Ausländergrunderwerbsgesetzes (Abg Johann Römer: Die Berichterstattung geht schon über das normale Ausmaß hinaus!), das wir gerade novellieren und diskutieren, einen Grund erwerben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das heißt, meine Damen und Herren, diese Maßnahmen des so genannten Integrationsvertrags, der weder mit Integration etwas zu tun hat (Abg Georg Fuchs: Sie verwehren den Ausländern die Öffentlichkeit!), noch ein Vertrag ist, ist nicht nur erfolglos, er ist kontraproduktiv, denn das Einzige, was Sie damit erzeugen, ist Angst, Angst und Verunsicherung. 

In der MA 20, in der Fremdenrechtsabteilung und beim Wiener Integrationsfonds gehen die Telefone heiß und glühen die Telefondrähte von Menschen, die anrufen und sagen, was ist jetzt mit mir? Wie wird denn das sein, was ist, wenn mein Mann zum Beispiel die Prüfung nicht besteht? - Denn diese Politik, die von dieser Bundesregierung gemacht wird, ist nicht nur unmenschlich, sie ist auch, wie der Rest der Ausländerpolitik, völlig chaotisch und unausgereift. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Ja, die Politik von Ihnen!) Niemand weiß, wer diese Kurse organisieren soll. 

Die Volkshochschulen, denen die Bundesregierung gerade das Geld gestrichen hat? Die NGOs, wo sich auf meinem Schreibtisch die Beschwerdebriefe türmen, dass sie kein Geld mehr bekommen? Und was soll denn dann passieren, wenn zum Beispiel bei einer Familie niemand diese Kurse bestanden hat und derjenige, der Familienerhalter ist, abgeschoben wird?

Das heißt, Ihre Maßnahmen sind chaotisch, unausgegoren und unmenschlich. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Frau Präsidentin, das ist keine Berichterstattung!) Was wir in Wirklichkeit brauchen, ist ein Integrationspaket. Wir brauchen Familienzusammenführungen, ein Antidiskriminierungsgesetz, wir brauchen ein Wahlrecht, wir brauchen Arbeit und Aufenthalt, und es geht nicht darum, sich in ein Schmollwinkerl zurückzuziehen. Im Gegenteil, es geht darum, dass die Bundesregierung sich an unseren längst erfolgreichen Maßnahmen beteiligt, denn wir haben die Erfahrung, wir haben qualitativ hochwertige Lehrer und wir haben die Menschen, die hierher zu uns gekommen sind, so gut ausgebildet, dass sie sich so gut an das Ausländergrunderwerbsgesetz gehalten haben, dass ich Ihnen berichten kann, dass es in den Jahren 1999/2000 und 2001 keine einzige Anzeige der MA 20 geben musste, denn die Zuwanderer in Wien sprechen die Sprache so gut und kennen die Gesetze so gut, dass sie dieses Ausländergrunderwerbsgesetz total eingehalten haben. Wir mussten keine einzige Anzeige machen und deswegen bitte ich Sie, der Novelle zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 4 (PrZ 349/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über den Schutz personenbezogener Daten (Wiener Datenschutzgesetz - WR DSG) und ich darf die Frau Berichterstatterin bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, dem Entwurf eines Gesetzes über den Schutz personenbezogenener Daten, kurz Wiener Datenschutzgesetz, zuzustimmen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zum Teil hat die Debatte über den Datenschutz ja schon beim letzten Tagesordnungspunkt hereingespielt, vor allem bei der Frage, was jetzt alles überwacht wird. Beispiele hiezu sind Innenminister Strasser et cetera. Dazu werde ich kommen, möchte aber einen Punkt vorwegschicken. 

Wie wichtig es nämlich ist, dass es einen Datenschutz gibt, zeigt die höchst unqualifizierte Wortmeldung von Herrn Kreißl, in welcher er die GRÜNEN aufgefordert hat, sich zu entschuldigen. Denn Herr Kreißl hat, wie dem Protokoll zu entnehmen ist, gesagt, es habe Herr Ellensohn gemeint, die U�Bahn ist, Gott sei Dank, eine FPÖ-freie Zone. Ich habe das Wörtliche Protokoll von Herrn Kreißl vor mir liegen und so hat es Herr Kreißl zunächst einmal gesagt. 

Herr Kreißl ist, soviel ich weiß, Polizist und wenn sozusagen die Zeugenaussagen und all das, was die Polizei immer sammelt und eingibt, ungefähr diesen Wahrheitsgehalt hat und dann so wieder gebracht hat, dann muss man ernsthaft davor Sorgen haben, welche Daten zum Teil bei der Polizei gespeichert sind. 

Aber Sie haben ja da eine gewisse, so sage ich einmal, Erfahrung. (Abg Michael Kreißl: Entschuldigen Sie sich lieber einmal!) Ja, wir kommen zu diesem Punkt, ich hab es ja auch vor mir liegen, so ist es ja nicht. 

Vorweg: Sie haben als FPÖ zunächst thematisiert, wie gefährlich eigentlich insgesamt die ganze Situation der U�Bahn ist. Darauf bezugnehmend hat Herr Ellensohn, sozusagen unter diesem Aspekt, gesagt, "wenn es so gefährlich ist, dann fahren Sie nicht". Wortwörtlich hat er gesagt, "einen Vorteil hätte es, es wäre eine FPÖ-freie Zone, das wäre mir ganz recht". Das hat er gesagt. Unter dem Aspekt, dass Sie die U�Bahn für zu gefährlich finden und deshalb nicht fahren, wäre es eine FPÖ-freie Zone und das wäre ihm ganz recht und ich sage es Ihnen ganz ehrlich, mir wäre es insgesamt überhaupt lieber (StR Johann Herzog: Mir wäre es lieber, dass Sie zu Ende reden!), mir wäre es überhaupt lieber, es gäbe so wenig wie möglich FPÖ-Zonen überhaupt, weil ich Ihre Ideologie für rassistisch erachte und dem muss massiv und entschieden entgegengetreten werden. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und wenn sich jemand zu entschuldigen hat, dann Sie, Herr Kreißl, und keinesfalls Herr Ellensohn.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich würde nur bitten, dann wieder zum Datenschutzgesetz zurückzukommen.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Ich komme schon zurück. Das hat sehr viel mit dem Datenschutz zu tun, denn genau solche Sachen werden ja von der Polizei immer gespeichert - jetzt lauft noch ein Verfahren, da will ich irgendwie nicht eingehen -, aber dann immer wieder abgerufen. 

Und jetzt sage ich Ihnen, welche Daten zum Beispiel über mich gespeichert wurden. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Das ist auch nicht wichtig!) Nein, aber das zeigt, und da sollte sich nicht nur die FPÖ dann schämen, sondern ein bisserl sollte sich dann auch die SPÖ schämen, weil das war noch unter sozialdemokratischen Ministern ... Da ist nämlich gestanden: Sie haben - mein erster Eintrag im Stapo Akt - an einer politischen Schulung der Bewegung für Sozialismus freier österreichischer Jugend in Neuberg teilgenommen. 

Ich muss jetzt ganz ehrlich zu Ihnen etwas sagen: Zu dem Zeitpunkt, wo dieser Eintrag erfolgt ist, habe ich nicht einmal gewusst, was das ist. Das war 1972, da war ich sieben Jahre, und ab damals wurde ich überwacht. Nur, um das klarzustellen, weil immer wieder kommt, DDR, et cetera. In Österreich wurden unter sozialistischen Innenministern Menschen überwacht (Abg Dr Matthias Tschirf: Das war der Strasser?) und diese Daten sind - und das wissen wir - immer wieder in die falschen Hände gelangt. Deshalb ist es extrem wichtig ... Übrigens, mit acht Jahren habe ich die nächste Eintragung, mit Zwölf eine weitere bekommen. Es ist ganz faszinierend, wie ich als Kind überwacht worden bin, das ist wirklich ein Wahnsinn. 

Auch Lauschangriff und Rasterfahndung sind keine Erfindung von Blau-Schwarz. Aber die Verwendung von personenbezogenen Schuldaten unter Vernetzung für die Zukunft, so was ist nicht einmal der SPÖ eingefallen, das kann nur einem Überwachungsstaatsexperten einfallen. 

Die Verwendung von Fingerprints für alle ÖsterreicherInnen. Ja, das Fingerprint für alle Österreicher, das entspricht wirklich einem stalinistischen System. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Das müssen Sie ja wissen, fragen Sie nur den Papa, ja!) Nein, es stimmt schon, mein Vater weiß, was ein stalinistisches System zu bedeuten hat, und genau deshalb hat er mit der KPÖ gebrochen. Das ist vollkommen klar und genau deshalb hat er sich immer für Demokratisierung eingesetzt und nicht für eine autoritäre, totalitäre Struktur, wie sie in Wirklichkeit in der UdSSR und im gesamten Ostblock der Fall war und was jetzt im Zuge der Terroranschläge versucht wird, so langsam aber sicher, scheibchenweise auch in Österreich in Form einer gänzlichen Überwachung der Bürger und Bürgerinnen einzuführen. Federführend unter Strasser, Kohl, Westenthaler und Haider. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Johannes Prochaska: Aber es hat noch ganz andere Innenminister gegeben!) Es wurde ja auch ... (Abg Johannes Prochaska: Es hat ja noch andere gegeben, Sie haben ja ein Kurzzeitgedächtnis, wann haben Ihre Beobachtungen begonnen, Sie haben etwas erzählt von sieben Jahren, acht Jahren, zwölf Jahren?) Nein, Entschuldigung, ich habe das doch klar gesagt, dass die SPÖ nicht frei von Schuld ist, also dann hören Sie doch bitte zu, aber Sie hören ja nicht einmal zu, das ist ohnedies uninteressant, was Sie sagen. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Ihre ganze Rede ist uninteressant!) Wir wissen ... (StR Johann Herzog : Er sagt ja ohnedies nichts! - Abg Johannes Prochaska: Es ist sehr sinnvoll mit dem Zeugnis und Sie brauchen wirklich nicht weiterzumachen!) Ja, möglicherweise, Sie können aber auch entweder ruhig sein oder sich zu Wort melden, aber so wirklich spannende Sachen haben Sie nicht zu sagen bei Ihren Zwischenrufen, Sie beweisen Ihre Intelligenz dadurch, dass Sie nicht zuhören, was ich sage, Sie beweisen Ihre Intelligenz ... Bleirohre sage ich nur. Gut, wir haben das heute schon einmal gehabt. Das ist ... (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Das muss einen Grund haben!) Ja, mit Sieben. Das muss einen Grund haben, einigen wir uns darauf, es hat einen Grund gehabt. 

Heute steht im "Standard", um bei Überwachung und der Notwendigkeit eines Datenschutzgesetzes zu bleiben: "Westenthaler wacht, aber der Blockwart unter Österreichs Politikern hat noch nicht die richtigen Instrumente an der Hand." - So weit sind wir also schon, dass man in österreichischen Zeitungen wirklich schon schreiben kann, und das auch belegen kann mit den Ideen von freiheitlichen Politikern, dass wir nicht mehr so weit von einem Überwachungsstaat entfernt sind. Und in diese Richtung wünsche ich mir vom Wiener Landtag, dass weit über das Datenschutzgesetz hinausgehend versucht wird, gegen diesen Überwachungsstaat aufzutreten. 

Es geht nicht an, dass BürgerInnen in Österreich bespitzelt werden, und zwar von einer Polizei, wo man auf Grund leidvoller Erfahrungen nicht weiß, was mit den Daten wirklich passiert und wo man noch dazu merkt - wenn man sich sozusagen Zeugenaussagen oder Mitschriften von Polizisten anschaut -, dass nicht einmal das notiert wird, was tatsächlich gesagt wird. Da passieren dann so Sachen. (Abg Dr Herbert Madejski: Das ist eine Diskriminierung der Polizei!) Noch einmal bitte, ich habe Sie nicht verstanden. (Abg Dr Herbert Madejski: Das ist eine Diskriminierung der Polizei!) Was ist eine Diskriminierung der Polizei? (Abg Dr Herbert Madejski: Man muss vorsichtig sein, wenn man die Polizei kennt, entschuldigen Sie sich!) Nun ja, Entschuldigung, haben Sie in Stapo-Akten Einschau genommen? (Abg Dr Herbert Madejski: Ja, die waren alle falsch!) Ja, aber Ihre Daten waren falsch, meine waren falsch, das heißt, wir haben schon zwei Leute im Raum, die wissen, dass die Polizei falsche Daten eingeschrieben hat. Vielleicht gibt es da noch ein paar Leute im Raum, die das wissen. 

Und dann stellen Sie sich hin und können allen Ernstes behaupten, man soll dieser Polizei noch mehr Überwachungsbefugnisse geben. Das tut mir Leid, wenn wir uns jetzt sogar schon auf der Ebene einigen, dass man da sehr, sehr vorsichtig sein sollte, dann bitte geben Sie das weiter an Ihre Parteikollegen, dass sie nicht noch mehr die Freiheiten von Bürgerinnen und Bürgern zurückdrängen, weil das Maß der Freiheit von Bürgerinnen und Bürgern in einer Stadt, in einem Staat, das Maß von BürgerInnenrechten in einer Stadt und in einem Staat ist auch ein Maß für die Entwicklung eines Landes.

Und dessen sollten wir uns bewusst sein, denn je mehr das eingeschränkt wird, umso mehr nähern wir uns autoritären Regimen, wo wir gehofft haben - und ich hoffe das gemeinsam -, dass wir das schon längst überwunden haben.

Ich komme jetzt langsam zum Schluss. Vielleicht einen Punkt noch. Vorher noch einmal zurück zu den Fingerprints, weil das ja auch oft gekommen ist: Fingerprints für Asylwerber. Es hat sich herausgestellt, und man ist nach ein paar Tagen darauf gekommen, dass es diese Glanzidee, die da verkündet wurde, ja schon lange gibt. 

Das ist nicht einmalig, sondern das gibt es bereits. Für Asylwerber und Ausländer sind diese Fingerprints, leider, sage ich dazu, schon gang und gäbe. Und auch hier wünsche ich mir ganz massiv, dass Wien sich nicht an dieser ausländer- und ausländerinnenfeindlichen Haltung beteiligt und ganz massiv die Möglichkeiten nutzt, um gegenzusteuern, sei es beim kommunalen Wahlrecht ohne weitere Hürden oder sei es bei der Öffnung der Gemeindebauten, wo man wirklich aufzeigen könnte, wir in Wien wollen hier eine andere Migrationspolitik, die im Gegensatz zur Politik der Bundesregierung nichts gemeinsam hat mit dem Interesse, möglichst viele Ausländer so schnell wie möglich wieder loszuwerden. Und das unterstelle ich Ihnen und dafür ist es ganz leicht möglich, jederzeit Beweise zu bringen.

Ein letzter Punkt: Am 26. Oktober findet zum dritten Mal der Big Brother-Award statt. Ein Preis wird vergeben oder mehrere Preise werden vergeben, und zwar Preise im Bereich Überwachungsstaat und Bespitzelung. Zweimal hat diesen Preis die Freiheitliche Partei schon gewonnen und, ohne der Jury vorgreifen zu wollen, sage ich, ich bin überzeugt, auch beim dritten Mal ist sie dafür ein heißer Kandidat. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Ulm zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei der Rede meines Vorredners vermisse ich den Nachweis für die These, die er aufgestellt hat, dass Österreich im Begriff ist, ein Überwachungsstaat zu werden oder bereits ein Überwachungsstaat ist. Es gibt nämlich, seit die neue Bundesregierung im Amt ist, kein einziges Beispiel, das er aufzählen konnte, kein einziges Beispiel unter Innenminister Strasser, kein Beispiel einer rechtswidrigen Bespitzelung. All die Kritikpunkte, die gekommen sind, beziehen sich ausschließlich auf die Jahre früherer Bundesregierungen und auf frühere sozialdemokratische Innenminister. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn Sie nun meinen, dass man über die Frage der möglichen Einführung von Fingerprints debattieren sollte, gebe ich Ihnen schon Recht. An der Diskussion soll man sich beteiligen und da soll man ganz emotionslos das Für und das Wider abwägen, aber bitte wirklich emotionslos. 

Und überlegen wir uns, wieweit hier wirklich ein Eingriff in die persönliche Freiheit vorliegt, wenn ich, im Zusammenhang mit der Ausstellung eines Reisepasses, einmal im Leben einen Fingerabdruck abgebe. Also, ich meine, bei jeder Ausstellung eines Reisepasses muss ich mich in der Regel noch einmal fotografieren lassen. Das ist wahrscheinlich zeitaufwendiger, als einmal im Leben einen Fingerabdruck abzugeben. Ich meine, worum es geht, das ist die Sicherheit des Einzelnen und die Sicherheit der Gemeinschaft zu erhöhen, ohne die Freiheit des Einzelnen einzuschränken. Und eines ist auch ganz klar, die Freiheit des Einzelnen kann immer nur bis dahin gehen, wo die Freiheit des anderen beginnt und es kann sicherlich nicht die Freiheit des einen auf Kosten der anderen gehen.

Wir haben in weiten Bereichen bereits einen gläsernen Menschen, wo man sich überhaupt nicht aufregt, wo der Eingriff in die Privatsphäre ein viel, viel stärkerer ist. 

Ja, denken Sie doch nur daran, was alles aufgezeichnet wird, wenn Sie mit Kreditkarte einkaufen gehen. Also, ich meine, es ist ganz genau aufgezeichnet, wo Sie etwas gekauft haben, wo Sie getankt haben, welche Tankstellen, welche Straßen Sie benützt haben. Für Internet-User gilt das Gleiche. Fachleute können aus dem Computer genau entnehmen - selbst wenn es schon gelöscht worden sein sollte -, was da verzeichnet worden ist und wo man da überall eingestiegen ist. Und jeder Handy-Telefonierer kann selbstverständlich verfolgt werden und man weiß genau, wo er sich aufgehalten hat und welche Gespräche er geführt hat. 

Ich denke, wir sollten diese Diskussion emotionslos führen und dafür gibt es gute Gründe. Es ist auch das Gefährdungspotenzial unzweifelhaft gestiegen, es gibt einen Sicherheitsbericht, der nicht berauschend angenehm ist, es gibt strukturelle Probleme im Sicherheitsapparat, die verbessert werden müssen, es gibt andere, unerfreuliche Erscheinungen im Straßenbild auch Wiens, nicht nur international, wo es illegale und rechtswidrige Demonstrationen gibt. Es gibt einen Gesundheitsminister der Taliban-Regierung, der sich noch vor ganz kurzer Zeit in Wien aufgehalten hat - Sie wissen, am Währinger Gürtel -, es wird an Ihnen nicht vorübergegangen sein, es wurde in den Medien darüber berichtet. 

In dieser Situation befinden wir uns und wir müssen ganz unaufgeregt einfach nach sicherheitstaktischen und sicherheitsstrategischen Methoden überlegen, welche Maßnahmen jetzt zu treffen sind, um die Sicherheit des Einzelnen zu erhöhen, ohne dessen Freiheit einzuschränken. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der vorliegende Gesetzesentwurf tritt für den Schutz personenbezogener Daten als Wiener Datenschutzgesetz ein, und zwar für nicht automationsunterstützt geführte Daten. 

Der Schutz automationsunterstützter Daten ist bereits im Vorjahr durch ein Bundesgesetz umgesetzt worden. Das Interessante ist, dass dieser Gesetzesentwurf und auch dieser aus dem Vorjahr auf Bundesseite, die Umsetzung der EU-Richtlinie 95/46 EG des EU-Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 ist. 

Und jetzt beginnt es: Zur Umsetzung des Datenschutzgesetzes ist der Bundeskanzler zuständig und dem damaligen roten Bundeskanzler Klima ist es von 1995 bis 2000 oder bis Ende 1999 nicht gelungen, EU-Richtlinien auf österreichisches Recht umzulegen. Dazu war die Wende notwendig, dass endlich Datenschutzbestimmungen in die österreichische Rechtsordnung aufgenommen werden konnten und daran anschließend jetzt auch dieses Wiener Datenschutzgesetz erlassen werden soll. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, zur Einleitung. Und von denjenigen, die jetzt so nach Datenschutz schreien, gibt es jetzt im Moment zwei Arten: Die einen reden laut von Datenschutz und halten sich nicht daran. Das sind all diejenigen, die die Urabstimmung im ÖGB organisiert haben. Allein, wie dort die Zusendungen von den in Briefwahl-möglichen Kuverts erfolgt, wie die Rückbringung erfolgt, dass das bei Veranstaltungen durchzuführen ist, da hat die Presse ... (Abg Johann Driemer: Sie leben am Mond!) Warten Sie Herr Kollege, Herr Kollege Driemer, ich erkläre Ihnen das jetzt, ich lese Ihnen gerne einen Artikel aus der Presse vor. Nun, hören Sie mir zu, ich will ja nur den Kollegen Hundstorfer zitieren, der gehört Ihnen, nicht mir, er ist unser Gemeinderatsvorsitzende der SPÖ. Und zu dem, was Sie datenschutzrechtlich dort aufführen bei dieser Urabstimmung, da gibt es eine Expertise vom Prof Haller, die ist leider zu lang, um sie hier vorzutragen. (Abg Johann Driemer: Rechtsgelehrte haben das überprüft!) Aber es ist ein Skandal, was dort passiert, aber ich erzähle Ihnen nur ein bisschen etwas zum Kollegen Hundstorfer. (Abg Johann Driemer: Es ist ein Skandal, was Sie da sagen!)

Kollege Hundstorfer sagte, bei der Abstimmung im ÖGB, bei der Urabstimmung, laufe alles nach Plan. (Abg Johann Driemer: Das wurde geprüft!) In der Gemeinde Wien finden jetzt aus dem Grund eine Menge Termine zur Urabstimmung statt und Hundstorfer verteidigt im Gespräch mit der Presse, dass die ÖGB-Mitglieder zu zentralen ÖGB-Versammlungen gerufen werden, bei denen sie ihre Stimmzettel erhalten. 

Das ist ja wirklich nett, das ist eine klare, datenschutzrechtliche Bestimmung. Man ladet die Leute zuerst dorthin und dann nennen Sie mir den, der sich dann etwas anderes traut, wenn man ihm gut zuredet, sodass er dann den Zettel dort hineinwirft. 

Es geht auch noch weiter. Hundstorfer meint: "Es gibt keinen Druck, aber es ist klar, dass einer sagt, da ist die Urne, bitte haut die Stimme hinein, das ist doch logisch. Keiner werde zur Stimmabgabe gezwungen, die Presse wolle da etwas konstruieren." Auf Nachfrage gibt Hundstorfer dann doch zu, dass es Mitglieder ... (Abg Rudolf Hundstorfer: Ja, klar!) Da ist er, der Kollege. Ich lese nur Ihren Artikel aus der Presse, ich weiß nicht, was Sie ihnen erzählt haben. (Abg Rudolf Hundstorfer: Lesen Sie nicht diesen Blödsinn, lesen Sie das Original!) 

Herr Kollege, wenn Sie selbst sagen, dass es durchaus sein kann, dass manche Mitglieder das als Druck empfinden, dann kann ich den Mitgliedern nur zustimmen. Natürlich ist das so, weil es schon leichter ist, wenn ich es jemandem nicht nach Hause schicke, sondern dass ich ihn zu einem Termin lade und dort jedem den Zettel in die Hand drücke. Aber das ist der Datenschutz, wie Sie ihn kennen und wie Sie ihn gerne hätten. 

So sehe ich den Datenschutz, wie ihn die SPÖ oder die hohen Gewerkschaftsvertreter sehen. (Abg Christian Oxonitsch: Wer war denn der, wo man unterschreiben hat müssen, wer war denn das?) Das war nicht meine Aussendung, das war Ihre Aussendung, Herr Kollege. 

Und die anderen, die jetzt so jammern wegen den Fingerprints: Das ist auch wirklich interessant zu sehen. Es gab vor zwei Tagen einen Report, da ist auch zum Thema Fingerprints ein Beitrag gewesen und da hat man am Flughafen einige Leute befragt, was sie sagen würden, wenn sie Fingerprints auf ihren Pässen hätten. Und von allen, die dort interviewt wurden, hat kein Einziger gesagt, dass er etwas dagegen hätte, denn seine Sicherheit gehe ihm vor. Jeder war glücklich, dass dort die Überprüfungen derzeit genauer stattfinden, als es bisher der Fall war und jedem geht seine Sicherheit vor und der Schutz der Eigeninteressen geht genau so weit, bis der Schutz anderer Interessen gestört wird, und zwar intensiv gestört wird. Und die Sicherheitsbedürfnisse der Bevölkerung, und gerade in der jetzigen Zeit, sind sehr hoch.

Und in dem Bericht ist auch vorgekommen, dass es eine deutsche Firma gibt, die für Ägypten 42 Millionen Fingerprints auf Karten aufdruckt, die bereits fertig gezählt sind.

Meine Damen und Herren! Fingerprints, das ist zum Teil die Zukunft. Es wird die Firma Siemens ... (Zwischenrufe von der SPÖ und von den GRÜNEN.) Nein, hören Sie mir nur zu. Der Firma Siemens kann man alles Mögliche vorwerfen, sie sind technisch aber sicherlich sehr weit in ihrer Forschung, und wenn die Firma Mercedes und die Firma BMW bei Siemens den Auftrag gibt, für die Öffnung von Autos, Fingerprints zu nehmen. (Zwischenruf des Abg Dipl Ing Martin Margulies.) Herr Kollege, kaufen Sie sich in ein paar Jahren ein ordentliches Auto, dann werden Sie es erleben. Oder wenn Aufträge an Waffenfirmen ergehen, dass man mit Fingerprints Waffen sichern kann, dass nur mehr der Eigentümer mit dieser Waffe umgehen kann, dann ist das an sich viel an Sicherheit und da habe ich viel Verständnis dafür. 

Sie haben alle Recht, wenn Sie sagen, man hätte die Attentate auf Grund der Fingerprints nicht verhindern können. Nur, dass Attentäter, wie der Herr Atta, acht Jahre durch Europa gereist sind, ständig mit falschen Pässen, wäre mit Fingerprints nicht möglich gewesen. Genau darum geht es. 

Darum, sich hier herzustellen und über den Datenschutz zu lamentieren und über die Fingerprints, wie der Kollege Margulies das gemacht hat, und gleichzeitig die Regierung anzugreifen, wenn sie sich Sorgen macht um ihre Bürger, das ist Politik, wie sie nur die GRÜNEN machen können. Dazu kann ich Ihnen nur gratulieren, meine Damen und Herren von den GRÜNEN. Freiheitliche Politik für Österreich ist das sicher nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Hundstorfer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann natürlich verstehen, dass die Freiheitliche Partei sehr nervös sein wird, wenn sie das Ergebnis der Urabstimmung hören wird (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Wir sind überhaupt nicht nervös!), weil dieses Ergebnis der Urabstimmung wird voraussichtlich eine sehr massive kalte Abfuhr Ihrer Politik sein. (StR Johann Herzog: 99,9 Prozent, das ist ja klar! ) Sehen Sie, Herr StR Herzog, Herr StR Herzog, Sie rutschen so auf der Seife aus, wie nur irgendjemand, weil ich habe nicht einmal ... (StR Johann Herzog: In der Privatwirtschaft bekommen Sie viel weniger!) Sie wissen nicht einmal unseren Organisationsgrad in Wien, Sie haben nämlich überhaupt keine Ahnung von unserem realen Leben. Man sieht das auch an Ihren Presseaussendungen zum AKH-Wohnhaus von gestern, wo Sie wieder einmal vollkommen danebenliegen, wie immer. (Beifall bei der SPÖ.) 

Punkt 1: Wir machen nämlich zum Problem der Personalwohnungen im AKH keine Presseaussendungen, sondern verhandeln und werden sehr zähflüssig mit Wiener Wohnen verhandeln. Das ist Punkt 1. 

Punkt 2: Sehr geehrter Herr Dr GÜNTHER! Ich habe Ihnen zuerst hinausgerufen, hören Sie sich das Original an, reden wir original.

Die Wahlordnung, die einer Vereinswahl zu Grunde liegt, ist einerseits von Universitätsprofessoren geschrieben. Herr Prof Karlhofer war es, der sie geschrieben hat. 

Punkt 2 ist es die gleiche Wahlordnung, die der österreichische Nationalrat zur Briefwahl bei der Nationalratswahl beschlossen hat. Es ist nämlich haargenau die gleiche Wahlordnung.

Punkt 3, um auch das klarzustellen, haben wir in etlichen Dienststellen, nicht einmal in allen, denn wenn Sie ein bisschen recherchiert hätten, würden Sie wissen, in wie vielen Dienststellen das gewesen ist, Herr Kreißl hat aber ein bisserl versagt (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Die Zeitungen!) und Ihre Informanten von der KUG-AUF ebenfalls, denn mit der KUG-AUF haben wir unser interessantestes Problem gehabt. Die KUG-AUF hat sich nämlich am massivsten von allen Fraktionen in unserer Gewerkschaft aufgeregt, warum die Mitarbeiter, die sich bei der Wahl hier administrativ zur Verfügung stellen, nicht dienstfrei gestellt werden, denn wir haben nämlich darauf bedungen, dass sich die Mitarbeiter Urlaubstage oder Zeitausgleich nehmen und es gibt und gab keine einzige Dienstfreistellung für die administrative Unterstützung. Und am meisten Kritik habe ich in den Reihen Ihrer Fraktion KUG-AUF für diese Vorgangsweise gehabt. Nur das einmal auch zur Klarstellung.

Und viertens, lieber Herr Dr GÜNTHER, sage ich Ihnen jetzt das Originalzitat aus dem Interview, das ich mit diesem Herrn der Presse hier zweimal geführt habe, der sich übrigens auf Grund einer obskuren Presseaussendung des Herrn Kreißl gemeldet hat, die auch mein Rechtsanwalt Herrn Kreißl beantwortet hat, der Brief dürfte schon bei ihm eingelangt sein. Auf Grund dieser hat sich der bei mir gemeldet und ich sage Ihnen hier noch einmal, was ich auch dem gesagt habe.

Fakt ist, dass wir Abstimmungslokale eingerichtet haben, auf zwei Stunden, auf drei Stunden, wie auch immer. 

Fakt ist, dass Mitglieder eingeladen worden sind, komm bei diesem Abstimmungslokal vorbei und hole dir dort deinen Stimmzettel. 

Fakt ist, kommst du nicht vorbei, dann ist es auch kein Problem, dann schicken wir es dir mit der Post heim.

Fakt ist viertens, in dem Augenblick, wo ich es ihm mit der Post heimschicke, weiß ich überhaupt schon nicht mehr, was mit dem Abstimmungszettel passiert, ob der wirklich wieder einlangt oder nicht, weiß ich nicht.

Und abschließend auch noch, weil der Herr Herzog meint, 99 Prozent der Gemeindebediensteten machen hier mit: Lieber Herr StR Herzog! Sie sollten die Österreichische Notariatskammer um eine Spur besser kennen. Sie haben, glaube ich, zur Notariatskammer einen gewissen Zugang und da werden Sie bitte auch die Österreichische Notariatskammer befragen können - Sie haben auch Notare unter Ihren Gemeinderäten sitzen -, wie das Abstimmungsprozedere und das Auszählungsprozedere wirklich sind (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Nun ja, 99 Prozent! - StR Johann Herzog: Bei den Gemeindebediensteten!), denn es wird nämlich überhaupt nicht gezählt, wie viele Mitglieder pro Gewerkschaft teilgenommen haben, wie viele Mitglieder pro Region teilgenommen haben, wie viele Mitglieder pro Bezirk teilgenommen haben. Es gibt hier keine einzige Selektion. 

Eine einzige Selektion gibt es: 1,4 Millionen Abstimmungsberechtigte und am 15. Oktober sind X eingelangt. Die Zahl der Stimmzettel, die am 15. Oktober eingelangt sein wird, wird Sie ein bisserl erschüttern, weil Sie sehen werden, dass das, was da von den Medien hochgestochert wurde ... (StR Johann Herzog: Eigenhändig!) Ich weiß es nicht, Herr Herzog, Sie hören nicht zu. Es gibt keine einzige Selektion von Region, von Land, von Gewerkschaften, von Betrieben. Es gibt eine einzige Selektion, 1,4 Millionen haben es zugeschickt bekommen und 700 000 oder 750 000 oder 800 000 haben es zurückgeschickt. Das ist die einzige Selektion und das wird geprüft von der Österreichischen Notariatskammer, die dankenswerter Weise - natürlich müssen wir das bezahlen, das ist keine Frage - auch eine nicht gerade kleine Zahl von Notaren für die Abstimmung als Beobachter zur Verfügung stellt. Das wollte ich Ihnen hier noch gesagt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Schuster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann mir schon vorstellen, dass, wenn man über Datenschutz diskutiert, man auch diese Gelegenheit nutzt, um vielleicht Dinge, die einem unlieb sind, wie zum Beispiel die ÖGB-Urabstimmung, hier in den Mittelpunkt einer Debatte zu stellen und der Organisation ÖGB etwas unterstellt, was wir gewohnt sind von der FPÖ im Besonderen und wir verwundert sind, dass die ÖVP hier, bei diesem Spiel, mittut. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Umgekehrt ist es auch so!) Ich sage Ihnen, Kollege GÜNTHER, es ist an und für sich nicht der Stil, den ich gewohnt bin, auch von Ihnen nicht, dass Sie sich hier hergeben für eine derartige Argumentationsgrundlage. 

Ich glaube eher, wenn Sie hier objektiv stünden, müssten Sie feststellen, dass es vor kurzem eine Abstimmung gab, wo Datenschutz sträflichst, und zwar sträflichst, vernachlässigt wurde. Das war jene des ORF, wo ich persönlich meinen Namen, meine Adresse, meine Mitgliedsnummer (Abg Heinz Hufnagl: Das Geburtsdatum!) und auch noch ankreuzen musste, wen ich in diesem Gremium bevorzugt haben möchte (Abg Peter Juznic: Und unterschreiben!) und dieses ausschließlich via Fax dem ORF mitteilen konnte. 

Und da sage ich jetzt nicht, dass der ORF Schuld trägt, sondern diese Regelung wurde ausschließlich in dieser Bundesregierung erfunden und dem ORF als gesetzliche Vorlage vorgegeben. Damit dokumentieren Sie für mich persönlich, wie ernst Sie es mit dem geheimen Wahlrecht nehmen, wenn es darum geht, eine öffentliche Einrichtung mit entsprechenden Interessenvertretungen zu beschicken. 

Sie haben den Datenschutz gebrochen (Beifall bei der SPÖ.), Sie haben den Datenschutz gebrochen, mit Gesetz Datenschutzbruch herbeigeführt und dann, als sich so wenige beteiligen, weil die Österreicher es nicht gewohnt sind, sich hier so zu deklarieren, war die einzige Argumentation der Bundesregierung: "Schuld ist die Leitung im ORF". 

Infam, diese Unterstellung. Ich sage Ihnen das in aller Ruhe und Freundlichkeit. Infam, eine derartige Unterstellung. Und ich bin überzeugt davon, dass dieser Hinweis ein wichtiger Fingerzeig für die Bevölkerung war, wie es weitergehen könnte, wenn diese Bundesregierung länger in Funktion ist. 

Sie haben eines sicher verwendet, das war nach diesem tragischen Ereignis am 11. September, dass Sie sofort die Fingerprints in die Debatte gebracht haben. Und Sie haben eines da gemeint, nur damit schützen wir unsere Österreicher mit den Fingerprints. Ich habe es jetzt auch gehört, das diene zum Schutze der Bevölkerung, dass wir Fingerprints haben, wie wenn Sie unterstellen würden, dass Sie einen derartigen Terroranschlag mit Fingerprints verhindern würden. Das ist so was von dumm und unsäglich, dass ich es ganz einfach nicht mehr verstehen will. (Beifall bei der SPÖ.) Ich sage Ihnen hier, verkaufen Sie nicht die Bevölkerung für so dumm, dass Sie meinen, die Bevölkerung kaufe Ihnen ab, Terror kann mit Fingerprints verhindert werden. Nichts in dieser Welt hätte diesen Terroranschlag verhindern können, nicht einmal die hochaufgerüstete USA hat es verhindern können, dass im eigenen Land derart Tragisches passiert. (StR Johann Herzog: Aber Herr Kollege Schuster!)

Daher glauben Sie nicht, dass nahezu 8 Millionen Menschen mit ihren Fingerprints Derartiges verhindern können. Da nützt das alles nicht, Kollege Herzog, da nützt es nichts. Ich glaube, kein Menschen, der hier in den FPÖ-Reihen sitzt, meint, dass diese Dummheit wirklich wirken könnte. Kein Mensch meint das. 

Und Kollege Ulm hat zu Recht hingewiesen: Sicherheit ist für die Menschen in dieser Stadt ein sehr hohes Gut. Er hat zu Recht hingewiesen, dass es Überlegungen gibt, hier nun Maßnahmen zu setzen. 

Das hängt mit dem Datenschutz nicht direkt zusammen, aber mit der Sicherheit, die man in dieser Stadt empfinden möchte. Und die Maßnahmen, die gesetzt werden - möglicherweise mit Datenschutzverletzung -, sind, dass man in einem Ministerium Personen, die sich zu einer Partei bekennen, eliminiert und durch andere ersetzt. 

Tatsache ist, dass man auch in Wien zurzeit Positionen mit Personen besetzt, die nicht der ÖVP nahe stehen. Das ist Tatsache, dass das vom Innenministerium sehr stark bevorzugt wird. Kollege Kreißl hat das auch, zu Recht, in der Öffentlichkeit kritisiert und auch darauf hingewiesen. 

Da kann nur etwas verletzt werden, wenn ich nach derartigen Kriterien vorgehe. Aber Tatsache ist auch, dass die Sicherheit - und wir sagen, Wien gehört zu den sichersten Städten dieser Welt - nicht dadurch verändert und verbessert werden kann, wenn ich weniger Sicherheitsexperten in dieser Stadt habe, wenn ich weniger Sicherheitseinrichtungen in dieser Stadt habe. Damit verändere ich nicht positiv die Sicherheit. Tatsache ist, dass in den Wiener Bezirken über 700 Polizisten fehlen. Das ist Tatsache. 

Und Sie dürfen mir nicht einreden, dass es ein Zufall ist, dass die Kriminalität im Bereich der Kleinkriminalität steigt. Sie dürfen mir nicht einreden, dass es ein Zufall ist - und das ist belegbar -, dass die Anzeigenhäufigkeit bei jenen Polizisten, bei denen zurzeit diese unsägliche Umstrukturierungsdebatte läuft, zurückgeht. (StR Johann Herzog: Wer hat die Planstellen bei der Polizei festgelegt, welcher Minister war das?) Das heißt, dass Personen auf Grund des zu niedrigen Personalstands nicht mehr fähig sind, ihre Aufgabe so wahrzunehmen - obwohl sie es möchten -, wie es früher der Fall war. Das ist die Tatsache, die belegbar ist. Und daran ist ausschließlich Ihr von Ihnen so gelobter Innenminister schuld. 

Und ich sage, vielleicht will er etwas anderes. Aber wenn er etwas anderes will, dann müsste er sich in dieser Bundesregierung durchsetzen. Unter seiner Amtszeit gibt es Hunderte Wiener Polizisten weniger. Hunderte weniger. Unter seiner Amtszeit werden jetzt 40 neue Polizeischüler angelobt und werden im Dezember aufgenommen, erstmals in der gesamten Zeit. In der Zwischenzeit sind Hunderte ausgeschieden, weil sie in Pension gegangen sind, die alle nicht nachbesetzt wurden. 

Es ist kein Erfolg, der hier in der Öffentlichkeit so dargestellt wird, um das Sicherheitsgefühl der Menschen in dieser Stadt zu heben. Die Menschen haben in der Tat Angst. Die haben in der Tat Angst, dass man sich nicht mehr so wie früher um ihre Sicherheitsbedürfnisse kümmert. Und da sind ausschließlich Sie schuld und Ihre Umstrukturierungsideologie, die Sie haben (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist jahrzehntelang Ihre Absicht gewesen!) und die ein einziges Interesse hat: Parteipolitische Besetzungen durchzuführen und nicht, für mehr Sicherheit zu sorgen. Und das wollte ich Ihnen hier sagen, weil es, glaube ich, dazugehört, wenn Sie meinen, wie sinnvoll hier manche Maßnahmen in dieser Stadt auch zu setzen sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner ist Herr Abg Kreißl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Herr Kollege Schuster!

Ich glaube, wir sollten die Kirche ein bisschen im Dorf lassen. Zwar gebe ich Ihnen schon Recht, dass Sie kritisieren, dass Herr Innenminister Strasser jetzt Postenschacherei betreibt. Das ist vollkommen korrekt. Allerdings, was Herr Innenminister Strasser - und ich bin der Letzte, der in der Partei und in der Öffentlichkeit als Freund des Herrn Innenministers gilt, das wissen Sie alle -, aber man kann Herrn Innenminister Strasser nur vorwerfen, dass er das konsequent fortsetzt, was seine sozialistischen Vorgänger gemacht haben (Beifall bei der FPÖ.), nämlich, ohne sozialistisches Parteibuch hatte man keine Chance gehabt, außer, beispielsweise, der Stadthauptmann des 4. Bezirks, welcher fix für einen Fachausschuss vorgesehen war für das eine Fachausschussmitglied im Fachausschuss für die Bediensteten der Sicherheitsverwaltung. 

Und dann hat es noch den Polizeivizepräsidenten gegeben, der seit jeher dementsprechend koalitionär aufgeteilt war. Also, lassen wir die Kirche im Dorf. Es ist auch interessant, dass jetzt zuhauf die hohen Herren der Polizeidirektion bei mir anrufen - alles Ihre lieben Parteifreunde - und mir mitteilen, dass sie eigentlich ohnedies nie Sozialisten waren, sondern dass sie eigentlich nur zur Partei gegangen sind, weil sie sonst eigentlich keine Chance gehabt hätten, irgendwas bei der Polizei zu werden und mir versprechen, dass sie ohnedies eigentlich ideologisch schon immer auf unserer Seite waren, in der Hoffnung, dass man vielleicht mit einer kleinen Intervention beim Herrn Innenminister das Rad zu ihren Gunsten zurückdrehen kann. (Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg Christian Oxonitsch: Da braucht man Sie dazu!) Da haben Sie Recht. (Abg Heinz Hufnagl: Da machen Sie aber den Bock zum Gärtner!) Da haben Sie teilweise sicherlich Recht, weil meine Interventionen beim Herrn Innenminister gibt es nicht, aber sie haben ja niemand anderen, denn bei welchem Schwarzen sollen sie sich denn ausweinen, nicht? 

Wobei ich eines sagen muss, das unterscheidet die Freiheitliche Partei sowohl von der ÖVP als auch von der Sozialistischen Partei, dass wir nie irgendwelche Interessen gehabt haben, Beamte rein auf Grund eines Parteibuchs aufzunehmen, und es ist, glaube ich, auch gut so (Heiterkeit bei der SPÖ.) und das wird sich in der nächsten Zeit auch dementsprechend als gut erweisen. (Zahlreiche Zurufe von der SPÖ.)

Ich möchte jetzt noch kurz auf Herrn Kollegen Schuster eingehen, welcher großartig gegen die Forderung, Fingerprints abzunehmen, gewettert hat und diese eventuell als Identifikationsmittel einzusetzen. 

Herr Kollege Schuster, ich muss Ihnen schon sagen, vielleicht hätten diese Fingerprints, wenn sie schon weltweit in Verwendung wären, möglicherweise diesen Terroranschlag nicht verhindert, was sie aber mit Garantie verhindert hätten ... (Abg Heinz Hufnagl: Nicht möglicherweise nicht, sondern mit Garantie nicht!) Passen Sie einmal auf, hören Sie einmal zu, dann werden Sie vielleicht anders denken. Was sie verhindert hätten diese Fingerprints (Abg Inge Zankl: Mit den Fingerprints, ha, ha!), Frau Vorsitzende, darf ich bitte ausreden. 

Was sie mit Garantie verhindert hätten, diese Fingerprints, ist, dass Terroristen in der Welt herumfahren, mit sieben verschiedenen Pässen und sich sieben verschiedene Identitäten zulegen. Das wäre mit einer Fingerprint-Identifikation natürlich nicht gegangen und da hätten die internationalen Polizeibehörden sehr wohl gesehen, hoppala, da reist einer in der ganzen Weltgeschichte herum, was ist mit dem los. Also, von dieser Art und Weise ... 

Ja, und der "Standard" schreibt in einem anderen Kommentar vor zirka einer Woche ... (Abg Godwin Schuster: Er kann ja doch mehrere Pässe haben!) Ja, aber es hat nur jeder einen Fingerabdruck. Bitte, wenn Sie sich das anschauen, lassen wir das doch wirklich und schauen wir in die Zukunft. 

Jetzt entwickelt Siemens ein Modell für BMW beziehungsweise Mercedes, wo der Fingerabdruck den Autoschlüssel ersetzt, was das Fahrzeug jetzt komplett diebstahlssicher machen kann. In den großen Computerfirmen werden Modelle entwickelt, dass man den Zustieg zu den Computern nur mit Fingerabdruck bekommt und in einigen Jahren wird der Fingerabdruck - was also nur ein Vorteil ist - den Reisepass ersetzen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Und da sehe ich überhaupt keinen Nachteil. 

Es hat für mich einen Vorteil: Erstens einmal kann mir niemand einen Reisepass stehlen, zweitens kann niemand mit diesem Reisepass unbefugt herumrennen und diesen missbräuchlich verwenden. Also, lassen wir das doch bitte und schauen wir doch auf die positiven Seiten. Ich wüsste nicht, was da so tragisch ist und, wie gesagt, in den USA und in diesen Einwanderungsländern werden jedem die Fingerabdrücke abgenommen, aber komischerweise über die USA schimpft keiner in diesem Haus. 

Und was die ÖGB-Wahl betrifft, wo Sie die Kritik daran als ungeheuerlich dargestellt haben: Das ist interessant, muss ich sagen, aber dazu komme ich noch bei einem anderen Tagesordnungspunkt und werde das genau erklären. Denn mich haben relativ viele Leute angerufen, die mir sehr merkwürdige Praktiken geschildert haben und das ist vielleicht sicherlich diskussionswürdig. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Was ist mit der Entschuldigung?) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist offensichtlich Schicksal meines Ressorts, dass alle Gesetzesvorlagen in einer gesellschaftspolitischen Debatte enden, von der ÖGB-Urabstimmung über das ORF-Gesetz bis zur internationalen Sicherheitsdebatte und der Kriminalitätssituation in Wien. Das macht dieses Ressort aber auch so spannend und interessant. 

Nur wenige Bemerkungen zu den inhaltlichen Fragen: Weil ja sehr viel andiskutiert wurde. Ich teile die Sorgen vieler hier, die vor einem Überwachungsstaat warnen, die über die Abwägung zwischen berechtigten Sicherheitsinteressen und individuellen Persönlichkeitsrechten diskutieren wollen und ich denke auch, dass viele der Punkte, die hier diskutiert wurden, wohl gerade in Bezug auf diese schrecklichen Terroranschläge nicht geholfen hätten. 

Jedenfalls nicht geholfen hätte die Debatte, die gerade im Zusammenhang mit Flüchtlingen geführt wurde, denn die hat mit Sicherheitsfragen überhaupt nichts zu tun, sondern hier geht es wirklich um ausländerfeindliche Argumente, die, denke ich, gerade im Zusammenhang mit so schwer wiegenden Sicherheitsfragen keinen Platz haben sollten. Jedenfalls denke ich, dass all diese Argumente, die hier geäußert wurden, für eine scharfe Regelung des Datenschutzes sprechen und das Gesetz, das ich Ihnen heute vorlege, bedeutet ja eine Verschärfung des Datenschutzes, indem er auf nicht automationsunterstützt geführte Dateien ausgeweitet wird und deswegen war es auch eine sehr breite Debatte, die wir hier geführt haben und ich sehe diese als eine Unterstützung für das vorgelegte Gesetz und bitte Sie, es in diesem Sinne auch zu beschließen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 5 (PrZ 400/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über eine Änderung der Grenze zwischen dem 16. und 17. Bezirk. 

Die Berichterstatterin ist Frau amtsf StR Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Ich bitte Sie, dieser Bestimmung zuzustimmen. Die Grenzänderung zwischen dem 16. und 17. Bezirk ist wohl überlegt und vorabgesprochen und ich hoffe nicht, dass es jetzt zu einer ideologischen Grundsatzdebatte zwischen Ottakring und Hernals kommen wird. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Danke. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 6 (PrZ 431/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Gemeindewahlordnung 1996 geändert wird. 

Ich bitte Frau amtsf StR Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Ich bitte Sie, dieser Änderung der Gemeinderatswahlordnung, bei der es sich lediglich um eine Euro-Anpassung handelt, zuzustimmen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 7 (PrZ 432/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Prostitutionsgesetz geändert wird. 

Ich bitte ebenfalls Frau amtsf StR Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Ich bitte Sie, dieser Änderung des Prostitutionsgesetzes, die ebenfalls nur eine Euro-Anpassung enthält, zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegt hier ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zur Postnummer 16 (PrZ 558/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994 (11. Novelle zur Dienstordnung 1994), die Vertragsbedienstetenordnung 1995 (11. Novelle zur Vertrags-bedienstetenordnung 1995), die Besoldungsordnung 1994 (16. Novelle zur Besoldungsordnung 1994), das Wiener Karenzurlaubszuschussgesetz (3. Novelle zum Wiener Karenzurlaubszuschussgesetz), das Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998 (1. Novelle zum Wiener Bedienstetenschutzgesetz 1998), das Unfallfürsorgegesetz 1967 (12. Novelle zum Unfallfürsorgegesetz 1967), die Pensionsordnung 1995 (10. Novelle zur Pensionsordnung 1995), das Wiener Gleichbehandlungsgesetz (4. Novelle zum Wiener Gleichbehandlungsgesetz), das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995 (2. Novelle zum Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995), das Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995 (6. Novelle zum Ruhe- und Versorgungsgenusszulagegesetz 1995) und das Wiener Bezügegesetz 1997 (2. Novelle zum Wiener Bezügegesetz 1997) geändert werden. 

Ich bitte Frau amtsf StR Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Ich bitte Sie, diesen diversen Gesetzesänderungen, die im Prinzip durch die Einführung des Kinderbetreuungsgesetzes und die entsprechenden Adaptierungen auf Landesebene notwendig geworden sind, zuzustimmen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 17 (PrZ 560/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Vertragsbedienstetenordnung 1995 geändert wird (12. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995). 

Ich bitte Frau amtsf StR Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, dieser Änderung, die bedeutet, dass in Zukunft alle Bediensteten der Gemeinde Wien bei der KFA versichert sein können, zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 18 (PrZ 567/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Personalvertretungsgesetz (5. Novelle zum Wiener Personalvertretungsgesetz) und das Wiener Zuweisungsgesetz (1. Novelle zum Wiener Zuweisungsgesetz) geändert werden.

Ich bitte ebenfalls Frau amtsf StR Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, dieser Novelle, die in einer Untergruppe unseres Ausschusses lange vorbesprochen wurde und selbstverständlich auch mit Gewerkschaft und Personalvertretung vorbesprochen ist, zuzustimmen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte trotz der vorgerückten Stunde noch ein paar Worte zum Personalvertretungsgesetz sagen, auch deshalb, weil die vorangegangenen Debatten über Integrationsvertrag und Überwachungsstaat wieder einmal - es überrascht mich eigentlich nicht - gezeigt haben, wo Blau-Schwarz, die Regierungsparteien in diesem Land, stehen: auf der Seite eines autoritären Umbaus des Staates, der vor nichts und vor keinem Bereich Halt macht und auch nicht, wie wir wissen - und deshalb ist die Debatte über das Personalvertretungsgesetz wichtig -, vor einem beispiellosen Angriff auf die Rechte der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in diesem Land, der auch nicht davor Halt macht, das Recht auf gewerkschaftliche Organisation selbst anzugreifen, wie die Debatten seit Ihrem Regierungsantritt gezeigt haben. Es ist dies ein wirklich unerhörtes, beispielloses Verhalten des Angriffs auf Grundrechte in diesem Staat, auf gewerkschaftliche Vertretung. 

Wir GRÜNE freuen uns auch gerade deshalb, heute die Novellierung des Personalvertretungsgesetzes verabschieden zu können, weil sie die Rechte der Bediensteten stärkt und es gerade in Zeiten wie diesen ein ganz wichtiges Zeichen ist, dass sich Wien dazu bekennt, die Schwächung der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die von der Bundesebene aus in wirklich beispielloser Art betrieben wird, nicht mitzumachen, sondern ein klares Bekenntnis zu einer Stärkung der Interessenvertretung zum Ausdruck bringt. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Wir GRÜNE begrüßen die Novellierung des Personalvertretungsgesetzes natürlich, weil einige Schwachstellen und Anachronismen des alten Gesetzes damit behoben wurden. Was uns besonders wichtig war, war zum Beispiel, dass das Einvernehmen jetzt nicht mehr nur anzustreben ist, sondern hergestellt werden muss. Wichtig waren uns darüber hinaus Sanktionsmöglichkeiten gegen den Dienstgeber an sich, die Notwendigkeit von schriftlichen Vereinbarungen und auch die Fristverlängerung zum Beispiel bei Einsprüchen. Hier haben sich wirklich gute und begrüßenswerte Neuerungen ergeben und darum stimmen wir diesem Gesetz auch gerne zu.

Trotzdem hat dieses Gesetz immer noch einige Schwachstellen, und ich bedauere das eigentlich, weil seit 1998, glaube ich - ich war damals noch nicht Mitglied dieses Hauses, aber ich glaube, es ist ungefähr seit damals -, Debatten über die Stärkung der Minderheitenrechte der Personalvertretung laufen. Diese Minderheitenrechte wären ganz wichtig, nämlich gerade auch deshalb, weil wir ja alle für Pluralität und Demokratie in diesem Haus und natürlich auch in der Personalvertretung stehen sollten und es eigentlich auch der Sozialdemokratie gut anstünde, ein Zeichen dafür zu setzen, dass sie die Gewerkschaft nicht als Vorfeldorganisation der SPÖ sieht. 

Deshalb sind wir GRÜNE sehr enttäuscht darüber, dass unsere Vorschläge - es gibt ja schon konkrete Vorschläge, nämlich konkrete Anträge, die damals, 1998, alle drei Oppositionsparteien gemeinsam entworfen haben - bisher keine Umsetzung erfahren haben und auch in dem Arbeitskreis, in der Arbeitsgruppe zum Personalvertretungsgesetz, keinerlei Berücksichtigung gefunden haben und man sich um diese Frage herumgedrückt hat.

Im Einzelnen geht es - aber das wissen Sie wahrscheinlich ohnedies, denn viele von Ihnen, auch jene, die jetzt den Kopf schütteln, waren ja bei den Debatten dabei - zum Beispiel um die Minderheitenklauseln bei Dienstfreistellungen. Diese Minderheitenklauseln sind zum Beispiel für den Hauptausschuss und den Zentralausschuss sehr gut geregelt, aber noch immer nicht für die Dienstfreistellungen. Hier erwarten wir schon einige Verbesserungen, um die Repräsentativität der Personalvertretung auch in dieser Frage zu gewährleisten.

Ein zweiter Punkt, der uns auch sehr wichtig ist und zu dem auch konkrete Vorschläge vorliegen, die noch nicht verabschiedet wurden, ist die Frage der Erleichterung der Unterstützungserklärungen bei Kandidaturen. Das ist immer noch eine sehr große Hürde für kleine Fraktionen, vor allem auch deshalb, weil es immer wieder Druck und Einschüchterungsversuche und auch Diskriminierungen gegen die unterschreibenden Kollegen und Kolleginnen gibt. - Weil Sie (In Richtung SPÖ.) so den Kopf schütteln: Seit Jahren wird darüber debattiert! (Abg Mag Sonja Wehsely: Das ist ein ungeheurer Vorwurf, den du hier tätigst! Wer übt Druck auf wen aus?) Das ist kein ungeheurer Vorwurf! Es liegen Vorschläge vor - auch die Arbeitsgruppe hat darüber debattiert - und sie wurden in die geltende Fassung nicht aufgenommen. (Abg Godwin Schuster: Wer sagt denn das? Das ist ja drinnen!) Aber wenn Sie ohnehin dafür sind, dann ist das ohnedies kein Problem. (Abg Heinz Hufnagl: Wir sind auf keinem GRÜNEN-Kongress, wo man sich so drüberschwindeln kann!) Wir können das ja verabschieden. Ich nehme nämlich doch an, dass dieses Personalvertretungsgesetz nicht das letzte Wort ist, das hier gesprochen wird, und dass auch die Arbeitsgruppe zum Personalvertretungsgesetz jetzt nicht aufgelöst wird, sondern die Debatten und die Verhandlungen weitergeführt werden und auch die Arbeitsgruppe weitertagen wird. (Abg Mag Sonja Wehsely: Weise nach, was du für ungeheure Behauptungen aufstellst!)

Es liegen die Vorschläge vor. Wir haben sie in der Hand und ich kann sie euch präsentieren. (Abg Mag Sonja Wehsely: "Diskriminierung"! - Abg Heinz Hufnagl: "Diskriminierung", "Druck"!) - Das wissen wir doch alle, dass es vor den Wahlen immer wieder Einschüchterungen gibt, vor allem gegenüber KollegInnen, die sich für kleinere Fraktionen entscheiden wollen. Also, tun Sie doch nicht so empört! Freuen Sie sich wenigstens, dass wir dem Gesetz zustimmen und auch sehr viel Gutes daran finden! (Abg Heinz Hufnagl: Deswegen brauchen wir keine Gemeinheiten zu akzeptieren!) 

Ich möchte zum Abschluss noch eine Bemerkung zu Frau StR Brauner machen, und zwar in Anlehnung an eine Debatte, die wir heute zu früherer Stunde über die Gleichbehandlungspolitik geführt haben und in der sie den Wiener GRÜNEN vorgeworfen hat, dass wir mit frauenpolitischen Debatten Frauen verunsichern. Ich möchte nur sagen: Ich hoffe nicht, dass wir jetzt irgendjemanden in diesem Saal verunsichern, wenn ich auf die Notwendigkeit hinweise und einfordere, dass das Gender Mainstreaming wenigstens in diesem Haus umgesetzt wird. Wenn ich mir nämlich anschaue, womit ich als weibliche Abgeordnete vor jeder Landtags- und Gemeinderatssitzung konfrontiert bin, nämlich mit einer Rednerliste und mit einer Liste der Berichterstatter, dann frage ich mich schon, wo die Frauenpolitik dieses Hauses ist! Da lasse ich mir wirklich nicht vorwerfen, mit unseren frauenpolitischen Vorstellungen irgendjemanden zu verunsichern. Kehren Sie doch vor der eigenen Türe und sorgen Sie dafür, dass wenigstens solche Missstände - die leider anscheinend vorher niemandem aufgefallen sind - abgeschafft werden, denn die Teufelin steckt auch bei der Gleichbehandlung im Detail, und ich glaube, so etwas brauchen wir uns nicht bieten zu lassen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Kreißl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Michael Kreißl (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn davon gesprochen wird, dass die FPÖ angeblich die Rechte der Arbeitnehmervertretungen einschränken will, dann würde ich dieser Version nur dann zustimmen, wenn die ÖVP-FPÖ-Bundesregierung auf Initiative der FPÖ das Bundes-Personalvertretungsgesetz so gestalten würde, wie das Wiener Personalvertretungsgesetz, weil nämlich die Rechte und die dementsprechenden Kontrollmöglichkeiten im Bundes-Personalvertretungsgesetz wesentlich höher sind als hier. 

Ich möchte vorweg nur sagen, dass wir den Änderungen unsere Zustimmung erteilen - no na. Das ist eigentlich klar, wenn es dadurch zu Verbesserungen kommt - auch wenn diese nur kleiner Natur sind. Die wirklich wichtigen Brocken hat man nämlich vergessen: Direktwahl in den Gremien, sprich in den Zentralausschuss, ist nicht möglich. Das ist ungefähr so, als müsste ich, wenn ich den Gemeinderat wählen gehe, auf diesem Stimmzettel gleichzeitig auch den Landtag und den Nationalrat in einem ankreuzen, sodass ich, wenn ich im Gemeinderat Rot wähle, dann bis zum Nationalrat hinauf rot bin. - Ich kenne schon die Einwände der SPÖ, die ich aber sicherlich nicht gelten lasse. 

Während man darüber noch diskutieren kann, gibt es dann noch eine Sache, die uns weder Geld noch irgendetwas anderes gekostet hätte, die allerdings von der SPÖ abgelehnt wurde. Dies erfolgte sicherlich nicht aus objektiven Gründen, sondern höchstens deshalb, weil die sozialistischen Gewerkschaftsfunktionäre diese Forderung fürchten wie der Teufel das Weihwasser, nämlich die Forderung nach der Einführung oder Einrichtung einer unabhängigen Personalvertretungs-Aufsichtskommission mit richterlichem Einschlag. 

Was hat diese unabhängige Personalvertretungs-Aufsichtskommission für Vorteile? - Meine Damen und Herren! In Wien ist es derzeit so: Wenn sich ein Bediensteter beispielsweise über die Tätigkeit des Zentralausschusses beschweren möchte, dann muss er sich an die Gemeinderätliche Personalkommission wenden. In dieser Gemeinderätlichen Personalkommission sitzen meistens die Mitglieder ebendieses Zentralausschusses oder Gewerkschaftsfunktionäre, weiters Gemeinderäte. Insgesamt haben die Personalvertreter und die SPÖ-Gemeinderäte dort eine satte Dreiviertelmehrheit und die befinden dann teilweise in eigener Sache darüber, ob ihr Verhalten rechtmäßig war oder nicht. Das ist ungefähr so, wie wenn ich einen Richter als Nachbarn habe, mit diesem einen Baurechtsstreit ausfechte und dieser Richter dann gleichzeitig bei Gericht in dieser Sache urteilt. So ungefähr sind die rechtlichen Gegebenheiten in dieser Stadt, denn Wien ist ja bekanntlich anders: Wien ist sozialistisch - und da sind solche Methoden immer noch möglich.

Aus diesem Grund bringen wir folgenden Resolutionsantrag ein:

"Der Wiener Landtag möge beschließen: 

Das Personalvertretungsgesetz wird dahingehend geändert, dass analog zum Personalvertretungsgesetz des Bundes eine Personalvertretungs-Aufsichtskommission mit richterlichem Einschlag eingerichtet wird." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. 

Meine Damen und Herren! Ich kann mir schon vorstellen, warum eine solche Aufsichtskommission beispielsweise gefürchtet wird, nämlich weil dann - und da verweise ich jetzt auf diese ÖGB-Urabstimmung - ein Bediensteter herkommen und sagen könnte: Hören Sie, da missbraucht ein Personalvertreter seine Stellung dazu, dass er mir mehr oder weniger das Kuvert in die Hand gibt und sagt: Freund, da schreibst du deinen Namen darauf, füllst das schön aus und steckst das rein! - Wir können uns alle noch an jene interessante Sache erinnern, über die in Ö3 berichtet wurde - ich weiß nicht, ob Sie es gehört haben - und bei der es darum ging, dass ein Journalist einen Betriebsrat - ich glaube, er war von der VÖEST - gefragt hat, was er mit einem Bediensteten macht, der da nicht mitwählt, worauf dieser Betriebsrat sagte: Na, den hol ich mir ins Kammerl zu einem Gespräch unter vier Augen, und dann werden wir sehen, ob er da nicht mitwählt! - So ungefähr dürfte es da auch zugehen; dort ist es eben öffentlich gesagt worden. 

Wie gesagt, wir werden ja sehen. Was diese 100�prozentige Wahlbeteiligung betrifft, die Sie da anstreben und die Sie mit dieser Methode auch bekommen werden - die wird sich sicher einstellen -, so hat sogar Herr Kollege Hundstorfer in der "Presse" nach längerem zugegeben - wenn ich der "Presse" glauben darf -, dass da möglicherweise, so sinngemäß, der Eindruck von Unstimmigkeiten entsteht. 

Aber es macht nichts, ich habe das ja schon über die APA weitergegeben. Ich muss auch sagen: Jetzt hat mich die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten geklagt, weil ich das über die APA in der Öffentlichkeit behauptet habe - noch nicht geklagt, aber sie haben mir einen diesbezüglichen Brief geschickt. 

Diesen Brief zu lesen, ist wirklich für jeden Juristen in diesem Haus eine wahre Freude! Es heißt darin zunächst einmal, dass ich das und das gesagt habe. Dann spielt die Frau Rechtsanwältin gleich Richter - das ist offensichtlich so üblich, das dürfte ähnlich wie bei der Gemeinderätlichen Personalkommission sein - und erklärt mir gleich, dass die Tatbestände der Ehrenbeleidigung darin Tatsachen sind. Sie erklärt mir darüber hinaus: "Ihr rechtswidriges Verhalten ist überdies schuldhaft und übrigens unentschuldbar." - Das sagt mir die Rechtsanwältin! Und dann sagt sie: "In der Hoffnung, dass Sie das Unrecht Ihres Vorgehens erkennen und in Hinkunft auch nach dieser Einsicht handeln, verbleibe ich mit vorzüglicher Hochachtung". - Das ist wirklich ein Genuss, diesen Brief durchzulesen! Ich habe selten so gelacht, weil ich so ergriffen war über diesen Brief!

So ergriffen war ich und so gelacht habe ich das letzte Mal ebenfalls über einen Brief und dann über einen Prozess, nachdem - Sie können sich sicher alle daran erinnern - ein sozialistischer Funktionär im 10. Bezirk des Kindesmissbrauchs überführt worden war und ich die Behauptung aufstellen musste - weil die SPÖ nicht dementsprechend reagiert hat -, dass sie sich der Verharmlosung des Kindesmissbrauchs schuldig macht. Damals hieß es auch: Er wird geklagt, er wird geklagt. - Das Ganze ist so ausgegangen: Ich habe dann über die APA vier Mal, glaube ich, urgieren müssen, damit endlich die Klage ins Haus kommt. Mittlerweile hat mir vor einem halben Jahr der Oberste Gerichtshof bestätigt, dass ich behaupten darf, dass sich die SPÖ der Verharmlosung des Kindesmissbrauchs schuldig macht. 

Ich werde diese meine Rede im Gemeinderat sicherlich nicht dazu missbrauchen, um mich hinter meiner Immunität zu verschanzen. Ich werde morgen noch einmal einen diesbezüglichen Pressedienst herausgeben, damit mich die Frau Rechtsanwältin auch klagen kann, und ich werde sie auch ersuchen, diese Klage, die mir da angedroht wird, auch dementsprechend einzubringen, denn dann bekomme ich höchstwahrscheinlich in einem Jahr ebenfalls offiziell vom OGH das Recht zugesprochen, diese Behauptung zu tätigen. 

Der Einzige, der sich freuen wird, ist wieder einmal mein Anwalt. Der hat damals schon geglaubt, dass er von der SPÖ pragmatisiert wurde, weil er dauernd seine Zahlungen bekommen hat. - Danke. (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Schuster zum Wort gemeldet.

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen!

Wenn wir darauf zurückblicken, wie es eigentlich zu dieser Novelle kam, möchte ich diesem geschätzten Gremium in Erinnerung rufen, dass wir vor einigen Jahren hier in diesem Saal eine Debatte hatten, in der wir uns einerseits mit der Vorstellung von Kollegen Kreißl auseinander gesetzt haben, der uns hier vorgehalten hat: wir sind hier das Gremium, und dieses Gremium muss Entscheidungen treffen!, und andererseits wir dieser Vorstellung unseren eigenen Standpunkt entgegengesetzt haben, welcher lautete: Wir werden ein Personalvertretungsgesetz nur dann verändern, wenn wir mit den Personalvertretern gemeinsam diesbezüglich eine Linie gefunden haben.

Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, wie heftig die Auseinandersetzungen hier waren. Wenn ich heute auf diese Debatte, die doch vor den Nationalratswahlen stattfand, zurückblicke, so denke ich, dass es vielleicht ein Fehler von uns war, dass wir diese Arroganz, dieses autoritäre Vorgehen gegen Interessenvertretungen damals viel zu wenig in der Öffentlichkeit dargestellt haben, weil wir ja in der Folge, nach dieser Regierungsbildung, auch manches erleben durften - leider erleben durften -, was den Umgang mit Interessenvertretungen betrifft. 

Wir haben bei dieser Diskussion ein sehr korrektes Verhältnis gehabt. Wir haben in der Tat die Fraktionen der Personalvertretung mit eingebunden. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten hat Konferenzen dafür verwendet, um sich auch mit diesen Inhalten auseinander zu setzen. Ich glaube, dass wir auch damit dokumentiert haben, dass Wien anders ist, wenn man mit der Vorgehensweise auf Bundesebene vergleicht. 

Ich möchte - im Gegensatz zu dem, was Frau Vana gesagt hat - doch darauf hinweisen, dass wir viele dieser Anregungen in die Überlegungen mit eingebunden und auch realisiert haben. Sie waren leider bei den Gesprächen im Unterausschuss nicht dabei. Ich möchte nur kurz einige Punkte erwähnen, die Sie nicht angeführt haben. 

Wir haben insbesondere gesagt, dass wir in Zukunft Unterschriften von Kandidaten selbst bei der Unterstützung eines Wahlvorschlags berücksichtigen. Das heißt, künftighin braucht jemand - in den meisten Dienststellen, wenn sie kleinere Einheiten sind - einen, der noch zusätzlich für ihn ist, und er kann kandidieren. 

Wir haben zusätzlich - was Sie auch hier anders dargestellt haben - gesagt, dass wir den Kündigungs- und Entlassungsschutz der Personalvertreter auf Wahlwerber ausdehnen. Das ist in anderen Bereichen keine Selbstverständlichkeit.

Zusätzlich haben wir bei Dienststellen mit Schicht- und Wechselschichtdienst auch die Wahltage von zwei auf vier ausgedehnt und noch vieles andere mehr - Teile davon haben Sie schon erwähnt und ich möchte mir einen nochmaligen Hinweis darauf daher ersparen.

Ich halte es aber wirklich für fehl am Platz - um es freundlich zu sagen; ich könnte auch sagen, ich halte es für eine Ungeheuerlichkeit -, dass man hier mit Darstellungen agiert, bei denen von Wahleinschüchterung, von Diffamierung und von vielen anderen Repressalien gesprochen wird, ohne sagen zu können: ich weiß, es ist so. Ich bin seit nunmehr schon fast 30 Jahren in einer Funktion als Personalvertreter tätig. Ich habe das immer wieder gehört, dass von Einschüchterungen die Rede ist, und wenn man es konkret auf den Punkt bringt, dann gibt es an und für sich null an Beweisen. Es wäre natürlich denkbar, dass man damit eines versucht, nämlich Mitleid hervorzurufen, um - weil man zu wenig engagiert ist - damit Stimmen zu gewinnen. Es ist unfair und es ist auch unsachlich, so etwas hier an diesem Pult zu tun. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf des Abg Dipl Ing Martin Margulies.)  

Ich bin auch etwas überrascht über die Aussage von Kollegen Kreißl, der meint, die Mitwirkungsrechte seien zu wenig und der Bund sollte uns als Beispiel dienen. - Ich glaube, weil ich das Personalvertretungsgesetz des Bundes persönlich sehr gut kenne, die würden sich wünschen, derartige Mitgestaltungsmöglichkeiten wie die Personalvertretung der Gemeindebediensteten zu haben! Die würden es sich wünschen, so etwas auch zu sehen. Auch hier haben wir wesentliche Verbesserungen zusätzlich herbeigeführt - Kollegin Vana hat darauf zu Recht hingewiesen.

Weil das auch immer wieder angesprochen wird - und damit komme ich schon zum Schluss -: Man kann, was die ÖGB-Urabstimmung betrifft, sagen, was man will. Aber die Notariatskammer macht diese schwierige Tätigkeit, um hier Transparenz zu haben, unentgeltlich. Man soll hier niemandem etwas unterstellen. Die Notariatskammer macht das dankenswerterweise, damit Angriffe, wie wir sie heute gehört haben, nicht wirklich kommen können. Ich hoffe doch, dass die Notariatskammer von allen hier als etwas Überparteiliches, mit dem ÖGB nicht direkt Identifizierbares angesehen wird. Daher glaube ich auch, dass man derartige Unterstellungen künftighin unterlassen soll.

Ich persönlich möchte damit schließen, dass ich allen Fraktionen für die lange Tätigkeit auch im Unterausschuss danke. Ich möchte mich auch bei allen Fraktionen für das von ihnen gezeigte Verständnis bedanken, insbesondere deshalb, weil wir es, nachdem wir in der letzten Legislaturperiode einen bereits fertig ausdiskutierten Gesetzesentwurf nicht beschließen konnten, in dieser Legislaturperiode sehr rasch geschafft haben, diesbezüglich Einigkeit bei allen Parteien zu finden. Ich erwarte, dass, so wie im Ausschuss, auch hier Einstimmigkeit bestehen wird. 

Ich danke im Besonderen Herrn Mag Hutterer ebenso wie seinem Vorgänger, der daran auch bereits mitgewirkt hat, für die tatkräftige Unterstützung und für das immer wieder auch ausgleichende Gespräch, das in den Diskussionen, die wir fraktionell geführt haben, notwendig war. - Vielen herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)  

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: In aller Kürze: Kollege Schuster ist schon auf sehr viele Punkte eingegangen. Auch ich als Personalstadträtin möchte sehr deutlich sagen, dass ich nicht akzeptieren kann, dass hier Vorwürfe erhoben werden, wonach Druck ausgeübt würde, entweder auf Menschen, die kandidieren wollen, oder auch im Zusammenhang mit der Urabstimmung, wie von Kollegen Kreißl wieder behauptet wurde. Offensichtlich hat es die Opposition heute nicht so sehr mit den konkreten Beispielen, denn es werden immer wieder Vorwürfe erhoben oder Dinge behauptet und Beispiele dazu angekündigt, aber wir hören sie nie. Ich denke, dass man damit - denn das ist wirklich ein ungeheuerlicher Vorwurf - schon vorsichtig sein sollte, wenn man nicht auch tatsächlich konkrete Beispiele anführen kann. Ich möchte diese Vorwürfe auch von dieser Position aus in aller Form zurückweisen.

Ganz konkret, Frau Dr Vana: Ich habe nicht den GRÜNEN vorgeworfen, dass sie mit ihrer Frauenpolitik die Frauen verunsichern, sondern ich habe ganz konkret Sie gebeten, im Zusammenhang mit der Frage der Gültigkeit des Gleichbehandlungsgesetzes dieses nicht in Frage zu stellen, weil genau dies zu Verunsicherungen führen kann. Das ist nach wie vor meine Meinung, und ich hoffe, dass das nicht passieren wird. Aber diese Diskussion haben wir schon geführt. 

Ihren Hinweis, den Sie betreffend die Formulierung der Redner- und Rednerinnenliste gegeben haben, greife ich sehr gerne auf. Für konstruktive Kritik bin ich jederzeit zu haben. Wir werden das selbstverständlich für das nächste Mal sofort ändern.

Zum Resolutionsantrag, den Kollege Kreißl eingebracht hat: Diesen kann ich nicht unterstützen. Ich glaube, dass wir mit der Personalkommission zum einen schon eine unabhängige Kommission haben, die sich mit diesen Fragen befasst. Diese Personalkommission hat sich bewährt. Es sind Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag dort sinnvoll, wo es um Menschenrechte geht, wo es um Civil Rights geht. Das haben wir auch bei uns dort, wo es notwendig ist. Ich darf Sie daran erinnern - Sie wissen es sicher -, dass wir einen Dienstrechtssenat haben, der genauso eine Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag ist, weil es hier um Rechte der Bediensteten geht. Bei der Personalkommission geht es um andere Fragen, und da hat sich die bestehende Einrichtung bewährt. 

Unabhängig davon darf ich Sie auch darauf aufmerksam machen - die anwesenden Juristen und Juristinnen wissen das jedenfalls -, dass selbst der Verfassungsgerichtshof vor der inflationären Einrichtung von Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag warnt, weil diese eben eine sehr spezifische Aufgabe haben und es keinen Sinn macht, über diese Aufgaben hinauszugehen. 

Aus diesen Gründen würde ich vorschlagen, diesem Resolutionsantrag nicht beizutreten.

Ich möchte aber unabhängig von diesen unterschiedlichen Auffassungen, die hier noch einmal diskutiert wurden, dennoch hervorheben, dass der Großteil der Diskussionen in sehr solidarischer und konstruktiver Art und Weise stattgefunden hat. Ich möchte mich deshalb dem Dank, den mein Fraktionskollege Schuster zum Ausdruck gebracht hat, ebenfalls anschließen. Ganz besonders möchte ich mich auch dem Dank an Herrn Mag Hutterer anschließen, und zwar nicht nur für dieses Personalvertretungsgesetz, denn dieser Abstimmungsmarathon, den wir jetzt hinter uns gebracht haben, betraf größtenteils Gesetze, die er mit seinem Team ausgearbeitet hat. Da ist sehr viel Arbeit dahinter gesteckt. Dafür ein herzliches Dankeschön und auch ein Dankeschön an alle Fraktionen für die konstruktive Zusammenarbeit! (Beifall bei der SPÖ.)  

Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Damit ist das Gesetz in erster Lesung einstimmig angenommen.

Es liegt ein Beschlussantrag der FPÖ betreffend eine Personalvertretungs-Aufsichtskommission vor. In formeller Hinsicht wurde die Zuweisung des Antrags an die amtsführende Stadträtin beantragt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser Zuweisung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist die Minderheit.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 8 (PrZ 416/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Sportstättenschutzgesetz geändert wird. 

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmSt Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung zu dem vorgelegten Gesetz.

Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir sogleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 9 (PrZ 450/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflegegeldgesetz - WPGG geändert wird. 

Die Berichterstatterin hiezu ist wieder Frau LhptmSt Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie auch bei diesem Gesetz um Zustimmung.

Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt ebenfalls keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir sogleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 10 (PrZ 451/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz, mit dem der Fonds "Wiener Jugendhilfswerk" errichtet wird, aufgehoben wird.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmSt Grete Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch bei diesem Gesetz ersuche ich um Ihre Zustimmung.

Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir sogleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Die Postnummer 11 (PrZ 470/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung der Sozialhilfe (Wiener Sozialhilfegesetz - WSHG) geändert wird.

Die Berichterstatterin hiezu ist wieder Frau LhptmSt Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch bei diesem Gesetz ersuche ich um Ihre Zustimmung.

Präsident Johann Römer: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Natürlich gibt es zum Sozialhilfegesetz sehr viel zu sagen. Das tue ich aber nicht - ich weiß, das freut Sie -, sondern ich möchte nur festhalten, dass die GRÜNEN prinzipiell etwas anderes wollen als die Sozialhilfe, die an sich völlig ungenügend ist für Menschen, die nur von Sozialhilfe leben. Wir haben auch schon oft in der Öffentlichkeit deponiert, dass wir für eine bedarfsorientierte Grundsicherung eintreten. So weit sind wir aber noch nicht. Derzeit gibt es die Sozialhilfe.

Ich möchte daher heute zwei Anträge einbringen, da in der Diskussion im Laufe der letzten Tage Probleme aufgeworfen wurden, die die Einbringung dieser Anträge quasi erforderlich machen.

Wir wissen natürlich, dass auf Bundesebene und auch in den Ländern etliches in Bewegung gekommen ist, sodass man jetzt einmal auch abwarten muss, um zu sehen, wie diese Diskussion weitergeführt wird, was auf Bundesebene vorgesehen ist und was in der Folge dann in Wien notwendig wird.

Ich werde daher beide Anträge, die eigentlich dafür gedacht waren, sofort abgestimmt zu werden, zuweisen lassen und einmal abwarten, wie die Berichterstattung ausfällt. Ich bin sehr froh darüber, dass die SPÖ in beiden Fällen signalisiert hat, interessiert zu sein.

Der eine Antrag bezieht sich auf jene Fremden, die sich in Wien befinden und hier leben, also Bürger dieser Stadt sind. Die GRÜNEN waren immer schon der Meinung, dass es auch für diese Menschen, genauso wie für alle anderen, die eine österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, möglich sein soll, Sozialhilfe zu bekommen. - Das ist der eine Antrag, der eine Frage betrifft, auf die die SPÖ auch auf einem Fragebogen des Katholischen Familienverbands bereits vor der Wahl positiv reagiert und geantwortet hat.

Ich stelle folgenden Beschlussantrag: 

"Das zuständige Mitglied der Landesregierung, die amtsführende Frau Stadträtin für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport, möge einen Entwurf zur Änderung des Wiener Sozialhilfegesetzes vorlegen, mit dem auch Fremden, die sich dauerhaft in Wien niedergelassen haben, das heißt in Besitz einer Niederlassungsbewilligung oder einer Aufenthaltserlaubnis sind, und die seit mindestens drei Monaten ihren Hauptwohnsitz in Wien haben, ein Anspruch auf Leistungen nach dem Wiener Sozialhilfegesetz zuerkannt wird." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags.

Mein zweiter Antrag ist eigentlich nicht viel mehr als eine Bitte, dass man sich anschauen möge, wie das in Wien mit den Regressansprüchen, mit dem Geltendmachen von Ersatzansprüchen gehandhabt wird, ob es da auch zu sozialen Ungerechtigkeiten kommt oder ob man da von Leuten Geld zurückverlangt, die man dadurch erst recht wieder in die Armut stürzt.

Ich verlese nur kurz den Beschlussantrag:

"Der Landtag wolle beschließen: 

Es soll eine Arbeitsgruppe eingerichtet werden, die eine sozial gerechte Regelung der Ersatzansprüche, die im Wiener Sozialhilfegesetz geregelt sind, erarbeitet. In diese Arbeitsgruppe sollen alle politischen Parteien, die im Gemeinderat vertreten sind, sowie externe Fachleute eingeladen werden."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags.

Ich bin zuversichtlich, dass wir uns in Bezug auf die Zuerkennung von Sozialhilfe an Menschen mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft nunmehr einem erfolgreichen Ende der Diskussion nähern und dass diese Menschen auch Sozialhilfe bekommen können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Frau Abg Jerusalem, Sie haben schon darauf hingewiesen, dass wir, was den Inhalt Ihres ersten Antrags betrifft, eine identische Meinung vertreten. Der Unterschied ist im Moment auch nur der, dass kein Rechtsanspruch besteht. Ich bin aber auch der Meinung - und ich habe das erst vor einigen Tagen im Familienforum ausgeführt -, dass es zumindest wert ist abzuwarten, welcher Vorschlag seitens des Sozialministers kommt. Es gibt die Forderung, die Sozialgesetzgebung auf Österreich-Ebene anzunähern und zu vereinheitlichen, ja schon lange; Vorstöße dieser Art sind bisher immer an den Widerständen einzelner Bundesländer gescheitert. 

Ich habe daher zunächst einmal einen Vorschlag erbeten, aus dem ersichtlich ist, worum es hierbei überhaupt geht und was hier vereinheitlicht werden soll. Ich glaube, das ist inhaltlich noch wesentlich und darauf wird man noch achten müssen, damit dann entschieden werden kann, welche Möglichkeiten Ländern in Zukunft gegeben sein werden, weil wir ja in anderen Fällen auch die Situation haben, dass die Bundesgesetzgebung unter Umständen die Ländergesetzgebung einschränkt, wenn nämlich nicht mehr das Prinzip der Subsidiarität, wie sie jetzt gilt, gegeben ist.

Ich danke daher dafür, dass Sie zu einer Zuweisung übergegangen sind und damit die Diskussion weiter offen gehalten haben. 

Das Zweite gilt auch für den zweiten Antrag, wiewohl ich grundsätzlich sagen muss, dass Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern in vielen Fällen des Regresses ganz anders handelt. Ich verweise nur auf die Seniorenbetreuung, wo es in Wien im Gegensatz zu anderen Bundesländern keinen Regress gibt. Aber auch darüber werden wir diskutieren, und wir werden diesen Antrag zum Anlass nehmen, auch im Zusammenhang mit dem ersten Punkt, unsere weitere Vorgangsweise erneut festzulegen.

Ich bitte Sie daher noch einmal um Zustimmung zu diesem Gesetzesentwurf. 

Präsident Johann Römer: Danke. - Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Es liegen zwei Beschlussanträge vor:

Der erste Beschlussantrag der GRÜNEN betrifft eine Änderung des Sozialhilfegesetzes. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Zuweisung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist mit Stimmenmehrheit zugewiesen. 

Der zweite Beschlussantrag, ebenfalls von den GRÜNEN, betrifft die Geltendmachung von Ersatzansprüchen. Hier wird in formeller Hinsicht ebenfalls die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dieser Zuweisung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Dieser Antrag ist einstimmig zugewiesen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Die Postnummer 12 (PrZ 489/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz zum Schutz der Jugend (Wiener Jugendschutzgesetz 1985) geändert wird.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmSt Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Ich bitte Sie, auch diesem Gesetz zuzustimmen, wiewohl ich darauf hinweisen möchte, dass die eigentliche Reform des Jugendschutzgesetzes erst in einiger Zeit dem Landtag vorgelegt werden wird. Dies ist nur die Euro-Anpassung. 

Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir sogleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke sehr. Damit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 21 (PrZ 507/01-MDBLTG) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Ersuchen des Bezirksgerichts Innere Stadt um Zustimmung zur Verfolgung des Herrn Abg Mag Rüdiger Maresch wegen des Verstoßes gegen § 111 StGB. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Mag Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Materiell handelt es sich bei diesem Ersuchen des Bezirksgerichts Innere Stadt um folgenden Sachverhalt: 

Herr Abg Maresch hat in einer Sitzung des Gemeinderats - wie auch dem Stenographischen Protokoll zu entnehmen ist - gesagt: "... sollte man sich in Erinnerung rufen, dass einer Ihrer Ex-Abgeordneten im Alsergrund gesagt hat, er will den ausländerfreien Alsergrund haben, dann ist er erst wirklich glücklich."

Herr Nikolaus Amhof fühlt sich durch diese Aussage der üblen Nachrede bezichtigt und Mag Rüdiger Maresch wird nun zur Last gelegt, er hätte mit seiner Äußerung dem Privatankläger die Ausländerfeindlichkeit unterstellt. Diesen Vorwurf will der Privatankläger nicht auf sich sitzen lassen. Im Übrigen, so der Privatankläger, wurde die im Rahmen einer Stellungnahme zur Wahrung der Rechte der Wiener Lehrer getätigte Äußerung völlig aus dem Zusammenhang gerissen. 

Das Immunitätskollegium hat zur Vorberatung dieser Frage am 27. September getagt und gibt einstimmig die Empfehlung ab, diesem Ersuchen des Bezirksgerichts nicht stattzugeben, das heißt, Herrn Abg Maresch nicht auszuliefern. 

Ich bitte um Verhandlung.

Präsident Johann Römer: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Ellensohn. Ich erteile es ihm.

Abg David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Den Sachverhalt kennen wir. Wer Rüdiger Maresch ist, wissen wir auch. Wer Nikolaus Amhof ist, wissen einige von Ihnen - ich war in der letzten Periode nicht da. Es ist allerdings nicht sehr schwer, viel über Nikolaus Amhof zu erfahren, wenn man sich alte Protokolle des Gemeinderats anschaut oder hin und wieder einen Artikel über irgendwelche rechtsradikalen Aktivitäten in dieser Stadt oder in diesem Land liest. (Ruf bei der FPÖ: Zum Beispiel?)

Herr Nikolaus Amhof hat 1996 den Einzug in diesen Gemeinderat geschafft. Ich freue mich, dass er heute nicht mehr da ist. Ich glaube, dass man das nicht gleich als Rassismus kennzeichnen kann, Herr Kreißl. (Zwischenruf des Abg Michael Kreißl.) - Zu dem, was Sie gesagt haben, komme ich schon noch. 

1996 war in der Nummer 36 des "profil" zu lesen: "Die Schlacht um Wien/Rechte rein, Liberale raus". - Es geht, wenig überraschend, um die FPÖ. - Es "sammeln sich auf der FPÖ-Kandidatenliste stramm-rechte Funktionäre." - Ich mache es relativ kurz, es dauert nicht lange. Bei mir steht da unten "Ende" - ich nehme nicht an, dass das für mich am Pult gilt.

"Funktionäre von außerordentlich rechtem Zuschnitt" - ich zitiere das "profil" - "haben still und leise in der Wiener FPÖ die Macht übernommen. Die freiheitliche Gemeinderätin Ingrid Kariotis" - die gibt es nicht mehr in Wien - "verließ deshalb im Jänner 1995 die Partei. In diesem Frühjahr" - 1996 - "ist der ehemalige RFJ-Stellvertreter Ewald König mit einer kleinen Gruppe Gleichgesinnter ausgetreten." - Und dann folgt ein Zitat von diesem Herrn König, der sagt: "'Die Friedhofsschänder von Eisenstadt sind nur die Spitze des Rechtsradikalismus in der FPÖ.'" - Das sagt ein ehemaliges Mitglied des Rings Freiheitlicher Jugend! Das Zitat stammt aus diesem Artikel.

Im Folgenden wird wieder Herr König, ein Vertreter des Rings Freiheitlicher Jugend, dahingehend zitiert, dass Leute, wie Christian Böhm-Ermolli, der mittlerweile Selbstmord begangen hat, und Nikolaus Amhof ebenfalls aus dem Ring Freiheitlicher Jugend ausgeschlossen wurden. - Das muss man sich einmal vorstellen: wo jemand, der aus dem Ring Freiheitlicher Jugend - nicht unbedingt der Hort liberaler Traditionen - wegen Rechtsabweichelei ausgeschlossen wird, inhaltlich ungefähr stehen muss! Das muss man sich vorstellen: Er fliegt aus dem Ring Freiheitlicher Jugend wegen zu rechter Äußerungen hinaus! - Das war im Herbst 1996. 

Mitte Dezember 1996 hat Herr Amhof hier seine erste Rede gehalten und hat es geschafft, mit dieser sofort aufzufallen, weil er es zustande gebracht hat, von der Umweltpolitik sofort auf die Ausländerpolitik zu kommen und jedes umweltpolitische Problem in dieser Stadt sofort mit dem "Ausländerproblem" - unter Anführungszeichen - der FPÖ zu koppeln. Ich werde Ihnen das nicht vorlesen. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wir kennen es!) Das ist ein Erguss, den durchzulesen mir Schwierigkeiten bereitet. Das ist, nun ja, widerlich, würde ich sagen. Das trifft es am ehesten und ist wahrscheinlich am wenigsten klagbar für die klagswütigen Damen und Herren der Freiheitlichen Partei. 

Was ist dann passiert? - Dann haben sie ihn aus dem Verkehr gezogen. Offensichtlich haben sie selbst gemerkt, dass er es überzogen hat, denn daraufhin hat er über ein halbes Jahr lang nichts mehr reden dürfen. Da war einmal Pause, es gab eine kleine Kopfwäsche intern (Zwischenruf des Abg Dr Helmut GÜNTHER.), weil er es endgültig überzogen hat. Da hat man ihn einmal ein bisschen zurückgenommen. - Sie brauchen nur die Gemeinderatsprotokolle nachzulesen, das ist nicht so schwierig. Die meisten von Ihnen sind wahrscheinlich des Lesens mächtig, sonst bekommen sie Schwierigkeiten mit ihrem Integrationsvertrag. (StR Johann Herzog: Das haben Sie wohl dem Vogelflug entnommen!) 

Im "profil" 20/2000 - ich mache einen schnellen Sprung, weil wir in der Zeit sehr fortgeschritten sind - heißt es: "Wildes Wien: Die Hauptstadt-Blauen sind das Radikalste, was die FPÖ derzeit zu bieten hat. Der Kommunalwahlkampf wird es also in sich haben." - Nun, immerhin hat dieses Radikale wenigstens dazu geführt, dass Sie die Wahlen anständig verloren haben und jetzt weniger Leute von Ihnen hier herinnen sind. 

Im Folgenden ein kurzes Zitat aus dem "profil" 20/2000: "Seit dem Triumph von 1996 jedenfalls hat die FPÖ ein neues Gesicht. Die neuen Mandate erhielten junge Scharfmacher wie Nikolaus Amhof" - bin ich froh, dass er nicht mehr da ist! - "und Heinz Christian Strache" - immer noch da -, "die schnell für ihre lauten und oft wenig differenzierten Aussagen sowie für ihre Kontakte zum rechten Rand bekannt wurden. Nun geben die rauen Gesellen den Ton an - seit Februar ergänzt durch den neuen Landesgeschäftsführer Michael Kreißl, der sich trefflich in diese Rolle fügt."

Weiter hinten werden dann die "jungen Rechten" in der FPÖ aufgezählt. Von "jung" und "neu" ist da die Rede: "Jung" mag schon zutreffen, aber was an diesen Rechten "neu" sein soll, das weiß ich nicht. Das kommt mir sehr altbekannt vor. 

"Wenn man sich im Gemeinderat umhört" - ich zitiere immer noch das "profil" -, "wer unter den Blauen die schlimmsten Rabauken seien, werden sofort zwei Namen genannt: Nikolaus Amhof und Heinz Christian Strache. Wann immer es gegen Subventionen und Ausländer geht, stehen Wortmeldungen der beiden auf dem Programm - wobei jene von Strache jedenfalls geistreicher sein sollen." (Abg Godwin Schuster: Das war aber nicht schwer! - Heiterkeit bei Abgeordneten der SPÖ und der GRÜNEN.) - Nun: Einer davon ist noch da, der Zweite ist ausgeschieden. (Ruf: Das war aber nicht schwer!) Das habe ich auch nicht behauptet. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei Abgeordneten der SPÖ und Beifall bei den GRÜNEN.)  

Das "profil" hat neben den "neuen jungen Rechten", rechtsradikalen Gruppen et cetera noch die "Ja-Sager" - Johann Herzog, Heidemarie Unterreiner, Karin Landauer - angeführt. Die teilen ihre Leute alle ein - das geht mich in diesem Redebeitrag momentan weniger an. 

Am 17. März 2001 - ich bin schon im heurigen Jahr - ist im "Neuen Volksblatt" unter dem Titel "Ausländerfrei - neuer Wirbel um FP" Folgendes zu lesen: "Laut Kolping-Präses Ludwig Zack hat der Wiener FPÖ-Kandidat Nikolaus Amhof bei einer Parteiveranstaltung in einem Kolpingheim am Mittwochabend eindeutig davon gesprochen, den 9. Wiener Gemeindebezirk (Alsergrund) 'ausländerfrei' zu machen. Amhof dementierte heftig. Zacks erstmals im 'Standard' veröffentlichte Angaben seien schlicht und einfach gelogen. Sollte der Kolping-Präses seine Anschuldigungen nicht bis spätestens heute zurückziehen" - das war im März, und das ist bis heute nicht passiert -, "wird umgehend geklagt. Zack zeigte sich von dieser Drohung unbeeindruckt: 'Ich kann nicht zurückziehen, was ich gehört habe.'" - Die Prozesse laufen. Es laufen auch noch mehrere andere. Die FPÖ hat die Gerichte massiv beschäftigt, nicht nur dadurch, dass Parteiangehörige selbst Gegenstand der Untersuchung sind, sondern auch indem sie von sich aus die Gerichte beauftragen. 

Jetzt freut es mich zwar, dass uns in diesem Haus klar ist, dass die Immunität einen hohen Stellenwert hat, dass man nicht so einfach damit verfahren kann und dass dem Gesuch von Herrn Amhof nicht Rechnung getragen wird. Aber ich würde einmal sagen, dass Nikolaus Amhof nicht deswegen nicht mehr hier ist, weil Sie ihn eventuell so weit hinten gereiht haben oder ausgeschlossen haben, sondern er ist nur deswegen nicht da, weil es den Wienern und Wienerinnen langsam reicht und weil Sie zu wenig Stimmen bekommen haben. Selbstverständlich war er auf Ihren Listen und hätten Sie ein besseres Wahlergebnis gehabt, dann wäre er vielleicht noch etwas geworden. Er wurde im 9. Bezirk als der neue Bezirksvorsteher plakatiert! - Das Wahlergebnis dort schaut etwas anders aus: Die FPÖ ist nicht erste Kraft geworden - das hätten Sie sein müssen, um den Bezirksvorsteher stellen zu können - und auch nicht zweite Kraft und auch nicht dritte Kraft - aber vierte schon. Vierte Kraft sind Sie schon geworden. (Ruf bei der SPÖ: Gibt es eine fünfte auch?) Und wegen dieses miserablen Wahlergebnisses ... (Ruf bei der FPÖ: Was seid denn ihr im Gemeinderat?) Wir haben ja auch nicht gesagt, dass wir den Bürgermeister stellen - im Gegensatz zu Ihnen: Sie haben gesagt, Sie werden den Bezirksvorsteher stellen! Die Größenwahnsinnigen sind ja Sie, nicht wir! (Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ. - Abg Mag Hilmar Kabas: Den Vizebürgermeister habt ihr wollen stellen!)

Entschuldigung, wenn Sie einen Wahlkampf führen, bei dem Sie auf den ersten Platz abzielen, und dann werden Sie Vierte! - Wenn ich mir die totalitären Anwandlungen der FPÖ anschaue (Abg Günter Kenesei: Die Frau Helene wollte nicht einmal da herein!) und die radikalen Elemente in der FPÖ Wien! - Das "profil" sagt, Sie sind die radikalste Gruppe, und ich würde das auch unterschreiben. (Abg Günter Kenesei: Die wollte nicht einmal da herein!) Wenn ich mir die totalitären Anwandlungen anschaue - und da muss ich auch alles zusammenfügen: die Attacke auf die Arbeiterkammer, die Attacke auf den ÖGB, das Böhmdorfer-Statement im Zuge der Sanktionen ...

Präsident Johann Römer (unterbrechend): Herr Kollege Ellensohn, ich bitte Sie, zum Akt zu sprechen! Sie weichen schon ziemlich weit vom Inhalt des Antrags ab.

Abg David Ellensohn (fortsetzend): Das ist alles zum Akt! (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist alles zum Akt! Da könnte man stundenlang darüber reden!) Es geht ja auch um die Glaubwürdigkeit von Nikolaus Amhof und um die Glaubwürdigkeit von Rüdiger Maresch, und dazu muss man einmal sehen, in welchem Umfeld sich Herr Amhof bewegen muss - oder will - und in welchem Umfeld sich Herr Rüdiger Maresch bewegen darf und kann. (Abg Dr Herbert Madejski: Ein Zeitungskommentar ist ein Dokument für Sie? - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Wenn ich mir also die totalitären Anwandlungen der FPÖ anschaue - ich mache schon weiter -, dann ist in diesem Zusammenhang noch die Erhöhung der Posttarife zu nennen, womit sehr vielen kleinen Vereinen die Möglichkeit genommen wird, Öffentlichkeitsarbeit zu betreiben - im nächsten Jahr haben wir, glaube ich, eine Steigerung der Posttarife um 280 Prozent! -, das ORF-Gesetz, die Journalisten und Journalistinnen, die von Ihnen ununterbrochen mit Klagen eingedeckt werden, wenn sie sich nur irgendwie politisch äußern, wenn irgendjemand von ihnen sich etwas zu sagen getraut.

Genau aus diesem Grund, auf Grund Ihrer Klagswut, ist die Immunität, vor allem auch für die GRÜNEN, ein Wert, mit dem man nicht leichtfertig umgeht. Herr Amhof will ja, dass diese Immunität hier aufgehoben wird! Und da herinnen sitzen jetzt eben die paar Schlaueren. - Das hat das "profil" ja geschrieben: Einer war schlauer und einer war weniger schlau. - Der weniger Schlaue ist offensichtlich nicht mehr hier. Der ist nicht mehr hier, weil er nicht so schlau ist. Die anderen sind da und verhalten sich eine Spur differenzierter in ihren Aussagen, damit man sie eben nicht gleich mit dem Amhof auf eine Linie stellen kann. Bei den Sonnwendfeiern treffen sie sich dann schon wieder, da sind sie wieder am selben Ort. 

Diese Immunität stellt deswegen einen Wert dar. Denn das, was Sie wollen, ist, die Journalisten und Journalistinnen mundtot zu machen und dann auch noch die Politiker und Politikerinnen. Und am liebsten hätten Sie es wahrscheinlich, dass, wenn ich hier vorne stehe, irgendein Freund von Herrn Kreißl, von der Polizei, herkommen könnte, um mich am besten gleich mitzunehmen - oder zumindest das Mikrophon abzudrehen, wie es Herr Römer vorher angedeutet hat für den Fall, dass ich nicht zum Akt spreche, was ich meiner Meinung nach die ganze Zeit getan habe. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Wenn jemand das nicht beherrscht, dann darf er da nicht herein!)  

Und weil die Journalisten und Journalistinnen solche Schwierigkeiten in diesem Land haben, sage ich: Ich werde meine Immunität nützen (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Da ist es auch notwendig, bei Ihnen! - Abg Gerhard Pfeiffer: Das haben Sie ja schon getan!) und sage den Journalisten und Journalistinnen, die nicht mehr in der Lage sind, ihre eigene Meinung zu schreiben, ohne Probleme zu bekommen - weil sie bei Ihnen ja gleich mehr oder weniger unter ein Berufsverbot fallen -: Sagen Sie es uns, wir sagen es denen! 

Wenn ein Journalist nicht in der Lage ist, einen Artikel zu schreiben und darin seine Meinung über Sie zum Ausdruck zu bringen - und ich bin nicht der Einzige in dieser Republik, der glaubt, dass die FPÖ zumindest durchsetzt ist von Politikern und Politikerinnen, die weit, weit rechts - ich sage halt "rechtsextrem" dazu ... (Ruf bei der FPÖ: Sind Sie linksextrem? - Weiterer Zwischenruf bei der FPÖ.) Sie können mich einschätzen, wo es Ihnen Spaß macht! Das stört mich am wenigsten. Ich verlange ja vom Herrn Kreißl auch keine Entschuldigung, weil es mir ziemlich Wurscht ist, was Herr Kreißl von mir denkt. Ich könnte ja sagen, Herr Kreißl hat nicht zugehört, er hat etwas Falsches gesagt, er müsse sich eigentlich entschuldigen. - Was stört es den Kaiser von China, wenn in irgendeinem Dorf ein Sack Reis umfällt? Was stört es mich, was Herr Kreißl über mich denkt? (Abg Mag Hilmar Kabas: Jetzt vergleicht er sich schon mit dem Kaiser von China!)

Mir ist wichtig, dass der Begriff der Immunität aufrechterhalten bleibt. - Sie stimmen der Nichtauslieferung von Herrn Rüdiger Maresch unter anderem ja auch deswegen zu, weil Sie wissen, dass Sie keine Mehrheit finden würden für den Antrag Ihres immer noch Parteikollegen - er ist ja nicht ausgeschlossen, er geht ja im Klub ein und aus; zumindest kann man ihn sehen. 

Uns ist wichtig, dass die Immunität aufrechterhalten bleibt. Im vorliegenden Fall ist die Frage ja überhaupt lächerlich, denn überlegen Sie doch selbst - Sie kennen Herrn Amhof und Sie wissen, was er hier herinnen gesagt hat (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Das war noch leichter erträglich als das, was Sie sagen!) -: Halten Sie es für möglich, dass er gesagt hat, er will einen ausländerInnenfreien Alsergrund? Oder halten Sie es für möglich, dass der Kolping-Präses Zack absichtlich lügt, um Herrn Amhof einzutunken? - Eine dieser beiden Varianten muss ja stimmen! Welche ist die wahrscheinlichere? (Ruf: Die Zweite!)

Ich glaube nicht, dass da sehr viele Leute daran rütteln werden. Ich glaube auch nicht, dass die FPÖ daran rüttelt. Die wissen es natürlich schon auch. Die trauen es ihm auch zu, weil sie ihn kennen von den Sonnwendfeiern und wo sie sich sonst noch überall treffen. Die Kameraden sehen sich hin und wieder, und ich nehme an, dass so ähnliche Äußerungen auch gefallen sind, wenn die Presse oder Herr Zack vom Kolpinghaus nicht dabei waren.

Ganz kurz noch: Das Thema Fingerprints war heute schon wieder dabei, das Thema Datenschutz war schon wieder dabei. - Sie bauen natürlich diese Republik nicht von heute auf morgen um in einen radikalen, totalitären Staat - natürlich nicht. Aber schrittweise gehen Sie schon in diese Richtung. Sie bewegen sich halt hart am Rand der Gesellschaft, und das habe ich gemeint, wie ich sagte: Ich fahre lieber irgendwo, wo sehr wenige oder keine Leute mit diesem Gedankengut, das Sie in sich tragen, mitfahren. Auf meinem Geburtstagsfest ist zum Beispiel kein einziger Rassist! Nie! (Abg Michael Kreißl: Lauter Linksextreme!) Und falls ich einmal heiraten sollte, wird kein Rechtsextremist eingeladen werden! - Am Fußballplatz kann ich es mir nicht aussuchen. 

Das habe ich vorher gemeint: Ich wünsche mir, dass ich in meiner Freizeit - und das U�Bahn-Fahren gehört auch meistens zu meiner Freizeit - möglichst wenige Leute treffe, die rechtsradikale Ansichten haben, die rassistische Ansichten haben oder die mit Ihrem Parteiprogramm eins zu eins einverstanden sind. Ich bin es nämlich nicht. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin!

Es ist an sich müßig, auf das Geplapper des Kollegen zu replizieren (Beifall bei der FPÖ.), aber eines muss man schon ganz deutlich sagen: Wenn für den Kollegen die einzige Lektüre das "profil" ist, sehe ich ungefähr seine Geisteshaltung. Da brauchen wir nicht viel dazu zu sagen. 

Interessant ist auch, dass Kollege Maresch genau den Kollegen zu seiner Verteidigung herausschickt, der vor zwei, drei Stunden die U�Bahnen FPÖ-frei halten wollte. Das ist jedenfalls eine durchaus interessante Darstellung. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das Protokoll lesen!) Ja, das habe ich zuerst schon. (Abg Günter Kenesei: Das war ein Zitat!) Ich kann mich schon erinnern, Herr Kollege, was Sie zuerst zitiert haben. (Abg Günter Kenesei: Das kann man nicht anders lesen!) 

Zum Auslieferungsverfahren, Herr Kollege, ist zunächst einmal festzustellen, dass wir Freiheitliche uns dem Vorschlag der Berichterstatterin, Sie nicht auszuliefern, anschließen, aber nicht deshalb, weil wir Ihren Vorstellungen und Ihren Aussagen auch nur das geringste Verständnis entgegenbringen, denn das ist weit entfernt von jeglicher Realität und zeugt genau davon, wie grüne Politiker Politik machen. Herr Kollege Ellensohn hat es jetzt gerade wieder bewiesen, Maresch hat es vor ein paar Wochen bewiesen: Verleumdungen, Falschdarstellungen sind das politische Rüstzeug der GRÜNEN. Wenn Sie damit leben können und wenn Sie es von hier aus leichter machen können als sonst in Ihrem Leben, dann machen Sie es. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN. - Abg Günter Kenesei: Da bin ich neugierig, was der Herr Amhof sagt, wenn Sie das so sagen! Da bin ich wirklich neugierig!) 

Freiheitliche liefern Abgeordnete wegen politischer Aussagen nicht aus. Ich stelle das klar und deutlich fest, dass hier prinzipiell nicht ausgeliefert wird, außer derjenige, der sich hier herstellt und Aussagen von sich gibt, die dazu führen, dass öffentliche Gerichte Anforderungen an den Landtag stellen, will selbst ausgeliefert werden, um den Wahrheitsbeweis anzutreten. Das habe ich nicht gehört, weder im Immunitätskollegium noch heute vom Kollegen Ellensohn. Es ist ja an sich ganz nett, wenn man sich hinter der Immunität verstecken kann und da gemütlich wartet, was auf einen zukommt. Denn die politische Macht und Kraft des Kollegen ... (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Soll ich Sie klagen? Soll ich Sie jetzt klagen?) Wir haben immer so entschieden, dass wir gesagt haben, grundsätzlich wird für politische Aussagen nicht ausgeliefert. Wenn einer das selbst von sich aus wünscht, dann würden wir dem zustimmen, Herr Kollege.

Aber wie politisch das Ganze ist, ist ja leicht zu erkennen. Herr Zack wurde von Herrn Amhof zivilgerichtlich geklagt. Bei der ersten Verhandlung in St. Pölten sitzt auf einmal in einem Kaffeehaus gleich neben dem Gericht der Herr Zack. Und wer sitzt bei ihm? - Der Herr BV Benke aus dem 9. Bezirk! Was hat der dort zu tun gehabt? - Grundsätzlich ist er in dieses Verfahren nicht eingebunden gewesen. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Moment! Ich werde Ihnen das schon erklären. Ich verstehe schon die mentale Unterstützung vom Herrn Benke für den Herrn Zack. Das muss doch irgendetwas gekostet haben, dass der Herr Zack in das Personenkomitee für den Herrn Benke gegangen ist. (Abg Martina Malyar: Was haben Sie jetzt gesagt?) Das wird halt der Hintergrund gewesen sein. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Martina Malyar: Was haben Sie jetzt gesagt?) Er wird sich dort einmal bei ihm bedankt haben und gesagt haben: Ja, Herr Kollege, jetzt kann ich Sie auch einmal mental ein bisschen unterstützen und halte Ihnen das Handerl, bevor Sie in diese Verhandlung gehen. (Abg Martina Malyar: Können Sie das beweisen?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aber es gibt auch ... (Abg Martina Malyar: Können Sie das beweisen?) Frau Kollegin, hören Sie mir zu, es gibt sogar ordentliche Sozialisten. (Abg Martina Malyar: Ich höre Ihnen zu und ich habe sogar verstanden, was Sie gesagt haben!) Hören Sie mir zu oder nicht? (Nein-Rufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Ich kann auch warten. Es ist durchaus ... (Abg Martina Malyar: Sie haben gesagt, dass Präses Zack etwas dafür bekommen hat, dass er im Personenkomitee war!) Frau Kollegin Malyar, wollen Sie wissen, was ich Ihnen zu sagen habe. (Abg Martina Malyar: Das ist eine Ungeheuerlichkeit!) Erzählen Sie es mir noch einmal! Was ist eine Ungeheuerlichkeit? (Abg Martina Malyar: Das ist eine Ungeheuerlichkeit, was Sie über Präses Zack sagen!) Dass der Benke dort war, ist eine Ungeheuerlichkeit? - Das stimmt. Da stimme ich Ihnen zu. Aber lassen Sie mich weiterreden. Ich wollte jetzt sogar die Sozialdemokraten loben, aber so wie Sie sich aufführen, ist das leider schon schwer möglich.

Meine Damen und Herren! Da hat es noch einen zweiten Sozialdemokraten im 9. Bezirk gegeben, den BVSt Lindenmayr, der hat auch behauptet, dass Nikolaus Amhof vom ausländerfreien Alsergrund gesprochen hat. Dann hat es ein Gespräch gegeben und danach hat sich Kollege Lindenmayr offiziell und schriftlich beim Kollegen Amhof entschuldigt. Also, Sozialisten sind noch Manns genug, sich zu entschuldigen, wenn sie einen Fehler, den sie begangen haben, einsehen.

Herr Kollege Maresch (Abg Martina Malyar: Dann lesen Sie das vor!), das wäre was für Sie, und das wäre auch was für Sie, Frau Kollegin, wenn Sie mehr zuhören und weniger reden würden. (Abg Martina Malyar: Lesen Sie das vor!) Hirn einschalten und nachher reden, bringt viel, viel mehr in jeder politischen Diskussion. (Beifall bei der FPÖ. - Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den Grünen. - Abg Martina Malyar: Lesen Sie das vor! Das stimmt ja nicht, so wie Sie das sagen!) 

Präsident Johann Römer: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Kenesei. Ich erteile es ihm.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nur um bei der Wahrheit zu bleiben, lieber Herr Kollege GÜNTHER, auch von der Diskussion her: Kollege Serles, der offensichtlich der Einzige in Ihrer Fraktion ist, der authentisch wiedergeben könnte, was im Immunitätskollegium gewesen ist, ist heute leider nicht da. Offensichtlich sind alle anderen, die von Ihrer Fraktion dort gewesen sind, nicht in der Lage, irgendwie einen authentischen Bericht zu geben.

Kollege Maresch versteckt sich nicht hinter seiner Immunität, sondern ... (Abg Dr Helmut GÜNTHER: So habe ich es nicht gesagt! Bei der Wahrheit bleiben!) Na, horchen Sie mir einfach zu! Das ist ja nicht so schwer. Setzen Sie sich hin, entspannen Sie sich und horchen Sie mir zwei Minuten zu. Das kann ja nicht das Problem sein. Sie haben da etwas behauptet, ich habe Ihnen zugehört und jetzt werde ich Ihnen sagen ... (StR Johann Herzog: Das müssen Sie schon uns überlassen, ob wir Ihnen zuhören wollen oder nicht!) Na, dann können Sie ja gehen auch, Herr Herzog, wenn Sie nicht zuhorchen wollen. Das ist ja nicht mein Problem, ob Sie jetzt da sitzen oder nicht. Es ist auch unerheblich für die Sachlage hier im Saal, ob jemand da ist oder nicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Fakt ist, dass Kollege Maresch hier authentisch berichtet hat von dem, was sich bei dieser Veranstaltung zugetragen hat, und dass die Reaktion des Herrn Amhof und der FPÖ die gewesen ist, alle, die dies behaupten, zu klagen: den Präsidenten von Kolping, einen Journalisten, der sich das zu schreiben getraut hat, und den Kollegen Maresch, der das vom Rednerpult hier im Gemeinderat gesagt hat. Und jetzt bin ich neugierig, was bei den Prozessen, die geführt werden und die ja vertagt worden sind, herauskommt. 

Also, Sie können da weder behaupten, er hat es nicht gesagt, noch ... (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Oh ja)! Ja, behaupten können Sie viel. Sie haben in Ihrer politischen Laufbahn so viel behauptet (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Sie behaupten ja auch das Gegenteil!), was dann nicht gestimmt hat, von Ihrem Altparteiobmann abwärts, der etliche Prozesse verloren hat (Abg Mag Hilmar Kabas: Und gewonnen!) und der bis heute in vielen Fällen noch nicht dem nachgekommen ist, was er machen müsste, nämlich einen Widerruf. Das ist einmal das eine. Da sind Sie dann offensichtlich nicht Manns oder nicht Frau genug, das zu tun. 

Fakt ist: Wir können jederzeit gerne den Gegenbeweis antreten, nur müsste Herr Amhof zunächst einmal das richtige Klageinstrument wählen - das ist einmal das eine -, aber offensichtlich ist er da nicht Manns genug, das zu finden. Auf der anderen Seite habe ich Ihnen im Immunitätskollegium auch ganz klar und deutlich erklärt, wie unsere Haltung zur Immunität, zur beruflichen Immunität ist. Und wenn Sie hier herausgehen und sagen, na ja, der versteckt sich jetzt hinter der Immunität, so ist das genau Ihr Umgang mit einem Instrument, das Oppositionspolitiker - in diesem Fall - oder Politiker im Allgemeinen vor Zugriffen einer sehr totalitären und autoritären anderen Staatsform, die vielleicht von Ihrer Seite gewünscht wird, schützt. (StR Johann Herzog: Meinen Sie die FPÖ-freien U�Bahnen? Das ist genau dasselbe, Herr Kollege!) 

Ich stehe dazu, ich stehe da als frei gewählter Mandatar, und ich möchte auch nicht, wenn Sie jemals die Möglichkeit haben, andere Organe zu Hilfe zu nehmen, mich hier zu entfernen, dass meine Immunität oder die Immunität irgendeiner Person hier im Hause durch irgendetwas angegriffen wird. Und genau das ist der Grund, warum wir sowohl hier im Landtag als auch im Gemeinderat den Begriff der Immunität sehr hoch schätzen, aber wir sagen nicht, wir verstecken uns dahinter. Das ist es jedoch, was Sie in der Öffentlichkeit und in der Bevölkerung sagen: Die Politiker richten sich's. Die verstecken sich hinter der Immunität. Das hat schon einen Sinn gehabt, dass die Immunität geschaffen wurde, und es hat einen Sinn, dass es die Immunität gibt.

Und jetzt sage ich Ihnen noch einmal einen Satz zu Ihrer schlecht gehörten FPÖ-freien U�Bahn. Ich suche es mir auch aus, in welchen Wagon ich einsteige, wenn ich sehe, wer drinnen ist. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Wenn Sie einen Freiheitlichen drinnen sehen, steigen Sie nicht ein?) Da gibt es durchaus welche, mit denen ich nicht unbedingt in Kontakt treten möchte, so wie Sie vielleicht mit einzelnen Personen in dieser Stadt auch nicht in Kontakt treten wollen, aber Sie haben ein probates Mittel zur Hand. Sie machen einen so genannten Integrationsvertrag und schicken die Leute wieder aus dem Land hinaus. (StR Johann Herzog: Das ist eine ganz andere Sache!) Ich suche es mir aus und steige in einen anderen U�Bahn-Wagon hinein. Das ist die einfachere und humanere Lösung. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau Abg Malyar gemeldet. Ich verweise auf die Redezeitbeschränkung.

Abg Martina Malyar (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zwei tatsächliche Berichtigungen. 

Erstens: Herr Präses Zack hat überhaupt nichts dafür bekommen, dass er sich im Personenkomitee für die Wiederwahl von Herrn BV Benke engagiert hat, sondern er hat sich vielmehr deswegen engagiert, weil BV Benke ein Garant für eine tolerante, lebenswerte und gute Stadt und auch für einen lebenswerten, für einen integrativen und vielfältigen Alsergrund ist. Und deswegen hat Herr Präses Zack alles in seiner Macht stehende getan, um diesem Bezirksvorsteher zu seiner Wiederwahl zu verhelfen. - Das ist einmal der erste Fakt. 

Aber ich werde diese Ihre Aussage gerne dem Herrn Präses Zack und auch den Alsergrunderinnen und Alsergrundern zukommen lassen, damit sie wissen, dass der Herr Amhof in Ihrer Partei nicht alleine ist, sondern dass es sehr, sehr viele sind, die eine ähnliche Diktion und vor allem eine ähnliche Weltanschauung und offenbar eine ähnliche Erfahrung haben. - Ich weiß nicht, wie Sie Ihre Wahlkämpfe betreiben. Da will ich Ihnen überhaupt nichts unterstellen. 

Zweitens: Kommen Sie jetzt heraus und legen Sie bitte den Entschuldigungsbrief von Herrn BVSt Lindenmayr vor! Kommen Sie heraus, lesen Sie diesen Brief, diesen so genannten Entschuldigungsbrief, vor! Wahr ist nämlich vielmehr, dass sich Herr BV Lindenmayr auf einen "profil"-Artikel berufen hat und diesen auch in der Zeitung zitiert hat. Das ist die Wahrheit und das ist die Berichtigung - nicht mehr und nicht weniger. (Beifall bei der SPÖ und des Abg Mag Rüdiger Maresch. - Abg Dr Helmut GÜNTHER: Ja, nicht mehr und nicht weniger!)

Präsident Johann Römer: Zu einer weiteren tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Dr GÜNTHER gemeldet.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Jetzt sind es insgesamt drei geworden. 

Die Erste zum Kollegen Kenesei: Es stimmt, Kollege Serles hat dort gesagt, sollte sich Kollege Maresch selbst ausliefern lassen wollen, würde die FPÖ das annehmen. Sie haben daraufhin gesagt: Wir sehen die Immunität anders. Aus diesem Grunde würden wir auch dann, wenn Maresch sagen würde, ich lasse mich ausliefern, dieser Auslieferung nicht zustimmen. Genau so war die Diskussion im Immunitätskollegium. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das klingt jetzt anders!) Nichts anderes habe ich vorher gesagt. 

Nummer zwei, zu dem, was Sie gesagt haben, Präses Zack hätte was bekommen: Ich habe nicht gesagt, er hat was bekommen, ich habe gesagt, er hat die mentale Unterstützung bei der Verhandlung in St. Pölten bekommen. Das hat nichts anderes zu bedeuten, als dass ihn Benke getröstet hat, dass er dort in St. Pölten angeklagt war. (Abg Martina Malyar: Wir werden uns das Protokoll genau anschauen!)

Und das Dritte war diese Erklärung von Herrn Lindenmayr. Ich lese das gerne vor. Das war vermutlich das "Bezirksjournal" oder so etwas, irgendeine Zeitung jedenfalls. (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Der Brief! Wo ist der Brief?)

"Erklärung von Sigi Lindenmayr: Herr Nikolaus Amhof hat mir gegenüber erklärt, die ihm vorgeworfene Aussage, er werde den Alsergrund ausländerfrei machen, nicht gemacht zu haben. Ich nehme diese Erklärung von Herrn Amhof als Tatsachenerklärung zur Kenntnis und bin bereit, diese Aussage meinen künftigen Einschätzungen zu Grunde zu legen. In einem persönlichen Gespräch mit Herrn Amhof, konnte mich Herr Amhof überzeugen, dass es keinesfalls seine politische Absicht ist, alle in unserem Bezirk lebenden Ausländer zu verdrängen. Sigi Lindenmayr, Bezirksvorsteher-Stellvertreter vom 9. Bezirk." 

Frau Kollegin! Genau das habe ich gesagt, dass der Herr Lindenmayr ... (Abg Martina Malyar: Sie haben die Buchstaben gelesen, aber den Sinn nicht verstanden!) Aber wenn Sie das nicht so sehen. (Abg Heinz Hufnagl: Die amerikanische Botschaft werden Sie nicht gemeint haben!) Herr Kollege Hufnagl, Sie sind berühmt für blöde Aussagen. Heute ist es Ihnen wieder gelungen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ. - Empörte Zwischenrufe bei der SPÖ. - Abg Volkmar Harwanegg: Ordnungsruf!)

Präsident Johann Römer: Herr Kollege Dr GÜNTHER! Irgendwo sollte man die Würde des Hauses jedenfalls wahren und ich glaube, "blöde Aussage" zu einem Kollegen zu sagen, verdient einen Ordnungsruf, und ich bitte, den so zur Kenntnis zu nehmen. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Abg Mag Sonja Wehsely: Ich möchte nur ganz kurz einen Irrtum aufklären, weil Kollege GÜNTHER hier davon gesprochen hat, "wenn sich der Herr Mag Maresch hätte ausliefern lassen". 

Es ist nicht das subjektive Recht eines einzelnen Abgeordneten, sich auszuliefern, weil die Immunität auch kein subjektives Recht und kein subjektiver Schutz des einzelnen Mandatars oder der einzelnen Mandatarin ist, sondern vielmehr das Institut des freien Abgeordneten schützt. Daher kann der Wunsch nach Auslieferung eventuell ein Indiz für die freien Abgeordneten sein, den man irgendwie annehmen kann oder auch nicht, aber es ist grundsätzlich rechtlich völlig irrelevant, ob sich jemand ausliefern möchte oder nicht. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Das haben Sie beim Westenthaler aber anders gesagt!) Daher ist auch die Einschätzung, dass sich jemand dahinter verschanzt oder nicht, rechtlich vollkommen irrelevant.

Ansonsten möchte ich den Antrag des Immunitätskollegiums vom 27. September 2001 noch einmal wiederholen, dem Ersuchen des Bezirksgerichts Innere Stadt um Verfolgung des Herrn Abg Maresch nicht stattzugeben.

Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Antrag des Immunitätskollegiums zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das ist einstimmig beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 22 (PrZ 587/01-MDBLTG) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2001 bis 2006 hinsichtlich der Mitglieder des Landtags - Privatwirtschaft. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Tomsik, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren! 

Ich weiß nicht, ob ich zu so später Stunde vielleicht das ganze Unvereinbarkeitsgesetz vorlesen soll. (Heiterkeit und Widerspruch bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Ich nehme an, das wollen Sie nicht.

Der Unvereinbarkeitsausschuss hat heute in der Früh eine Sitzung abgehalten und nach einer Wortmeldung einstimmig festgestellt, dass kein Mitglied dieses Hauses eine Tätigkeit ausübt, die unvereinbar wäre mit seiner Landtagsabgeordnetentätigkeit und Gemeinderatstätigkeit. 

Ich bitte um Zustimmung zu dem Antrag, diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

Präsident Johann Römer: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschuss zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich komme jetzt zurück auf das Begehren des Herrn Abg Kreißl, der darauf verweist, dass Herr Abg Ellensohn in seiner Rede von einer FPÖ-freien Zone gesprochen hat. Ich habe mir das Protokoll geholt und es genau durchgelesen. 

Es geht hier darum, dass er in irgendeinem Konnex sagt: "... aber wir können nicht sagen, die Stadt ist wahnsinnig unsicher, wahnsinnig gefährlich" - es ist auch nicht ganz richtig gedruckt worden -, "wir dürfen nicht mehr U�Bahn fahren. Einen Vorteil hätte es: Es wäre eine FPÖ-freie Zone." 

Ich glaube, das man gerade im Hinblick auf den einen Akt, den wir heute gehabt haben, im Hinblick darauf, dass wir alle wissen, wir heikel dieses Thema ist, wenn man Menschen aus politischen, rassistischen, religiösen Gründe et cetera diffamiert und hintanstellt, und im Hinblick darauf, dass wir wissen, wie gerade dieses Thema die Gespräche der letzten Jahrzehnte beherrscht hat, solche Aussagen jedenfalls vermeiden sollte. Ich glaube, wir müssen uns, egal, welcher politischen Partei wir angehören, nicht mit jedem anderen verbrüdern, aber es ist in der Würde des Hauses gelegen, wenn man zur Kenntnis nimmt, dass es politisch Andersdenkende auch gibt. 

Ich glaube, dass Sie mit dieser Aussage und vor allem mit dieser Wortwahl, die an viele andere ähnliche Formulierungen erinnert, die Würde des Hauses überschritten haben und erteile Ihnen hiefür einen Ordnungsruf. Ich ersuche Sie, in Zukunft bei solchen Dingen etwas feinfühliger zu sein. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss der Sitzung um 22.21 Uhr.)
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